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Vorwort. 


Mit dieſem Buch wird der Derjud gemacht, einen Überblick über die 
Grundlagen, die Entwickelung, den Aufgabenkreis der Wohlfahrtspflege zu 
geben. Das Bedürfnis nach einer ſolchen zuſammenfaſſenden Darſtellung iſt 
vorhanden. Es zeigt ſich in den Wohlfahrtsſchulen, beſonders ſeit in den 
meiſten deutſchen Staaten Prüfungen für Wohlfahrtspflegerinnen eingeführt 
find. Don den Schülerinnen wird gefordert, was von allen in der Wohlfahrts- 
pflege mitwirkenden Kräften verlangt werden ſollte: daß ſie einen Über⸗ 
blick über alle Zweige der Wohlfahrtspflege haben und die Geſetze kennen, 
deren Ausführung und Nutzbarmachung in die Hand der Wohlfahrtspfleger 
gelegt iſt. 

Dieſem Bedürfnis iſt das Buch angepaßt. Es ſoll als Leitfaden für den 
Unterricht in der Wohlfahrtspflege und der Berufskunde dienen. Es ſoll auch 
den in der praktiſchen Arbeit ſtehenden Kräften nützlich ſein. 

So ſicher das Bedürfnis nach einem Leitfaden der Wohlfahrtspflege feſt— 
ſteht, ſo zweifelhaft iſt es, ob die Aufgabe gelöſt iſt oder befriedigend ge— 
löſt werden konnte. Denn wenn auch die Literatur über Einzelgebiete der 
Wohlfahrtspflege außerordentlich groß iſt, fehlt es ganz an zuſammenfaſſenden 
Darſtellungen ſeit Münſterbergs kleinem Buch über die „Armenpflege“, das 
mehr iſt als der Titel ſagt, das aber angeſichts der großen Umwälzungen auf 
dieſem Gebiet veraltet iſt. 

Der Mangel an zuſammenfaſſenden Darſtellungen iſt damit zu erklären, 
daß die Wiſſenſchaft von der Wohlfahrtspflege erſt im Entſtehen iſt. Es ſind 
für die Aufgaben, den Umfang und den Begriff der Wohlfahrtspflege nicht 
einmal Deutungen vorhanden, die allgemein anerkannt werden. Die Wohl⸗ 
fahrtspflege ſelbſt iſt ſtark in Entwickelung und Wandel begriffen. Sie wächſt 
erſt aus der Armenpflege, den älteren Formen karitativer Betätigung hervor. 
Der neue Staat beginnt, ihre Bedeutung für Aufbau und Leben des Volkes an- 
zuerkennen und vieles ſtaatlich zu ordnen, was bisher Sache freier Initiative 
war. Jede Darſtellung läuft daher Gefahr, in abſehbarer Seit überholt zu ſein. 

Trotzdem ſchien es nicht angebracht, einen Abſchluß der Neuordnung abzu- 
warten. Denn überall, wo es ſich um die Förderung der Wohlfahrt handelt, 
kann es überhaupt keinen Abſchluß, kein erreichtes Siel, nicht einmal einen 
ſich gleich bleibenden Inhalt geben. 

Darin lag einmal die Schwierigkeit der Aufgabe; dann aber auch darin, 
daß bei dem umfangreichen Stoff größte Beſchränkung geboten war. Es ſind 


deshalb nur die deutſchen Verhältniſſe zur Darſtellung gelangt, mit Aus⸗ 


nahme des geſchichtlichen Abſchnittes, in dem aus Gründen, die jeder Leſer 
verſtehen wird, die Entwickelung in anderen Ländern mitherangezogen iſt. 
1 
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Die Unterſchiede in den verhältniſſen von Stadt und Land ſind i in den 10 | 
zelnen Aa nach ER 
mäßige r und begründeter, als das geſamte Gebiet der Wohlfahrtspflege in 
ſeiner Anwendung auf ländliche Verhältniſſe geſondert zu behandeln. Die 
bekfaſſerin wird es dankbar aufnehmen, wenn ihr aus dem Kreis der Fach⸗ 
leute Anregungen für eine beſſere Geſtaltung ſpäterer Auflagen zugehen. 
Wenn der ſachliche Inhalt notwendig unvollkommen ſein mußte, ſo ſollte 


möglichkeit berückſichtigt worden. Das erſchien zwed- 1 5 


um jo deutlicher das Weſen aller Wohlfahrtspflege zum Ausdruck kommen. 


Die Wohlfahrtspflege iſt überhaupt nicht in erſter Linie eine Aufgabe, die 5 


durch noch ſo gute äußere Formen und Methoden glücklich zu löſen iſt. Sie 


iſt in ganz ſtarkem Maß ein inneres Problem. Deshalb iſt großer Wert 
darauf gelegt worden, die inneren Kräfte aufzudecken, aus denen ein leben⸗ 
diges Verhältnis des Menſchen zu ſeinen Nächſten wächſt, und alle die Kreiſe 
und Gruppen aufzuzeigen, deren Weltanſchauung zu gegenſeitiger Hilfe führt. 
Das Buch enthält alſo außer dem reinen Wiſſensſtoff auch Bildungs⸗ und 
Geſinnungsſtoff, wie das zum Weſen jeder ſozialen Ausbildung und Schu⸗ 
lung gehört. 

In dieſen Auffaſſungen begegnete ich mich vollkommen mit meiner Mit- 
arbeiterin Siddy Wronsky, der ich die Anregung zu dieſem Buch verdanke, 
deren Beteiligung und Rat mich förderte und unterſtützte weit über das hin⸗ 
aus, was als ihr Anteil an dieſem Buch erſcheint. Außere Umſtände haben es 
ſo gefügt, daß ſie in dem Buch, das als gemeinſame Arbeit geplant war, nur 
das dritte Kapitel: „Allgemeine Wohlfahrtspflege“ und das ſiebente Kapitel: 
„Methoden der Wohlfahrtspflege“ übernehmen konnte. Für 1 andere trage 
ich die Verantwortung. | 

Es iſt verſucht worden, allen Trägern der Wohlfahrtspflege gleichmäßig 
gerecht zu werden, wie auch das Buch nicht einer beſonderen Richtung dienen 
ſoll. Die Wohlfahrtspflege bedarf bei aller Anerkennung verſchiedenartigen 
Triebkräfte keiner Trennungslinien. Sie kann leichter als andere Lebens 
gebiete die Menſchen zuſammenführen und verbinden, weil ſie in . 
innerſten Kern Derjöhnungsarbeit iſt. 


Berlin, im Mai 1921. 
Alice Salomon. 


I. Teil. 
Weſen und Geſchichte der Wohlfahrtspflege. 


Erſtes Kapitel. 
Das Weſen der Wohlfahrtspflege. 


§ 1. die Bedeutung der Wohlfahrtspflege für die Geſellſchaft. 


Begriff. Unter Wohlfahrtspflege verſteht man alle Beſtrebungen von Staat 
und Geſellſchaft, die ſich zum Siele ſetzen, eine den jeweiligen Kulturideen ent⸗ 
ſprechende Dolfslebenshaltung herbeizuführen oder zu bewahren. Es handelt 
ſich dabei um jede Tätigkeit, die eine Förderung der kulturell weniger ent⸗ 
wickelten oder gefährdeten Schichten in geſundheitlicher, geiſtig⸗ſittlicher und 
wirtſchaftlicher Beziehung bezweckt. 

Stellung der Wohlfahrtspflege in der volkswirtſchaft. Die Bedeutung der 
Wohlfahrtspflege für die Volkswirtſchaft, ihre Stellung innerhalb der herr— 
ſchenden Syſteme der Bedürfnisbefriedigung beginnt erſt, ſtärkere Beachtung 
zu finden. Man hat verſucht, ſie in die Organiſationsformen der Wirtſchaft 
einzureihen, indem man drei Wirtſchaftsgrundſätze anerkennt und dement⸗ 
ſprechend drei Formen der Produktion und Bedürfnisbefriedigung gelten läßt: 
die Privatwirtſchaft, die Gemeinwirtſchaft und die Widmungswirtſchaft. 

Privatwirtſchaft. Das Syitem der Privatwirtſchaft (auch Verkehrswirtſchaft 
genannt) baut auf der Arbeitsteilung und dem Sondereigentum des einzelnen 
auf. Es ſetzt Vertrags- und Derfehrsfreiheit voraus und beſteht in dem 
Güteraustauſch nach dem Grundſatz des Sonderentgelts. Jeder Ceiſtung ſteht 
eine Gegenleiſtung gegenüber. Der einzelne läßt ſich beim Tauſch von ſeinem 
privaten Vorteil leiten. Er tauſcht (verkauft) nur, wenn das Kaufgut ihm 
nach ſeinen perſönlichen Bedürfniſſen wertvoller oder nützlicher als das 
Tauſchgut erſcheint. 

Gemeinwirtſchaft. Daneben ſteht das Syſtem der Gemeinwirtſchaft, d. h. 
einer Wirtſchaftsorganiſation, in der Gruppen oder Verbände oder Körper: 
ſchaften (Familie, Kirche, Gemeinde, Genoſſenſchaft, Staat) im gemeinſamen 
Intereſſe Bedürfniſſe befriedigen, ohne daß der Leiſtung des einzelnen eine 
beſondere Gegenleiſtung gegenüberſteht. Ceiſtungen und Forderungen der ver- 
ſchiedenen Glieder der Gemeinſchaft werden vielmehr nach allgemeinen Grund— 
ſätzen geordnet. In der Familie iſt Sitte und herkommen dafür beſtimmend; 
im Derein, der Genoſſenſchaft die Satzung; in Gemeinde und Staat der Swang. 
Die Triebkraft dieſer Wirtſchaftsform iſt nicht der private Vorteil; nicht ein⸗ 
mal der wirtſchaftliche Vorteil der Gemeinſchaft ſchlechthin. Kußerwirtſchaft⸗ 
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liche Ideen und 3iele find vielmehr entſcheidend. Unter Umſtänden wird ſolche 
Organiſation von dem Gedanken getragen, daß jeder nach ſeinen Derhält- 
niſſen für das Ganze leiſten und nach ſeinen Bedürfniſſen empfangen ſoll. 
Der Staat erhebt Steuern nach der wirtſchaftlichen Ceiſtungsfähigkeit des 
einzelnen Bürgers oder nach politiſchen Machtverhältniſſen. Er fordert Dienſte 
(Geſchworenendienſt, früher Militärdienſt) nach Sweckmäßigkeit oder Taug⸗ 
lichkeit. Er leiſtet ſeinen Bürgern etwas, indem er Straßen, Muſeen, Schu⸗ 
len, Bibliotheken nach Maß des für die Geſamtheit als notwendig Erkannten 
zur beliebigen Benutzung nach den individuell verſchiedenen Bedürfniſſen zur 
Verfügung ſtellt. 


widmungswirtſchaft. Außer den privatwirtſchaftlichen und gemeinwirt⸗ 
ſchaftlichen Intereſſen findet ſich im wirtſchaftlichen Tun ein dritter Be⸗ 
weggrund, von Wagner und Schäffle der karitative genannt, durch den 
eine Güterhingabe auf dem Wege der Widmungswirtſchaft erfolgt. Dabei 
handelt es ſich um einſeitige handlungen des Schenkens, des Gebens, des Ver⸗ 
ſorgens, ohne daß irgendein Gegenwert dafür erſtattet wird. Es handelt ſich 
um unentgeltliche Leiſtungen, um Verſorgung derer, die ſich allein nicht oder 
nicht ausreichend verſorgen können. | 


wirtſchaftliche Aufgaben der Wohlfahrtspflege. Es iſt gewiß berechtigt, die 
außerwirtſchaftlichen Beweggründe innerhalb der Syſteme der Bedürfnis⸗ 
befriedigung ins rechte Licht zu rücken und gegenüber einem geſellſchaft⸗ 
lichen Syitem, in dem der Konkurrenzkampf, das Recht des Stärkeren, das indi- 
viduelle Gewinnſtreben, der kapitaliſtiſche Geiſt ſo vorherrſchend iſt wie in 
dem jetzigen, die Bedeutung der Karitas, der Widmung, der nicht dem perſön⸗ 
lichen Intereſſe dienenden Handlungen zu betonen und als beſonderes Syſtem 
der Wirtſchaft zu bezeichnen. Jedoch iſt damit keine umfaſſende und erſchöp⸗ 
fende Kennzeichnung der Wohlfahrtspflege gegeben. Denn der Begriff der 
Widmungswirtſchaft iſt allenfalls auf die geſamte private Wohlfahrts⸗ 
pflege anzuwenden. Die öffentliche, von Staat und Gemeinde betriebene 
Wohlfahrtspflege würde aber als Teil der Gemeinwirtſchaft zu betrachten ſein. 
Weit wichtiger aber für die rechte Bewertung der Wohlfahrtspflege und für 
ihre Bedeutung innerhalb der Volkswirtſchaft iſt die Tatſache, daß ihre Hand⸗ 
lungen und Bemühungen ſich nicht im einſeitigen Geben erſchöpfen und keines⸗ 
wegs ausſchließlich auf wirtſchaftliche Ceiſtungen beſchränkt ſind. Das trifft 
nicht einmal für die Armenpflege zu, die zwar in neuerer Seit der Ausgangs- 
punkt der Beſtrebungen der Wohlfahrtspflege geweſen iſt, heut aber nur noch 
einen Sweig davon darſtellt. Jede zweckmäßige Fürſorge ſoll ſich nicht da⸗ 
mit begnügen, den Armen zu unterſtützen, ſondern ſie ſoll, wenn es möglich 
iſt, ſeine wirtſchaftliche Selbſtändigkeit wieder herbeiführen helfen. Sie ſoll 
eine Verwertung ſeiner Kräfte innerhalb der gegenwärtigen Wirtſchaftsform 
anſtreben, wie auch dieſe Kräfte beſchaffen fein mögen. Sie ſoll auf feine 
Lebensgeſtaltung und Lebensführung einwirken und die Eigenſchaften in ihm 
zu entwickeln trachten, die ihm eine Einordnung in das Räderwerk der Volks⸗ 
wirtſchaft ermöglichen. Inſofern gibt die Fürſorge nicht nur, ſondern macht 
vorhandene Kräfte dem Ganzen nutzbar. A 
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Geſund heitliche und geiſtig⸗ſittliche Aufgaben. Die Wohlfahrtspflege hat 
aber noch viel umfaſſendere Aufgaben, die das Wirtſchaftsleben nur ganz 
mittelbar berühren. Sie ſoll nicht nur die materielle Lebenshaltung des Dol- 
kes, ſondern ſeine Geſundheit, ſein geiſtiges und ſittliches Leben unſeren 
Kulturideen entſprechend erhöhen und vervollkommnen. Sie ſoll dem einzelnen 
die beſtmögliche Entwicklung ſeiner Perſönlichkeit (die doch gewiß nicht nur 
auf ſeiner wirtſchaftlichen Lage beruht) und der Geſamtheit die höchſtmög⸗ 
liche Steigerung der Volkskraft (die auch keineswegs mit Wohlſtand erſchöpft 
iſt) ſichern. Sie hat es daher nur in gleicher Weiſe mit dem Geben, der Wid⸗ 
mung von wirtſchaftlichen Gütern zu tun, wie mit wirtſchaftlicher Beratung 
und Anpaſſung, mit Erziehungs- und Bildungsaufgaben, geſundheitlicher 
Fürſorge und Förderung. Nun werden allerdings auch dieſe ideellen Güter 
in der beſtehenden Geſellſchaftsordnung mit materiellen Werten beglichen, 
und die Wohlfahrtspflege ſoll dieſe ideellen Güter denen zuführen oder ſichern, 
die nicht oder nicht ausreichend imſtande ſind, ſie für ſich zu beſchaffen. In⸗ 
ſofern ſetzt ſie in der Regel ein Geben oder zur Verfügung ſtellen von geld— 
werten Leiſtungen voraus. Aber dabei handelt es ſich faſt niemals um Auf: 
gaben, die durch einſeitige handlungen gelöſt werden können; nicht um ein 
Subjekt⸗Objekt⸗ Verhältnis, ſondern um das Suſammenwirken verſchiedener 
Subjekte; wie auch der Arzt den Kranken nicht heilen kann, wenn dieſer die 
Ratſchläge nicht befolgt; und wie der Erzieher und Lehrer nur den Schüler 
fördern kann, der für eigene Arbeit und eigenes Bemühen gewonnen wird. 
Vor allem aber hat die Wohlfahrtspflege nicht einſeitig wirtſchaftliche äwede, 
und ihr Weſen erſchöpft ſich nicht mit ihrer Bedeutung für die Dolkswirt⸗ 
ſchaft, ſondern bezieht ſich auf Volksgeſundheit, Volksbildung und F ittlichkeit, 
Volkskultur ſchlechthin in ihrer umfaſſenden Bedeutung (vgl. S. 28, 94). 

Arſprüngliche Urſachen der Wohlfahrtspflege. Je entwickelter und vielſei⸗ 
tiger die Kultur eines Volkes, deſto weniger werden alle ſeine Glieder imſtande 
ſein, auch nur mit den durchſchnittlichen Dorjtellungen und Ideen davon Schritt 
zu halten; deſto größer wird die Sahl derer, die ſich nicht anpaſſen können; 
deſto geringer werden die Möglichkeiten natürlicher, familienhafter, nachbar⸗ 
licher Hilfe und Förderung. In früherer Seit, in einfacheren Verhältniſſen, 
ſchlang ganz allgemein die Familie ein feſtes Band um den einzelnen. Auch der 
HBlutsfremde wurde in den Familienverband wie in eine Lebensgemeinſchaft 
eingegliedert, wenn er für ſie oder in ihrem Betrieb Arbeit leiſtete; und er 
fand in Krankheit und Alter und Arbeitsunfähigkeit dort einen Anhalt. Hilfs⸗ 
bedürftig in einem weiteren Sinn wurde nur, wer außerhalb der Familie ſtand, 
wer allein und vereinſamt war (Waiſen, Greiſe). Solche Not war indivi— 
duelle Not, durch perſönliche Urſachen hervorgerufen. Daneben trat auch 
dann und wann eine Maſſennot in Erſcheinung, durch Kriege, Seuchen, Miß— 
ernten, Hungersnöte verurſacht; der gegenüber konnte eine organiſierte und 
ausreichende Hilfe kaum bewerkſtelligt werden. Die Wohlfahrtspflege blieb ur- 
ſprünglich auf die karitative Betätigung einzelner Menſchen für einzelne Men- 
ſchen, auf freundnachbarliche Hilfe beſchränkt. 

Maſſennot. Im modernen Wirtſchaftsleben, beſonders in den unnatür⸗ 
lichen und ungeſunden Verhältniſſen des Induſtrieſtaates, der Großſtädte ſind 
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die Notſtände, die Dorausjegungen für eine Hilfsbedürftigfeit viel ler 


und ſchwieriger; die Anſprüche an die Lebenshaltung und die Kulturideale N 
dagegen entwickelter, die e zwiſchen Bedarf und Befriedigung daher e 


größer. 
Die Menſchen ſind von der Scholle losgelöſt. Sie müſſen der Arbeit dorthin | 
nachwandern, wo fie Gelegenheit zum Unterhalt finden. Die Familie iſt auf⸗ 
geriſſen, atomiſiert. Wie Flugſand, wie Blätter, die vom Winde verweht 
werden, treibt die Arbeit ſie von Ort zu Ort. Der Begriff „Heimat“ iſt dem 


Städter verloren gegangen. Auch das Wort „Beruf“ hat für viele feinen Sinn 


eingebüßt. An Stelle des Berufs tritt ein immer wieder wechſelndes Arbeits⸗ 
verhältnis. Nicht jeder, der arbeiten will, findet eine Arbeitsſtelle. Der wirt⸗ 
ſchaftliche Anhalt, den früher Familie und Arbeitsverhältnis dem einzelnen 
in Zeiten perſönlicher Schwierigkeiten boten, beſteht nicht mehr. Die Jugend iſt 
entwurzelt, heimat⸗ und familienfremd. Sie iſt nicht nur bei wirtſchaft⸗ 
lichen Notlagen gefährdet. Ihr fehlt der Erziehungseinfluß der Eltern, der 
familienhaften Lehre. Sie iſt ſich ſelbſt überlaſſen, in dem Alter, in dem der 
Menſch am meiſten der Führung bedarf. Das gilt nicht nur für die allein⸗ 
ſtehenden, von Haufe abgewanderten jungen Leute. Die wirtſchaftliche Selb⸗ 
ſtändigkeit der früh verdienenden jungen Menſchen macht ſie erziehlichen 
Einflüſſen oft auch dann unzugänglich, wenn ſie noch im Elternhaus leben. 
So entſteht geiſtig⸗ſittliche Not. 50 

Die Sufammenballung großer Menſchenmaſſen in den Induſtriezentren, in 
Großſtädten geht vonſtatten, ohne daß ausreichende Wohnungsgelegenheiten 
geſchaffen werden. Die Benutzung ungeſunder Wohnungen, dichte Belegung, 
der Bau von hohen häuſern ohne Sugang von Luft und Licht und Sonne, 
ohne genügende hugieniſche Einrichtungen und Vorkehrungen gefährdet die 
Volksgeſundheit, verbreitet Volksſeuchen. Ungeſunde und übermäßig aus 


gedehnte Arbeit ſchädigt Körper, Geiſt und Seele; läßt ein verfümmertes Ge⸗ 5 


ſchlecht heranwachſen; gefährdet die Mutter, die ein Kind unter dem Herzen 
trägt; führt ſchlechte Volksſitten herbei (unnatürliche Ernährung der Säug⸗ 
linge); vernichtet den Sinn an wahren und reinen Freuden. Neben der wirt⸗ 
ſchaftlichen, der geiſtig⸗ſittlichen rückt die geſundheitliche Not in den 
Vordergrund. 5 


Die Urſachen der Not ſind weniger individueller, perſönlicher als ee 


allgemein geſellſchaftlicher Art. Die Notjtände, die unbefriedigten Bedürf⸗ 
niſſe, das Surückbleiben hinter den dem Seitbewußtſein entſprechenden Kul⸗ 
turideen ſind Maſſennotſtände, Maſſenbedürfniſſe geworden. Nur durch all⸗ 
gemeine Maßnahmen, durch organifierte Hilfe und Wohlfahrtspflege von 
ſeiten der öffentlichen Körperſchaften, der Vereine, der Kirche und anderer 
Organiſationen zu gegenſeitiger hilfe kann man ihnen nahe kommen. 5 


Individuelle Urſachen der Not. Bei dieſer Betonung und Bewertung der 
äußeren Umſtände, Veranlaſſungen, Gefährdungen darf nicht überſehen wer⸗ 
den, daß auch innere Urjahen für die Entſtehung von Notſtänden und un⸗ 
befriedigten Cebensbedürfniſſen wirkſam find. Die jetzige Zeit iſt nur allzu 


geneigt, das „Milieu“ allein eee zu machen und an eine Swangs⸗ 5 
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läufigkeit aller menſchlichen handlungen zu glauben. Klumker hat des⸗ 
halb mit Recht dieſer Einſeitigkeit gegenüber ausgeführt, daß die eigentlichen 
- Armutszuftände faſt immer auf perſönliche Gründe irgendwelcher Art zurück⸗ 
führen ſind — ſei es wirtſchaftliche Unfähigkeit, Charakterfehler, Willens⸗ 
ſchwäche, Trägheit; wobei allerdings feſtzuhalten iſt, daß damit nichts über 
die Frage perſönlicher Schuld ausgeſagt iſt. Die Unfähigkeit, mit den wirt⸗ 
ſchaftlichen Erforderniſſen des Lebens fertig zu werden, beruht manchmal auf 
einer Unfähigkeit, ſich überhaupt richtig zum Leben zu ſtellen. 

Huch die organiſierte Wohlfahrtspflege, die Maſſennotſtände bekämpfen ſoll, 
muß deshalb vielfach als Arbeit an einzelnen ausgeübt werden. Sie muß ſich in 
ihren Maßnahmen jeweilig davon beeinfluſſen laſſen, ob ein Mißſtand, eine 
Notlage, ein Bedürfnis ausſchließlich auf ſoziale Verhältniſſe zurückzuführen, 
oder ob es vorwiegend in perſönlichen Eigenſchaften der einzelnen begründet 
iſt. Nicht aus Erwägungen über Wert oder Unwert, Schuld oder Schickſal der 
Menſchen, ſondern um die rechte Hilfe bringen zu können, muß jede Wohl— 
fahrtsarbeit von der Frage nach den Urſachen der Not, ihrer individuellen 
oder ſozialen Deranlajjung ausgehen. Denn fie muß andere Wege und Mittel 
ſuchen, wenn der einzelne ſich nicht im Leben bewähren, nicht den Erforder- 
niſſen der Gemeinſchaft und der Wirtſchaft anpaſſen kann, als wenn er ſchei⸗ 
tert, weil die Geſellſchaft ihm ungünſtige Bedingungen gewährt. 


8 2. Wohlfahrtspflege und Weltanſchauung. 


Die Wohlfahrtspflege als Problem. Die Geſellſchaft hat die Bekämpfung 
geſellſchaftlicher Mißſtände zu verſchiedenen Seiten mit ſehr verſchiedenem 
Eifer betrieben. Die jeweils vorherrſchende Weltanſchauung, die verſchiedenen 
religiöſen, politiſchen und philoſophiſchen Tehrmeinungen haben die Haltung 
ganzer Völker wie der Individuen zur Wohlfahrtspflege beſtimmt. Der Schutz 
der Schwachen ijt keineswegs zu allen Seiten und unter allen Verhältniſſen 
ein Axiom geweſen, ſondern immer wieder zum Problem geworden. 

In dieſem Suſammenhang kann die Frage nicht nach ihrer hiſtoriſchen 
und nationalen Entwickelung, ſondern nur nach ihrer grundſätzlichen Bedeu— 
tung und in ihrer Beziehung zur Gegenwart berührt werden. Dielleicht iſt 
das Problem zu keiner Seit ſchärfer erfaßt und heißer umſtritten worden, als 
in dem letzten halben Jahrhundert, nachdem die Darwinſche Haturerfennt- 
nis zu einer Weltanſchauung und einer neuen Ethik erhoben worden war und 
Nietzſche den Kampf gegen die Mitleidsmoral aufgenommen hatte. 

stellung der Nationalökonomie. Dorangegangen war der Kampf zwiſchen 
der klaſſiſchen Nationalökonomie und den frühen Sozialiſten; zwiſchen dem 
individualiſtiſchen und dem ſozialen Prinzip in der Wirtſchaftslehre; zwiſchen 
dem Glauben an den Segen des freien Spiels der Kräfte, des Konkurrenz⸗ 
kampfes und den Anhängern des Organiſationsgedankens oder, wie man 
heute jagen würde, des Gedankens der gegenſeitigen hilfe. Während Mal- 
thus die Not, den zu engen Nahrungsſpielraum einerſeits als Triebkraft 
aller wirtſchaftlichen Fortſchritte und deshalb als unentbehrlich, andererſeits 
als Folge und Beweis der Schwäche, hemmungsloſigkeit und Wertloſigkeit der 
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Armen anſah, während er und Ricardo die arbeitende Klaſſe mit der Be⸗ 
gründung der Unvermeidlichkeit ihres Elends preisgaben, ſehen die frühen 
Sozialiſten menſchliche Einrichtungen nicht mehr als von Gott gewollt, 
als naturgegeben, als unabänderlich an. Im Gegenſatz zu dem „Laisser 
faire“, das jeder Wohlfahrtspflege, jeder Beſchränkung der freien Konkurrenz, 
der individuellen Begehrlichkeit feindlich war, wollen ſie die Armut auf die 
verſchiedenſte Weiſe bekämpfen (St. Simon, Owen, Fourier, Blanc, 
Proudhon). Ihre praktiſchen Verſuche ſcheiterten mit geringen Ausnah- 
men, und gleichzeitig erhielten die Verteidiger des Rechts der Starken un⸗ 
erwartete Unterſtützung von der Naturwiſſenſchaft und ſpäter von der Philo⸗ 
ſophie. 

Naturwiſſenſchaft und Weltanſchauung. Die überwältigende Bezwingung 
der Naturkräfte, die wunderbaren Einſichten in Entwickelungen und Su⸗ 
ſammenhänge führten zu dem Glauben, daß die Welträtſel gelöſt ſeien, zu 
einem Umſturz des Weltbildes. Religiöſe und ſittliche Normen wurden er⸗ 
ſchüttert. An ihre Stelle trat der Glaube an mechaniſche Kräfte und Vorgänge. 
Die Biologie (Naturwiſſenſchaft von den Organismen) wurde philoſophiſch 
und politiſch ausgenutzt. Der Entwickelungsgedanke, fußend auf dem Glau⸗ 
ben an den Kampf ums Daſein und dem Begriff der Rusleſe der Paſſendſten 
wurde auf das Kulturleben der Menſchen übertragen. Dabei wurde nicht be⸗ 
rückſichtigt, daß die menſchliche Kultur etwas anderes iſt und ſein ſoll als die 
Natur; daß aus der Biologie keine ſittlichen Ideale zu gewinnen ſind. Unter 
biologiſchen Geſichtspunkten iſt jeder ethiſch vollkommen oder hat jeder recht, 
der ſich durchſetzt. Dom biologiſchen Standpunkt iſt jeder geſellſchaftliche Zu⸗ 
ſtand zu billigen, und die Schwachen haben kein Recht, ſich zu beklagen oder 
eine Änderung zu verlangen. Die Natur verdammt den Schwachen zur Der- 
nichtung. Der Biolog hertwig hat einmal ganz richtig gejagt: „Man ſoll 
doch nicht glauben, daß die menſchliche Geſellſchaft ein halbes Jahrhundert 
lang Redewendungen wie unerbittlicher Kampf ums Daſein, Ausleje der 
Paſſendſten, des Sweckmäßigen, Vervollkommnung durch Suchtwahl in ihrer 
Übertragung auf die verſchiedenſten Gebiete (Wirtſchaft, Politik) wie täg⸗ 
liches Brot gebrauchen kann, ohne in der ganzen Richtung ihrer Ideenbildung 
tief und nachhaltig beeinflußt zu werden.“ ; 

Verurteilung der Wohlfahrtspflege. Der Egoismus war nun nicht nur von 
der Volkswirtſchaftslehre, ſondern auch von der Naturwiſſenſchaft und Philo- 
ſophie gerechtfertigt. Der Wohlfahrtspflege war damit ihr Urteil geſprochen. 
Denn ſie dient der Erhaltung der Schwachen, und verhindert den Kampf des 
ſtärkeren Lebenswillens gegen den ſchwächeren, hindert die Ausleſe der Ge⸗ 
eigneten. Nietzſche hat dieſe Gefahren des Mitleids ſchließlich zu einer Philo⸗ 
ſophie geſteigert, die unermeßlichen Einfluß auf die lebende Generation ge⸗ 
habt hat. N 

Im engen Fuſammenhang damit ſtehen die Bedenken, die immer wieder 
dagegen laut werden, daß die Wohlfahrtspflege erhebliche Mittel für die Er⸗ 
haltung zarter Kinder, für die Derforgung von Invaliden und Gebrechlichen 
ausgibt; Summen, die auf dieſe Weiſe der Lebensſteigerung ſtarker, kraft⸗ 
voller Naturen entzogen werden. Dabei iſt allerdings überſehen, daß die Be⸗ 
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griffe lebensſchwach und lebensſtark überhaupt keine eindeutigen ſind; daß 
unter Umſtänden die Erhaltung körperlich zarter Individuen ſich für die 
Menſchheit unendlich viel wertvoller erweiſen kann als das Aufziehen Törper- 
lich kräftiger (Weismann kontra Darwin). Ferner iſt auch außer acht ge⸗ 
laſſen, welche Folgen für das menſchliche Handeln und die Charakterentwicke⸗ 
lung durch die grundſätzliche Preisgabe der Verpflichtung zur Erhaltung des 
gefährdeten Lebens und zur Fürſorge dafür entſtehen können. 

Die Bejahung der Wohlfahrtspflege. Deshalb ſind die religiöſen Kräfte, 
die ſich ihrem Weſen nach im Gegenſatz zu den individualiſtiſchen und liberalen 
Ideen fühlen müſſen, ſtets tragfähige Stützen der Wohlfahrtspflege geweſen. 
Vielleicht empfangen auch unbewußt alle ſozialen Bewegungen, die vom 
Gleichberechtigungsgedanken alles deſſen, was Menſchenantlitz trägt, erfüllt 
ſind, ihre erſten und tiefſten Impulſe aus den religiöſen Quellen. Die Ende 
des vergangenen Jahrhunderts wieder erſtarkende ſoziale Welle wie der 
Solidaritätsgedanke der Arbeiterſchaft finden doch den Boden, aus dem ſie 
hervorgegangen oder von dem ſie irgendwie geſpeiſt waren, in dem zuerſt 
von der Religion entwickelten Gedanken der Brüderlichkeit aller Menſchen. 
Die Ideale der Menſchlichkeit und Gerechtigkeit führen auf naturaliſtiſchem 
Boden eben ein exotiſches Daſein. Nur der kann vernünftigerweiſe an der 
Hebung der Armen und der Befreiung der Entrechteten arbeiten, der an den 
abſoluten Wert der menſchlichen Seele glaubt. 


Individualismus und jozialer Gedanke. Immer haben in der Geſchichte der 
Menſchheit dieſe beiden Prinzipien miteinander gerungen und ſich in ihrer 
Wirkung abgelöſt. Das Prinzip der Ichſucht und der Nächſtenliebe, des Macht⸗ 
kampfs und der gegenſeitigen hilfe, des perſönlichen Intereſſes und des Ge⸗ 
meinſchaftsgefühls. Auf allen Gebieten menſchlichen Tuns haben dieſe Gegen⸗ 
ſätze ſich geltend gemacht: im politiſchen Leben, in den Staatstheorien, Re- 
gierungsformen und Parteien; im wirtſchaftlichen Leben, im ſozialen Leben. 
Niemals hat für einen längeren Seitraum und für ein größeres Wirkungs— 
gebiet das eine völlig den Sieg über das andere errungen und deſſen Gel- 
tung verdrängt. 


Aufbauende und zerſtörende Seiten. Eines aber iſt gewiß: aufbauend für 
die Kultur, fördernd für das Wohl der Menſchheit, gemeinſchaftsbildend ſind 
immer nur die Seitläufte geweſen, in denen der ſoziale Gedanke vorgeherrſcht 
hat, in denen nicht Kampf, ſondern gegenſeitige Hilfe das bewegende Prin⸗ 
zip war — während die individualiſtiſchen Seiten vor allem zerſtört haben, 
kulturfeindlich, negativ ſind. Carlyle ſpricht in dieſem Sinne von „poſitiven 
Seiten, in denen das Leben der Menſchen einer Norm unterſtellt iſt, die ihm 
ſeine Beſtimmung klar ausdrückt, der er ſich beugt, weil ſie ſein Gewiſſen und 
ſeine Erkenntnis in Einklang ſetzt; in der er ſich den Bedürfniſſen der Ge⸗ 
ſamtheit unterordnet; Seiten, die an ſozialen Idealen orientiert ſind“. 
Noch ſchärfer hat Goethe es im „Weſtöſtlichen Diwan“ ausgedrückt: 
„Alle Epochen, in denen der Glaube herrſcht, unter welcher Geſtalt er auch 
wolle, jind glänzend und herzerhebend und fruchtbar für Mitwelt und Nach— 
welt. Alle Epochen dagegen, in welchen der Unglaube, in welcher Form es ſei, 
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einen kümmerlichen Sieg behauptet, und wenn ſie auch einen Augenblick mit 
einem Scheinglanze aufſtrahlen ſollten, verſchwinden vor der Nachwelt, weil 
ſich niemand gern mit der Erkenntnis des Unfruchtbaren abquälen mag“ 

Das prinzip der gegenſeitigen hilfe. Mit dieſer Grundſtellung iſt eine 
poſitive haltung zur Wohlfahrtspflege gegeben. Wie in der Pflanzen⸗ und 
Tierwelt der gegenſeitigen Hilfe, der Gemeinſamkeit eine viel größere Be⸗ 
deutung zukommt, als bisher anerkannt, ſo baut auch in der Entwickelung der 
Menſchheit der Fortſchritt von Kultur und Wirtſchaft auf dem Zuſammen⸗ 
wirken, der gegenſeitigen hilfe auf. Jede Art der Wohlfahrtspflege ent⸗ 
ſpringt dieſem Gemeinſchaftsgefühl, und aus ihren einfgchſten und urfprüng- 
lichſten Formen familienhafter Hilfe und der Hilfe unter Nachbarn und 
Gliedern der gleichen Gemeinde entwickelt ſich erſt die Möglichkeit höherer und 
komplizierterer Formen der Gemeinſamkeit, des Fuſammenwirkens in Staat 
und Geſellſchaft. Die Wohlfahrtspflege hemmt nicht, wie die klaſſiſche National⸗ 
ökonomie oder die biologiſche Weltbetrachtung meint, die Entwickelung der 
Menſchheit und der Kultur, ſondern fördert fie, indem fie die Anpaſſung des 
einzelnen an den Lebenskampf erleichtert. Der Trieb zur Gemeinſamkeit, zum 
Zuſammenwirken, der erſt den Menſchen zum Menſchen macht und der ihm 


das Leben nur ermöglicht, entwickelt in der Wohlfahrtspflege wertvolle und 


unentbehrliche Tugenden der menſchlichen Geſellſchaft, bringt tiefſte menſch⸗ 
liche Inſtinkte und ſeeliſche Werte zur Äußerung und Wirkung. Es iſt deshalb 
für die geſamte Wohlfahrtspflege richtig, was Klumker von dem engeren 
Gebiet der Fürſorge jagt: „Nicht nur was ſie an Derjorgung, an Erziehung 
und wirtſchaftlicher Verwertung ihrer Schutzbefohlenen leiſtet, gibt ihr ihren 
Platz. Noch bedeutſamer und unentbehrlicher iſt ſie als Pflanzſchule wahr⸗ 
haft menſchlichen Gefühls, einer Hilfsgeſinnung und einer gegenſeitigen 
Schutzverpflichtung, die erſt aller Kultur und Siviliſation Beſtand verleihen. 
Der Arme iſt ein Gegenſtand heiliger Scheu, ſagt ein Kirchenvater. Fürſorge 
iſt ein Ding ehrfurchtsvoller Verantwortung. Noch in ihren törichteſten Ge⸗ 
ſtaltungen haftet ihr ein hauch ſolchen Wertes an. In ihrer höchſten und 
beſten Geſtaltung, zu der ſie hinaufzuheben unſer aller Pflicht iſt, ſchafft 
ſie nicht nur dem Armen, mehr noch der menſchlichen Geſellſchaft höchſte, not⸗ 
wendigſte, unentbehrlichſte Werte!“ As 


8 5. Konfeſſionelle und interkonfeſſionelle Wohlfahrtspflege.“ 


Karitas und Wohlfahrtspflege. Solange in der Regel die Not, die Be⸗ 
dürftigkeit einzelner den unmittelbaren Anlaß zu einer Bilfeleiftung gibt, ſo⸗ 
lange das warmherzige Mitgefühl, die Nächſtenliebe dadurch ohne weiteres 
wachgerufen wurde, pflegte man dieſe Fürſorge mit dem aus der lateiniſchen 
Bibelüberſetzung übernommenenen Wort als Karitas zu bezeichnen. Diel- 
fach begegnet man der Auffaſſung, die Karitas ſei die aus der Religion 
hervorquellende Betätigung der hilfe; die Wohlfahrtspflege eine aus humani⸗ 
tären, aus weltlichen Beweggründen fließende Hilfe; das eine ſei Liebe, das an⸗ 


1) Dal. auch S. 26, 33—45, 54—57, 79. 
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dere Gerechtigkeit. Solche Kennzeichnung trifft den Kern der Sache in keiner 
Weiſe. Man kann eher jagen, die Karitasijt die Betätigung des einzelnen für den 
einzelnen, die aus dem unmittelbaren Erleben von deſſen Not durch das ur- 
ſprüngliche Gefühl, durch Mitleid und Barmherzigkeit ausgelöſt wird. Es iſt 
die Wirkungsform der Nächſtenliebe in einfacheren Derhältnifjen, in denen es 
keiner Organiſation bedarf. 

Die Wohlfahrtspflege wendet ſich dagegen den Bedürfniſſen ganzer Klaſſen, 
ganzer Bevölkerungsgruppen zu. Sie bekämpft Mißſtände, die allgemeiner, 
ſozialer Natur ſind und nur durch allgemeine Maßnahmen vermindert oder 
beſeitigt werden können. Sie braucht daher Organe, die planmäßig beſtimmte 
Aufgaben in Angriff nehmen und verfolgen und ſich für eine Bevölkerungs- 
gruppe und ein Arbeitsgebiet als zuſtändig und verantwortlich fühlen: den 
Staat, die Gemeinden, die Vereine, die Kirche, die Berufsgruppe. Triebkraft 
der Arbeit braucht nicht das unmittelbare Erleben eines Notſtandes oder Be⸗ 
dürfniſſes zu ſein. Es genügt dazu, daß man von den Notjtänden Kenntnis 
hat, daß man vorhandene Bedürfniſſe erfaßt, wenn dann das Wiſſen nur das 
Gewiſſen erweckt. Wird aus einem ſo gewonnenen Gefühl der Verpflichtung 
ein Handeln, jo tritt an Stelle der karitativen, impulſiv-perſönlichen Be⸗ 
tätigung in den unüberſehbaren, ſchwierigeren Verhältniſſen moderner Le— 
bensgeſtaltung die organiſierte Wohlfahrtspflege. Das perſönliche 
Wollen wird durch Vereine, Behörden und öffentliche Einrichtungen hindurch⸗ 
geleitet: die individuelle Tätigkeit wird in eine allgemeine Reformarbeit 
eingeordnet. Entſprechend den veränderten äußeren und ſozialen Derhält- 
niſſen ändert ſich die Betätigungsform, der Ausgangspunkt, der Weg. 

Innere Vorausſetzungen. Jedoch kann auch die Förderung ganzer Bevölke— 
rungsgruppen häufig nur durch Arbeit für einzelne erreicht werden. Deshalb 
erfordert die Wohlfahrtspflege trotz aller änderungen der äußeren Form 
die gleichen inneren Dorausjegungen und Empfindungen, die gleiche Geſin⸗ 
nung wie die Karitas; die gleiche Aufopferung, die gleiche Hingabe. Sie iſt 
die moderne Wirkungsform der Nädhitenliebe unter Derhältniſſen, unter 
denen der Strom der hilfsbereitſchaft durch Kanäle geleitet werden muß, 
wenn er nicht wirkungslos verſickern ſoll. 

Die Wohlfahrtspflege braucht für alle perſönliche Wirkung die gleiche 
warmherzige Geſinnung, weil menſchliche Beziehungen nicht von flüchtigen 
Bedürfniſſen beſtimmter Entwickelungsphaſen, ſondern von den ewigen und 
unwandelbaren Grundbedingungen menſchlicher Cebensgemeinſchaft abhängig 
ſind. Der Menſch kann dem Menſchen wahre hilfe nur bringen, wenn er mit 
ihm fühlt; wenn fremde Sorgen, fremdes Leid für ihn zu eigenem werden; 
wenn es ihm im Herzen brennt. Erreichen kann nur der etwas, der Fäden des 
Vertrauens ſchlingen, Gefühle der Verbundenheit entwickeln, Handlungen der 
Gerechtigkeit tun kann; der die Eigenſchaften des Herzens beſitzt, die befähigen, 
andere zu begreifen, ihre Bedürfniſſe zu erfaſſen, fremde Schickſale auf die 
eigene Seele zu nehmen. Wie die Karitas jo braucht auch die Wohlfahrts- 
pflege dieſen inneren Swang neben allen äußeren, aus der Erkenntnis ſtam⸗ 
menden Motiven. Sie braucht jene innere Hingabe und Liebe, die in den 
Volksgenoſſen wirklich „Bruder und Schweſter“ ſieht. 
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vorbeugende Wohlfahrtspflege. Aber wenn auch die inneren Erſorderniſſe 
von Karitas und Wohlfahrtspflege die gleichen ſind, jo iſt neben dem Unter: 
ſchied im Ausgangspunkt, neben der Ausrichtung auf Individuum oder Be⸗ 
völkerungsgruppe noch ein anderer Unterſchied im Siel. Die Karitas lindert 
ihrem eigentlichen Weſen, ihrer herkunft nach vorhandene Not. Die 
Wohlfahrtspflege muß das auch tun. Aber fie hat weitere Zwecke. Sie ſoll der 
Entſtehung von Mißſtänden und Notſtänden vorbeugen; ſoll verhindern, daß 
ſie erſt zur Entwickelung kommen. Sie ſoll auch auf einen vollkommeneren 
Ausbau der Rechtsverhältniſſe hinwirken und dafür Vorarbeit leiſten. 

Konfeſſionelle und interkonfeſſionelle Wohlfahrtspflege. Beligisjfe und hu⸗ 
manitäre Arbeit. Es iſt oben ſchon angedeutet worden, daß die Karitas häu⸗ 
fig als die aus der Religion hervorquellende Tätigkeit des Helfens angeſehen 
wird. Die bibliſche Herleitung des Wortes im Sprachgebrauch führt dazu, 
daß die Bezeichnung „Karitas“ oft von religiöſen Vereinen gewählt wird. 
Eine der bedeutendſten Organiſationen katholiſcher Hilfsarbeit führt den 
Namen „Naritas⸗ Verband“. Immerhin hat das Wort im 5prachgebrauch 
einen weiteren Inhalt, wird in dem oben angedeuteten Sinne — etwa im 
Unterſchied zu der ſozialen, auf allgemeine Probleme und Aufgaben gerichteten 
Arbeit — angewendet (Eliſabeth Gnaud-Kühne). Auf der anderen 
Seite erſchöpft ſich die religiös veranlaßte und organiſierte Hilfe keinesfalls in 
karitativer Einzelarbeit. Sie iſt in großem Umfang zu einer den Seitverhält⸗ 
niſſen entſprechenden Wohlfahrtspflege geworden. Deshalb beſagt die Unter⸗ 
ſcheidung zwiſchen Karitas und Wohlfahrtspflege nichts oder nichts Aus- 
reichendes darüber, ob eine Arbeit auf religiöſer oder auf weltlicher Grund⸗ 
lage beruht. 

Die Wohlfahrtspflege kann von konfeſſionellen oder interkonfeſſionellen 
Körperſchaften getragen werden. Sie kann religiöſe oder rein menſchliche Be⸗ 
weggründe haben, religiöſe oder rein menſchliche Abjichten verfolgen. 

flusgangspunkt der konfeſſionellen Wohlfahrtspflege. Die konfeſſionelle 
Wohlfahrtspflege — innerhalb der evangeliſchen Kirche meiſt Liebesarbeit 
genannt — ruht auf der gemeinſamen Glaubenserfahrung, der Sugehörigkeit 
zu einer Kirche oder Gemeinde, in deren Kreis die Wohlfahrtsarbeit geübt 
wird. Sie ſoll von der Liebe zu Gott ausgehen, die ſich an den Menſchen zu 
bewähren hat. Das Alte Teſtament faßt dieſe beiden höchſten Gebote zu⸗ 
ſammen: Du ſollſt den Herrn, deinen Gott, lieben aus deinem ganzen ber- 
zen . . . und deinen Nächten wie dich ſelbſt. Chriſtus faßt den Gedanken, 
daß Gottesliebe mit Menſchenliebe zuſammenklingen muß, in den Ausſpruch: 
Was ihr einem dieſer geringſten meiner Brüder getan habt, das habt ihr 
mir getan. Sehr treffend zeichnet Agnes Neuhaus den Unterſchied zwiſchen 
religiöſer und humanitärer Wohlfahrtspflege, wenn ſie von der konfeſſio⸗ 
nellen Arbeit jagt: „Sie ſucht in ihrer Menſchenliebe nicht zuerſt den Men⸗ 
ſchen, ſo paradox das auch klingt. Aber ſie hat tiefer gegraben und die eine 
Quelle gefunden, die alle Kräfte und Ideale der Seele ſpeiſt, zur Blüte und 
Frucht bringt — auch die edelſte Menſchenliebe.“ 

Mittel. Dieſen Vorausſetzungen entſprechend braucht die tonfejjionelle At: 
beit für ihre Ausübung religiöſe Perſönlichkeiten, die reich find an innerem 
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Glaubensgut. Ihr Mittel iſt im letzten Grund nur ein einziges; nämlich das, 
in ſeelſorgeriſcher Treue die eigene Perſönlichkeit für die anderen einzuſetzen. 
Alles andere iſt nur helfendes und dienendes Beiwerk. Die Selbſthingabe der 
Perſönlichkeit iſt das Entſcheidende. Wo dieſe Vermittlung in der Tonfejjio- 
nellen Arbeit fehlt, da iſt der Edelſtein aus der Krone herausgebrochen 
(Mahling). | 

Siel. Der Ausgangspunkt beſtimmt aber auch in gewiſſem Maße das Siel. 
Es iſt dafür ſehr kennzeichnend, daß die Ciebestätigkeit der evangeliſchen Kirche 
ſeit Wichern den Namen „Innere Miſſion“ trägt. Sowohl Wichern 
wie auch Stöcker haben in den von ihnen eingeleiteten Bewegungen der 
Wohlfahrtspflege und der ſozialen Hilfe zwei Gedanken miteinander ver⸗ 
knüpft: den Gedanken der Kirche und den der Barmherzigkeit. Indem den ge⸗ 
drückten Schichten Hilfe und Förderung zuteil wird, ſollen fie der Kirche zurück⸗ 
gewonnen werden. Für Wichern, der beeinflußt von den revolutionären Strö— 
mungen der vierziger Jahre war, handelt es ſich „um die freie Liebesarbeit 
des heilerfüllten Volkes zur chriſtlichen Wiedergeburt des heilloſen Volkes“. 
Die geiſtige und leibliche Einwirkung muß miteinander verbunden werden; 
denn die Not, die beſeitigt werden ſoll, iſt eine leibliche und geiſtige. Die 
werktätige Barmherzigkeit ſoll den Boden für die Anwendung innerer heils⸗ 
mittel vorbereiten. Dabei wird aber die geiſtige und ſeeliſche Not nicht etwa 
als Angelegenheit oder als Schuld der einzelnen betrachtet. Vielmehr wendet 
ſich Wichern durch die Innere Miſſion gegen die Suſtände, die den Armen 
ſchuldig werden laſſen, und ſtrebt eine ſoziale Wiedergeburt, die planmäßige 
Bekämpfung der Maſſennöte an — durch die Arbeit der aus dem Glauben 
geborenen Liebe. 

In gewiſſem Sinn, mehr oder weniger bewußt, mehr oder weniger betont, 
wird das die Stellung jeder konfeſſionellen Wohlfahrtspflege ſein. Auch wo 
ſie ausdrücklich auf jeden Derjucd der Bekehrung, der Miſſion, der religiöſen 
Beeinfluſſung verzichtet, wirkt ſie einfach durch die Perſönlichkeit der Hel- 
fenden und durch die Tatſache, daß dieſe im Namen und Auftrag einer reli⸗ 
giöſen oder kirchlichen Gruppe kommen, auf die Feſtigung oder Wiederbele- 
bung der Suſammengehörigkeit zur religiös⸗kirchlichen Gemeinſchaft hin. 


Interkonfeſſionelle Arbeit. Hierin liegt der tatſächliche Unterſchied zur 
interkonfeſſionellen Wohlfahrtspflege. Denn wenn die glaubensſtarke Liebe 
als Erfordernis der religiöſen Organiſationen genannt worden iſt, ſo wird 
zwar die Wohlfahrtspflege anderer Körperſchaften und Gemeinſchaften von 
ihren Mitarbeitern und Trägern karitative Geſinnung fordern müſſen. Aber 
die ſtädtiſche Behörde, der interkonfeſſionelle Verein darf nicht fragen, woher 
ihren Mitarbeitern die Kraft der Liebe kommt. Sie kann ohne dieſe Kraft 
nicht auskommen, nichts ausrichten. Aber ſie darf nicht geſtatten, daß in 
ihrem Auftrag eine Einwirkung im Sinne einer beſtimmten Glaubensgemein⸗ 
ſchaft, eines Bekenntniſſes verſucht wird. Jedoch je ſtärker ihre Mitarbeiter 
als ſittliche Perſönlichkeiten wirken, d. h. als Perſönlichkeiten, die die un⸗ 
mittelbare Gewißheit von der Abſolutheit ethiſcher Werte beſitzen, deſto er— 
folgreicher werden ſie in der Wohlfahrtspflege ſein. 
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Wohlfahrtspflege auf parteipolitijcher Grundlage. Innerhalb der and. | | 


tären Wohlfahrtspflege ijt in jüngſter Zeit eine neue Gruppe entſtanden, die 
von der Grundlage einer gemeinſamen politiſchen Überzeugung ausgeht: 
die Wohlfahrtspflege der ſozialdemokratiſchen Parteien. Sie gehen von dem 
Gedanken der Solidarität der Arbeiterklaſſe aus. Sie wollen eine e 
Hilfe, die aus der Kraft der eigenen Klaſſe geſpeiſt wird. 

3ufammenarbeit und Gegenſätze. Wenn heute ſtarke Berührungspunkte 
zwiſchen konfeſſioneller und interkonfeſſioneller Arbeit vorhanden ſind, die | 
zwar nicht die Unterſchiede verwiſchen oder auslöſchen, aber doch in vielen 
Fällen ein vertrauensvolles Fuſammenarbeiten herbeiführen, ſo iſt das nur 
dadurch möglich geworden, daß in den letzten Jahrzehnten eine Anpaſſung 
der konfeſſionellen Arbeit an moderne Erkenntniſſe und Methoden einerſeits, 
eine Verinnerlichung und Vertiefung der allgemeinen Wohlfahrtspflege an⸗ 


dererſeits ſich vollzogen hat. In früherer Seit iſt der Unterſchied ſtärker als 


Gegenſatz empfunden worden. Unter dem Einfluß der Aufklärung, vielleicht 
auch des Kulturfampfes, wurde von der interkonfeſſionellen Wohlfahrts⸗ 
pflege ihr weltlicher, ihr humanitärer Gedanke ſtärker betont. Er hat auch 
urſprünglich wohl der Arbeit mehr ſeinen Stempel aufgedrückt. Im Gegen⸗ 
ſatz zu den Abſichten der kirchlichen Vereine auf religiöſe Erneuerung, zu dem 
Beſtreben, „in dem gefährdeten Bruder den Chriſten zu wecken“, wandte fie 
ſich bewußt wirtſchaftlichen und geiſtigen Aufgaben in der Wohlfahrtspflege 
zu. Man wollte den Menſchen wieder wecken, in den armen gedrückten 
Geſchöpfen das Menſchentum wieder lebendig machen, ihnen zum Bewußtſein 
der Menſchenwürde helfen. Aber je aufrichtiger das gemeint, je tiefer dieſes 
Stel empfunden wurde, um fo klarer mußte es werden, daß die wirtſchaftlichen, 
auch die geiſtigen Mittel nicht dazu ausreichen, wie umgekehrt die Innere 
Miſſion, die religiöſe Arbeit für die Rettung der Seele auch die äußeren Zu⸗ 
ſtände und Bedürfniſſe nicht unbeachtet laſſen konnte. Ruch die interkon⸗ 
feſſionelle Arbeit gelangte zu der Erkenntnis, die von Eliſabeth Fry ſo 
ſchön ausgeſprochen worden iſt: Die Barmherzigkeit gegen die Seele iſt die Seele 
der Barmherzigkeit. Dem muß ſie ihre Siele, ihre Methoden, ihre Mittel 
und Kräfte anpaſſen. 

Ergänzung. Die Gefahren liegen für beide Arten der Wohlfahrtspflege 
in verſchiedener Richtung. Die konfeſſionelle Arbeit wird leicht geneigt ſein, 
das Äußere gegenüber dem Inneren zu unterſchätzen. Die interkonfeſſionelle 
Arbeit, beſonders die Arbeit von Behörden und öffentlichen Körperſchaften, 


bleibt oft innerlich leer, wenn nicht durch die leitenden Perſönlichkeiten der 


ſoziale Geiſt im beſten Sinne des Wortes lebendig gemacht wird. Wenn auch 
eine Abgrenzung zwiſchen konfeſſioneller und interkonfeſſioneller Wohlfahrts⸗ 
pflege nicht in Frage kommt, weil weder Behörden noch Vereine ſich für ihr 
Wirken einen Rahmen ſtecken laſſen können, ſo wird ſich vielleicht eine Art 
Arbeitsteilung nach dem Charakter der einzelnen Aufgaben und den Gebieten 
anbahnen, die ihre Eigenart und die in ihrer Natur liegenden Bedürfniſſe be⸗ 
rückſichtigt. Die Jugendpflege hat ſich beiſpielsweiſe vorwiegend in konfeſſio⸗ 
nellen Vereinen entwickelt. Das gleiche gilt für die Fürſorge an ſittlich gefähr⸗ 

deten Mädchen. In beiden Fällen muß die i e er⸗ 
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ziehliche und ſittliche Einflüſſe geltend machen, die für alle Mitarbeiter der 
religiöſen Organiſation gegeben, feſtſtehend, einheitlich ſind; die aus der Ge⸗ 
meinſamkeit der Weltanſchauung, der gemeinſamen Sprache ihres Geiſtes 
bervorjtrömen. Neuerdings find auch von politiſchen Parteien ſehr beachtens⸗ 
werte Jugendorganiſationen entſtanden, bei denen ähnliche Dorausjegungen 
in bezug auf die Weltanſchauungsgrundlagen zutreffen. Dagegen wird die 
Sorge für die Volksgeſundheit immer mehr zum Gegenſtand öffentlicher, be- 
hördlicher und daher interkonfeſſioneller Fürſorge, da eben die Erkenntniſſe 
der hygiene und der Medizin, etwa für die Bekämpfung der Tuberkuloſe nutz⸗ 
bar zu machen ſind, ohne daß eine konfeſſionelle Einwirkung dabei zur Gel— 
tung kommt. Jedenfalls haben konfeſſionelle und interkonfeſſionelle Wohl- 
fahrtspflege nebeneinander Aufgaben zu erfüllen. Beide haben Wert und Be- 
deutung für die Volksgemeinſchaft und werden vorausſichtlich einander wei⸗ 
ter vorwärts treiben. 


8 4. Gffentliche und private Wohlfahrtspflege. 


Entſtehen der öffentlichen Wohlfahrtspflege. Es iſt ſchon angedeutet wor— 
den, daß die politiſchen Gewalten der Wohlfahrtspflege ſehr verſchiedene Be⸗ 
achtung ſchenken können, und daß ſie dabei teils von den herrſchenden politi- 
ſchen Meinungen, der Staatsform, teils aber auch von den jeweiligen Macht⸗ 
verhältniſſen der einzelnen Bevölkerungsgruppen und Klaſſen beeinflußt jind. 
Die moderne Wohlfahrtspflege iſt erſt verhältnismäßig ſpät vom Staat als 
Aufgabengebiet aufgenommen und von öffentlichen Körperſchaften ausgeübt 
worden. Ihre Anfänge liegen ausſchließlich in privaten Einrichtungen und 
Gemeinſchaften (privat als Gegenſatz zu öffentlich verſtanden), wobei dann 
neben der Hirche, neben Stiftungen das Dereinswejen als Träger der freien, 
der privaten Wohlfahrtspflege zu betrachten iſt. 

Rechtsſtaat. In der Stellung des Staates zum Problem der Wohlfahrts- 
pflege ſpiegelt ſich ſeine grundſätzliche haltung gegenüber den innerſtaat⸗ 
lichen Aufgaben ſchlechthin. Der Rechtsſtaat, der die Bürger vor einer 
Willkür der Staatsgewalt durch Grundrechte ſchützt, ſchränkt ſeine Tätigkeit 
dem Bürger gegenüber jo weit ein, daß er ausſchließlich die ſelbſtverantwort— 
liche Rechtsperſönlichkeit des einzelnen Bürgers gegen Übergriffe durch an- 
dere ſichert. Er ſorgt für Ruhe und Ordnung und garantiert dem Bürger das 
Recht freier Betätigung in Wirtſchaft und Geiſtesleben. Dieſem individualiſti⸗ 
ſchen, freiheitlichen Gedanken entſprechend muß er jeder Form von Wohl- 
fahrtspflege ſehr zurückhaltend gegenüberſtehen. Er gewährt dem Individuum 
nur dann Schutz und Hilfe, wenn es von keiner anderen Seite vor ſchlimmſter 
Not geſchützt wird. Der Staat tritt alſo ſubſidiär neben die private Wohl- 
fahrtspflege. Er hilft, wo es in ſeinem eigenen Intereſſe iſt, damit die Bürger 
nicht durch Not zu Handlungen getrieben werden, die dem Beſtand des Staa- 
tes oder der Sicherheit der anderen Bürger gefährlich werden können. (Poli⸗ 
zeiliche Armenpflege.) 

der Wohlfahrtsitaat will dagegen Wohlfahrts- und Kulturaufgaben von 
ſich aus fördern und unterſtützen, die Geſamtheit kulturell und wirtſchaftlich 
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heben, den freien Wettbewerb einſchränken, um die Schwachen gegen die 
Starken zu ſchützen. Er betreibt Wohlfahrtspolitik auf dem Gebiet der Wirt⸗ 
ſchaft, des Geſundheitsweſens, des Bildungs- und Erziehungsweſens, des Be⸗ 
rufslebens. Er ſchafft eine ſoziale Geſetzgebung (ſozial im weiteſten Sinne 
des Wortes), eine Geſetzgebung für die allgemeine Wohlfahrtspflege, für die 
Jugendwohlfahrt, für den Geſundheitsſchutz, für den Arbeiterſchutz, für die 
Vverſorgung der Kranken, der Gebrechlichen und Invaliden, der Witwen und 
Waiſen. Er ſchafft ſich für die Ausführung der Geſetze Organe, überträgt die 
Ausführung genoſſenſchaftlichen oder beruflichen Selbſtverwaltungskörpern 
(Berufsgenoſſenſchaften, Krankenkaſſen) oder ſtaaklichen und Kommunal- 
behörden. 

vorteile der privaten Wohlfahrtspflege. Die Abgrenzung zwiſchen öffent⸗ 
licher und privater Wohlfahrtspflege geſtaltet ſich beim Wohlfahrtsſtaat 
ſchwieriger als beim Rechtsſtaat. Es wäre falſch zu ſagen, daß im Wohlfahrts⸗ 
ſtaat die Funktionen umgekehrt verteilt ſind als im Rechtsſtaat, daß die pri- 
vate Wohlfahrtspflege nur ſubſidiär auftritt. Denn immer iſt die private Ar⸗ 
beit die urſprüngliche, die ältere. Sie hat Pionierdienſte geleiſtet und wird 
ſie vorausſichtlich weiter tun. Der Derein iſt beweglicher als die öffentliche 
Körperſchaft. Jede Initiative kann ſich darin leichter Geltung ſchaffen. Die 
ſoziale Begabung, der ſoziale Weitblick kann ſich ſchneller durchſetzen und neue 
Aufgaben in Angriff nehmen, entſtehende Bedürfniſſe berückſichtigen. Der 
Staat kann erſt eintreten, wenn ein Bedürfnis ein allgemeines oder weit ver⸗ 
breitetes iſt; wenn es allgemein anerkannt iſt; wenn bereits Methoden für 
ſeine Befriedigung gefunden und erprobt ſind. Der Staat iſt in ganz an⸗ 
derer Weiſe für die Derausgabung von Geldern verantwortlich als der Der- 
ein. Das heißt, er beſchafft die Gelder durch Swang, und ihre Verwendung 
muß von den Bürgern gebilligt werden. Der Verein erhält Gelder für ſeinen 
beſtimmten weck, mag der Sweck auch ein unerprobter, ein Experiment ſein. 
Er iſt deshalb freier, beſſer imſtande, beim Ausbau der wohlfahrtspflege 
voranzugehen. 

die Unzulänglichkeit der freien Wohlfahrtspflege. Ihre Grenzen liegen 
dagegen darin, daß für umfaſſende Bedürfniſſe, für Maſſennöte ausreichende 
Mittel und Kräfte von privater Seite ſchwer aufzubringen ſind; daß die 
ſtraffe Organiſation, die zur Bewältigung ausgedehnter Aufgaben gehört, nur 
in ſeltenen Fällen in Freiheit und Freiwilligkeit durchzuführen iſt. 

Abgrenzung. Es hat ſich deshalb in der Geſchichte der Wohlfahrtspflege 
immer wiederholt, daß Aufgaben, die zuerſt von privater Seite ergriffen und 
in engerem Kreiſe muſtergültig ausgeführt, für die die Methoden erarbeitet 
waren, ſchließlich von Gemeinde oder Staat übernommen wurden, weil nur 
auf dieſe Weiſe das Bedürfnis in ſeinem ganzen Umfange angegriffen wer⸗ 
den konnte. Trotzdem iſt die private Wohlfahrtspflege nicht geringer gewor⸗ 
den, weil immer neue Schäden auftreten, die Kulturideen ſich weiten, neue 
Unſprüche erhoben werden, und daher neue Betätigungsmöglichkeiten ſich der 
bereiten Initiative öffnen. So iſt einſt der Unterricht für die Kinder der un⸗ 
bemittelten Schichten von privater zur öffentlichen Aufgabe geworden. So 
iſt die Geſundheitsfürſorge für breite Kreiſe aus gemeinnütziger Betätigung 
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(Wöchnerinnenfürſorge, Hauspflege, Erholungsfürſorge, Idioten- und Krüp⸗ 
pelfürſorge) zum Gegenſtand geſetzlicher Regelung, öffentlicher Wohlfahrts- 
pflege geworden (Kreisfürſorge, Schulpflege, Tuberkuloſenfürſorge; Derjiche- 
rungsgeſetzgebung). 

Doch unterſcheiden ſich die Aufgaben öffentlicher und privater Wohlfahrts⸗ 
pflege auch nach anderen Geſichtspunkten. Die private Wohlfahrtspflege 
kann Aufgaben übernehmen, die für öffentliche Körperſchaften nicht in Be⸗ 
tracht kommen, weil ſie ſich der Norm, der Regel, dem Geſetz entziehen, weil 
ſie individualiſierend bearbeitet werden müſſen. Sie hat deshalb immer er- 
gänzend neben der öffentlichen Wohlfahrtspflege zu wirken. 

Suſammenarbeit. Die öffentliche Wohlfahrtspflege muß ſich auch in vielen 
Fällen die Mitwirkung der freien Organiſationen ſichern, wenn ſie Aufgaben 
übernimmt, bei denen bewegliche, nicht feſt zu umgrenzende Arbeit zu leiſten 
und perſönliche Einwirkung und Beratung am Platze iſt, oder ſie muß eine 
Form des Suſammenarbeitens finden, wenn die Arbeitsgebiete ſich berühren. 
Solches Zuſammenwirken kann verſchiedenen Charakter haben. Die Behörde 
gibt Mittel und Beamtenapparat her und zieht einen oder eine Mehrheit von 
Vereinen zur Organiſation und Ausführung der Wohlfahrtsarbeit heran. 
Der Verein übernimmt beſtimmte Aufgaben für die Behörde, etwa die Unter— 
bringung und Beaufſichtigung von Pflegekindern, oder die Erziehung von 
Fürſorgezöglingen in Dereinsanitalten. Das alles entſpricht etwa dem ge⸗ 
miſcht⸗wirtſchaftlichen Syitem in der Induſtrie, das als eine der . 
Sozialiſierungsformen viele Anhänger gefunden hat. 

Schließlich iſt auch zu erwähnen, daß in Deutſchland die öffentliche wohl⸗ 
fahrtspflege durch die Heranziehung ehrenamtlicher Kräfte, die ſich aus dem 
Gedanken der Selbſtverwaltung der Gemeinden ergibt, ein Element freier 
Ciebestätigkeit erhält, wodurch die Grenzen zwiſchen beiden Gebieten ſich oft 
verwiſchen. Behörde und freiwillige Kräfte wirken dann zuſammen, etwa im 
Vormundſchaftsweſen der Richter mit dem Vormund. 

Andererjeits ſind beſtimmte Wohlfahrtsaufgaben ihrem Weſen nach na— 
türliche Gebiete öffentlicher Betätigung, nämlich dann, wenn die Pflege oder 
Hilfe mit einem Swang verbunden fein ſoll, wenn eine frei gegebene Hilfe 
zum Schaden der Geſamtheit und auch des Empfangenden führen kann. Man 
denke an die Unterbringung Arbeitsjcheuer, gefährdeter Jugendlicher und der— 
gleichen. In ſolchen Fällen kann nur die mit einem Swang (event. Unterbrin- 
gung in einer Anſtalt) verbundene Unterſtützung wirkſame hilfe leiſten, und 
dieſer Swang kann nur von den öffentlichen Körperſchaften ausgeübt wer⸗ 
den, da jeder privaten Einrichtung die Machtmittel dazu fehlen. 

Die Stellung der Wohlfahrtspflege in der verfaſſung. Nach der Verfaſſung 
der deutſchen Republik find die Wohlfahrtsaufgaben der öffentlichen Körper- 
ſchaften außerordentlich erweitert worden. Der ſoziale Staatsgedanke kommt 
darin deutlich zum Ausdruck. Während früher das Reich für Zwecke der 
Wohlfahrtspflege nur für das Armenweſen und das Verſicherungsweſen zu: 
ſtändig war, hat die deutſche Republik die Geſetzgebung über Armenweſen und 
Wanderfürſorge, Bevölkerungspolitik, Mutterſchafts-, Säuglings-, Uinder⸗ 
und Jugendfürſorge, für das Gefundheits-, Wohn⸗ und Siedlungsweſen, Ar⸗ 
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beitsnachweis, die Fürſorge für Kriegsteilnehmer und die Hinterbliebenen zu 
ihrer eigenen Angelegenheit gemacht. Sie hat, ſoweit ein Bedürfnis für den Er⸗ 
laß einheitlicher Vorſchriften vorliegt, auch über die Wohlfahrtspflege im 
engeren Sinn Geſetze zu erlaſſen. 

In dem Abſchnitt der Verfaſſung über die Grundrechte und pflichten der 
Deutſchen ſind dieſe Richtlinien noch näher ausgeführt und mit einem greif⸗ 
baren Inhalt verſehen. Die Mutterſchaft ſoll Anſpruch auf Schutz und Für⸗ 
ſorge des Staates haben. Uinderreiche Familien haben Anſpruch auf aus⸗ 
gleichende Fürſorge. Über die Ausübung der elterlichen Pflicht der Erziehung 
des Nachwuchſes zur leiblichen, ſeeliſchen und geſellſchaftlichen Tüchtigkeit hat 
die ſtaatliche Gemeinſchaft zu wachen. Sie hat die Jugend gegen Ausbeutung 
ſowie gegen ſittliche, geiſtige oder körperliche Verwahrloſung zu ſchützen. 
Staat und Gemeinde ſollen dafür die erforderlichen Einrichtungen treffen. 
Dem unehelichen Kind ſind durch die Geſetzgebung die gleichen Bedingungen 
für ſeine leibliche, ſeeliſche und geſellſchaftliche Entwickelung zu ſchaffen wie 
dem ehelichen Kind. | 

Gelangen dieſe Grundgedanken erſt wirklich zur Ausführung, jo werden 
die öffentlichen Körperſchaften in ganz neuer Weiſe Wohlfahrtspflege betrei⸗ 
ben müſſen. Dabei iſt allerdings in Betracht zu ziehen, daß die Übertragung 
dieſes ſozialen Gedankens in das Leben in eine Seit fällt, in der die finan⸗ 
zielle Kraft des Volkes in unüberſehbarer Weiſe geſchwächt und belajtet iſt, 
und daß außerordentliche Schwierigkeiten bei der Übernahme ſozialer Laſten 
zu überwinden ſind. Aber die wirtſchaftliche Notlage des geſamten Volkes 
macht die Wohlfahrtspflege auch unentbehrlicher als je, und nichts kann die 
Dringlichkeit der Aufgaben übertreffen, die allein einen neuen kulturellen 
Aufitieg des deutſchen Volkes ermöglichen können. Dabei müſſen Geſetzgebung 
und Verwaltung, öffentliche Körperſchaften und freie geſellſchaftliche Betäti⸗ 
gung ſich die Hand reichen. | 

Wandlungen der privaten Wohlfahrtspflege. Wie die Stellung des. rar 
zur Wohlfahrtspflege dem Wechſel unterworfen iſt, jo unterliegt auch die 
Struktur des Dereinswejens — nicht nur nach der Seite der Aufgaben und 
Arbeitsgebiete, ſondern in der Richtung der bewegenden Kräfte, der Stel: 
lung der Mitarbeiter zu ihrer Aufgabe und zu den die Hilfe empfangenden 
Perſonen und Gruppen — einem ſtändigen Wandel. Der Anſtoß der Wohl⸗ 
fahrtspflege geht aus verſchiedenen Beweggründen hervor. Don den religiöſen, 
humanitären und politiſchen Triebkräften iſt bereits gesprochen worden. Das 
jind die inneren Dorausjegungen der Arbeit. | 

Daneben entſtehen weitere Unterjchiede und Vet nder aus Doraus- 
ſetzungen mehr äußerer Art, etwa aus der Tatſache, ob die Arbeit aus einem 
Gefühl der Verpflichtung von Beſitz und Bildung, von geſellſchaftlichen Dor- 
rechten von den gehobenen für die kulturell weniger entwickelten Klaſſen ge⸗ 
leiſtet wird, oder ob die Hilfe von einem genoſſenſchaftlichen oder gewerkſchaft⸗ 
lichen Kreife für die eigenen Mitglieder organifiert wird. Man kann es auch 
ſo ausdrücken: ob der Kreis der helfenden und Empfangenden auseinander⸗ 
fällt oder eine Einheit darſtellt. | 

Das Mittelalter hat in den Gilden und Yale) ein wundervolles 
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Beiſpiel von Hilfsorganiſationen erbracht, in denen die gegenjeitige Hilfe im 
eigentlichen Wortſinn verwirklicht war. Die neuere Seit mit ihren auflöſen⸗ 
den und die Geſellſchaft zerſetzenden Einflüſſen hat auch die beruflichen Zu⸗ 
ſammenſchlüſſe von Arbeitern und Unternehmern vorwiegend zu Kampf- 
organiſationen nach außen gemacht, das Streben nach dem gemeinſamen Vor⸗ 
teil und Gewinn jo ſehr in den Vordergrund gerichtet, daß die Initiative für 
eine gegenſeitige hilfe im engeren Sinn, für eigentliche Wohlfahrtspflege 
lange Seit gehemmt war. 

Sozialreformer. Die Wohlfahrtspflege hat daher jahrzehntelang ihren An⸗ 
ſtoß, ihre Impulſe von Perſönlichkeiten empfangen, die man als Sozialrefor⸗ 
mer zu bezeichnen pflegt, von Perſönlichkeiten, die für die beſitzloſen Klaſſen 
wirken wollten. Während die Arbeiterklaſſe durch politiſchen und gewerk⸗ 
ſchaftlichen Kampf, mit dem Siel des Umſturzes der kapitaliſtiſchen Geſell⸗ 
ſchaftsordnung, ihre Lage zu verbeſſern trachtete, verſuchten die Sozialrefor⸗ 
mer durch praktiſche Wohlfahrtsarbeit und durch das Wirken für eine gerech⸗ 
tere und beſſere Geſetzgebung eine Hebung der Arbeiterklaſſe herbeizuführen. 

In dieſer Richtung wirkten führende Männer und Frauen zuſammen im 
Deutſchen Verein für öffentliche und private Fürſorge, der 
Zentralſtelle für bolkswohlfahrt, im Verein für Sozialpoli- 
tik, in der Geſellſchaft für ſoziale Reform, der Sentrale für 
Jugendfürſorge und anderen Sentralvereinen. Wurden dort die neuen 
Probleme und Aufgaben wiſſenſchaftlich erörtert, methodiſch bearbeitet, ſo 
floß die Anregung und Förderung zu praktiſcher Anwendung an Tauſende von 
Wohlfahrtsvereine. Aber hier wie dort, in den Sentralen wie in den ausfüh— 
renden Vereinen wurde die Wohlfahrtspflege mehr oder weniger als eine 
Pflicht der einen Klaſſe für die andere geleiſtet. Aus den Bevölkerungsgrup— 
pen, denen die Empfangenden angehörten, konnten ſich nur einzelne an der 
Arbeit beteiligen. 

Beteiligung der Arbeiter. Erſt Revolution und Dolksſtaat haben darin 
Wandel geſchaffen. In dem Maß, in dem die bisher entrechteten und gedrüd- 
ten Klaſſen an der ſtaatlichen Verwaltung und in den Gemeindebehörden an 
Einfluß gewonnen haben, iſt ihnen auch die Unentbehrlichkeit der Wohl⸗ 
fahrtspflege, der öffentlichen wie der freien, zum Bewußtſein gekommen. 
Die grundſätzliche Anerkennung der Notwendigkeit läßt ſie aber auch eine 
ſtarke Beteiligung wünſchen. Sie mobiliſieren die ihnen zur Verfügung ſtehen— 
den Kräfte. Der hauptausſchuß für Urbeiterwohlfahrt wurde von 
ſozialdemokratiſcher Seite gegründet. Nicht Wohlfahrtspflege für die Arbei⸗ 
ter, ſondern auch durch die Arbeiter iſt die Loſung. Damit ſind der freien 
Wohlfahrtspflege neue, ausgedehnte Möglichkeiten gegeben. Der Umfang 
ihrer Beſtrebungen, Mittel und Kräfte können ſich erheblich erweitern. 
Das Mißtrauen der Kreife, denen die Wohlfahrtspflege gilt, kann überwun⸗ 
den werden. Immer aber wird die freie Wohlfahrtspflege, wer ſich auch an 
ihrer Ausübung beteiligt, danach ſtreben müſſen, feſte Siele, klare Grundſätze, 
erprobte Methoden, geeignete Mittel zu haben, gerade weil fie durch ihre Srei- 
heit und Beweglichkeit mehr gefährdet iſt als die öffentliche Wohlfahrts⸗ 
pflege — aber auch neue Wege weiſen kann. 
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8 5. Wohlfahrtspflege, Wohlfahrtspolitik und Sozialpolitit, 
Wohlfahrtspolitik. Die Wohlfahrtspflege, die von Staat und Gemeinde 
ausgeübt wird, iſt ein Glied der Wohlfahrtspolitik, der ſtaatlichen Tä⸗ 
tigkeit, die der Vervollkommnung der Volksanlage in wirtſchaftlicher und kul⸗ 


tureller Beziehung dient. Sie ſoll dem einzelnen die beſtmögliche Entwicke⸗ | 


lung feiner Perſönlichkeit und der Geſamtheit die höchſtmögliche Steigerung 
der Volkskraft ſichern. Wenn die Grundſätze der Wohlfahrtspolitik vollkom⸗ 
men ausgeführt werden ſollen, ſo müßten ſie das geſamte Gemeinſchafts⸗ 
leben durchdringen und ſich in Geſetzgebung und Verwaltung auswirken. 

Arbeitsrecht und Wirtſchaftsverfaſſung. Das bedeutet eine Geſtaltung des 
Arbeitsrechts und der Wirtſchaftsverfaſſung, die nicht nur die Ergiebigkeit der 
Produktion, ſondern die Wirkung auf alle Beteiligten berückſichtigt. Der Ar⸗ 
beiter und Angeſtellte ſoll nicht nur vor wirtſchaftlicher Ausbeutung und ge⸗ 
ſundheitlicher Schädigung geſchützt werden. Die Arbeit ſoll auch ſo geſtaltet 
werden, daß er ſich als geiſtig-ſittliches Weſen nach ſeinen Anlagen und Ga⸗ 
ben entfalten kann. Er ſoll nicht nur hand, Werkzeug, Objekt, ſondern Sub⸗ 
jekt der Produktion werden; mitbeteiligt, verantwortlich, Mitträger der Wirt⸗ 
ſchaft. Er ſoll nicht nur einen gerechten Anteil am Ertrag der Arbeit haben, 
ſondern eine Stellung, die eine ſeeliſche Wertung einſchließt. Wohlfahrtspolitik 
bedeutet den Ausbau eines Arbeitsrechts, das nicht von Marktverhältniſſen, 
von Angebot und Nachfrage über die Cebensgrundlage von Menſchenmaſſen 
entſcheiden läßt. 

volksgeſundheit. Eine zielbewußte Wohlfahrtspolitik muß die Volksgeſund⸗ 
beit und Volkskraft durch Geſetzgebung und durch Maßnahmen der Verwal⸗ 
tung poſitiv fördern. Sie darf ſich nicht mit der Bekämpfung von Volkskrank⸗ 
heiten und hngienifhen Mißſtänden begnügen; fie muß die Mutter für ihre 
generativen Aufgaben ſchützen und fördern. Sie darf nicht das private Ge⸗ 
winnſtreben von Boden- und Bauſpekulanten darüber beſtimmen laſſen, wie⸗ 
viel Luft und Sonne und Licht einem Teil der Menſchheit zugemeſſen wird. 
Sie muß die Bevölkerung aus jeder hörigkeit befreien, die der ökonomiſche 
Individualismus den Menſchen aufgezwungen hat, und die ihm ſelbſt die von 
der Natur gegebenen Lebensnotwendigkeiten vorenthält und zugunſten einiger 
Weniger ſperrt. 

Jugendwohlfahrt und volksbildung. Wohlfahrtspolitik ſchließt eine Ge⸗ 
ſetzgebung ein, die allen Gliedern des Volkes nach ihren Fähigkeiten Teil- 
nahme an der geiſtigen Kultur, an den Bildungs- und Wiſſensſchätzen der 
Menſchheit ermöglicht. Sie braucht eine Ausgeſtaltung des Schul- und Bil⸗ 
dungsweſens und des Erziehungsrechtes, die allen Kindern volle Entwick⸗ 
lung ihrer Kräfte verheißt, ein klufwachſen unter Bedingungen, die den Be⸗ 
ſtimmungen der Verfaſſung über körperliche, geiſtige und ſittliche Entwick⸗ 
lung entſprechen. Sie muß Bildungsgelegenheiten hervorbringen, die den 
Befähigten fördern und für die ſeinen Gaben entſprechende Arbeits⸗ und Ein⸗ 
flußſphäre geeignet machen. 

Wohlfahrtspolitik und Wohlfahrtspflege. Wohlfahrtspolitik muß nach jeder 
Richtung die menſchlichen Kräfte ſtützen und fördern; und wo die aufbauen⸗ 
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den, fördernden, ſchützenden Geſetze und Einrichtungen nicht genügen, muß ſie 
öffentliche hilfsmaßnahmen zur Verhütung und Beſeitigung von allgemeinen 
und individuellen Notſtänden ſyſtematiſch geſtalten. 

Dieſe öffentlichen hilfsmaßnahmen bilden zuſammen mit den entſprechenden 
privaten Beſtrebungen und Einrichtungen die Wohlfahrtspflege. 

Sozialpolitik. Wenn man alſo den Begriff der Wohlfahrtspolitik in einem 
weiteren Sinne gebrauchen kann als den der Wohlfahrtspflege, ſo gilt nicht 
ein Gleiches von der Sozialpolitik, die irrtümlicherweiſe oft als eine entwickel⸗ 
tere, höhere Form der Bekämpfung geſellſchaftlicher Notſtände angeſehen wird. 
Das iſt darauf zurückzuführen, daß fie den zu ſchützenden Gruppen Kechts⸗ 
anſprüche gewährt und ihre Selbſthilfe fördert, anſtatt ſie auf freie Gaben, 
auf die Hilfe anderer zu verweiſen. Aber das ſind Unterſchiede der Methode, 
nicht der Aufgabe, des Siels, des Weſens. 

Begriff der Sozialpolitik. Will man die Sozialpolitik begrifflich und ihrem 
Weſen nach gegenüber der Wohlfahrtspflege abgrenzen, ſo muß man ſie als 
einen Teil davon bezeichnen; die Wohlfahrtspflege als das Umfaſſendere, die 
Sozialpolitik als das Engere anſehen. Denn Sozialpolitik iſt wie alle Politik 
Handeln des Staates — nicht Streben und Bewegung freier Kräfte und 
Gemeinſchaften. Sie iſt aber im beſonderen Politik zur hebung der Arbeiter- 
ſchaft. Sie iſt, wenn nicht Klaſſen- jo doch Berufspolitik: Schutz der Arbeits- 
kraft, Sicherung des Arbeitsentgelts, Schutz der Arbeiterperſönlichkeit. Solche 
Auffaſſung entſpricht dem jetzt üblichen Begriffe der Anwendung des Wor— 
tes ſozial. Das Wort „ſozial“ iſt urſprünglich gebraucht worden, um die 
Gleichberechtigung aller Glieder der Geſellſchaft im Gegenſatz zu der Herr— 
ſchaftsgewalt der Staatsautoritäten auszudrücken. Es bedeutet Volk gegen 
Regierung (Rouſſeau). Als man dann die Gleichheit zum Poſtulat erhob und 
durch Suſammenſchluß, durch Solidarität die Unterdrückten befreien, die 
Gleichberechtigung aller herſtellen wollte, empfing das Wort „ſozial“ den 
Sinn des ſolidariſchen Zuſammenſchluſſes der Schwachen oder den Sinn der 
Fürſorge für die im geſellſchaftlichen Wettkampf Herabgedrückten (Spranger). 
In dem Sinne hat man als ſoziale Frage den Gegenſatz zwiſchen Kapital und 
Arbeit, zwiſchen Unternehmer und Arbeiter bezeichnet; als ſoziale Bewegung 
alle Beſtrebungen, die dieſen Gegenſatz auslöſchen oder überbrücken oder die 
Feſſeln der Klaſſenſchichtung ſprengen wollten (ſoziale Reform und Sogialis- 
mus); als Sozialpolitik die Maßnahmen des Staates zum Schutz der Arbeiter; 
als ſoziale Hilfe oder ſoziale Arbeit die Maßnahmen der Wohlfahrtspflege, 
die ſich um die Hebung der herabgedrückten, beſitzloſen Klaſſen bemühten. 

Glied der Wohlfahrtspflege. Die Sozialpolitik iſt daher ein Glied der 
Wohlfahrtspflege. Wendet die Wohlfahrtspflege ſich an alle, die unter gejell- 
ſchaftlichen Notſtänden leiden, jo befaßt fie ſich mit den Kranken und Ge- 
brechlichen, den Schutz- und Erziehungsbedürftigen, der gefährdeten Jugend, 
den hilfsbedürftigen Müttern, den ſinkenden und wirtſchaftlich geprüften 
Schichten. Sie hat es mit der Volkswohlfahrt im allgemeinen und mit allen 
ihren Gebieten zu tun. Die Sozialpolitik iſt dagegen in ihrer aus dem Klaſ⸗ 
ſenſtaat abgeleiteten Geſtalt weſentlich ſtaatliche Einwirkung auf die wirt⸗ 
ſchaftliche Cage der Arbeiterklaſſe, auf ihre Beziehungen zu den anderen Klaj- 
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ſen und zum Staat; wobei von vornherein vorausgeſetzt iſt, daß die Ein⸗ | 
wirkungen mittelbar im Dienſt objektiver oder vermeintlicher Kultur⸗ und 
Menſchheitsziele ſtehen (Heyde). Die Sozialpolitik umfaßt daher die Wohl⸗ 
fahrtspflege, die an die Arbeits- und Lebensbedingungen des Arbeiters an⸗ 
knüpft; d. h. Arbeitsvermittlung, Sozialverſicherung, Wacliktens tee e 
gungsweſen. 

Die Sozialpolitik iſt ihrer Natur nach als ſtaatliche, geſetzliche maßnahme 
auf die Gebiete beſchränkt, die durch feſte, ſtarre Vorſchriften eine gleich⸗ 
mäßige Regelung möglich machen. Die Wohlfahrtspflege muß darüber hinaus 
auch ſolche Einrichtungen zur Vorbeugung und zur Bekämpfung von Miß⸗ 
ſtänden treffen, die individuelle Bedürfniſſe berückſichtigen und ein Eingehen 
auf die Einzelperſönlichkeit und ihre Art einſchließen; die nicht nach einem 
Schema bearbeitet werden können, ſondern ein lebendiges Wirken von Menſch 
zu Menſch erfordern. Durch Geſetze kann man kein perſönliches Leben ſchaffen. 

Aus dieſen verſchiedenartigen Aufgaben ergeben ſich verſchiedene Metho⸗ 
den der Hilfe: die Unterſtützung, die Fürſorge, die Verſorgung, die 1 
rung und der geſetzliche Schutz. 


§ 6. Die Formen der Wohlfahrtspflege. 


Formen. Die Hilfsmaßnahmen zur Verhütung und Beſeitigung von all⸗ 
gemeinen und individuellen Notſtänden können verſchiedene Formen anneh⸗ 
men. Sie gliedern ſich in Unterſtützung, Fürſorge, Derjorgung, 
Verſicherung, geſetzlichen Schutz. Nur die beiden erſten Formen werden 
von der privaten Wohlfahrtspflege angewendet, während die öffentliche ji 
abwechſelnd aller Formen bedient. 


Die Unterſtützung beruht auf einer einjeitigen Leiſtung, einer Hingabe von 
Geld oder Sachgütern, die durch keinen Rechtsanſpruch der Empfangenden 
begründet iſt, und die keine auf weitere Ziele ausgerichtete Beratung und Be⸗ 
einfluſſung damit verbindet. Sie wird in Fällen angewendet, in denen dem 
Unterſtützungsbedürftigen der ganzen Sachlage nach nicht zu wirtſchaftlicher 
Selbſtändigkeit geholfen werden kann. Sie wird unter Umſtänden aber auch 
gegeben, weil der Helfende (Behörde oder Verein) ſeine Aufgabe ſo eng um⸗ 
grenzt. Immer bleibt es die roheſte Form der Wohlfahrtspflege, die nur in 
ganz ſeltenen Fällen angebracht ſein kann, die den Namen gar nicht verdient. 
Denn ſelbſt in der öffentlichen Armenpflege oder bei Unterſtützungsvereinen 
wird in den am einfachſten liegenden Fällen der Armut eine Gabe ohne 
menſchliche, perſönliche Beratung, ohne Eingehen auf die Geſtaltung der 
Lebenslage entſeelt erſcheinen und deshalb in der Wirkung abgeſchwächt ſein. 

Die Fürſorge, die auch auf einer einjeitigen Leiſtung zu beruhen pflegt 
(Ceiſtungspflicht des Staates; Leiſtungswillen der Gemeinde, der Kirche, der 
Vereine) kann, aber braucht nicht mit Unterſtützung verbunden zu fein. Sie 
iſt aber immer ein Eingehen auf die Perſönlichkeit des Empfangenden, auf 
ſeine Familie, feine Cebensverhältniſſe, ſeine Kräfte, ſeinen Beruf. Sie iſt 
immer individualiſierend, niemals ſchematiſch. Sie iſt immer Rat, Teilnahme, 
ein Mitſorgen und Planen oder ein Leiten und Erziehen; ein Bemühen, Kräfte 
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zu üben oder zu entwickeln, fie anzuwenden und nutzbar zu machen. Wohl iſt 
ſie einſeitige Ceiſtung in ihrem Husgangspunkt — aber ſie darf nicht dabei 
ſtehen bleiben. Denn fie hat erzieheriſche und produktive Aufgaben. Alle 
durchdachte Armenpflege muß Fürſorge ſein. Die meiſten Aufgaben des Ge- 
ſundheitsſchutzes und die Bekämpfung hugieniſcher Mißſtände bedürfen der 
Fürſorge (Bekämpfung der Säuglingsſterblichkeit; der ſchlechten Wohnver⸗ 
hältniſſe und Sitten). Das gleiche gilt von dem Schutz der Kinder und 
Jugendlichen. 

Die Tatſache, daß ein Gebiet ſozialer Hilfeleiſtung nach dem anderen den 
Charakter der Fürſorge angenommen hat und als Fürſorge organiſiert wor— 
den iſt, hat ein Nebeneinander vieler Fürſorgeeinrichtungen geſchaffen, das 
unpraktiſch vom Standpunkt der Verwaltung, der Gkonomie der Mittel und 
Kräfte iſt, vor allem aber zu einer Beläſtigung der Kreiſe führt, die davon 
betroffen werden, denen dieſe Bemühungen gelten. Jede Fürſorge muß aber 
den einzelnen, dem ſie gilt, ſtets als Glied ſeiner Familie anſehen, und das be⸗ 
ſondere Bedürfnis, von dem ſie ausgeht, in ſeiner Beziehung zur Geſamtlage 
der Verhältniſſe des Betreffenden berückſichtigen. 

Die Wohnungspflegerin muß darauf achten, ob der Säugling oder der 
tuberkulös Erkrankte in der Wohnung richtig verſorgt werden kann. Die 
Säuglingsfürſorgerin muß bei ihren Maßregeln die geſamte wirtſchaftliche 
Cage der Familie, von Mann und Frau berückſichtigen. Die Schulpflegerin, 
die Beamtin der Jugendfürſorge wird es oft mit Mißſtänden zu tun haben, 
die aus dem ſchlechten Geſundheitszuſtand der Mutter oder der Arbeitsloſig⸗ 
keit des Vaters hervorgehen. So greift eine Fürſorge in das Gebiet der an- 
deren ein und es entſteht die Gefahr, daß keine einheitliche Richtung verfolgt 
wird. Aus ſolchen Erfahrungen erwächſt der Gedanke einer einheitlichen Fa⸗ 
milienfürſorge oder Bezirksfürſorge, wie ſie in einzelnen ländlichen Bezirken 
und ſtädtiſchen Wohlfahrtsämtern verwirklicht iſt, zu deren allgemeiner Ein⸗ 
führung aber noch die Dorausſetzungen in der Geſetzgebung fehlen. Vorläufig 
zerfällt die Fürſorge noch in Zweige der Sonderfürforge für beſtimmte Grup— 
pen, z. B. Kinder und Jugendliche, Wöchnerinnen, Erwerbsloſe, Kranke, Al- 
koholiker und dgl., ſowie in die ſubſidiäre allgemeine Fürſorge, die bei allen 
Notjtänden eintritt, die nicht durch Maßnahmen des Verſorgungs⸗- oder Derfiche- 
rungsweſens oder von den Sonderzweigen des Fürſorgeweſens behoben werden 


Das verſorgungsweſen beruht auf einer Leiſtungspflicht des Staates gegen- 
über denen, die ihm Dienſte geleiſtet haben. Die Derforgung iſt im Gegenſatz 
zu Unterſtützung und Fürſorge eine durch den Staat ganzen Gruppen zu⸗ 
geſicherte oder verliehene Berechtigung (Beamte, Militärverſorgungsgeſetz). 
Die Verſorgung ſtellt einen Rechtsanſpruch verſchiedener Gruppen auf ein 
ſoziales Exiſtenzminimum dar. Die Folgen von nicht mehr verhütbaren Schä⸗ 
digungen ſollen dadurch gemildert werden. Das geſchieht nicht durch indivi⸗ 
duellen Schadenerſatz. Der Rechtsanſpruch gründet ſich vielmehr auf Nutzbar— 
machung aller den Geſchädigten (Invalide, Derwaijte) verbliebenen Kräfte, 
auf Heilung, Arbeitsbeſchaffung, Arbeitspflicht im eigenen und geſellſchaft⸗ 
lichen Intereſſe; ſowie auf die ergänzende Verſorgung Erwerbsbeſchränkter 
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und volle Derjorgung Erwerbsunfähiger und ihrer noch nicht oder nicht Hehe 
erwerbsfähigen Angehörigen. 

In der Derjorgung üt ein Syſtem der Wohlfahrt gefunden, 905 ge⸗ 
ſetzliche, normierte Regelung mit einer gewiſſen Individualiſierung und Be⸗ 
weglichkeit verbindet und deshalb den Vorzügen der Fürſorge nahe 1 
ohne den Vorteil des Rechtsanſpruches aufzugeben. 


das ſoziale verſicherungsweſen beruht auf der Leiſtungspflicht offentlicher 
Verſicherungsträger auf Grund einer verſicherungspflichtigen Arbeitsleijtung. 
Im Unterſchied zur Verſorgung trägt der Derjicherte zur Aufbringung der 
Mittel, die für die Hilfeleiſtung notwendig find, neben dem Arbeitgeber und 
dem Staat bei; oder die Mittel werden ausſchließlich von den Arbeitgebern 
aufgebracht (Unfallverſicherung), wobei dann dieſe Unternehmerbeiträge 
ſchließlich nur eine verſchleierte Form des Lohns ſind. Der Ausgangspunkt 
der deutſchen Sozialverſicherung iſt doch der Gedanke, daß der Lohn eines Ar⸗ 
beiters nicht nur ausreichen muß, um ſeinen Unterhalt während ſeiner Ar⸗ 
beitsfähigkeit zu beſtreiten, ſondern daß die Lebensarbeit eines Menſchen 
auch den geſamten Lebensunterhalt aufbringen muß. Das heißt alſo den 
Lebensunterhalt von ſeiner Geburt bis zu ſeinem Tode, oder in einem auf 
praktiſche Möglichkeiten übertragenen Sinne: den Unterhalt von Beginn ſeiner 
Arbeitsfähigkeit für ihn und feine Familie und für die Aufzucht der neuen 
Generation bis zu deren Erwerbsfähigkeit. Unter allgemeiner volkswirtſchaft⸗ 
licher Betrachtung iſt jede andere Regelung auf die Dauer unmöglich, para⸗ 
ſitiſch, die Volkskraft ausbeutend und zerſtörend, weil fie den Wert der Ar⸗ 
beit nicht voll bezahlt oder erſetzt. 

Die Verſicherungsgeſetzgebung will in Seiten, in denen die pale e 
Grundlage des Arbeitsverhältniſſes und der damit verbundenen Fürſorge zer⸗ 
ſtört und verloren iſt, eine ſolche Entlohnung durch geſetzlich geregelte Rück⸗ 
lagen (des Arbeitgebers und des Arbeiters) erzwingen. Die Geſamtheit der 
Tohnarbeiter und Angeſtellten ſowie der Unternehmer wird gemeinſam Trä- 
ger des Kiſikos für den einzelnen, der durch Krankheit, Invalidität, Unfall 
betroffen, zeitweiſe oder dauernd arbeitsunfähig wird, und für ſeine Familien, 
wenn der Ernährer jtirbt. Die Derjicherung iſt eine Verbindung von gegen⸗ 
ſeitiger Hilfe und Staatshilfe. Die Leiſtungen ſind aber durch Geſetz und 
Satzungen des Derjicherungsträgers jo feſtgelegt, daß im Unterſchied zur „Ver⸗ 
ſorgung“ individuelle Bedürfniſſe nicht berückſichtigt werden. Sie muß ihre 
wirtſchaftlichen Mitglieder im Gegenſatz zur Fürſorge ebenſo wie die unwirt⸗ 
ſchaftlichen behandeln. Die Krankenkaſſe zahlt dem Alleinſtehenden im Krank⸗ 
heitsfall dasſelbe wie dem Mann, der ſechs Kinder ernähren muß. Sie erſetzt 
in gewiſſem Umfange den Schaden bzw. den Lohnausfall, den er erleidet (Un⸗ 
fallverſicherung, Krankenverſicherung) oder gibt ihm eine in Beziehung zu 
feinen früheren Arbeitsleiſtungen ſtehende Rente (Alters-, Invalidenverſiche⸗ 
zung). Aber das braucht kein ſoziales Exiſtenzminimum wie bei der „Derjor- 
gung“ zu ſein. 

Die Verſicherung trägt vielfach nicht nur ſtarre, ſondern 92% unper⸗ 
ſönliche Züge, durch die die Wirkung der tatſächlichen, der ſachlichen Leiſtung 
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abgeſchwächt wird. Man denke an die Vergiftung der Beziehungen von Arzt 
und Patient bei den Krankenkaſſen. 

Aber trotz der ihr anhaftenden Mängel und Unvollkommenheiten iſt ſie 
doch ein hervorragend erfolgreicher Teil der Wohlfahrtspflege. Sie hat der 
großen Maſſe der Bevölkerung erſt eine Geſundheitsfürſorge und Kranken⸗ 
hilfe zugänglich gemacht, durch die ihr die Errungenſchaften der Heilkunde zu⸗ 
geführt werden. Sie hat muſtergültige Einrichtungen und Anſtalten der ſo⸗ 
zialen Fürſorge geſchaffen, die Armenpflege entlaſtet, ihre Mittel und Kräfte 
zum Ceil freigemacht, die Lebensanſprüche der Geſamtheit geſteigert, die 
Volkskraft gehoben. Sie hat die arbeitenden Klaſſen in weitgehendem Maße 
von der Notwendigkeit befreit, Unterſtützungen nachſuchen zu müſſen. Sie 
hat ihnen ein Recht, einen geſetzlichen Anſpruch auf Hilfe und Fürſorge ge⸗ 
geben, den jeder auf Grund eigener Leijtungen erwirbt, und dadurch iſt auch 
das Selbſtbewußtſein, die moraliſche Kraft des Volkes geſteigert worden. Sie 
hat die Arbeiter durch ihre Selbſtverwaltungskörper für Aufgaben der Der- 
waltung geſchult und den Gedanken der gegenſeitigen Hilfe, der Gemeinſam⸗ 
keit und Verbundenheit gefördert. Sie iſt, gerade weil fie das Gefühl der eige- 
nen Mitverantwortlichkeit, des wohlerworbenen Rechtes gibt, als eine hoch⸗ 
entwickelte Form der Wohlfahrtspflege anzuſehen. 

Der geſetzliche Schutz der Arbeitskraft beſteht in einer Regelung der Ar— 
beitsverhältniſſe. Es werden Normen über ein Mindeſtmaß von Einrichtun— 
gen oder Vorkehrungen zum Schutz der Arbeiter feſtgeſetzt, an die jeder Unter- 
nehmer bei Abſchluß von Arbeitsverträgen gebunden iſt. Der Arbeitgeber 
wird dadurch gezwungen, beſtimmte Rückſichten auf die Geſundheit und Sitt- 
lichkeit, auf das Cebensalter ſeiner Arbeiter zu nehmen. Die heranwachſende 
Generation ſoll dadurch vor Ausbeutung bewahrt werden. Es ſoll verhindert 
werden, daß die Leiſtungsfähigkeit auf Koſten der Lebenskraft geſteigert wird. 
Obwohl der geſetzliche Schutz die Unternehmer wie auch die Arbeiter in ihrer 
Derfügungsfreiheit beſchränkt, jo hat er ſich doch als eine Wohlfahrtsmaß— 
nahme von größter Tragweite bewährt. Schon ein Jahrzehnt nach der Ein⸗ 
führung der erſten Schutzgeſetze wird von ihrer Wirkung berichtet, daß eine 
phyſiſche und moraliſche Wiedergeburt der Fabrikarbeiter herbeigeführt 
wurde. Die Bedeutung des geſetzlichen Arbeiterſchutzes für die Volkswohlfahrt 
iſt heute nirgends mehr umſtritten. 

Gemeinſame Grundſätze. Die Aufgaben, die ſich jede Form der Wohlfahrts- 
pflege ſtellen muß, die Grundſätze, nach denen ſie zu geſtalten iſt, gleichviel 
ob es ſich um Unterſtützung, Fürſorge, Verſicherung, Verſorgung oder gejeß- 
lichen Schutz handelt, ſind für alle Zweige dieſelben, einheitlichen: Die Wohl⸗ 
fahrtspflege ſoll 

1. die vorhandenen Kräfte nach Möglichkeit ſchützen und fördern, 

2. die geſchädigten Kräfte nach Möglichkeit n oder aus⸗ 

gleichen, 

3. bei völliger Hilflojigfeit Derjorgung gewähren. 

In vielen Notlagen werden verſchiedene Formen der Wohlfahrtspflege, 
wird Unterſtützung und Fürſorge, Verſicherung, Verſorgung und geſetzlicher 
Schutz nebeneinander wirken müſſen. Oft werden dieſelben Perſonen davon er⸗ 

A 
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faßt. Ebenſo werden auch die obengenannten drei Grundſätze auf jeden ein⸗ 
zelnen Fall angewendet werden müſſen. In der Wirklichkeit des Lebens können 
Kräfte teils geſchädigt ſein und teils nur des Schutzes bedürfen. Alle Begriffe 
vergewaltigen das Leben, werden ihm nicht voll gerecht. Der Ferienaufent⸗ | 
halt zarter Kinder ſoll die vorhandenen Kräfte ſchützen, die geſchädigten 
wiederherſtellen. Die mittelloſe Witwe wird von der fürſorgenden Armen- 
pflege nicht nur verſorgt werden, ſondern man wird verſuchen, ſie durch 
Ausbildung und Entwickelung ihrer Kräfte wenigſtens eu erwerbsfähig 
zu machen. 

Art der Wirkung. Man gelangt auch zu keiner ſchärferen Abgrenzung der 
Aufgaben und Grundſätze und man kommt der Wirklichkeit auch nicht näher, 
wenn man die Wohlfahrtspflege und ihre Methoden nach der Wirkung, die 
ſie ausüben ſoll, bezeichnet als aufbauend, vorbeugend, lindernd, 
erziehend, rettend. Doch kommen auch in dieſen Unterſcheidungen die 
verſchiedenen Abſichten, Ziele und Möglichkeiten, die ſie ſich ſtecken kann, zum 
Ausdrud. 

Aufbauen. Die Wohlfahrtspflege kann aufbauen. Das heißt W 
ſie kann ein Volksbildungsweſen ſchaffen, das jeder Begabung vollſte Ent: 
wickelungsmöglichkeiten bietet; das geiſtige und künſtleriſche Kräfte unab⸗ 
hängig von den wirtſchaftlichen Verhältniſſen jo fördert, au jie der Volks⸗ 
gemeinſchaft kulturelle Werte hinzufügen. 

vorbeugen. Die Wohlfahrtspflege muß im weiteſten maße vorbeugen. 
Alle Säuglingsfürſorge iſt vorbeugend. Die Förderung geſunder Wohnver⸗ 
hältniſſe, die Anlegung von Gartenſtädten beugt Mißſtänden vor, verhindert, 
daß durch Mangel an Licht und Luft Krankheiten entſtehen. Kinderbewahr- 
anſtalten, Spielplätze wehren die Gefahren ab, die dem UNDERUTISIE SEN Kind 
in der Wohnung, auf der Straße drohen. 

£indernd wirkt die Wohlfahrtspflege, wenn ſie Erwerbslojen Unterſtützung | 
gibt, um die entſtehenden wirtſchaftlichen Nöte abzuſchwächen; wenn jie die 
Alten, die Arbeitsunfähigen unterjtügt, um fie wenigſtens vor dem Mangel 
an dem notdürftigen Unterhalt zu bewahren. Alle Ernährungsfürſorge iſt 
vorbeugend oder lindernd; vorbeugend, wenn ſie ganze Klaſſen in die Lage 
verſetzt, ſich ſelbſt bei geringem Einkommen durch rationelles Wirtſchaften 
ausreichend zu ernähren (Volksküchen); lindernd, wenn fie die Armen unent⸗ 
geltlich ſpeiſt, Kranken und Schwachen Stärkungsmittel, ah. und 81 au 
gänglich macht. 

Erziehende Arbeit muß die Wohlfahrtspflege leiſten, wenn es ſich darum 
handelt, unwirtſchaftliche Perſonen zur Verwertung ihrer Kräfte zu veran⸗ 
laſſen, ihre Lebenshaltung nach vernünftigen Grundſätzen zu regeln; wenn 
ſie die gefährdete Jugend betreut, ihre körperlichen, geiſtig⸗ſittlichen Kräfte 
zu entwickeln ſtrebt. Alle Jugendpflege iſt erziehende Wohlfahrtsarbeit. 

Die Abſicht des Rettens, des Beſſerns, des Reformierens liegt der erziehen 
den ſehr nahe. Aber fie wendet ſich an Perſonen, deren geiſtige oder mora⸗ 
liſche Eigenſchaften ſie zu einer Gefahr für ſich ſelbſt und die Umwelt machen. 
Wohl haftet dem Begriff des Rettens in der Wohlfahrtspflege etwas Pein⸗ 
liches an, das Bedenken, daß die „ zum hilfsbedürftigen aus 


. 
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dem Reich des Phariſäertums herkommt. Man kann deshalb die Beſtrebungen 
vielleicht ebenſogut als erziehende bezeichnen, wenn man ſich nur darüber klar 
iſt, daß es ſich um erziehliche Aufgaben beſonderer Art, für eine beſondere 
Klaſſe von Menſchen handelt. Swiſchen dem Erziehen, oder richtiger gejagt, 
Beeinfluſſen der Witwe, die lernen muß, ſich ihrer wirtſchaftlichen Lage an- 
zupaſſen, und der Erziehung des Arbeitsſcheuen, der ſeine Familie ohne 
Unterhalt läßt, Frau und Kinder mißhandelt und ausbeutet, an den ver: 
ſchiedenſten Stellen neue „Familien gründet“, iſt eben doch ein gewaltiger 
Unterſchied. Das Mädchen, das allein in der Fremde einer Verſuchung zum 
Opfer gefallen iſt und ein uneheliches Kind zur Welt bringt, bedarf nicht der 
gleichen Art von Hilfe und „Erziehung“ wie ein anderes, das in hemmungs- 
loſer, ungezügelter Triebhaftigkeit den Eltern und jeder Arbeit davonläuft 
und ſich mit zyniſchem Leichtſinn herumtreibt. 

Geſellſchaftsfeindliche Anlagen. Keine noch jo verſtändnisvolle Auffaſſung, 
kein Einfühlen und Begreifen, keine alle Lebensäußerungen bejahende Philo⸗ 


ſophie darf uns darüber wegtäuſchen, daß die Menſchen nicht nur ein Er⸗ 


gebnis ihrer äußeren Lebensumſtände ſind. Die einen kommen eben mit Un⸗ 
lagen und Willenskräften zur Welt, die für das Gemeinſchaftsleben fördernd 
ſind. Die anderen mit Eigenſchaften und Neigungen, die zwar bekämpft wer- 
den können, die aber der Anlage nach der Gemeinſchaft gefährlich, feindlich 
ſind. Äußere Umſtände tragen dazu bei, dem einzelnen den Kampf gegen 
ſolche Eigenſchaften zu erleichtern oder zu erſchweren. Ganz beſeitigen kann 
die Menſchheit ſie nicht. 


zuſammenhang von Not und ea Schwäche. Es iſt ein Irrtum zu 
glauben, daß irgendeine mit pſychologiſchen Erwägungen rechnende Geſell— 
ſchaftsordnung die egoiſtiſchen, die geſellſchaftsfeindlichen Regungen in der 
Menſchheit ausrotten kann. Sie kann ſie ſicherlich herabſetzen, ihre ſchwäche⸗ 
ren Außerungen beſeitigen. Denn die Not iſt Urſache einer moraliſchen Ge— 
fährdung. Aber die moraliſche Schwäche iſt auch ihrerſeits Urſache von Man⸗ 
gel, Elend, Unglück. Und dieſe Schwäche findet ſich in allen Kreiſen der Ge— 
ſellſchaft, auch in den wohlhabenden. Nur äußert ſie ſich in verſchiedener 
Weije und macht verſchiedenartige Abwehrmaßregeln nötig. In den wohl⸗ 
habenden Kreiſen ſind arbeitsſcheue, leichtſinnige, ungehemmt triebhafte In⸗ 
dividuen meiſt durch ihre Angehörigen vor materieller Not, vor dem materiellen 
Folgen ihrer Lebensweiſe geſchützt. Aber auch in ſolchen Verhältniſſen werden 
Verſuche der „Beſſerung“ unternommen. (Früher ſchob man ſolche Söhne nach 
Amerifa ab. Jetzt werden ſie entmündigt und dadurch mehr oder weniger 
außerſtande geſetzt, andere durch ihre Lebensführung zu belaſten.) In den be- 
ſitzloſen Schichten rufen ſolche Eigenſchaften unabwendbar Mangel und Not 
hervor. Der Arbeitsſcheue, der Leichtſinnige fällt unfehlbar der Geſellſchaft 
zur Laſt, die ſich ihrerſeits gegen ſolche Paraſiten wehren muß. 


swangsmaßnahmen der Wohlfahrtspflege. Die Wohlfahrtspflege will 
ſolche Geſtrandeten, Verwahrloſten nicht unterſtützen, ohne den Verſuch zu 
machen, ſie zu ändern, unter Umſtänden durch Zwang auf ſie einzuwirken. 
Sie knüpft die Gewährung einer Unterſtützung für Arbeitsſcheue an die Auf: 
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nahme in ein Arbeitshaus, für Trinker an den Eintritt in eine Beilanftalt, 
für verwahrlojte Mädchen in eine Erziehungsanſtalt. 


Religion und Rettungsarbeit. Es liegt ein Sinn darin, daß gerade die reli⸗ 
giöſen Kreife ſich folder Aufgaben angenommen haben, weil für ſie der Be- 
griff der „Rettung“ etwas ganz Lebendiges iſt, eine notwendige und ver⸗ 
dienſtliche Aufgabe (verdienſtlich im Sinne der Geſellſchaft und der individuel⸗ 
len Seele), die durch keine Problematik beeinträchtigt werden kann. Werke wie 
die des Pfarrer Bodelſchwingh für „die lieben Brüder von der Landſtraße“ 
oder auch die Arbeit der Heilsarmee ſind ohne ſolche tiefliegende, ſeeliſche 
Orientierung gar nicht denkbar. In dieſem Sinne heißt rettende Wohlfahrts⸗ 
arbeit erziehende Arbeit, die geleiſtet wird, wo bereits alles verſchüttet und 
verloren ſcheint. Mag fie ſich um die geringſten Mitglieder der Volksgemein⸗ 
ſchaft bemühen, um die unterſte Schicht, den Bodenſatz, der bei dem kulturel⸗ 
len Aufitieg der Menſchheit zurückbleibt, trotzdem wird fie das Höchſte leiſten, 
was Wohlfahrtspflege ſich überhaupt als Siel ſtellen kann: ſie wird das In⸗ 
dividuum werten nicht nach dem, was es für Staat und Geſellſchaft iſt, ſon⸗ 
dern was es für Seit und Ewigkeit werden kann. 


§ 7. die Gebiete der Wohlfahrtspflege. 


verbundenheit der menſchlichen Bedürfniſſe. Wie alle Wiſſenſchaft nur ein 
ungetreues Abbild des Lebens, alle Theorie eine Vergewaltigung der Wirk⸗ 
lichkeit iſt, ſo üt auch die Aufteilung der Wohlfahrtspflege auf verſchiedene 
Gebiete nur ein methodiſches Hilfsmittel, das den Zwecken der äußeren Or⸗ 
ganiſation und des geiſtigen Erfaſſens der Aufgaben dient. Das menſchliche 
Leben kennt keine Sphären, die nebeneinander liegen und voneinander ab⸗ 
geſchloſſen ſind. Man kann die Wirtſchaft eines Menſchen oder eines Volkes 
nicht völlig von feiner Geſundheit und Bildung ablöſen. Man kann das Er- 
ziehungs⸗ und Bildungsweſen nicht ohne Rüdjiht auf berufliche und wirt⸗ 
ſchaftliche Zwecke geſtalten. Man kann die Geſundheit des einzelnen wie der 
Geſamtheit nicht fördern, wenn es an der Einſicht und den Willenskräften 
fehlt, die wiederum auf geiſtigem und ſittlichem Gebiet liegen, und wenn die 
Wirtſchaftslage eine geſunde Lebensweiſe zunichte macht. | 

Einteilung in Gebiete. Alle Einteilung in Einzelgebiete, die ſich auf die 
Schäden bezieht, die durch die Wohlfahrtspflege bekämpft werden ſollen, iſt 
deshalb ungenau, fehlerhaft, ein Ergebnis der Kuffaſſung — nicht des Lebens 
ſelbſt. Es iſt deshalb bisher auch nicht gelungen, eine Gliederung zu finden, die 
von allen wiſſenſchaftlichen Bearbeitern der Wohlfahrtspflege angenommen 
wird, wie auch in der Praxis der Verwaltung die verſchiedenen Zweige der 
Wohlfahrtspflege ſehr verſchiedenartig gegeneinander abgegrenzt werden. 
Eine gebräuchliche Einteilung, die in Preußen für die ſtaatliche Prüfung von 
Wohlfahrtspflegerinnen maßgebend iſt, unterſcheidet Wohlfahrtspflege auf 
dem Gebiet des Wirtſchaftslebens, der Volksgeſundheit und der Jugendwohl⸗ 
fahrt einſchließlich des Dolfsbildungswejens. Das preußiſche Minijterium für 
Volkswohlfahrt iſt dagegen in drei Abteilungen gegliedert, von denen die eine 
das Geſundheitsweſen, die zweite das Wohnungsweſen, die dritte allgemeine 
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Wohlfahrtspflege und Jugendwohlfahrt zuſammenfaßt. Am nächſten kommt 
man wohl den Bedürfniſſen der Praxis, wenn man neben geſundheit⸗ 
licher und ſozial⸗pädagogiſcher Wohlfahrtspflege eine dritte und vierte 
Gruppe einſetzt, von denen die eine ſich auf das Arbeits- und Berufs- 
leben bezieht, die andere als allgemeine Wohlfahrtspflege — aus 
der Armenpflege erwachſend — bezeichnet werden kann. Dem entſpricht auch 
am meiſten die Organiſation der ſtädtiſchen Behörden, die ſich mit Wohlfahrts⸗ 
aufgaben befaſſen. Es finden ſich häufig in der ſtädtiſchen Verwaltung: Ge⸗ 
jundheitsamt, Jugendamt, Wohlfahrts- bzw. Armenamt und Arbeitsamt. 

Allgemeine Wohlfahrtspflege. Geſchichtlich betrachtet iſt die allgemeine 
Wohlfahrtspflege die älteſte Form oder Gruppe. Es iſt die Fürſorge für alle, 
die ſchlechthin hilfsbedürftig, arm ſind; die die Mittel entbehren, die nach 
Sitte, Gewohnheit und Standesauffaſſung der Gemeinſchaft, in der ſie leben, 
zur Befriedigung der als notwendig erachteten Bedürfniſſe gehören. Dieſe 
Fürſorge iſt immer eine wirtſchaftliche — aber wo ſie mit den Methoden 
einer wirkſamen, die Urſachen bekämpfenden, ein aufbauendes Siel verfolgen⸗ 
den Armen⸗ und Waiſenpflege betrieben wird, kann ſie ſich nicht damit be⸗ 
gnügen, wirtſchaftliche Hilfe zu fein. Sie iſt gleichzeitig geſundheitliche, er⸗ 
ziehliche Fürſorge. | 

Ausbau der Armenpflege zur ſubſidiären Wohlfahrtspflege. Es hat deshalb 
eine tiefe Berechtigung, wenn die einſichtsvollſten Dertreter der Armenver— 
waltungen und der Dereinsbejtrebungen auf dieſem Gebiet den Begriff der 
Urmenpflege wie auch den der wirtſchaftlichen Fürſorge erſetzen wollen durch 
den einer allgemeinen Wohlfahrtspflege; wenn ſie die Armenämter in Wohl⸗ 
fahrtsämter umwandeln wollen. 

Damit tragen fie nicht nur einer Stimmung der bedürftigen Kreiſe Rech⸗ 
nung, die dem Begriff der Armenpflege auf Grund der entehrenden Bedin- 
gungen, mit denen ſie lange Seit verknüpft war, feindlich ſind. Sie berückſich⸗ 
tigen auch beſonders ein durch den Krieg hervorgetretenes Bedürfnis. Denn 
nachdem die durch den Krieg geſchädigten Kreiſe (Hinterbliebene und Kriegs- 
beſchädigte) durch eine andere Derjorgungs- und Wohlfahrtsform aus den 
Kreiſen der übrigen Bedürftigen herausgehoben worden ſind, nachdem durch 
das in Vorbereitung befindliche Jugendwohlfahrtsgeſetz und durch die Wochen— 
hilfe weitere Gruppen von hilfsbedürftigen tatſächlich aus der Armenpflege 
herausfallen, verliert die Bezeichnung Armenpflege ihren Sinn. Wenn ſie den 
Charakter einer geringeren, unzureichenden, mit gewiſſen Nachteilen und 
Härten verbundenen hilfe haben ſoll, ſo wäre ſie nicht nur im höchſten Maße 
ungerecht und unſozial, ſondern auch unwirtſchaftlich. Sie darf nur den Cha⸗ 
rakter einer ſubſidiären Wohlfahrtspflege für alle tragen, die von den Sonder- 
zweigen der Wohlfahrtspflege nicht berührt werden. Aber fie muß allge- 
meine Wohlfahrtspflege, das ganze Leben umfaſſende und ergreifende Für- 
ſorge ſein. 

Dieſe ganz moderne, erſt in den letzten Jahrzehnten eingebürgerte Auf- 
faſſung geht aber nur auf den Urſprung aller Armenpflege zurück. Sie iſt 
wieder entſtanden — nicht neu gefunden worden. Man braucht nur die ſo⸗ 
zialen Geſetze des alten Judentums, das was Buber ſo ſchön den ſozialen 
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Rhythmus nennt, und die Armenpflege der erſten chriſtlichen W zu 
betrachten, um ſich darüber klar zu fein, daß damals, urſprünglich Wohl- 
fahrtspflege, nicht wirtſchaftliche, ſondern allgemein⸗menſchliche, das ganze 
Leben umfaſſende Wohlfahrtspflege, geübt wurde. 

Umfang der allgemeinen Wohlfahrtspflege. Grenzt man alſo nach dieſem 
Ideal oder dieſen Forderungen eine Gruppe der allgemeinen Wohlfahrts⸗ 
pflege ab, ſo umfaßt ſie alle vorhandenen Beſtrebungen der öffentlichen und 
privaten Armenpflege, der Fürſorge für Wanderarme, Arbeitsſcheue, Hinter⸗ 
bliebenen⸗ und Kriegsbeſchädigtenfürſorge, die Sentraliſationsbeſtrebungen 
der Wohlfahrtspflege, wie Auskunftsſtellen, Wohlfahrtszentralen, Wohlfahrts⸗ 
ämter. Dagegen würde zweifellos die Waiſenpflege, die noch an manchen 
Orten zur Armenverwaltung gehört, in die Beſtrebungen der Jugendwohl⸗ 
fahrt einzureihen ſein, wenn ſie nämlich nicht unter wirtſchaftlich⸗fiskaliſchen, 
ſondern unter erziehlichen, bildenden Geſichtspunkten geübt wird. 

Geſundheitsfürſorge. Unendlich viele Berührungspunkte und Grenzgebiete 
ergeben ſich gegenüber der Gruppe der Geſundheitsfürſorge. Dieſe umfaßt 
die Säuglings- und Mütterfürſorge (Wochenhilfe, Hauspflege), die Tuber⸗ 
kuloſenfürſorge, die Maßnahmen gegen andere Volkskrankheiten (Krebs, Ge⸗ 
ſchlechtskrankheiten uſw.); die Trinkerfürſorge. Sie ſchließt alle Wohlfahrts⸗ 
einrichtungen für Kranke ein: Krankenhäuſer, Beiljtätten, Erholungsheime, 
Polikliniken; ferner Entbindungsanſtalten, Wöchnerinnenheime, Irrenhäuſer; 
ebenſo die Veranſtaltungen für öffentliche Geſundheitspflege: Dolfsbäder, Des⸗ 
infektionsanſtalten, Ferienkolonien, jede Art der Erholungsfürſorge. 

Grenzgebiete. Schon bei der Trinkerfürſorge wird ſich ein Zweifel 
regen, ob die Bekämpfung der geſundheitlichen Schäden der Husgangspunkt, ob 
die geſundheitlichen Maßnahmen die einzigen ſind, die getroffen werden 
müſſen; ob nicht die Urſache tiefer, in wirtſchaftlichen und mera 
Mißſtänden liegt. 


Noch deutlicher als Grenzgebiet iſt die Wohnungspolitik und Für⸗ 
ſorge kenntlich. Denn ſie umfaßt Bebauungspläne, Bauordnung, gemein⸗ 
nützige Errichtung von geeigneten Wohnungen unabhängig von Boden- und 
Bauſpekulation, Wohnungsnachweis, Verhinderung der Überfüllung von Woh⸗ 
nungen, Erhaltung und Förderung geſunder Wohnſitten durch Wohnungs⸗ 
aufſicht und Pflege; Errichtung von Ledigenheimen. Ganz ſicher ſteht bei all 
dieſen Aufgaben der Wohnungsfürſorge das geſundheitliche Ziel im Dorder- 
grund. Aber dieſe Aufgaben ſind aufs engſte mit anderen Problemen ver⸗ 
knüpft. Geſunde Wohnverhältniſſe ſind doch auch die Grundlage aller Sitt- 
lichkeit, und in gewiſſem Umfang die Vorbedingung wirtſchaftlicher LCebens⸗ 
geſtaltung. Schließlich ſei auch daran erinnert, daß die Bodenreformer 
(Henry George und ſein deutſcher Verkünder Damaſchke) nicht nur die 
Wohnungsfrage, ſondern den geſamten Inhalt der ſozialen Frage durch Auf: 
hebung des Privateigentums am Boden, alſo Pu eine rein wirktſchaffliche 
Maßnahme, löſen wollen. 


Nicht ganz ſo vielſeitig ausgerichtet iſt der ganze Komplex des mutter⸗ | 
ſchutzes; aber auch er ift mit wirtſchaftlichen und erziehlihen Aufgaben ver⸗ 
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bunden. Die Alimentationsbeſtimmungen für die ledige Mutter, ſelbſt die Be⸗ 
ſtimmungen des BGB. über die Unterhaltspflicht und die Derlegung der 
Nährpflicht des Ehemanns, die Berufsvormundſchaft, die Fürſorge für die 
ledige Mutter durch Heime: das alles hat neben den geſund heitlichen auch 
andere Zwecke. 

Deutlich zeigt es ſich auch an den Pflichten, die der Kreisfürſorgerin 
übertragen werden, wie eng die verſchiedenen ſozialen Mißſtände zuſammen⸗ 
hängen und wie jede Fürſorge nach Erweiterung ihrer Aufgaben ſtreben 
muß. Von der Säuglingsfürſorge ausgehend wurde die Kreisfürſorge bald 
zur Geſundheitsfürſorge ſchlechthin, um dann die Kinderfürſorge auch unter 
erziehlichen Geſichtspunkten einzubeziehen. Häufig erweitert ſie ſich zur Ju⸗ 
gendfürſorge und Jugendpflege und zur geſamten Wohlfahrtspflege. Das iſt 
in den ländlichen Verhältniſſen ganz begründet, da es gar nicht möglich iſt, 
für kleinere Bezirke verſchiedene Kräfte anzuſtellen und mehrere Organi— 
ſationen oder Ämter zu unterhalten. Es iſt aber auch im Intereſſe derer, 
denen die verſchiedenen Arten von Fürſorge gelten, zu begrüßen, da nur eine 
allgemeine Familienfürſorge und Volkspflege verhindern kann, daß immer 
wieder andere und neue Menſchen mit verſchiedenartiger Auffaſſung bera- 
tend in die Familie eindringen. 

Geſundheitliche Fürſorge als Teil allgemeiner Wohlfahrtspflege. Aus dieſer 
engen Verbindung, dem Ineinandergreifen verſchiedener Urſachen von Miß⸗ 
ſtänden und deshalb verſchiedener Ziele und Methoden der Wohlfahrtspflege 
erklärt es ſich, daß nicht nur alle ältere Armenpflege die Fürſorge für die 
Kranken einſchloß, ſondern daß vielfach der Beginn der neuzeitlichen Der- 
einsarbeit in der Wohlfahrtspflege geradezu auf geſundheitliche Schäden zu— 
rückzuführen iſt. Unter den älteſten Vereinen der Wohlfahrtspflege befinden 
ich überall Wöchnerinnenvereine. Die Vereine vom Roten Kreuz und insbe- 
jondere ihre Frauenvereine (der Vaterländiſche in Preußen und die Schwe- 
ſternorganiſationen in den anderen Ländern) ſind nicht nur für die Kriegs- 
krankenpflege entſtanden, ſondern haben bei ihrer Umwandlung für die Srie- 
densarbeit die Aufgaben der Geſundheitsfürſorge in den Vordergrund ge— 
ſtellt Hilfe bei Epidemien, Kampf gegen Tuberkuloſe, Heilſtättengründung; 
Bekämpfung der Säuglingsſterblichkeit). 

Doppelbegriff der Landpflege. Wenn ſo einerſeits jede Art von Wohl⸗ 
fahrtspflege geſundheitliche Aufgaben berückſichtigen muß, und andererſeits 
die Geſundheitsfürſorge immer wieder andere Siele mit ergreift, ſo iſt es 
erklärlich, daß die Wohlfahrtspflege ſich oft Einrichtungen ſchafft, denen an 
verſchiedenen Stellen völlig andersartige Deutungen und Sielſetzungen gegeben 
werden. In dieſem Sujammenhang iſt die Landpflege zu nennen, die ur⸗ 
ſprünglich als eine erweiterte Krankenpflege für ländliche Gemeinden ins 
Leben trat, als Gemeindepflege mit etwas weiterem Aufgabenkreis — aber 
doch in erſter Linie auf die hebung der Geſundheit der Bevölkerung bedacht. 
Sie nähert ſich dabei der Kreisfürſorge, ohne aber ihr Arbeitsgebiet räumlich 
ſo umfangreich noch inhaltlich ſo weit und verzweigt zu geſtalten. Später 
wurde in anderen Gegenden eine Landpflege (auch Candfürſorge oder land⸗ 


wirtſchaftliche Kreispflege genannt) eingeführt, die den Begriff ganz anders 
Salomon, Wohlfahrtspflege 3 


30 Das Weſen der Wohlfahrtspflege 


faßte und vorzugsweiſe mit Bildungs⸗ und Erziehungsaufgaben erfüllte. 
Zweck iſt dabei in erſter Linie die Unterweiſung der heranwachſenden Jugend 
in Haus⸗ und Landwirtſchaft, Jugendpflege, Beeinfluſſung der ländlichen 
Haushaltsführung, Förderung der Volksbildung und Geſelligkeit, Heimatkul⸗ 
tur. Alles andere, die Gejundheitsfürforge und weitere Beſtrebungen der 
allgemeinen Wohlfahrtspflege ſind dabei nur Beiwerk. 

Doppelaufgabe der Kinderfürforge. Wie die Landpflege in ihrer doppel- 
ten Bedeutung teils der Geſundheitsfürſorge, teils der pädagogiſchen Fürſorge 
zuzurechnen iſt, ſo iſt auch die Kinderfürſorge, ganz beſonders die Schul⸗ 
kinderfürſorge, nach mehreren Seiten ausgerichtet. Sie entwickelt ſich 
von der Tätigkeit des Schularztes, dem die Schulſchweſter zur Seite ſteht, zu 
einer Ergänzung durch die Schulpflegerin, die nicht nur die vom Arzt ange⸗ 
ordneten Maßnahmen der Geſundheitsfürſorge auszuüben hat, ſondern dar⸗ 
über hinaus die Abſtellung von wirtſchaftlichen Notlagen und Erziehungs⸗ 
mängeln veranlaſſen ſoll. Schließlich wird daraus eine allgemeine Kinder- 
und Jugendfürſorge, die nicht nur die Schuljugend, ſondern das vor⸗ und 
nachſchulpflichtige Alter, Kinder und Jugendliche, berückſichtigt. Eine ſo aus⸗ 
gebaute Kinderfürſorge iſt nach ihrem vorwiegenden Charakter unter die Ju⸗ 
gendwohlfahrt zu rechnen. 

pädagogiſche mittel der Geſundheitsfürſorge. Es zeigt ſich an 1 1 7 ver⸗ 
ſchiedenen Beiſpielen, daß die Geſundheitsfürſorge nur in ſeltenen Fällen eine 
ganze einheitliche, feſt abgeſchloſſene Form der Wohlfahrtspflege bleibt. Selbſt 
wo der Zweck, um den es ſich handelt, ausſchließlich in hebung der Geſund⸗ 
heit beſteht, wird das Mittel das der Beeinfluſſung, der Erziehung, der 
Weckung von Willenskräften — alſo ein pädagogiſches ſein. Wie es eine rohe 
Auffaſſung des ärztlichen Berufes iſt, daß man mit der Beherrſchung der 
mediziniſchen Wiſſenſchaft kranke Menſchen heilen kann, wie der Arzt der 
beſte iſt, von dem ſuggeſtive Kraft ausgeht, der alle Kräfte im Patienten zur 
Mitarbeit wachruft, ſo kommt es auch in der Geſundheitsfürſorge nicht nur 
darauf an, daß der Fürſorgende ſeine Kenntniſſe anwendet, daß er etwas 
für den anderen tut; ſondern daß er jenen für eigenes Tun gewinnt, Ein⸗ 
ſichten in ihm weckt, ſeine inneren Kräfte löſt und ihnen die Richtung gibt. 

Sozialpädagogiſche Wohlfahrtspflege. Die Wohlfahrtspflege enthält auf 
faſt allen ihren Sweigen ein Stück Erziehungsarbeit, eine pädagogiſche Auf- 
gabe. Mit den Einſchränkungen, die ſich aus ſolchen Erwägungen ergeben, 
mit den Sugeſtändniſſen, die an Grenzgebiete gemacht werden, bleibt für die 
im engeren Sinne ſozialpädagogiſche Fürſorge noch ein umfangreiches und in 
ſich einigermaßen geſchloſſenes Gebiet. Sie umfaßt Jugendwohlfahrt und 
Volkserziehungs⸗ und Volksbildungsweſen, alſo im einzelnen: Kleinfinder- 
fürſorge, Schulkinderfürſorge (beides umſchließt auch die Waiſenpflege), Ju⸗ 
gendpflege (d. h. alle Beſtrebungen für die normale ſchulentlaſſene Jugend), 
Schutz der erwerbstätigen Kinder, Fürſorge für anormale und gebrechliche 
Kinder, Jugendfürſorge (Hilfe für die gefährdete und verwahrloſte Jugend 
aller Alterstlaffen), Im Anſchluß daran iſt auch die Rettungsarbeit und die 
Polizeifürſorge zu nennen, ſoweit fie mit Erwachſenen zu tun hat. Auch die 
Fürſorgearbeit für Gefangene gehört in dieſes Aufgabengebiet. Die Volks⸗ 
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bildungsarbeit bezieht ſich auf die Errichtung und Leitung von Dolksbiblio⸗ 
theken und Leſehallen, das Volkshochſchulweſen, Dolfsheime und verwandte 
Beſtrebungen. 

Wohlfahrtspflege auf dem Gebiet des Berufslebens. Die Wohlfahrtspflege 
in bezug auf das Arbeits- und Berufsleben umfaßt den Arbeitsnachweis, die 
Berufsberatung, Arbeitsrecht und Arbeiterſchutz und die Arbeiterverſicherung, 
die Erwerbsloſenfürſorge, die Fabrikpflege und Fabrikwohlfahrt, Einigungs⸗ 
weſen. 

Schließlich ſtehen außerhalb der verſchiedenen Gebiete der Wohlfahrts⸗ 
pflege Derfuhe und Bemühungen, die zwar nicht durch ihren Umfang, wohl 
aber durch ihre geiſtig⸗ſittliche Grundlage, ihren ſozialen Idealismus als 
Wohlfahrtsarbeit Bedeutung haben: die ſozialen Siedelungen (Settle⸗ 
ments), die durch Niederlaſſung von Menſchen der höheren Berufsſchichten 
in Arbeitervierteln ein gegenſeitiges Verſtehen und eine Überbrückung von 
Klaſſengegenſätzen anſtreben; die eine Verſöhnungsarbeit, einen Pazifismus 
im Inneren betreiben. 

Wohlfahrtsämter. Die Verſchiedenartigkeit der Wohlfahrtsaufgaben, die 
Mannigfaltigkeit der Beſtrebungen drängt nicht nach Verſchmelzung, wohl 
aber nach Suſammenſchluß, nach einem gemeinſamen Boden der Derſtändi⸗ 
gung, nach einem Miteinander ſtatt Nebeneinander. Die privaten Sentrali⸗ 
ſationsbeſtrebungen (Huskunftsſtellen, Zentralen) haben den Weg gebahnt 
für den Gedanken der Wohlfahrtsämter, die ſich an geographiſche Be— 
zirke anlehnend, das ganze Land umfaſſend, aufbauen ſollen, um öffentliche 
und private Wohlfahrtspflege auf allen Gebieten zuſammenzufaſſen — Diel- 
heit und Einheit miteinander zu verbinden. 


weites Kapitel. 
Geſchichte der Wohlfahrtspflege. 
§ 8. Wohlfahrtspflege im Altertum. 


Klaſſiſches Altertum. Wenn man an Band der Geſchichte die Entwickelung 
der Wohlfahrtspflege verfolgen will, ſo wird man die Grundgedanken und die 
Wurzeln einer geordneten, planmäßigen Fürſorge für die Schwachen viel eher 
im älteren Judentum und in den Anfängen der chriſtlichen Gemeinden finden 
als in Griechenland und Rom. 

Griechenland. Die ganze Staatsauffaſſung wie die Philoſophie der Griechen 
hatten für den Gedanken der Barmherzigkeit wenig Raum. Roſcher nimmt 
an, daß die Alten hartherziger waren. Aber auch ohne das konnten bei der 
Einrichtung der Sklaverei ſolche Beſtrebungen kaum aufkommen. Denn in 
einem Sklavenſtaat fällt eine Urſache der Not fort, weil die Familiengrün⸗ 
dung, die Fortpflanzung der Sklaven kontrolliert und eingeſchränkt iſt. Außer⸗ 
dem haben die Wohlhabenden ein Intereſſe, ihre Sklaven ausreichend zu ver- 
ſorgen, weil ſie deren Arbeitskraft brauchen und in ihnen Vermögensobjekte 
ſehen, die erhalten werden ſollen. In der älteren Seit iſt daher nirgends 
von einer Wohlfahrtspflege die Rede. Ariſtoteles kannte zwar Freigebig⸗ 
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keit aber keine Wohltätigkeit. Seneca lehnt die Barmherzigkeit ab. Denn 
„Mitleid verhält ſich zur Güte wie der Aberglaube zur Religion“. Plato 
hat in ſeinem Idealſtaat keinen Raum für Wohlfahrtsaufgaben. Die Bettler 
ſollen vertrieben werden. Sie ſind hemmniſſe des allgemeinen Wohlſtandes. 

Der Arzt braucht ſich des kranken Arbeiters nicht anzunehmen. Wer nicht 
arbeiten kann, hat für den Staat keinen Wert. 

Später finden ſich hier und da wenigſtens Anſätze zu einer Armenpflege. 
In Athen wurden die Kriegsinvaliden und die Witwen und Waiſen der ge⸗ 
fallenen Krieger ſeit Peijiftratos oder Solon unterjtüßt, falls ſie ver⸗ 
mögenslos waren. Später, nach dem Peloponneſiſchen Krieg, der den Staat 
furchtbar ſchädigte, wurde allen Dollbürgern, die wegen Krankheit ihren 
Unterhalt nicht verdienen konnten und nur ein geringes Vermögen hatten, 
aus Staatsmitteln eine zum notdürftigen Unterhalt ausreichende Unter⸗ 
ſtützung gezahlt. Es konnte daher gerühmt werden, daß kein Bürger das Not- 
wendigſte entbehre oder den Staat dadurch beſchäme, daß er auf der Straße 
um Almoſen bitte. Die Unterſtützung wurde nach vorausgegangener Prü⸗ 
fung durch den Rat der Fünfhundert bewilligt. Huch gab es in Athen Ce⸗ 
ſchen, das waren häuſer ohne Türen, in denen der Arme fein Nachtquartier 
fand. Ferner gab es Verſicherungsvereine, die ihre Mitglieder nicht nur für 
Prozeſſe und Wahlbewerbungen, ſondern auch gegen Verarmung verſicherten, 
aber im Falle ſpäteren Wohlſtandes Rückzahlung forderten. Gerühmt wird 
auch die Armenpflege von Rhodos und Tarent. 

Man wird dagegen fraglich ſein, ob man andere gemeinnützige Einrich⸗ 
tungen der ſpäteren Zeit Griechenlands überhaupt noch als Wohlfahrtspflege 
anſehen kann. War ſchon die Erziehung der Kriegswaiſen eine Ehrenſache, 
auf die jeder Bürger, nicht nur der verarmte, Anſpruch hatte; und war ſie 
mehr aus politiſchen als aus karitativen Geſichtspunkten entſtanden, ſo gilt 
das noch ſtärker für die Kornſpenden, öffentlichen Lujtbarkeiten, die Beſol⸗ 
dung der Ausübung von Bürgerpflichten (Geſchworenendienſt, Mitgliedſchaft 
im Rat oder der Volksverſammlung und dgl.). Der Bürger ſollte dadurch in 
die Cage geſetzt werden, am politiſchen Leben teilzunehmen und vor Herab- 
drückung ſeiner Tage bewahrt zu werden. Dieſe politiſchen Abſichten waren 
verhältnismäßig leicht zu verwirklichen, ſolange der Staat auswärtige Unter⸗ 
tanen beſaß, von denen Steuern erhoben wurden. Später, als in der Politik 
antikapitaliſtiſche Tendenzen, wie man es heut nennen würde, einſetzten, wur⸗ 
den die Maßnahmen öffentlicher Verſorgung weniger eingeleitet, um die Be⸗ 
dürftigen zu unterſtützen, als um die Reichen den Armen gleich zu machen. 

Rom. Noch viel ſtärker tritt dieſer politiſche Zug in den öffentlichen und 
gemeinnützigen Einrichtungen Roms hervor. Nur iſt in Rom das Bedürfnis 
nach Derjorgung viel verbreiteter, weil ſich verhältnismäßig früh eine Prole⸗ 
tarierſchicht entwickelte. 

Der Derjhuldung und Vera der Kleinbürger wurde ſchon in den 
Anfängen der Republik durch Kolonijation begegnet. Auch nahm der Staat 
die Derforgung der ſtädtiſchen Bevölkerung mit Getreide in die Hand. Ca⸗ 
jus Gracchus führte eine monatliche Getreideverteilung zu einem Schleu⸗ 
derpreis an alle Bürger ein. Später wurde der Preis dieſer Kornlieferungen 
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auf eine Rekognitionsgebühr herabgeſetzt. Die dafür aufgewendeten Summen 
waren enorm, und die Spenden wurden ſchließlich auf die Armen beſchränkt, 
während urſprünglich ein allgemeiner Anſpruch aller Bürger beſtand. Cäſar 
fand nach ſeinem Sieg 320000 Getreideempfänger vor. Seit Aurelian 
wurde ſtatt Getreide Brot verteilt, auch Öl und Fleiſch; Weinverteilungen 
unter dem Marktpreis wurden angeordnet. Seit Augujtus ſtanden auch die 
Bäder unentgeltlich zur Verfügung. Die öffentlichen Spiele, Theater waren 
ſchon viel früher üblich. Dazu kamen Geldverteilungen, die urſprünglich eine 
Beſtechung des Pöbels beabſichtigten. Später wurden ſie bei Thronbeiteigun- 
gen in Form eines Legates vom verſtorbenen Kaiſer oder nach beendigten 
Kriegen auf Staatskoſten vergeben. Das Volk erhielt auf dieje Weiſe ſeinen 
Anteil an der Beute der eroberten Welt. Die Folgen waren das begenteil 
von allem, was jede Armen- oder Wohlfahrtspflege bezweckt. Das Volk in 
Rom wurde auf Koſten der ausgebeuteten Provinzen träge und arbeitsſcheu 
und der Staat ging langſam daran zugrunde. 

Alle dieſe Maßnahmen tragen deutliche Seichen ihres Urſprunges, der nicht 
humaner, ſondern politiſcher Natur war, der aus den Beziehungen von Cäſa— 
rismus und Proletariat zu erklären iſt. Die erſten Einflüſſe einer tatſächlich 
auf die Bedürfniſſe der Armen gerichteten öffentlichen Ordnung kommen durch 
Anregungen des Chriſtentums, jo wenn Julian auffordert, die Armenpflege 
der Chriſten nachzuahmen: „Iſt es nicht ſchimpflich, wenn von den Juden 
keiner bettelt, die götterfeindlichen Galiläer aber nicht nur die Ihrigen er— 
nähren, ſondern auch die Unſerigen, die wir hilflos laſſen!“ 

Dagegen ſind Beſtrebungen der Jugendwohlfahrt, Stiftungen zur Er— 
ziehung armer Kinder in der Kaiferzeit zu verzeichnen, die zwar auch be— 
völkerungspolitiſchen und militäriſchen Erwägungen entſpringen (Förderung 
der Eheſchließungen, der Geburtenzahl, Sicherung des Nachwuchſes für die Le- 
gionen), aber doch allmählich dem Charakter eigentlicher hilfsmaßnahmen nahe— 
kommen. Einzelne Kaijer, gelegentlich auch Privatperſonen machten ſolche 
Stiftungen zum Andenken an ihre Frauen, die nicht ausſchließlich auf Bürger— 
kinder beſchränkt blieben. Der Verkauf von Kindern, der durch Notſtände 
veranlaßt war, wurde unter Dalentinian verboten. Die Nichtbürger hatten 
mit der oben angeführten Ausnahme an Einrichtungen der Wohlfahrt keinen 
Teil. Sie waren, wie ſich das aus der ſozialen und wirtſchaftlichen Struktur 
Roms ergab, gezwungen, als Sklaven ihren Unterhalt zu ſuchen, und waren 
von ihrem Herrn vollkommen abhängig. Seitweiſe war das Los alter und 
kranker Sklaven ſehr hart. Die allgemeine Geſinnung und Geiſtesrichtung 
war dem Schutz der Schwachen nicht günſtig. 

Schließlich hat das alte Rom noch genoſſenſchaftliche Bildungen hervorge— 
bracht, die der gegenſeitigen Unterſtützung, der Sicherung der Beſtattungs— 
koſten, dem Kult des Schutzgottes und anderem dienen. 

Judentum. Eine ganz andere Stellungnahme zum ſozialen Problem findet 
ſich bei dem der Seit nach viel früher entwickelten Volk Ifrael. Swar ver- 
hindert das Wirtſchaftsleben des hauptſächlich ackerbauenden Volkes über- 
haupt die Entſtehung einer armen Schicht, eines Proletariats. Die Armuts- 
zuſtände waren individueller Natur und konnten durch individuelle hilfe 
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abgeſtellt werden. Solche hilfe war aber durch Religion und Geſetz — beides 
war identiſch — als heilige Pflicht vorgeſchrieben. 

Eine Reihe von Beſtimmungen hat ſchon in den älteſten Zeiten die ſoziale 
Gerechtigkeit, den ſozialen Ausgleich ſicherſtellen wollen. Dabei wirken zwei 
Gedankenreihen zuſammen. Die eine: Die Liebe zu Gott muß ſich an den 
Menſchen bewähren. Es hat eine tiefe Bedeutung, wenn die Überlieferung 
erzählt, daß auf der einen Geſetzestafel, die Moſe empfing, die Pflichten des 
Menſchen gegen Gott, auf der zweiten die gegen ſeine Mitmenſchen verzeich⸗ 
net waren, wobei die Vorſchriften über die Stellung zu den Eltern den Über: 
gang von dem einen Pflichtenkreis zum anderen bildeten. Es gibt für die Ju⸗ 
den keine perſönliche Sittlichkeit, keine Frömmigkeit, die ſich nicht in ſitt⸗ 
lichem Handeln den Menſchen gegenüber auswirkt. 

Der zweite beſtimmende Gedanke für die jüdiſche Wohltätigkeit, der den 
Inhalt der ſozialen Vorſchriften formt und erfüllt, iſt der Glaube, daß das 
Land Gottes Eigentum ſei, und daß daher die einzelnen ihren Beſitz nur zu 
Lehen haben und dem Dürftigen von den Gaben Gottes mitteilen müſſen. Dieſe 
Auffaſſung, daß es alſo wohl Beſitz am Acker, aber kein Privateigentum daran 
im modernen Sinne gibt, bringt die Beſtimmungen hervor, die man jetzt als 
den „ſozialen Rhythmus“ des jüdiſchen Lebens bezeichnet: Dem Dürf⸗ 
tigen ſoll man feinen Lohn vor Abend zahlen. Die Armen haben ein Anrecht 
auf den Acker, der eigentlich Gott gehört. Deshalb ſoll der Ölbaum nicht 
nachgeſchüttelt, der Weinberg nicht nachgeleſen, die vergeſſene Garbe nicht 
mehr geholt werden. Die Nachleſe ſoll für die Armen, die Witwen und Wai- 
ſen bleiben. Alle ſieben Jahre iſt ein Sabbatjahr eingeſetzt, in dem die Feld⸗ 
arbeit ruht, der wildwachſende Ertrag den Armen gehört. Das Geliehene 
muß im Sabbatjahr erlaſſen werden. Die perſönliche Sklaverei der Schuldner 
und die ihrer Kinder gilt auf höchſtens ſechs Jahre. Im Jobeljahr (das 
50. Jahr) fällt der verkaufte oder verpfändete Landbeſitz wieder an die ur⸗ 
ſprünglichen Beſitzer oder ihre Erben zurück. Das Moſaiſche Geſetz enthält 
weitere Beſtimmungen zum Schutz der Schwachen. Dom armen Landsmann 
darf kein Sins genommen werden. Sur Unterſtützung Armer ſoll der Zehnte 
hinter dem Levitenzehnten in jedem dritten Jahr gegeben werden. Immer 
wieder wird in der Überlieferung die Barmherzigkeit geprieſen. Der Gerechte 
iſt barmherzig und leihet gern (Pſ. 112,5). Er nimmt ſich der Dürftigen an 
(Pf. 41, 1). Wer ſich der Armen annimmt, der ehret Gott (Spr. Sal. 14, 31), 
der leihet dem herrn (Spr. Sal. 19,17). Wenn dein Bruder neben dir zu 
ſinken beginnt, daß er verarmt, ſo ſollſt du ihn aufrecht erhalten. Und auch 
den Fremdling und Beiſaſſen, daß er ſeinen Unterhalt habe neben dir 
(3. M. 25,55): 

Erſt in der Zeit der ſpäteren Propheten machten ſich verbreitete Armuts- 
erſcheinungen bemerkbar. Daher finden ſich auch im Deuteronomium und im 
Jeſaia und Nehemia entſchiedene Mahnungen zur Betätigung der Nächſtenliebe: 
Es ſoll durchaus kein Armer unter euch ſein. ... Ich gebiete dir, daß du 
deine hand auftuſt deinem Bruder, der bedrängt iſt und arm iſt in deinem 
Lande . . . Brich dem Hungrigen dein Brot und die, jo im Elend ſind, führe 
in das Haus. So du einen Nackten ſiehſt, jo kleide ihn und entziehe dich 
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deinem Mitmenſchen nicht ... Alles aber zuſammengefaßt ſchon in dem höchſten 
und älteren Gebot (3. Moſe 19,18): Du ſollſt deinen Nächſten lie⸗ 
ben wie dich ſelbſt. 

Betrachtet man Geſetz und Ermahnungen als ein Ganzes, ſo iſt der Rah⸗ 
men dieſer Wohlfahrt ſehr weit gezogen. In der Cat iſt hier nicht nur die 
Unterſtützung des Armen gefordert, ſondern ſeine Derjorgung ijt durch die 
Adergejege beabſichtigt. Der Verarmung wird vorgebeugt; der Ausgleich des 
Beſitzunterſchiedes iſt durch Rückfall des verpfändeten Bodens erleichtert. Der 
Arme, der Knecht, der Arbeiter iſt durch die Sabbatheiligung vor Überan- 
ſtrengung und Geſundheitsſchädigung geſchützt. Es iſt Wohlfahrtspflege im 
weiteſten Sinne, ſoweit ſie im Rahmen der einfachen Lebensverhältniſſe 775 
haupt gebraucht wurde. 

Dabei muß noch eine ſehr eigentümliche Auffajjung dieſer ganzen Betäti- 
gung erwähnt werden. Die hebräiſche Sprache kennt nicht das Wort Barm- 
herzigkeit im Sinne der deutſchen Sprache, ſondern hat nur einen Ausdruck, 
einen Begriff, der Barmherzigkeit und Gerechtigkeit zugleich umfaßt. 
„Z’dakah“, jo heißt das Wort, übt, wer die „Seele ſeines Nächſten kennt“, 
das heißt wer das Göttliche im menſchen ſucht und dieſem Göttlichen Raum 
verſchafft. Solche Gerechtigkeit üben, das iſt das Leitmotiv, das durch alle 
Beſtimmungen und Anweiſungen hindurchgeht und das eben mit dem auf 
Gott bezogenen Leben dieſes Volkes zuſammenhing. Dank gegen Gott, Der: 
pflichtung gegenüber den Menſchen, Sachwaltung der von der Natur gegebe— 
nen Güter: das alles ſind die Quellen, die dieſe Wohlfahrt ſpeiſen. 

Aber mit eben dieſer geiſtig⸗ſeeliſchen Grundlage hängt es auch zuſam— 
men, daß die Entwickelung ſchließlich dazu führte, die Derjorgung der Armen 
als ein verdienſtliches, Gott wohlgefälliges Werk zu betrachten, als ein Mit⸗ 
tel der Sündenvergebung, das vor jähem Tode behütet und ewiges Leben 
bringt — eine Auffaſſung, die ſpäter in die chriſtliche Kirche überging. Nicht 
der Arme und ſein Bedürfnis bleiben die weſentlichen Urſachen der wohl- 
tätigen handlung, ſondern die Wirkung auf den Geber. Wie das Waſſer ein 
brennendes Feuer auslöſcht, alſo tilgt das Almoſen die Sünde (Jeſus Si— 
rach 3,33). 

Neue Beweggründe der Wohlfahrtspflege. Daß das Almoſen nicht nur ge- 
geben wird, um die Not des Nädjiten zu bejeitigen, ſondern auch um des 
eigenen Seelenheils oder um Gottes willen, iſt ein Gedanke, den das Chri— 
ſtentum in immer wechſelnder Neuprägung wieder hervorgebracht hat, und 
deſſen verſchiedenartige Auslegung und Betonung zu verſchiedenen Seiten 
die chriſtliche Wohlfahrtspflege in mannigfacher Art beeinflußt hat. In ganz 
engem Suſammenhang damit ſteht das andere Problem, das für die Ge— 
ſchichte des Chriſtentums ſo große Bedeutung gewonnen hat und ſich in der 
Stellung der Chriſten zur Wohlfahrtspflege widerſpiegelt: der Swieſpalt 
zwiſchen der Bedeutung von Glauben und Werken, Myſtizismus und Nach— 
folge Chriſti, dogmatiſchem und tätigem Chriſtentum. Unvergleichlich iſt die 
Zuſammenfaſſung der beiden Geſichtspunkte gegeben, die Wichtigkeit der 
Liebestätigkeit zum Ausdruck gebracht und daraus auch die rückwirkende 
Kraft auf den Handelnden, Gebenden abgeleitet, wenn verheißen wird, daß 
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das Weltgericht nicht abhängen wird vom Glauben an Gott, 1 Tu⸗ 
genden, einem Leben ohne Vergehen und Gewalt; ſondern nur darauf, ob 
der Herr zu dem Gerechten ſagen kann: Ich war hungrig und du gabſt 
mir Speiſe; ich war nackend und du haſt mich bekleidet; ich war 
krank und du haſt mich verſorgt. 

Die Wohlfahrtspflege in den erſten chriſtlichen Gemeinden. In den erſten 
chriſtlichen Gemeinden, in denen das Gefühl der Verbundenheit im Glauben 
jo unendlich lebendig war, mußten ſich ſolche Lehren naturgemäß in einer 
gegenſeitigen Liebesbetätigung beſonderer Art auswirken. Hier entwickelt ſich 
an Stelle des Gebens eine Gemeinſchaft des Gebrauchs, ein Kommunismus, 
der aber nicht eine Aufteilung des Privateigentums einſchloß; ſondern aus 
der Liebesgejinnung und dem Gefühl der Gemeinſamkeit, der Zuſammen⸗ 
gehörigkeit zu einer Betätigung freier Liebe kam, die den anderen an den 
eigenen Gütern teilnehmen ließ. Eine Gütergemeinſchaft, die dem ärmeren 
ein Recht auf den Beſitz der anderen gegeben hätte, war in der e zu 
Jeruſalem nicht vorhanden. 

Der Ciebesgedanke, wie er in den ſynoptiſchen Evangele und in den Pau⸗ 
lus⸗Epiſteln zum Ausdruck kam, mußte alle, die durch Chriſtus den Gott der 
Liebe als ihren Vater erkennen, in ihrem ganzen Leben und ihrem Verhalten 
zu den Brüdern beſtimmen. In dieſem vom jüdiſchen Volk ſchon vorberei⸗ 
teten, jetzt aber fortentwickelten Gedanken, in der damit verbundenen Stellung 
zu den Menſchen wurde der Welt ein Neues gebracht, etwas, das dem Ideen⸗ 
kreis der antiken Kultur ganz fern lag. Mit Recht iſt darauf hingewieſen 
worden, welche ungeheure Entfernung zwiſchen dem Liebesgedanken des 
Plato und dem des Paulus lag: zwiſchen Eros und Karitas, dieſen beiden 
ſublimſten Gedanken zweier Kulturwelten. Die barmherzige Liebe iſt das 
Seihen der Jüngerſchaft und aus ihr ergibt ſich die Haltung der Chriſten 
gegenüber den Armen. Aus ihr erwächſt der Chriſtenheit von Anfang an 
eine Armenpflege, wie fie der antiken Welt unbekannt war. 

Den äußeren Rahmen dafür bot die Gemeinde, und ihre Organe übten die 
Armenpflege aus. Im Zeitalter der Verfolgungen brachten die meiſt in Natu⸗ 
ralien beſtehenden, beim Abendmahl von allen Gemeindemitgliedern dar⸗ 
gebrachten Opfer und die Einlagen an Geld in den Gpferſtock die Mittel da⸗ 
für auf. Im Orient war der Sehnte ſehr üblich; im Abendlande nicht. Hier 
wurde nur gemahnt und nicht geboten, den Zehnten für die Armen zu geben. 
Die Geiſtlichen galten nur als Verwalter des Kirchengutes, das den Armen 
zukommt. Die Armenpflege der Gemeinde wurde anfänglich durch die Pres⸗ 
byter, dann durch den Biſchof geleitet, dem Diakonen als „Augen und Hände 
des Biſchofs“ zur Seite ſtanden. Auch eine weibliche Diakonie war vorhan⸗ 
den, die aber für die Armenpflege keine große Bedeutung gewann. Mit der 
wachſenden politiſchen Macht und Verweltlichung der Kirche übte die Hier⸗ 
archie einen wachſenden Einfluß aus. Schon die apoſtoliſchen Konſtitutionen 
jagen: „Dem Gemeindemitgliede ziemt es, zu geben; dem Biſchofe auszutei⸗ 
len.“ Später find die Almoſen ganz in der Hand des Biſchofs, mit ſtrenger 
Unterordnung der Diakone. Endlich kommt von Rom die Dierteilung des 
Kircheneinkommens: je ein Viertel für den Biſchof, die übrigen Geiſtlichen, 
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die Kirchenherſtellung, die Armen. Gregor der Große ſchärfte den kingelſachſen 
„die altrömiſche Sitte“ ein, vom Sehnten, den jeder geben ſollte, ein Viertel 
für die Armen zu verwenden. 

Die Armenpflege der altchriſtlichen Gemeinde gegenüber dem Bedürftigen 
war im Gegenſatz zu den römiſchen Maſſenverteilungen individualiſierend 
und den Bedürfniſſen der Notleidenden angepaßt. Sie war im heutigen Sinne 
Fürſorge. Unterſtützt wurden nur die wirklich Armen, die wegen Krankheit 
oder Alter keinen Unterhalt verdienen konnten. Schon die Pauliniſche Ge— 
meinde gibt nichts an Müßiggänger. Sie will auch die Angehörigen der 
Armen nicht von ihren Pflichten entlaſten. Es wurde keinem gegeben, deſſen 
Bedürftigkeit nicht feſtgeſtellt war. Die Kleinheit der Gemeinden und die 
hilfe der Diakone machten es möglich, daß man eine genaue Überſicht über 
die in einer Gemeinde vorhandene Not gewann. Cyprian, der 258 ſtarb, 
kannte die ganze Gemeinde in Karthago perſönlich. Dauernd Bedürftige er— 
hielten monatliche Unterſtützung; Arbeitsfähigen wurde Werkzeug und Ar— 
beit beſchafft. Waiſen wurden unter Aufſicht des Biſchofs erzogen. Auf dieſe 
Weiſe blieb in den Chriſtengemeinden niemand ohne Hilfe. Es gab keine Bett- 
ler. Die Armenpflege erreichte ihren Zweck. 

Nach der Aufnahme des Chriſtentums unter Konftantin, als an Stelle der 
kleinen lebendigen Gemeinden große mit oft mehr als 100 000 Seelen traten, 
änderte ſich der Charakter der Gemeinnützigkeit vollkommen. Das Eingehen 
auf die Cage des einzelnen war nicht in der alten Weiſe möglich. Doch konnten 
infolge des Reichtums, der nun der Kirche zufloß, der Privilegien, mit denen 
der Kaiſer ſie überſchüttete, Almoſen in großem Umfange ausgeteilt werden. 
Huch entſtanden glänzende Anſtalten, Fremden-, Armen-, Waiſen⸗ und Kran⸗ 
kenhäuſer der verſchiedenſten Art. Sunächſt, vom vierten Jahrhundert an, 
handelt es ſich dabei vor allem um eine Erweiterung der von den Biſchöfen 
geübten Gaſtfreundſchaft, nicht um eigentliche Gründung von Spitälern. Die 
Zahl der durch Almoſen oder in Anſtalten Derjorgten war ſehr groß. In 
KUntiochien zählte die Armenliſte zu Chryſoſtomus' Seit 3000 unterſtützte 
Witwen und Jungfrauen. In Alexandrien umfaßte fie zur Seit Johannes 
des Ulmoſenpflegers 7800 Namen. Rom und andere Großſtädte waren 
in Bezirke eingeteilt, die je einem Diakon unterſtanden. In einzelnen häuſern 
(Diafonien) wurden die Armen geſpeiſt. Die Leiſtungen der Kirche waren 
überaus großartig, obwohl die Ergebniſſe der alten Gemeindepflege nicht 
erreicht wurden. Das Gut der Kirche wurde wirklich als Armengut betrach— 
tet, und in Notzeiten ſcheuten ſich die Biſchöfe nicht, ſelbſt die heiligen Ge— 
fäße zu verkaufen, um den Armen helfen zu können. 

Aber die unmittelbare Beziehung der Gemeindemitglieder zu den Werken 
der Nächſtenliebe verſchwindet bald. Die Mittel für die Armenpflege fließen 
nicht mehr durch freie Opfer, ſondern werden durch das unter der Verwaltung 
des Biſchofs ſtehende Kirchengut aufgebracht. Je ausgedehnter der Beſitz, 
deſto mächtiger wurde die Stellung des verwaltenden Gkonoms, der ſich Zwi- 
ſchen Biſchof und Diakone ſchob. Bald hörten dieſe auf, Träger der Armen— 
pflege zu ſein; auch die weibliche Diakonie ging unter. An Stelle individuali- 
ſierender Pflege innerhalb begrenzter und eng zuſammenhängender Gemein— 
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den trat Almoſenverteilung gegenüber einer Maſſennot, die nicht eine ge⸗ 
rechte Verſorgung aller Armen erreichen konnte. Seit der zweiten Hälfte des 
fünften Jahrhunderts iſt der Untergang der Armenpflege beſiegelt. Seit 
Dalentinian II. werden Bettelverbote erlaſſen, die aber keine Wirkung aus⸗ 
üben. 

Schon lange, ehe dieſe Verfallserſcheinungen eintraten, miſcht ſich in die 
Wohltätigkeit der ſchon oben erwähnte Gedanke der ſündentilgenden Kraft 
des Almoſens, der — ganz unevangeliſch — die perſönliche Liebesbetätigung 
für den Nächſten zurücktreten läßt hinter dem Verlangen, ſich durch gute 
Werke ein Derdienjt zu erwerben und das eigene Seelenheil zu ſichern. 

Dieſe Auffaſſung konnte zwei ganz verſchiedene Folgen hervorbringen. 
Sie vermochte aus tiefer Frömmigkeit und Liebe zu Gott und dem Heiland 
eine vollkommene Hingabe von Perjon und Habe an die Gemeinde, an die 
Armen und Kranken hervorzurufen. Gerade die Krankenpflege der älteren 
chriſtlichen Zeit iſt aus ſolchen Beweggründen zu begreifen. Gegenüber der 
Haltung der Heiden, die die Kranken und Sterbenden bei Seuchen und an- 
ſteckenden Krankheiten ihrem Schickſal überließen, war die Aufopferung und 
freiwillige Gefährdung der Chriſten nur möglich, weil fie „dem herrn an den 
Kranken dienen wollten“. Das ſind Erſcheinungen und Äußerungen des Glau⸗ 
bens, wie ſie die erſten chriſtlichen Gemeinden, viel ſpäter auch einige herrn⸗ 
hutiſche Gemeinden und kommuniſtiſche Sekten in Nordamerika zeigen. 

Es kann aber auch aus dieſer Auffaſſung eine Almoſenverteilung hervor⸗ 
gehen, die den Bedürftigen nur als Objekt der eigenen Seelenrettung gelten 
läßt und mit einer geordneten Armenpflege nichts mehr zu tun hat. Ori⸗ 
gines ſieht in Almoſen das Hauptmittel, die täglichen kleinen Sünden zu 
bedecken. Chryſoſtomos jagt: „Haſt du auch viele Sünden, aber Almofen 
zur Fürſprache, ſo fürchte dich nicht. Keine der höheren Mächte widerſteht 
dem Almoſen.“ Er preiſt es als Glück und Ruhm von Antiochien, daß ſo viele 
Arme von außen dorthin ſtrömen, eine Nährmutter für alle dort erblicken. 
Man ſoll auch keine neugierigen Unterſuchungen über Bedürftigkeit und Wür⸗ 
digkeit anſtellen. Auch Kuguſt in hat dem Almoſen fündentilgende Kraft 
zugeſprochen. Hier liegen ſchon die Keime zur Werkheiligkeit und Werkgerech⸗ 
tigkeit, gegen die viel ſpäter die Reformation den Kampf aufnahm. 
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u Karls des Großen zeit. Konnte ſchon das Römiſche Reich die Armen⸗ 
pflege nicht nach dem Muſter der erſten Gemeinden aufrechterhalten, ſo lag 
das für die germaniſchen Reiche vollkommen außerhalb der Möglichkeit. Denn 
dieſe Form der Armenpflege entſprach nicht den wirtſchaftlichen und kultu⸗ 
rellen Derhältnijjen der alten Germanen und war im Hinblick auf ſtädtiſche 
Zuſtände geordnet. Der Eifer der fränkiſchen Kirche für die Armenpflege 
führte zwar zu allerlei Beſtimmungen darüber, daß jede Diözeſe ihre Armen 
verſorgen ſollte. Aber über Anſätze kam es nicht hinaus, da der raſche Der: 
fall der Kirche, die Eingriffe der weltlichen Macht in das Kirchengut eine 
Einführung der Gemeindepflege verhinderten. Es blieb auch hier bei einem 
bloßen Almojengeben. | 
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Erſt Karl der Große, der neben feiner politiſchen Stellung auch die eines 
kirchlichen Heiligen einnimmt, hat verſucht, eine den wirtſchaftlichen und jo- 
zialen Verhältniſſen ſeines Reiches angepaßte Armenpflege zu ſchaffen. Kirche 
und Grundherren werden von ihm zur Wohltätigkeit angehalten. Die Kirche 
ſoll den Zehnten dafür verwenden. Jeder Grundherr ſoll die Seinen nach 
Kräften unterſtützen und ſein Getreide nicht zu teuer verkaufen. Im Notjahr 
799 legte er den Biſchöfen, Äbten, Grafen und ſeinen Dajallen eine Armen⸗ 
ſteuer auf. Je nach ihrem Beſitz ſollen ſie ein Pfund bis fünf Solidi beiſteuern 
und außerdem ein bis vier Arme unterhalten. Das Betteln iſt dagegen verbo— 
ten. Für Witwen, Waiſen und Reiſende traf er fürſorgliche Beſtimmungen. 


Aber die Grenzen ſeines Landes hinaus ſtiftet er in Jeruſalem ein Hoſpital 


für germaniſche Kaufleute. Doch verfiel nach ſeinem Tode die von ihm ge⸗ 
regelte Armenpflege, und der Derjud einer ſolchen Organiſation wurde vom 
mittelalterlichen Staat nicht wieder aufgenommen. Huch die Päpſte jener 
Seit haben die Wiederherſtellung der altchriſtlichen Armenpflege nicht an- 
geſtrebt. Ratzinger meint in ſeiner geſchichtlichen Darſtellung, die kirchliche 
Armenpflege ſei Gregor VII. völlig unbekannt geweſen. Der Gedanke, daß 
das Kirchengut das Gut der Armen ſei, wird beſeitigt. Dom 12. Jahrhundert 
an wird der Papſt als deſſen Eigentümer angeſehen. Im ſpäteren Mittelalter 
verſteht man unter den pauperes Christi regelmäßig die Mönche. 

Trotzdem hat das Mittelalter nicht etwa die Armen ohne hilfe gelaſſen. 
Es wurden in ausgedehntem Maße Almoſen gegeben. Man gab auf den 
Straßen und in der Kirche, bei Feſten und beim Trauern; man ſtiftet Spen⸗ 
den und läßt in Verbindung mit Seelenmeſſen Nahrung und Kleidung ver— 
teilen. Man gibt aus Furcht vor der hölle, um zu büßen, um Gebete zu er— 
ſetzen. 

die Klöſter ſind es, von denen neue Formen der Wohlfahrtspflege aus- 
gehen. Sie üben (zunächſt die Kluniazenſer) eine weitgehende Gaſtfreundſchaft, 
die für die Verſorgung der Pilger notwendig war. Dieſe mußten beherbergt 
und geſpeiſt werden. Dazu geſellte ſich das Bedürfnis der Fürſorge für 
Kranke, Gebrechliche, Notleidende. Aus Unterkunftsſtätten werden Hoſpitäler, 
Armen: und Siechenhäuſer, Waiſenanſtalten. Beſonders die Franziskaner neh⸗ 
men ſich der Armenpflege an. Für ſie war die Armut der höhere Stand gegen— 
über dem Reichtum. Die Kreuzzüge bringen durch die religiöſe Begeiſterung 
einen Eifer des Wohltuns für Fremde und Elende hervor. Sie bewirken eine 
Erweckung, die ſich in Taten der Nächſtenliebe offenbart. 

Orden. Don beſonderer Bedeutung werden die auf dieſe Weiſe gegründeten 
Spitalorden, die aus dem Bedürfnis der Fürſorge für die nach dem heiligen 
Lande ziehenden Pilger und Krieger entſtehen. Sie find im Anfang Der- 
brüderungen von Laien zum Sweck der Armen- und Krankenpflege. Zu unter⸗ 
ſcheiden ſind dabei die ritterlichen und die bürgerlichen Orden. In erſter Linie 
iſt der ritterliche Johanniterorden zu nennen, der ſehr bezeichnend in 
ſeinem Wappen neben dem Kreuz das Bild eines auf ſeinem Bett liegenden 
Kranken zeigt. In feinen Hojpitälern wurden Arme und Bedürftige erquickt, 
Kranke gepflegt, Pilger verſorgt. Der Waffendienſt war nur eine Ergänzung 
des Dienſtes an den Brüdern. Auch der Deutſche Orden leiſtete Krankenpflege. 


* 
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Doch ſind beide Orden ſpäter verweltlicht. Don bürgerlichen Orden iſt der 
Cazarusorden hervorzuheben, der der Pflege Ausjägiger gewidmet war 
und deſſen Andenken ſich noch heut in dem Wort Lazarett erhalten hat. Die 
bürgerlichen Orden, die nicht Ritterbürtigkeit vorausſetzten, wurden mit der 
Zeit die hauptträger der Armen- und Krankenpflege, als bei den Ritterorden 
der Waffendienſt den Spitaldienſt verdrängte. In den bürgerlichen Orden 
entwickelte ſich auch in erheblichem Umfange die Hilfsarbeit der Frauen. In 
dem Orden des heiligen Geiſtes, der von Rom aus geleitet wurde und 
unter Innozenz III. europäiſche Verbreitung gewann, wirkten neben den Brü⸗ 
dern auch Schweſtern. Es gab häuſer, in denen nur Schweſtern die Diakonie 
ausübten. 


In den mittelalterlichen Städten. Mit dem Aufblühen der mittelalter⸗ 
lichen Städte entwickelte ſich neben den religiöſen Motiven der Armen⸗ und 
Krankenpflege ein genoſſenſchaftlicher und ſozialer Geiſt, der neue Triebkräfte 
für die Wohlfahrtspflege mit ſich brachte. Niemals hat der Gedanke gegen⸗ 
ſeitiger Hilfe, der Bruderſchaft in weltlichen Organiſationen ſtärkere Wirkung 
gehabt. Es entſtehen Vereinigungen der verſchiedenſten Art, nicht zum Zweck 
der Fürſorge für die Armen und Elenden, ſondern zur Bildung von Lebens⸗ 
oder Intereſſengemeinſchaften, in denen einer für alle und alle für einen ein⸗ 
treten. Sie werden dadurch zu Trägern einer Wohlfahrtspflege, die in ge⸗ 
wiſſem Sinne als vorbeugend bezeichnet werden kann. Jedenfalls ſind ſie in 
der mittelalterlichen Welt, deren Armenverſorgung zwar großartig, aber 
plan- und wirkungslos blieb, die einzigen Einrichtungen, die den Schwachen 
davor bewahren konnten, ins Heer der Bettler herabzuſinken. 

Es ſind dies die auf Gemeinſamkeit des Standes oder des Berufes be⸗ 
ruhenden Genoſſenſchaften der Patrizier, die Zünfte und Gil⸗ 
den der handwerker, die Geſellenvereine und die auf religiö⸗ 
ſer Grundlage ruhenden Kalanden und Bruderſchaften. Für 
wirtſchaftliche Swecke oder gemeinſame Andacht gegründet, bildeten ſie doch 
eine Art gegenſeitiger Derjicherung gegen die Armut und eine Stätte der 
wechſelſeitigen Hilfe. In den Städten wurden auch Stiftungen und Pfründen⸗ 
häuſer gegründet, Hoſpitäler, in denen alle Werke der Barmherzigkeit ihren 
Mittelpunkt funden. 


In dieſem Suſammenhang ſind auch die ie zu erwähnen, die der 
Derjorgung der zahlreichen armen Jungfrauen und Witwen dienten. Die 
weibliche Überſchußbevölkerung war im ſpäteren Mittelalter ſehr groß, was 
mit den vielen Fehden, Reiſegefahren und dergleichen zuſammenhängen mag. 
Seit der Mitte des 13. Jahrhunderts werden zur Unterbringung dieſer Frauen 
Stiftungen gemacht, und in halbklöſterlichen Beginenhäuſern werden 
ſie zu Genoſſenſchaften von etwa 2 bis 26 Perſonen zuſammengeſchloſſen, 5 
um ſich mit Handarbeiten, Kranken- und Leichenpflege zu befaſſen. Ihr Unter 
halt wurde teils aus dem Stiftungspermögen, teils aus dem Erlös ihrer Ar- 
beit beſtritten. In Köln beſtanden im Jahre 1452 allein 106 Beginenhäufer 
mit 890 Plätzen. In Belgien beſtehen noch jetzt Heinzelte dieſez Anſtalten, 
die zu Sitzen der Spitzenkunſt geworden ſind. 
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Ausgang des Mittelalters. Obwohl die Jahrhunderte zwiſchen den Hohen⸗ 
ſtaufen und der Reformation ein ſo ausgedehntes Stiftungsweſen und eine ſo 
große Almoſenbereitſchaft aufwieſen, iſt mit all dieſer Betätigung wenig er⸗ 
reicht worden. Die Bemühungen blieben ziellos, zerſplittert. Die Armen wur: 
den unvollſtändig verſorgt, und das Bettelweſen entwickelte ſich zur Landplage. 

Das alles verſchlimmerte ſich noch, weil die wirtſchaftlichen Sujtände im 
ſpäteren Mittelalter große Arbeits: und Heimatlofigfeit herbeiführten, weil: 
der Wohlſtand verfiel und das Gewerbe daniederlag. Auch eine geordnete 
Armenpflege hätte dieſe Mißſtände nicht beſeitigen können. Aber ſelbſt was 
ſie hätte erreichen können, wurde nicht durchgeführt, weil an der einen Stelle 
zu viel, an der anderen zu wenig geſchah; weil alle Armenpflege ohne Siel 
und Sweck oft um des Gebenden, nicht um des Empfangenden willen betrieben 
wurde. Auch die im 14. Jahrhundert ſich entwickelnde Myſtik hat der Armen⸗ 
pflege keine Kräfte zugeführt, wie man es bei einem Neuerwachen der Fröm⸗ 
migkeit annehmen ſollte. Denn der Myſtiker empfindet zwar mit den Armen 
und Elenden. Aber das Mitempfinden iſt ihm genug. Vor dem Tun hat er 
Scheu. Die Stille der Seele darf nicht getrübt werden. Man will auch die Ar- 
mut nicht aus der Welt ſchaffen. Denn der Arme iſt der Seligkeit näher als 
der Reiche. Der Quietismus wurde gerade durch die muſtiſche Frömmigkeit 
befördert. In der Seit des Verfalls der Kirche nimmt die einzige jpontan- 
innerliche, religiöſe Bewegung der Wohlfahrtspflege gegenüber eine wenn 
nicht ablehnende, doch gleichgültige Haltung ein. 

Die weltliche Macht ſchwankt angeſichts dieſer Armutszuftände, die ſchließ⸗ 
lich das wirtſchaftliche Gedeihen der Geſamtheit und die öffentliche Sicherheit 
bedrohen, zwiſchen zwei Methoden. Sie wehrt ſich entweder rein repreſſiv 
durch Bettelverbote und Beſtrafung der Bettler; oder ſie verſucht fürſorgend 
durch Wirtſchaftsmaßnahmen die Lage der ärmeren Klaſſen zu heben. Ent⸗ 
ſcheidend konnte in Deutſchland der Staat dieſe Dinge erſt beeinfluſſen, als 
die Staatsgewalt erſtarkte und ſich gegenüber den Sondergewalten des Mit— 
telalters, den Städten, dem Adel, der Geiſtlichkeit als höhere Einheit durch— 
ſetzte, eine einheitliche Gejeggebung und ihre Durchführung erzwang. Aber 
ſchon vorher wurden in den weſteuropäiſchen Cändern Bettelverbote erlaſſen: 
in Frankreich um 1350, in England von 1360 — 1388. In England wurden 
dieſe Geſetze mit furchtbarer Strenge durchgeführt, die Bettler wurden brutal 
behandelt. Die Geſellſchaft handelt noch im 16. Jahrhundert, als ob jeder 
Arbeitswillige auch Arbeit finden könne, und peitſchte die Bettler aus, ſchleifte 
ſie, an Karren gebunden, durch die Dörfer. In Deutſchland verſuchen einzelne 
Städte, ſolche Verbote durchzuſetzen (Eßlingen 1384, Braunſchweig 1400, 
Wien 1442, Köln 1446, Nürnberg 1478). Auch der Reichstag zu Lindau 
(1497) verordnet, daß nur ſchwache und gebrechliche Perſonen betteln dürfen, 
und daß die Kinder der Bettler, ſobald ſie arbeitsfähig werden, bei handwer⸗ 
kern oder in ſonſtigen Dienſten unterzubringen ſeien. 

Gelegentlich findet ſich in den Städten aber auch der Derſuch, für die Ar- 
men tatſächlich zu ſorgen. Es wurden beſondere Armenſteuern erhoben, 
bei der Unterſtützung wurde die Notlage geprüft, und man bemühte ſich, die 
Armen arbeitsfähig zu machen. Die ſtädtiſchen Behörden wurden, wie früher 
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die Kirche, Verwalter von Stiftungen. Die Hoſpitäler, die oft ſehr herunter⸗ 
gekommen waren, wurden von ihnen übernommen oder beaufſichtigt. An 
manchen Orten wurden auch ſtädtiſche Armenpfleger angeſtellt. Trotzdem konn⸗ 
ten weder Städte noch Kirche der Bettelei ein Ende machen, weil die mittel⸗ 
alterliche Auffaſſung von der Werkheiligkeit des Almoſens nicht die Bedin⸗ 
gungen ſchuf, unter denen eine georoͤnete Wohlfahrtspflege entſtehen konnte. 


§ 10. Wohlfahrtspflege der neueren Seit. 


Einfluß der Reformation. Die Umwandlung der religiös⸗ſittlichen An- 
ſchauungen durch die Reformation haben auf evangeliſcher Seite dem Armen- 
weſen und der Wohlfahrtspflege neue Impulſe gegeben, während zur gleichen 
Seit in katholiſchen Kreiſen eine ernſtliche Keform auf dieſem Gebiet einſetzt. 
In feiner Schrift „An den Chriſtlichen Adel Deutſcher Nation“ fordert Luther 
die Beſeitigung der Bettelei in der ganzen Chriſtenheit und entwickelt die 
Grundgedanken einer Armenordnung. Jede Stadt ſoll ihre Armen ſelbſt verſor⸗ 
gen, fremde Bettler ſind auszuweiſen. Das unterſchiedsloſe Geben ſoll fortfal⸗ 
len, und auf Grund einer Prüfung der Derhältnijje ſollen die Armen von den 
loſen Buben und Landläufern getrennt werden. Sie ſollen nur mit dem Not⸗ 
wendigſten verſorgt werden. „Es iſt genug, daß ziemlich die Armen verſorgt 
ſeien, dabei ſie nit hungers ſterben oder erfrieren. Es fügt ſich nit, daß Einer 
auf des Anderen Arbeit müßig gehe. Wer arm ſein will, ſoll nicht reich ſein. 
Will er aber reich ſein, ſo greif er mit der hand an den Pflug und ſuchs ihm 
ſelber aus der Erden.“ u 

Der Proteſtantismus bejeitigt das Motiv, Almoſen um des eigenen Seelen- 
heils zu geben, und ſetzt an deſſen Stelle die Nächſtenliebe, die nicht das Ihre 
ſucht. „Ein Chriſtenmenſch lebt nicht ihm ſelber, ſondern in Chriſto und 
feinem Nächſten; in Chriſto durch den Glauben, im Nächſten durch die Liebe.“ 
Die Gedanken des Evangeliums werden wieder aufgenommen. Mit Beſeiti⸗ 
gung des weltflüchtigen Zuges der mittelalterlichen Ethik gelangt Luther zu 
einer neuen Würdigung der Arbeit und der irdiſchen Güter. Es hat keinen ſitt⸗ 
lichen Wert, auf Güter zu verzichten, ſondern damit den Nächſten zu helfen. 

Die Mittel zur Ausführung dieſer Ideen fanden ſich durch die Kloſtergüter, 
die vorhandenen Mittel der Kirche, Spitäler, Bruderſchaften. Auch ſollten, 
falls dies nicht ausreicht, die Gemeindemitglieder beſteuert werden. 

Städtiſche und proteſtantiſch⸗kirchliche Neuordnung der Armenpflege. Die 
Städte nahmen dieſen Gedanken auf. Denn ſie hatten am meiſten unter der 
Bettelplage gelitten. Auch waren die Vorausſetzungen einer Gemeindearmen⸗ 
pflege für ſie erfüllt. Sie bildeten eben eine Gemeinde. Sie entwickelten die 
Anſätze einer bürgerlichen Armenpflege, die in den Hoſpitälern und Stiftun⸗ 
gen vorhanden waren, den neuen Gedanken entſprechend. An Stelle der 
Bettelordnung traten KArmenord nungen, die nicht nur den Bettel unter- 
drücken, ſondern den Armen helfen ſollten (Augsburg und Nürnberg 1522, 


Straßburg und Breslau 1523, Regensburg und Magdeburg 1524). Dieſe 


ſtädtiſchen Armenordnungen ſind lediglich bürgerliche Ordnungen, und wenn 
ſie auch unter dem Einfluß des reformatoriſchen Gedankens entſtanden, ſo 


| 
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beſteht doch kein unmittelbarer Zuſammenhang mit der Neuordnung des 
Kirchenweſens. 

Anders ſteht es um die Kaſtenordnungen. Sie ſind ein Stück der Neu⸗ 
geſtaltung der Kirche. Man konnte dabei die Neuordnung der Armenpflege 


gar nicht umgehen. Denn wo die alten kirchlichen Organiſationen ſich auf- 


löſten, fiel auch alles fort, was an Armenpflege damit verbunden war: die 


mit der Meſſe zuſammenhängenden Stiftungen; die Wohlfahrtspflege der 
Klöſter; die Spitalgenoſſenſchaften. Es entſtand die Frage, was an dieſe 


Stelle treten ſolle. 

Die erſten Verſuche einer Neuordnung des Kirchenweſens und des damit 
zuſammenhängenden Armenweſens gingen nicht von Luther ſelbſt aus, ſon⸗ 
dern wurden 1522 in Wittenberg durch Karlſtadt durchgeſetzt. Die Ge— 
meinde vereinbarte dann 1523 in Leisnig die „Ordnung eines gemeinen 
Kaſtens“. Es erwies ſich als unmöglich, das Kirchen- und Armenweſen, wie zu⸗ 


erſt geglaubt, auf genoſſenſchaftlicher Grundlage zu geſtalten, weil im Gebiet 


der lutheriſchen Reformation nach dem Bauernkrieg die Neuordnung in die 
Hand der Obrigkeiten, der Fürſten und Stadträte überging. Dieſe erlaſſen die 
Kaſtenordnungen als Teil der Kirchenorganiſation, um die Armenpflege zu 
geſtalten. Aber dieſe iſt nicht mehr eine ausſchließlich kirchliche Angelegenheit 
wie in den allererſten chriſtlichen Gemeinden; ſondern eine gemiſchte bürger— 
lich⸗kirchliche. Die Reformationszeit kannte die Unterſcheidung von bürger- 
licher und kirchlicher Gemeinde noch nicht. Die Kirchengemeinde deckt ſich mit 


der bürgerlichen oder iſt ein Teil davon. 


Die bürgerliche Obrigkeit organiſiert und beaufſichtigt die Armenpflege 
durch ihre Organe. Die Grundlage der ganzen Regelung iſt, daß die bisher 
zuſammenhanglos verteilten Almoſen vereinigt werden ſollen, um einer plan— 
vollen Derjorgung der Armen zu dienen. Deshalb wird „ein gemeiner Ka= 
ſten“ eingerichtet, in dem alle Spenden, Mandate, Stiftungen und das Der- 
mögen der Bruderſchaften vereinigt ſind. Dazu kommt das Ergebnis frei— 
williger Sammlungen, der Klingelbeutelſammlungen uſw. Verwaltet wurde 
der Kaſten von den Kaſtenmeiſtern oder Kaſtenherren, die oft auch Diakone 
heißen, deren Sahl und Amtszeit verſchieden geregelt iſt. Die Sahl iſt überall 
klein, manchmal nur drei bis vier für jeden Kaſten. häufig werden ſie nur 
für kurze Seit, ein bis zwei Jahre, gewählt. Die Finanzen des Kajtens wur⸗ 
den genau wie die ſtädtiſchen Finanzen verwaltet. Die Aufſicht führten in den 
Städten der Rat, auf dem Lande die Amtsleute oder die Kirchenpatrone. Es 
ſollten nur die „rechten Armen“, keine Müßiggänger unterſtützt werden. Nur 


das Notwendigſte wurde gegeben. Die Diakonen hatten die Pflicht, den Armen 


perſönlich nachzugehen, eine Art Patronat über ſie auszuüben und ſie da— 
durch religiös und ſittlich zu heben. Vor allem bemühte man ſich auch darum, 
die Gemeindemitglieder vor der Verarmung zu ſchützen, und denen, die in Not 
geraten waren, wieder zu wirtſchaftlicher Selbſtändigkeit durch Arbeitsbeſchaf— 
fung zu verhelfen. Die Fürſorge für Waiſen und verlaſſene Kinder, für 
Kranke und Wöchnerinnen war nach genauen Beſtimmungen vorgeſehen. 

So vortrefflich die Grundſätze auch waren, bei der praktiſchen Aus- 
führung iſt doch nur wenig davon verwirklicht worden. Man hatte in der 
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erſten Begeiſterung den guten Willen der Gemeinden überſchätzt und die von 
den Diakonen zu leiſtende Arbeit unterſchätzt. Die vorhandenen Mittel blieben 


hinter dem Notwendigen zurück. Die Diakonen blieben bei ihrer kurzen Dienſt⸗ 


zeit ohne Erfahrung und waren ihrer KHufgabe nicht gewachſen. Ein geſchultes 
Perſonal gab es nicht, da man die alten Pflegeorden zerſtört hatte, ohne ein 


entſprechendes Neues zu ſchaffen. Das Amt wurde eine Laſt, von der man N 


ſich loskaufte, und die Armenpflege geriet in die Hand der ſtändig angeſtell⸗ 
ten Kaftendiener und Armenvögte. Der Sweck des „gemeinen Kaſten“ wurde 


nicht erreicht. Er zentraliſierte nicht die Armenpflege, ſondern wurde nur eine 


Spezialſtiftung zur Almoſenverteilung neben vielen anderen. Schon im letzten 


Drittel des 16. Jahrhunderts tauchen wieder die Klagen über die Zunahme 


des Bettels auf. 

In der reformierten Kirche ſind die neuen Gedanken über die Armen⸗ 
pflege vollſtändiger als in der lutheriſchen verwirklicht worden. Für die 
Cutheraner war es eine Frage zweiter Bedeutung, wer die Armenpflege über⸗ 
nimmt, und ſie waren geneigt, die Leitung der weltlichen Obrigkeit zu über⸗ 
laſſen, da ſie die Armenpflege nicht unmittelbar zu den Aufgaben der Kirche 
zählten. Calvin dagegen betrachtete das Diakonat neben dem Predigtamt 
als zur Kirche gehörig. Er will eine vom Staat unabhängige, völlig ſelbſtän⸗ 
dige kirchliche Armenpflege. Dieſe Auffajjung hat ſich praktiſch nicht da ver⸗ 


wirklicht, wo die reformierte Kirche in Übereinjtimmung mit der Obrigkeit 


konſtituiert wurde (Genf), aber wo ſie uabhängig vom Staat oder gar im 
Gegenſatz zu ihm ſtand. In den Fremdlingsgemeinden am Niederrhein ent⸗ 
wickelt ſich in der Reformationszeit eine muſtergültige Armenpflege, wie ſie 
ſonſt damals nirgends beſtand. In dieſen aus freiem Suſammenſchluß der 
Gläubigen und in ihrer Derfajjung genoſſenſchaftlich ausgeſtalteten Gemein⸗ 
den entſteht eine Armenpflege wie in den Gemeinden der apoſtoliſchen Seit, 


mit ſorgfältig ausgebildeten Diakonen und Diakoniſſen, mit einer individuel⸗ 


len Behandlung der Armen und mit einer Verbindung von Armenpflege und 
Kirchenzucht. 

Reform in England. Eine eigenartige Entwickelung nahm das Armenweſen 
in England. Strenge Bettelverbote gab es dort ſchon vor der Reformation. 
Nachdem dann das Vermögen der Bruderſchaften und Gilden eingezogen war, 
mußte auf andere Weiſe für die Armen geſorgt werden. Schon 1573 wird zu 


dieſem Zweck eine Steuer auf das Grundeigentum gelegt, und 1601 erließ 


Eliſabeth das Geſetz, auf dem die engliſche Armenpflege noch heute in ge⸗ 
wiſſer Weiſe beruht. Danach wurden in jeder Parochie einige Armenaufſeher 
ernannt, deren Pflicht es war, erwerbsloſe Perſonen zur Arbeit zu veran⸗ 
laſſen. Sie konnten Steuern einziehen, um die Mittel zur Anſchaffung von 


Material bei der Beſchäftigung der arbeitsfähigen Armen zu beſchaffen, um 


die Urbeitsunfähigen zu unterſtützen, die Kinder als Lehrlinge auszutun. 

Die Entwickelung der engliſchen Armenpflege hat ſich eigentlich immer 
mehr in der Richtung dieſer Gedanken bewegt. Sie iſt eine ſtaatliche Armen- 
pflege, die ebenſo wie die Armenpflege im lutheriſchen Deutſchland im Rah⸗ 
men oder in Beziehung zur Kirchengemeinde ſteht (die Kirchenvorſteher ſind 
neben dem Armenaufjeher Organe der Armenpflege). Sie bringt ihre Mittel 
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durch eine Armenſteuer auf, aber das Weſentliche an ihr ift, daß nicht die Der- 
ſorgung der arbeitsunfähigen Armen, ſondern die Pflicht, die Arbeitsfähigen 
zur Arbeit anzuhalten, in erſter Linie ſteht. Die wirtſchaftliche Nutzbar⸗ 
machung unwirtſchaftlicher Kräfte wird hier als Sache der Gemeinde ange⸗ 
ſehen. Deshalb müſſen die öffentlichen Gewalten eingreifen. Das iſt ihre 
Aufgabe, die über den Rahmen der Kirchengemeinde hinauswächſt. 

die katholiſche Kirche. Es iſt ſchon darauf hingewieſen, daß zur ſelben Seit 
auch in den Ländern, die die Reformation nicht annahmen, eine neue Ord⸗ 
nung des Armenweſens angeſtrebt wurde. Allerdings machte in den katholi⸗ 
ſchen Ländern die Bekämpfung des Bettels größere Schwierigkeiten, weil ſie 
auf Bedenken der Kirche und den Widerſtand der Geiſtlichkeit ſtieß. Es han⸗ 
delte ſich dabei um die Frage, ob eine individuelle Behandlung der Armen, 
Scheidung von Müßiggängern und Bedürftigen, Erziehung zur Arbeit und 
dergleichen eingeführt oder ob den Bettlern weiter freie hand gelaſſen werden 
joll. Daraus ergibt ſich das weitere Problem, ob die Armenpflege ausſchließ— 
lich Angelegenheit der Kirche bleiben kann oder auch von den bürgerlichen 
Obrigkeiten zu beeinfluſſen iſt. Das Tridentinum ſtellte ſich in dieſer Frage 
ganz auf den mittelalterlichen Standpunkt. Es beſtätigte einen früheren Be- 
ſchluß, wonach alle Hoſpitäler der Aufſicht der Biſchöfe unterſtellt fein ſollen, 
und überwies dieſen auch die Leitung der geſamten Armenpflege. Doch war 
dieſe Beſtimmung nicht durchführbar, und vielfach behaupteten ſelbſt katho⸗ 
liſche Fürſten die Aufſicht über die Spitäler als ein ihnen zuſtehendes Recht 
und erließen ihrerſeits ſtaatliche Anordnungen über die Armenpflege. 

In Deutſchland hatte zwar die Reichspolizeiorönung von 1530 beſtimmt, 
daß eine jede Stadt und Kommune für ihre Armen ſorgen ſoll, und dieſe Be- 
ſtimmungen wurden im Laufe des Jahrhunderts noch mehrfach wiederholt. 
Aber in den Armenordnungen der katholiſchen Länder und Gegenden traten 
die mittelalterlichen Anſchauungen weiter hervor, und eine geregelte Haus» 
armenpflege wurde nirgends durchgeführt. 5 

Dagegen bricht in dieſen Ländern eine neue Blütezeit warmherziger Be: 
tätigung durch ein Aufleben der Fürſorge in den Unſtalten an. Der Spanier 
Johann van Gott (geſtorben 1556) ſtiftet den Orden der barmherzigen 
Brüder, deſſen Wirkungen in Italien, Öjterreich und Frankreich fühlbar wur⸗ 
den. Er iſt der Schöpfer des modernen Hojpitals. Ihm zur Seite tritt Vin⸗ 
zenz von Paulo mit der Gründung des Ordens der barmherzigen Schwe— 
ſtern, durch den der Armenpflege Scharen von geſchulten Helferinnen zuge— 
führt wurden. Während die Brüder im Hojpital dienten, ſollten die Schwe⸗ 
ſtern — an kein Hoſpital gebunden — überall helfen, wo Arme und Kranke 
ihrer bedurften. 

Entwickelung in Frankreich. Die katholiſche Armenpflege hat ihre ſchönſte 
Blüte in Frankreich erlangt, wo fie auch die katholiſchen Züge am ſtärkſten 
ausgeprägt hat. Sie ſteht im ſchroffen Gegenſatz zur engliſchen Armenpflege. 
Man kann ſagen, wie in England der proteſtantiſche Grundgedanke in der 
Armenpflege am deutlichſten zum Ausdruck gelangt, jo in Frankreich der ka— 
tholiſche. Iſt die Armenpflege in England durch ſtaatlichen Schutz geordnet, 
jo bleibt ſie in Frankreich mit Ausnahme weniger Gebiete freiwillig. Iſt dort 
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die Gemeindearmenpflege der Mittelpunkt, ſo hier die Anſtalt, das Hospital. 

Iſt dort der Staat der Cräger, ſo bleibt hier die Kirche der ausschlaggebende 
Einfluß. Zwar wurde auch in Frankreich der Verſuch gemacht, durch die Ge⸗ 
ſetzgebung die Armenpflege zu ordnen, Steuern zu erheben, das Bettelweſen 
planmäßig durch Scheidung von arbeitsfähigen und arbeitsunfähigen Armen 
zu bekämpfen. Aber die wirtſchaftlichen Zuſtände, Kriege, Mißbrauch der 
öffentlichen Gewalten, ſchlechte Verwaltung der Anſtalten, verhinderten, daß 
eine geordnete armenpflege den Bettel unterdrückte. Statt deſſen entwickelte 
ſich eine freie Liebestätigkeit, die von dem kirchlichen Leben ausging und von 
willensſtarken und opferfreudigen Menſchen geführt wurde. Carl Borromeo, 

Franz von Salis, Vinzenz von Paulo fachten die Liebe und Hingabe an die 
Armen in weiten Kreiſen an. Neue Wohlfahrtsanſtalten, Hoſpitäler für 
Kranke, für Arme, für Findelkinder, wurden gegründet; alte wurden refor⸗ 
miert, und ein opferfreudiges, wohlgeſchultes Perſonal wurde in den Orden 
herangebildet, durch deſſen Erfolge auch der eee e e 
wieder neue Anregungen zufloſſen. 


§ 11. die seit der Auflörung. 


Folgen politiſcher Serriſſenheit. Noch weniger als in Frankreich und Eng⸗ 
land war Deutſchland, das zerriſſene, in unzählige kleine Gebiete zerfallene 
Staatsweſen imſtande, eine einheitliche und geordnete Armenverſorgung her⸗ 
beizuführen oder gar Wohlfahrtspolitik mit weiteren Sielen zu treiben. 
Deutſchland wurde Schauplatz der Religionskämpfe, des 30 jährigen Krieges. 
Es verlor ſeine wirtſchaftliche Größe. Der Handel ging zurück. handwerk und 
Tandwirtſchaft lagen nieder. Krankheit, Seuchen, hungersnöte durchzogen das 
Sand. Überall enge, gedrückte Verhältniſſe, Unſicherheit, Hoffnungsloſigkeit. 
Wie mußte da das Schickſal der ärmeren Bevölkerung ſich geſtalten! Kaum 
waren in den Städten, die noch aus ihrer Glanzzeit Stiftungen und hoſpi⸗ 
täler beſaßen, die eingeſeſſenen Bürger für Krankheit und Alter verſorgt. 
Für die anderen Schichten fehlte es an der Möglichkeit der Hilfe. Auch die 
alten Gepflogenheiten der Gaſtfreundſchaft gegen Pilger und Fremde, die 
der Entſtehung der Klöſter, Hofpitäler und kirchlichen Anſtalten vorgearbeitet 
hatten, waren verloren gegangen. Die politiſche Serjplitterung und die ſchlechte 
wirtſchaftliche Cage führten dazu, daß die Gemeinweſen ſich ſtreng gegen⸗ 
einander abſchloſſen, keinem Fremden die Niederlaſſung geſtatteten und durch 
Eheverbot der Belaſtung der Gemeinde durch Kinder von armen Leuten zu 
begegnen verſuchten. Das beförderte allerdings nur eine Zunahme der un⸗ 
ehelichen Geburten. Eine Beſſerung trat von innen heraus nicht ein. 

wirkung ſtaatlicher Sentralifation. Erſt das Erſtarken der Staatsgewalt, 
das alle Sonderrechte beſeitigte und auch den Fünften und Genoſſenſchaften 
ihre ausſchließliche Beherrſchung des Marktes nahm, erſetzte den Begriff des 
Gemeindegenoſſen durch den des Staatsbürgers oder Staatseinwohners. Da⸗ 
mit gab es ihm auch das Recht, ſich an jedem Ort niederzulaſſen, zu verhei⸗ 
raten, ein Gewerbe zu betreiben. In Deutſchland kam dieſer zentraliſtiſche 
Staatsgedanke mit ſeiner wirtſchaftlichen und rechtlichen Einheitlichkeit zu⸗ 
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nächſt nur durch die Territorialſtaaten zum Ausdruck, bis dann im 19. Jahr⸗ 
hundert der nationale Suſammenſchluß hergeſtellt wurde. Aber auch in dem 
engeren Rahmen war die Bildung eines modernen, abſolut regierten Staats⸗ 
weſens für die Armenpflege von Bedeutung. Denn es wurde dadurch einer der 
Haupturſachen der Not, der Heimatloſigkeit, entgegengewirkt. Den Orten 
wurde die Pflicht auferlegt, ſich der Staatseinwohner, die ſich dort niedergelaſſen 
hatten, in Fällen der Not anzunehmen. 

Die Antriebe der Aufklärung für die Wohlfahrtspflege. Dieſe Entwickelung 
zur Bildung von einheitlich regierten Staaten wurde durch die geiſtige Strö— 
mung befördert, die man als Aufklärung bezeichnet hat. Es war der wieder⸗ 
gefundene Gedanke der Humanität, der einen Zug ins Weite, Große, Kosmo— 
politiſche mit ſich brachte; ein Gefühl nicht nur für nationale Verbundenheit, 
ſondern für die Derbrüderung aller Menſchen. Es war der damit zuſammen⸗ 
hängende Rationalismus, der die allen gemeinſamen wirtſchaftlichen, politi- 
ſchen, ethiſchen Intereſſen befriedigen wollte. Die Aufklärung glaubt, die Be— 
ziehungen der Menſchen, ihre wirtſchaftliche Lage nach Geſetzen der Vernunft 
regeln und geſtalten zu können. Das mußte auch auf die Armenpflege ein- 
wirken. Auch begannen die Gedanken wahrer Menſchlichkeit die Wohlfahrts- 
pflege zu befruchten, als die chriſtliche Ciebestätigkeit infolge der Glaubens⸗ 
kämpfe daniederlag. 

Unter dem Einfluß dieſer Ideen entſteht eine umfaſſende Literatur über 
die Urſachen der Verarmung und die Mittel der Abhilfe, die ſich nicht mehr 
auf Almojentätigfeit und die Unterdrückung des Bettels, auf Repreſſionen be⸗ 
ſchränkt, ſondern die Urſachen der Armut in Mängeln der Jugenderziehung, 
in Beſchränkung der Erwerbsmöglichkeiten ſucht. Die neue Seit findet dadurch 
die Aufgabe vor, Ausbildungs- und Erziehungsſtätten für die Jugend, Arbeit 
für die Arbeitsloſen, Vorkehrungen gegen Verarmung ins Leben zu rufen, 
und in der Tat tritt jetzt eine Gliederung der Aufgaben der Wohlfahrts- 
pflege ein. Neben die Armenpflege ſtellen ſich, losgelöſt von ihr, die Fürſorge 
für Kinder, ſpäter die Fürſorge für Kranke, Gebrechliche, Derwahrlojte; 
die vorbeugenden Einrichtungen wie Sparkaſſen, Konſumvereine und der: 
gleichen. Doch wird dies alles nicht als Gegenſtand ſtaatlicher oder öffentlicher 
Ordnung betrachtet; ſondern im freiheitlichen Geiſt jener Seit erſcheint es 
als eine Angelegenheit des Bürgers, für den Mitbürger zu ſorgen. Es iſt 
ſchon an anderer Stelle darauf hingewieſen, daß die humanitäre Wohlfahrts⸗ 
pflege, deren Anfänge auf jene Seit zurückgehen, von religiöſen Quellen ge— 
ſpeiſt wurde. Auch Herder erklärte, wahres Chriſtentum ſei zugleich wahre 
Menſchlichkeit. Aber gleichviel ob ſolche Suſammenhänge jener Seit bewußt 
waren, die „Humanität“ trat ins Leben, als die Religion über Glaubens— 
kämpfen die helfende Nächſtenliebe vergaß, und entfaltete eine freie Wohl- 
fahrtspflege, die mit neuen Beweggründen und Sielen einen neuen Auf- 
ſchwung nahm. 

Humanitäre vereine. Nicht mehr in den alten genoſſenſchaftlichen und 
brüderſchaftlichen Verbindungen, ſondern in Vereinen, die alle Menſchen⸗ 
freunde umfaſſen, findet die moderne Wohlfahrtspflege ihren Ausgangs: 
punkt. Es werden gegen Ende des 18. Jahrhunderts an vielen Orten gemein— 
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nützige patriotiſche oder philanthropiſche Geſellſchaften gegründet: die Ham 
burger Patriotiſche Geſellſchaft, die Lübecker Geſellſchaft zur Beförderung 
gemeinnütziger Tätigkeit, die Kieler Geſellſchaft freiwilliger Armenfreunde, 
der Dresdener Verein zu Rat und Tat uſw. Überall werden durch ſie Armen- 
anſtalten gegründet oder Reformen der Armenpflege angeregt. In hamburg 
wurde beiſpielsweiſe im Jahre 1788 durch die Armenanſtalt eine große Sahl 
von Armenpflegern (180) beſtellt, die die Lage der Bedürftigen eingehend 
prüfen ſollten. Eine ſtarke Sentraliſation ſtellte Gleichmäßigkeit des Derfah- 
rens ſicher. Die Grundſätze, nach denen individualiſierend gehandelt wurde, 
ſind die bereits in früherer Seit als richtig erkannten: Scheidung zwiſchen 
Arbeitsfähigen und Arbeitsunfähigen, Arbeitswilligen und Arbeitsſcheuen. 
Neu iſt die Errichtung von Fabriken durch die Armenanſtalt, die der Be⸗ 
ſchäftigung der Armen dienen ſollten (Spinnereien, Bindgarnfabriken), und 
die Gründung von Spinn- und Induſtrieſchulen für Kinder. Durch dieſe Maß⸗ 
nahmen ſank die Sahl der Armen ſchnell, und ſchon 1791 konnte die Direktion 
der Krmenanſtalt ſagen: „In Hamburg gibt es keine Bettler mehr; niemand 
kann in Hamburg Not leiden.“ 

Jugendwohlfahrt. Mit dieſen Beſtrebungen der freien, von den öffent⸗ 
lichen Körperſchaften unabhängigen Wohlfahrspflege, beginnt ein Abſchnitt 
in der Geſchichte der Jugendwohlfahrt oder, wie man zunächſt dieſe Bemühun⸗ 
gen treffender bezeichnet, der Kinderfürſorge. Die alte Seit, die ſchon dem 
erwachſenen Armen gegenüber nicht immer Milde und Barmherzigkeit auf⸗ 
brachte, hat verlaſſene und arme Kinder, die ihre Not nicht zum Ausdrud 
bringen konnten, meiſt einem traurigen Schickſal überlaſſen. Entweder man 
verbot nur die Kusſetzung von Kindern, oder man bot gefundene oder arme 
Kinder als Sklaven aus. In den Anfängen der chriſtlichen Zeit wurde eine 
beſſere Behandlung üblich. Es iſt ſchon die Errichtung von Waiſen⸗ und Fin⸗ 
delhäuſern in römiſcher Seit erwähnt worden. Auch das Mittelalter kannte 
Stiftungen und Anſtalten für arme Kinder und Waiſenkinder. Doch war in 
dieſen die Fürſorge eine wechſelnde und zufällige, und mit dem Verfall der 
Ciebestätigkeit gerieten dieſe Anſtalten in Not, und vielfach wurden die Kin- 
der aufs ſchlimmſte vernachläſſigt und ausgenutzt. Im 18. Jahrhundert 
wurde überall, auch in den germaniſch-proteſtantiſchen Ländern, der Grün⸗ 
dung von Findelhäuſern viel Intereſſe zugewendet. Es waren einerſeits be⸗ 
völkerungspolitiſche Ideen, die in dieſer Richtung wirkten, wie auch die mit 
dem Humanismus aufkommende ſittliche Milde und Weitherzigkeit. Doch 
ſind die Ergebniſſe dieſer Einrichtungen ſo wenig günſtig geweſen, daß man 
ſpäter von dieſem Syſtem der Verſorgung ganz zurückkam, weil es die Aus- 
ſetzungen vermehrte, das elterliche Verantwortlichkeitsgefühl ſchwächte, die 
Säuglingsſterblichkeit erhöhte. 

Dagegen kamen der Kinderfürjorge gegen Ende des 18. Jahrhunderts von 
verſchiedenen Seiten neue Impulſe. Sunädjt im Zuſammenhang mit der Re- 
form des Armenweſens. Es iſt ſchon erwähnt, daß die hamburger Armen⸗ 
anſtalt die Erziehung und Berufsausbildung der armen Kinder zu ihrer 
Aufgabe machte. Es war ihrem Gründer ganz klar, daß man Kinder nicht 
verſorgen kann, ohne ſie zu erziehen und auszubilden; daß man ſie ſonſt zu 
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dauernden Objekten der Armenpflege macht. Die Armen wurden angehalten, 
ihre Kinder vom ſechſten Jahre an in die Spinnſchule zu ſchicken. Dort ſollten 
die Kinder an Arbeit und Ordnung gewöhnt werden, daneben aber ihrer 
Tätigkeit entſprechend den Eltern einen Verdienſt mit nach Haufe bringen. 
Aus den Spinnſchulen rückten die Kinder in die Induſtrieſchulen auf, wo ſie 
Weben, Nähen, Stricken und dergleichen lernten. Außerdem hatten ſie in der 
Induſtrieſchule täglich zwei Stunden Unterricht im Lejen, Schreiben, Rechnen 
und Religion. Wenn Kinder von unterſtützten Eltern in Fabriken arbeiteten, 
mußten die Eltern die Kinder entweder in Freiſchulen ſchicken oder am Unter⸗ 
richt in den Induſtrieſchulen teilnehmen laſſen. Die Armenpfleger hatten den 
Schulbeſuch der armen Kinder zu überwachen und monatlich Seugniſſe von 
den Lehrern zu verlangen. Die Eltern wurden nur unterſtützt, wenn ſie ſich 
dieſen Maßnahmen der Kindererziehung unterordneten. Unter heutigen Er⸗ 
ziehungsideen mögen dieſe Einrichtungen leicht mißdeutet, als eine Aus- 
nutzung der Kinder angeſehen werden. Tatſächlich handelte es ſich aber damals 
ausſchließlich darum, auf dieſe Weiſe weiterer und künftiger Derarmung vor: 
zubeugen. Die Schulen waren vorzüglich eingerichtet, und die Kinder erfreu- 
ten ſich auch noch nach ihrer Entlaſſung beſonderer Aufſicht und Hilfe. Über- 
haupt wurde zu jener Seit die Arbeit der Uinder ſchlechthin als wichtigſtes 
Erziehungsmittel angeſehen. 

Huch die Not der Waiſenkinder, für die es nur wenige und meiſt ſchlecht 
geführte Anſtalten gab, zog in jener Seit die Hufmerkſamkeit auf ſich. Hierfür 
floſſen die erſten Anregungen auf deutſchem Boden aus dem Pietismus. 
Huguſt herrmann Francke faßte den Plan, die infolge einer Epidemie 
elternlos gewordenen Kinder der Stadt Halle, die auf den Straßen bettelten, 
durch geordneten Unterricht und Erziehung zu einem echt gottesfürchtigen Wan⸗ 
del, zu brauchbaren Menſchen zu erziehen. Mit einigen Talern und vier Wai⸗ 
ſenkindern fing er ſeine Arbeit an, und bei ſeinem Tode umfaßte ſein Waiſen⸗ 
haus 2500 Menſchen. Niemals vorher hatte eine ähnliche Anſtalt jo viel Auf- 
merkſamkeit erregt. Es war das erſtemal, daß ein vermögensloſer Mann allein 
ein ſo großes Unternehmen ſchuf und erfolgreich ausbaute. Er gab dadurch 
den Anſtoß zu einer regen Liebestätigfeit im ganzen Land, und feine Er- 
ziehungsideen wurden durch ſeinen Schüler Sinzendorf in den Brüdergemein⸗ 

den durch die ganze Welt verbreitet. 

Der weſentliche Grundſatz, nach dem ſeine Waiſenhäuſer geführt wurden, 
war die Erziehung der Kinder für nützliche Arbeit. Die Mädchen wurden zu 
häuslichen Arbeiten und Handarbeiten, zum Spinnen und Weben erzogen; 
die Knaben mit anderer gewerblicher Arbeit beſchäftigt. 

Wie aus der Armenpflege und der Religion, jo entſtanden auch neue Be- 
ſtrebungen der Kinderfürforge durch die pädagogiſchen Strömungen jener 
Seit. Pfarrer Oberlin war es, der zuerſt das Intereſſe für die Hilfsbedürf- 
tigkeit des frühen Uindesalters weckte. Er gründete 1769 in Steinthal mit 
ſeiner Magd Luiſe Schepler die erſte Uleinkinderſchule für die verlaſſenen 
Kinder ſeiner Gemeinde. Peſtalozzi (1746 — 1827) wirkte in ähnlicher Rich⸗ 
tung, auch überzeugt, daß Kinder zur Arbeit, Entbehrung und zum Gottver— 

trauen erzogen werden müſſen. Er hat gleichfalls der Arbeit als einem Er⸗ 
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ziehungsmittel eine Bedeutung zuerkannt, die erſt in unſerer Seit wieder neu 
begriffen und belebt wird. Von ihm ausgehend kehrt der Gedanke, daß 
Waiſenkinder in einer Anſtalt ſich ihren Unterhalt ſelbſt verdienen können 
und ſollen, in anderer Geſtaltung in den Wehrliſchulen unter Fellenbergs 
Leitung wieder, und beide bemühen ſich darum, die Arbeit als Erziehungs⸗ 
mittel auszugeſtalten. Später übernahmen auch die Rettungshäuſer unter 
Falk und Seller dieſen Grundſatz. Zunächſt blieb alle Arbeit auf 75 Gebiet 
der Kinderfürſorge freie Liebestätigkeit. 

Entwickelung der ſtaatlichen Armenpflege. Doch haben auch die öffent⸗ 
lichen Gewalten nicht auf eine Beeinfluſſung des Fürſorgeweſens verzichtet. 
In Preußen wurde verſucht, für das Armenweſen einen Ausgleich zwiſchen 
ſtaatsbürgerlichen und gemeindebürgerlichen Rechten und Pflichten herbei- 
zuführen. Das allgemeine Landrecht ſtellte Grundſätze dafür auf, nach denen 
das öffentliche Armenweſen geregelt werden ſollte. Es wird darin zum erſten⸗ 
mal eine Unterſcheidung gemacht, die für das Armenweſen große Bedeutung 
gewann: nämlich die Unterſcheidung zwiſchen Armen, die von der Gemeinde, 
und Armen, die vom Staat zu verſorgen ſind. Die Gemeinden müſſen die 
Perſonen unterſtützen, die als Bürger aufgenommen ſind oder zu den gemeinen 
Caſten der Gemeinde beigeſteuert haben. Daneben werden beſondere Land⸗ 
armenverbände für einen größeren Bezirk errichtet, die einmal die Armen 
zu unterſtützen haben, die nicht unter die obengenannten Beſtimmungen fal⸗ 
len; ferner aber auch größere Anſtalten (Blindenanſtalten, Krankenhäuſer, 
Arbeitshäuſer) zu errichten haben, die die Ceiſtungsfähigkeit und den Bedarf 
der einzelnen Gemeinden übertreffen. Durch dieſe Scheidung von zwei Trä⸗ 
gern der Armenpflege war erſt die Möglichkeit gegeben, als Regel den Ge⸗ 
meinden die Unterſtützungspflicht aufzuerlegen, ohne die Freizügigkeit zu be⸗ 
ſchränken. Die Gemeinden durften nachdem arbeitsfähigen Perſonen den Zu⸗ 
zug nicht verſagen. Sie hatten alle Armen zu unterſtützen, die ſich durch drei⸗ 
jährigen Aufenthalt Hheimatrecht in der Gemeinde erworben hatten. Die an⸗ 
deren wurden aus dem Dagabundenfond oder der Regierungshauptkaſſe unter⸗ 
ſtützt. Dieſe Grundſätze gingen ſpäter in die Geſetzgebung des Deutſchen 
Reiches über. 

Auch in den anderen Ländern drängte die wirtſchaftliche und politiſche 
Sentraliſation zu einer ſtaatlichen Ordnung des Armenweſens. In England 
zeigte ſich eine finanzielle Überlaftung der Gemeinden als Folge der Armen⸗ 
geſetzgebung der Königin Eliſabeth, die jedem Mirchſpiel die Pflicht zur Unter⸗ 
ſtützung aller Einwohner gab. Dagegen ſuchte man ſich durch Beſchränkung der 
Freizügigkeit zu helfen, und Karl II. erließ ein Geſetz, das den Gemeinden das 
Recht gab, Perſonen, die mutmaßlich der Armenpflege anheimfallen würden, 
binnen 40 Tagen nach ihrem Suzug auszuweiſen. Auf dieſe Art wurde die 
Sahl der Armen nur vermehrt. Denn es wurde den Arbeitern vollkommen 
unmöglich gemacht, außerhalb ihres Wohnortes Arbeit anzunehmen. Man 
ſuchte deshalb nach neuen Methoden, um die Armut zu bekämpfen, und grün⸗ 
dete Arbeitshäufer, in denen die Armen verſorgt werden ſollten. Alle ander⸗ 
weitigen Unterſtützungen wurden eingeſtellt. Wer die Aufnahme in das Ar⸗ 
beitshaus ablehnte, blieb hilflos. Das war ein rein repreſſives Snitem. Die 
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Suftände in den Armenhäuſern waren nach jeder Richtung ungeeignet für 
eine wirkliche hilfe. Wer einmal aufgenommen war, fand den Weg zur wirt⸗ 
ſchaftlichen Selbſtändigkeit ſelten wieder. Auch wurde arbeitsſcheues Geſindel 
mit Kranken, Kindern, Siechen zuſammengeworfen, und von ausreichender 
Pflege für die Bedürftigen war gar keine Rede. 

Demgegenüber verlangte der auch in England um die Mitte des 18. Jahr⸗ 
hunderts erſtarkende humanitätsgedanke nach Abhilfe. Die Gilbert-Afte vom 
Jahr 1782 läßt deshalb die Unterſtützung von Armen in ihrem Haufe wieder 
zu, und 1795 wird durch ein neues Geſetz das „Allowance-Syſtem“ einge⸗ 
führt, wonach eine Lohnſkala mit KRückſicht auf die Höhe der Getreidepreiſe 
und die Größe der Familie feſtgelegt wurde, und jedem, der dieſen Cohn nicht 
verdienen konnte, das Fehlende als Suſchuß gegeben wurde. Damit war man 
auf eine abſchüſſige Bahn gekommen. Die Beſtimmung trug in ſich den Keim 
zu einer Senkung der Löhne, und die Unternehmer wurden auf Kojten der 
Steuerzahler reich. Die Armenſteuern ſtiegen ins Ungemeſſene. Es kam vor, 
daß Grundbeſitzer ihr Eigentum, auf dem die Armenſteuer ruhte, aufgaben, 
weil die Urmenlaſt ſie erdrückte. 

In Frankreich hatte die Hufklärungszeit wieder den Gedanken aufleben 
laſſen, daß Betteln keine ſtrafbare Handlung fein könne, ſolange der Staat 
den Arbeitslojen keine Arbeitsgelegenheit biete oder den Armen nicht Unter- 
haltsmittel gewähre. Die Revolution fand daher Suſtände vor, die Anlaß 
genug zu grundlegenden änderungen des Armenweſens gaben. Aber trotz 
allem enthuſiaſtiſchen Eifer und allem erdenklichen Bemühen wurde eine plan- 
mäßige Ordnung auf dieſem Gebiet nicht herbeigeführt. Die ſich folgenden 
Regierungen, die Konſtituante, die Legislative und der Konvent prägen das 
Schlagwort von der „heiligen Schuld (dette sacrée) des Staates gegen die ar- 
men Mitbürger“, und die Verfaſſung vom 24. Juni 1793 formuliert die 
daraus entſtehenden Forderungen: „Die Geſellſchaft ſchuldet ihren unglück— 
lichen Bürgern den Unterhalt; ſei es, daß ſie ihnen Arbeit verſchafft; ſei es, 
daß ſie denen, die zu arbeiten nicht imſtande ſind, die Exiſtenzmittel ge⸗ 
währt.“ Man verſucht, dieſen Gedanken in die Wirklichkeit umzuſetzen, indem 
man mit Nichtachtung aller Traditionen und mit einer Schwärmerei, die über 
alle Schwierigkeiten hinweg ſieht, ein Syſtem der Armenpflege erdenkt — 
nicht ſchafft. Für die arbeitsfähigen Armen ſollten in den Städten Arbeits- 
ſtätten errichtet werden, die ihnen alle Tage offen ſtehen. Die Alten und Ar⸗ 
beitsunfähigen ſollten in das „Buch der öffentlichen Wohltätigkeit“ eingetra⸗ 
gen werden und eine Penſion erhalten (das Wort Unterſtützung iſt ausge: 
merzt), die ihnen an dem jährlich zu feiernden Nationalfeſt zur Derherr- 
lichung des Unglücks feierlich ausgehändigt werden ſollte. Auf dieſe Weiſe 
ſollte das Bettelunweſen, „dieſer Ausſatz der Monarchie“ beſeitigt, der Be— 
griff „Arme“ aus den Annalen der Republik getilgt werden. 

Die Wirkung dieſer Pläne war verheerend. Der Konvent bewilligte einige 
Millionen Aſſignaten, und am Feſt des Unglücks wurden einige Greiſe be— 
ſchenkt. Aber die parochiale Armenpflege hörte gänzlich auf. Die Hoſpitäler 
wurden durch Einziehung ihrer liegenden Güter finanziell ruiniert. Die freie 
Liebestätigkeit wurde beſeitigt, da es nicht ſchicklich ſchien, einer anderen 


52 Geſchichte der Wohlfahrtspflege 


Stelle als dem Staat Mittel zur Bekämpfung der Not zu übergeben. Die 
Pflegeorden, die auch in der ſchwerſten Seit noch Wunder der Hingabe offen⸗ 
barten, wurden wegen ihres religiöſen Charakters aufgehoben, und ſo zer⸗ 
fiel die geſamte Fürſorgetätigkeit, um erſt wieder neu zu erſtehen, als man 
den alten Formen der Gemeindearmenpflege, den Orden, ss freien Wohl- 
fahrtspflege wieder Zutritt gewährte. 


§ 12. Staatliche Armenpflege und kirchliche Wohtfahrspflege 
im 19. Jahrhundert. 


Folgen der wirtſchaftlichen Freiheit. Das neue Jahrhundert, das den Ge⸗ 
danken der wirtſchaftlichen Freiheit im Siegeszug durch die Welt trägt und 
durch die aufblühende Großinduſtrie eine neue wirtſchaftliche Glanzzeit her⸗ 
aufführt, das für weite Kreiſe eine reichere Bedürfnisbefriedigung ſchafft, 
hat nicht, wie Adam Smith meinte, den Wohlſtand der Nationen als Ganzes 
gefördert. Dem Glanz und Lurus auf der einen Seite, der Bildung einer 
neuen Geldariſtokratie ſteht eine Maſſenarmut, eine Proletarijierung, ein 
Herabſinken ganzer Klaſſen gegenüber. Der Gedanke der wirtſchaftlichen 
Freiheit, der ſeinem Weſen nach gegenüber der Wohlfahrtspflege negativ 
ſein mußte, war noch kaum durchgedrungen, als einſichtige und gewiſſen⸗ 
hafte Menſchen begriffen hatten, daß der Schwache ohne Schutz und Hilfe in 
der Welt des ungehemmten Honkurrenzkampfes dem Starken ausgeliefert iſt. 

Die neue Seit bringt daher auch eine neue Ära der Wohlfahrtspflege. Der 
Auflöfung alter Ordnungen und Formen folgt ein neuer Aufbau, der durch 
die Mannigfaltigkeit der neuzeitlichen Bedürfniſſe, durch Einſichten der Wiſ⸗ 
ſenſchaft in verſchiedenartige Bahnen gelenkt wird. Es entſtehen die einzelnen 
sweige der Wohlfahrtspflege. Neben Armenweſen, Krankenpflege und Kin- 
derfürſorge gewinnt die Geſundheitsfürſorge an Bedeutung. Der geſetzliche 
Schutz der Arbeiter wird eingeführt. Die Vorbeugung der Armut durch Der- 
ſicherung findet Beachtung. 

Erwachen des ſozialen Gedankens. Schon zu Anfang des Jahrhunderts wird 
der Gedanke der Gemeinſchaft neu erlebt. Fichte wird, durch die politiſchen 
Ereigniſſe veranlaßt, ſein Prophet in Deutſchland. Die frühen Sogialijten 
verſuchen, ihre Ideale auf verſchiedene Weiſe in die Wirklichkeit umzuſetzen. 
Robert Owen wird der Begründer des Arbeiterſchutzes. Wichern und Fliedner 
beginnen in den evangeliſchen Kreijen für ein tätiges Chrijtentum Mit⸗ 
arbeiter zu ſammeln. In England treten um die Mitte des Jahrhunderts 
Carlyle und Ruskin dem ſittlichen Zuſammenbruch des kapitaliſtiſchen Seit⸗ 
alters entgegen und rufen die beſitzenden Klaſſen zu einer ſozialen Derant- 
wortlichkeit wach. Die religiöſe Welt ſucht den Aufgaben des neuen Seitalters 
gerecht zu werden, indem es die wirtſchaftlichen und ſozialen Umwälzungen 
und die dadurch geſchaffenen Derhältnijfe an den Werten mißt, die das 
Chriſtentum als höchſte anerkennt. Der chriſtliche Sozialismus entſteht. Der 
Biſchof v. Ketteler führt die ſozialen Ideen neu in den deutſchen Katholizismus 
ein. Bismarck wird Vertreter einer ſozial⸗konſervativen Politik. In den letzten 
Jahrzehnten des 19. Jahrhunderts hat der ſoziale Gedanke in Politik und 
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Wirtſchaft den liberal⸗individualiſtiſchen wenn auch nicht abgelöſt, jo doch 
eingeengt. Die Wohlfahrtspflege ſteht jedenfalls ganz 5 dem Zeichen 
einer neuen ſozialen Inſpiration. 

Armenrecht. Aber ehe die neuen Gedanken ſich buche e mußte die 

Menſchheit noch durch eine Seit ſittlichen Niedergangs hindurchgehen, und der 
Kampf zwiſchen den beiden Prinzipien des menſchlichen Lebens, dem indi⸗ 
vidualiſtiſchen und dem ſozialen wogt während des ganzen Jahrhunderts hin 
und her. Zunächſt trug bei Beginn des Jahrhunderts auch die Armengeſetz— 
gebung und die Armenpflege noch das Seichen der Reaktion. Selbſt in den 
dreißiger Jahren kommt es in deutſchen Städten vor, daß die Armen in 
langer Reihe vom Bettelvogt durch die Straßen geführt wurden, um vor den 
Türen ihre Gaben zu ſammeln. Erſt nachdem durch die induſtrielle Ent⸗ 
wickelung und das durch die Eiſenbahnen erleichterte Derfehrswejen eine neue 
Regelung der Grundrechte betreffend Niederlaſſung, Gewerbefreiheit und Der- 
ehelichung immer dringender wurde, ordnete Preußen dieſe Fragen im Jahre 
1842 abſchließend durch das Geſetz über die Aufnahme anziehender Perjonen 
und über die Verpflichtung zur Armenpflege. Im ganzen folgen dieſe Be- 
ſtimmungen den älteren des allgemeinen Candrechts. Nur wird die Gemeinde— 
zugehörigkeit nicht mehr von einem Aufnahmeakt der Gemeinde abhängig 
gemacht, ſondern durch dreijährigen Aufenthalt in einer Gemeinde ohne wei- 
teres erworben, durch ebenſo lange Abweſenheit ohne weiteres verwirkt. 
Die Gemeinde bleibt für die Anſäſſigen in dem angeführten Sinne zur Unter⸗ 
ſtützung verpflichtet. Sie bildet den Ortsarmenverband. Wer nicht zugehörig 
it, muß von dem Landarmenverband, d. h. der Provinz verſorgt werden.“ 
Damit iſt vollkommene Freizügigkeit, Derehelichungsfreiheit, Gewerbefreiheit 
verbunden. Das Sugehörigkeitsverhältnis zur Gemeinde wird nicht mehr mit 
dem herkömmlichen Namen „Heimat“ bezeichnet, ſondern mit Bezug auf die 
mögliche Armenlaſt „Unterſtützungswohnſitz“ genannt. Eine ähnliche Rege- 
lung fand ſpäter in Baden und in einigen anderen deutſchen Staaten ſtatt. 
In Bayern dagegen blieb der alte Begriff der Heimat aufrechterhalten, nach 
der man die armenrechtliche Zugehörigkeit zu einer Gemeinde nur durch Ab— 
ſtammung, Verheiratung oder förmliche Aufnahme erwerben kann. 

Die Geſetze der deutſchen Bundesſtaaten blieben alſo ſehr verſchiedenartig. 
Überall kommt der Gedanke zum Ausdruck, daß die alte, in der Gemeinde- 
genoſſenſchaft begründete Unterſtützungspflicht der Gemeinde eine tatjäd- 
liche und von allen Gliedern empfundene Sugehörigkeit des Armen zur Ge- 
meinde vorausſetzt. hingegen fordert die Staatsgewalt, wo fie Macht ge— 
winnt und ſich durchſetzt, die Bewegungsfreiheit aller Bürger im ganzen 
Staatsgebiet und verlangt von jedem Gemeinweſen, daß es auch Ortsfremde 
in ſeinen Bezirk aufnimmt und ihrem Erwerb nachgehen läßt. Dieſer zwiſchen 
Gemeinde und Staat anhängige Kampf findet feinen Abſchluß erſt durch die 
Gründung des Deutſchen Reiches und durch das unmittelbar darauf erlaſſene 
Geſetz über die Freizügigkeit und über den Unterſtützungswohnſitz, das die 
weſentlichen preußiſchen Beſtimmungen von 1842 auf das Reid übernimmt. 
Nur Bayern behielt fein altes Heimatreht, und Elſaß⸗Cothringen wurde 
aus politiſchen Gründen von dem Keichsgeſetz ausgenommen (vgl. S. 72). 
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Armenpflege. War ſomit das Armenrecht reichsgeſetzlich geregelt, 0 1 
auch die Armenpflege neu geordnet werden. Die Beſtimmungen über ihren 
Umfang, die Einrichtung der verpflichteten Verbände, die Beſchaffung der 
Mittel blieben den Einzelſtaaten und den von ihnen mit der Armenpflege 
betrauten Organen (Gemeinde, Kreis, Provinz) überlaſſen. Es entwickeln ſich 
nunmehr neue Formen und methoden der Armenpflege. Die älteren halb 
bürgerlich — halb freiwilligen Organiſationen werden durch die kommunale 
Armenpflege, die ſich im ſtarken Maß auf freiwillige Kräfte aus der Bürger⸗ 
ſchaft ſtützt, erſetzt. Es entſteht zuerſt das Elberfelder Syſtem der öffentlichen 
Armenpflege (mit ſeinem Grundſatz der Individualiſierung, der Beteiligung 
der armenpflegeriſchen Organe an der Entſcheidung und der Dezentrali⸗ 
ſation); ſpäter, um die Jahrhundertwende, das Straßburger Syſtem (mit der 
Verteilung der Fälle durch die Sentralſtelle an geſchulte Pfleger, der Der- 
wendung gleichgeſtellter beſoldeter und freiwilliger Kräfte). 

Aus der öffentlichen Armenpflege löſt ſich die Kinder⸗ und Jugendfürforge, 
die Geſundheitsfürſorge und anderes ab; und viele Stadtverwaltungen faſſen 
dieſe Beſtrebungen in beſonderen, von der Armenverwaltung losgelöſten Hom= 
miſſionen, Deputationen oder Derwaltungsabteilungen zuſammen. Je mehr 
ſich die Aufgaben, die auf Grund des Geſetzes über den Unterſtützungswohn⸗ 
ſitz von den Gemeinden übernommen werden, ausdehnen, je weiter die Unter⸗ 
ſtützungspflicht ausgelegt wird, deſto mehr gehen die Stadtverwaltungen zur 
Gründung beſonderer Jugendämter, Geſundheitsämter uſw. über. Schließlich 
entſteht die Forderung nach einem beſonderen Jugendwohlfahrtsgeſetz, und 
die Revolution, die eine weitgehende Fürſorgepflicht durch die neue Reichs⸗ 
verfaſſung feſtlegt, führt zur Vorbereitung eines ſolchen Geſetzes, das ein 
vollſtändiges Netz von Orts-, Bezirks-, Provinzial⸗ und Landesjugendämtern 
mit ſuſtematiſcher Sufammenfaffung aller Schutzbeſtrebungen vorſieht (vgl. S. 73). 

Innere miſſion. Vorher aber entwickeln ſich die einzelnen Zweige der 
Wohlfahrtsarbeit, ſtärker zuerſt von privaten Organiſationen angeregt und 
geführt. Dabei gehen kirchliche oder religiöſe Vereinigungen in der erſten 
Hälfte des Jahrhunderts voran. Als die alte gemiſcht kirchlich⸗bürgerliche 
Armenpflege bei der fortſchreitenden Vermiſchung der Konfeſſionen und der 
dadurch notwendig gewordenen Scheidung zwiſchen kirchlichen und bürger⸗ 
lichen Gemeinden verſchwand, mußte die Kirche die Liebestätigkeit von ſich 
aus aufnehmen, wenn ſie nicht auf Teilnahme an ſolchen Beſtrebungen 
überhaupt verzichten wollte. Die evangeliſche Kirche beſaß in den Presby⸗ 
terien (Kirchenräte, Kirchenvorſtände) und Synoden geeignete Organe. Don 
der rheiniſch⸗weſtfäliſchen Kirchenordnung des Jahres 1835 übernahmen die 
meiſten neueren Verfaſſungsgeſetze der evangeliſchen Landeskirchen die Be⸗ 
ſtimmungen über die von den Gemeinden zu übende Armenpflege, und 1892 
wurden die Hauptgeſichtspunkte für die kirchliche Armenpflege von der Eiſe⸗ 
nacher Konferenz aufgeſtellt. Danach iſt es nicht Sache der kirchlichen Armen⸗ 
pflege, die öffentliche Armenpflege zu erſetzen. Sie ſoll vielmehr ergänzen 
und dahin ſtreben, mit ihr hand in Hand zu arbeiten. | 
Don größter Bedeutung für die Wohlfahrtspflege der evangeliſchen Hirche 
wird die Schöpfung der Inneren Miſſion. Unter dem Namen werden alle 
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Beſtrebungen der evangeliſchen Ciebestätigkeit zuſammengefaßt, „die ge: 
ſamte Arbeit der aus dem Glauben an Chriſtum geborenen: Liebe, die jene 
Maſſen innerlich und äußerlich erneuern will, die der Macht der Sünde und 
damit dem Verderben anheimgefallen ſind, ohne daß ſie, ſo wie es zu ihrer 
chriſtlichen Erneuerung nötig wäre, von den geordneten chriſtlichen Ämtern 
erreicht werden“. Die Innere Miſſion geht von der Perſönlichkeit Johann 
Hinrichs Wicherns aus, der das Rauhe Haus in Horn bei Hamburg ge— 
gründet hatte, eine Rettungsanſtalt, deren Methoden die geſamte Rettungs- 
arbeit außerordentlich befruchtet haben. Er hatte Stellung und feſtes Gehalt 
aufgegeben, um ganz der Arbeit für die verwahrloſten Kinder zu leben. Er 
faßte die Zöglinge in kleinen Familien zuſammen, wo eingehend für jeden 
nach feiner Art geſorgt werden konnte. Durch Gebet, Liebe und Arbeit wollte 
er ſie vom ſchlechten Weg zurückbringen und für ein neues Leben gewinnen. 
Für dieſe individualiſierende Erziehungsarbeit brauchte er Helfer; und es 
wurde ihm klar, daß ohne berufsmäßig ausgebildete Kräfte eine erfolgreiche 
Arbeit undenkbar ſei. „Denn immer und überall iſt das erſte, das not tut, 
nicht Geld, nicht Einrichtungen und Ordnungen, ſondern Menſchen, die zum 
Dienen bereit ſind.“ Er fing daher an, neben den verwahrloſten Kindern 
auch junge Männer aufzunehmen, um ſie für die Rettungsarbeit auszubil⸗ 
den. Bis in die jetzige Seit bleibt das Rauhe Haus eine vorbildliche Stätte, 
aus der immer wieder Lehrer und Führer der Jugendarbeit und Stadtmiſſio⸗ 
nare hervorgehen. 

Die Arbeit im Rauhen Haus war aber für Wichern nur Kusgangspunkt; 
die verwahrloſte Jugend nur ein Ausjchnitt der ſittlichen Not des Volkes. Für 
ihn ſteht die Pflicht jedes lebendigen Chriſten feſt, an der religiöſen Er— 
weckung der Maſſen zu arbeiten. Es iſt bereits angeführt, wie für ihn die 
Arbeit an den gedrückten Schichten ſich mit einer Arbeit für die Kirche inner- 
lich und äußerlich verband; daß er die Verknüpfung wirtſchaftlicher und mo⸗ 
raliſcher Schäden klar erkannte und deshalb den Hebel an beiden Stellen an- 
ſetzen wollte. Er legte ſeine Ideen dem Wittenberger Kirchentag 1848 vor 
und rief die verſammelten Vertreter der deutſchen evangeliſchen Chriſtenheit 
zu der Arbeit der Inneren Miſſion auf. Der Sentralausſchuß für Innere Miſ— 
ſion wurde gegründet, der ſich auf die Landes-, Provinzial⸗ und Ortsvereine 
aufbaut und die verſchiedenſten Kreije evangeliſcher Liebestätigkeit zuſam⸗ 
menſchließt. Die Tätigkeit der Inneren Miſſion dehnt ihre Arbeit auf immer 
weitere Zweige aus und umfaßt beſonders alle Beſtrebungen, die ſittlichen 
Gefahren vorbeugen, ſittliche Mißſtände bekämpfen. 

Diakonie. Neben der Inneren Miſſion ſteht ein anderer Sweig evangeliſcher 
Ciebestätigkeit, der — etwa der gleichen Zeit entſtammend — für die Kran- 
kenpflege und in geringerem Grade für die Kinderfürſorge und allgemeine 
Wohlfahrtspflege ſelbſtändige Bedeutung gewonnen hat. Es iſt die Neubele- 
bung der weiblichen Diakonie, die durch Theodor Fliedner herbeigeführt 
wurde. Wie Wichern jo war auch Fliedner überzeugt, daß nur eine Hilfs: 
arbeit durch geſchulte, in Gott geheiligte Kräfte für die leidenden und ver⸗ 
wahrloſten Volksgenoſſen Erfolg haben könne. Während die katholiſche Kirche 
ſeit dem Mittelalter in den barmherzigen Schweſtern über ſolche Helferinnen 


56 Geſchichte der Wohlfahrtspflege 


verfügte, war die Liebeskraft der Frau, ihre beſondere Eignung und Bega- 
bung zur Fürſorge, Pflege und Erziehungsarbeit von der evangeliſchen Kirche 
noch nicht gehoben. Anregungen, die Fliedner von der reformierten Kirche 
der Niederlande und auch durch andere zufällige Begegnungen und Erlebniſſe 
kamen, veranlaßten ihn, das altkirchliche Diakoniſſenamt wieder einzuführen. 
Er gründete 1836 im kleinſten und beſcheidenſten Rahmen das Kaiſerswerter 
Diakoniſſenhaus, das zum Mutterhaus für viele ähnliche Anſtalten wurde, 
und dem in raſcher Folge die Gründung anderer Diakoniſſen⸗Mutterhäuſer 
folgte. Später wurden die ſämtlichen deutſchen Diakoniſſenhäuſer zur „Kaiferswerter 
Konferenz“ verbunden (1912 umfaßte fie 88 Mutterhäuſer mit 22000 Schweſtern). 

Fliedner ging von dem Gedanken aus, daß man das Diakoniſſenamt nur 
erneuern könne, wenn eine Anſtalt zur beruflichen Ausbildung dafür vor⸗ 
handen iſt, die den Schülerinnen zum Aufenthalt dient. Unter Ausbildung 
verſtand er eine Durchbildung der Perſönlichkeit. Der Schwerpunkt der An⸗ 
ſtaltsarbeit ſollte in der Krankenpflege liegen, der ſich bald eine Kleinkinder⸗ 
ſchule, ſpäter Lehrerinnenſeminar, Magdalenenanſtalt uſw. zugeſellte. Unter 
den Arbeitsgebieten ſteht auch heut die Krankenpflege in erſter Linie; ferner 
die Arbeit in Kleinkinderſchulen, Rettungsanſtalten, Anſtalten für Gebrech⸗ 
liche. Oft wird auch die Armenpflege und Geſundheitsfürſorge von ihnen aus⸗ 
geübt, beſonders in ländlichen Gemeinden, für die die Arbeit der Diakoniſſin⸗ 
nen als Gemeindeſchweſtern ſehr wertvoll iſt. 

Aus dem Geiſt des Evangeliums geboren war auch die Gründung des 
erſten Frauenvereins für Armenpflege durch Amalie Sieveking in ham: 
burg 1832, der die Frauen zu werktätiger Hilfe rief. Auch muß unter den Be⸗ 
ſtrebungen der evangeliſchen Liebestätigkeit beſonders die Tätigkeit Bodel⸗ 
ſchwinghs erwähnt werden, der in den ſechziger Jahren ſeine Bielefelder 
Knſtalten für Arbeitsloſe, Candſtreicher, Epileptiſche ins Leben rief, vor allem 
ein Netz von Arbeiterkolonien und Verpflegungsſtationen für Wanderarme 
und Arbeitsloſe ſchuf. f | 

Katholiſche Wohlfahrtspflege. Auch auf katholiſcher Seite zeigt ſich in 
dieſer Seit das Beſtreben, die Gemeindepflege im Sinne der alten chriſtlichen 
Gemeinde wiederaufleben zu laſſen. Doch iſt dabei nicht beabſichtigt, die 
öffentliche Armenpflege zu erſetzen. Sie ſoll nur ergänzt werden. Der in 
früherer Seit vertretene Gedanke, daß die Kirche allein die gemeinnützige 
Hilfe zu organiſieren habe, iſt aufgegeben. Die katholiſche Kirche hat im 
19. Jahrhundert eine reiche und umfaſſende Wohlfahrtspflege geſchaffen, 
und die katholiſche Geiſtlichkeit hat überall in zielbewußter Weiſe dieſe Auf- 
gabe in ihren Gemeinden in die hand genommen. Immer ſind die Geiſtlichen 
Vorſitzende oder Berater der Wohlfahrtsvereine, der Jugendvereine, der ge- 
meinnützigen Frauenvereine. Die Armenpflege wird beſonders von den Din- 
zenz⸗Vereinen geübt, deren Gründung im Jahre 1833 in Paris durch Ozanam 
erfolgte. Der Verein breitete ſich überraſchend ſchnell in der ganzen Welt aus. 
Die Vereine ſind nach Provinzen und Cändern zuſammengeſchloſſen; der Gene⸗ 
ralrat befindet ſich in Frankreich und faßt die Dinzenzvereine der ganzen 
Welt zuſammen. Aufgabe der Vereine iſt es, in unmittelbarer Verbindung 
mit den Bedürftigen ihnen hilfe zu leiſten. Jede unterſtützte Familie hat 
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zwei Pfleger. Die Hilfe beſteht nicht nur in Unterſtützungen, ſondern in Ar— 
beitsvermittlung, Gewährung von Handwerkszeug uſw. Daneben ſtehen ka⸗ 
tholiſchen Frauenvereine, unter denen beſonders die von der heiligen Eliſabeth 
hervorragen. Auch die weiblichen Ordensgenoſſenſchaften, über die ſchon an 
früherer Stelle berichtet iſt, haben ſich nicht nur erhalten, ſondern vermehrt, 
und ihre Mitglieder haben über alle Schwankungen der Seitſtrömungen hin⸗ 
weg ihre aufopferungsvolle und bewundernswerte Arbeit in der Armen- und 
Krankenpflege geleiſtet. Auch ſie haben in katholiſchen Ländern und Gegen⸗ 
den die Gemeindepflege übernommen. Seit 1896 tritt zu dieſen älteren Or⸗ 
ganiſationen auf katholiſcher Seite der Caritas-Verband, der einen Suſammen⸗ 
ſchluß der geſamten katholiſchen Wohlfahrtspflege darſtellt. (Er entſpricht 
etwa dem, was der Sentralausſchuß für Innere Mifjion für die Wohlfahrts⸗ 
pflege der evangeliſchen Kirche iſt.) 

Die Wohlfahrtspflege der katholiſchen Kirche ſteht in engſter Fühlung 
mit allen modernen Beſtrebungen und wendet ſich mit bewundernswerter All— 
ſeitigkeit neu auftauchenden Bedürfniſſen und Erforderniſſen zu. Der Impuls 
zu geſtaltender Karitas und ſozialer Reform bleibt immer lebendig. Insbe- 
ſondere ragt in Deutſchland die Perſönlichkeit des Biſchofs Ketteler aus 
Mainz hervor, der die chriſtlichen Hrundſätze zur Löjung der Arbeiterfrage an- 
menden wollte. (Seine wichtigſten Schriften ſind geſammelt unter dem Titel: 
Arbeiterfrage und Chriſtentum 1864 veröffentlicht wurden.) Von ihm 
geht, unterſtützt insbeſondere durch die Perſönlichkeit ſeines Schülers Hitze, 
der Gedanke an eine Organiſation des Arbeitslebens aus, der zuerſt zwiſchen 
Produktivogenoſſenſchaften und Berufsvereinen als Angelpunkt der ſozial⸗ka⸗ 
tholiſchen Organiſation ſchwankte, ſchließlich aber die chriſtliche Gewerkſchafts⸗ 
bewegung ins Leben rief. Daneben tritt die durch ihn unterſtützte katholiſch⸗ 
ſoziale Bewegung mit derſelben Entſchiedenheit wie der Sozialismus für eine 
ſoziale Geſetzgebung ein. Der Gedanke der Karitas wird ausgeweitet zu dem 
der ſozialen Verantwortlichkeit. 

Dieſe Entwickelung in Deutſchland entſpricht der Stellungnahme, die der 
Katholizismus überhaupt im letzten Jahrhundert eingenommen hat: der ent⸗ 
ſchiedenen Ablehnung des Individualismus in ſeiner politiſchen, wirtſchaftlichen 
und ethiſchen Ausprägung. Dieſe Haltung tritt ganz entſchieden hervor in der 
Enzyklika Rerum novarum von Leo XIII. wie auch in der Enzyklika Quod 
Apostolici von Benedikt XIV. In ihnen iſt das katholiſche Ideal der Cöſung der 
ſozialen Frage im Sinne einer ſtändiſchen Organiſation vorgezeichnet, d. h. 
das Ideal von Arbeitsgemeinſchaften, in denen der einzelne verantwortlich 
iſt und auch von anderen verantwortlich behandelt wird, und die ihm geſtat⸗ 
ten, ſein wirtſchaftliches Schickſal mitzugeſtalten. Daraus ergibt ſich auch 
die Stellung der katholiſchen Sozialreformer zum Staat: „Die Aufgabe des 
Geſetzes iſt es, uns zur brüderlichen Solidarität zu führen“, oder auch: „der 
Staat iſt der Diener Gottes zum Guten“. Es entwickelt ſich alſo eine katho⸗ 
liſche Wohlfahrtspflege im allerweiteſten Umfang, teils bahnbrechend, teils 
auch der Initiative der freien Wohlfahrtspflege folgend. Sie hält durchaus 
ihr Gebiet gegenüber der freien Wohlfahrtspflege feſt, aber arbeitet mit ihr 
und der öffentlichen Wohlfahrtspflege hand in Hand. 
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$ 15. Freie und öffentliche Wohlfahrtspflege im 19. Jahrhundert. 


Urſachen der Mannigfaltigkeit. Schon die Geſtaltung der öffentlichen Ar⸗ 
menpflege im 19. Jahrhundert konnte nur ganz unvollkommen angedeutet 
werden, und auch für die kirchliche Wohlfahrtspflege konnten nur ihre charak⸗ 
teriſtiſchſten Vertreter genannt werden. Die Entwickelung verläuft nicht ziel⸗ 
ſtrebig und klar, ſondern ebbt wellenförmig auf und ab. Neue Initiativen 
entſtehen immer wieder nach- und nebeneinander, von denen einiges überlebt, 
anderes nach kurzer Seit verſchwindet, ſo daß der über das Jahrhundert 
ſchweifende Blick nur einige Hauptpunkte wahrnimmt, die, auf feſter Grund⸗ 
lage ſtehend, ſich im Wandel der Seiten und Strömungen erhalten haben. 

Unendlich viel ſchwieriger iſt es, ein Bild der Entwickelung der freien 
Wohlfahrtspflege in dieſer Seit zu geben, weil ihr die zuſammenfaſſende 
und vereinheitlichende Kraft fehlt, die Staat und Kirche ſchließlich für die 
Wohlfahrtspflege erlangten. Auch iſt mit den landſchaftlichen Unterſchieden, 
der Verſchiedenartigkeit der Beſtrebungen von Nord und Süd, aber auch von 
Stadt und Land, von Großſtadt und Kleinſtadt zu rechnen. Die Wohlfahrts⸗ 
pflege muß ſich ferner den jo ſchnell wechſelnden wirtſchaftlichen und politi- 
ſchen Derhältnijjen des 19. Jahrhunderts unausgeſetzt neu anpaſſen. Man 
denke an die Erforderniſſe in Deutſchland nach dem Suſammenbruch zu An⸗ 
fang des Jahrhunderts, an die der Befreiungskriege, an die Umwälzungen 
der liberalen Reformära in Preußen, an das Aufkommen der Großinduſtrie, 
die Entvölkerung der Candbezirke in Norddeutſchland, die Reaktionszeit, das 
Entſtehen des ſtädtiſchen Proletariats, die politiſche Gärung der vierziger 
Jahre, die Einigung des Reichs, die Gründerzeiten, die wirtſchaftliche Blüte, 
das Starkwerden der Sozialdemokratie — und man begreift, wie dieſes Jahr⸗ 
hundert in der freien Wohlfahrtspflege alle Strömungen des wirtſchaftlichen 
und geiſtigen Lebens widerſpiegeln mußte. So entſtehen Feitſtrömungen in 
der Wohlfahrtspflege. | 

Aber noch ein Weiteres erſchwert die Darſtellung. Freie und öffentliche 
Wohlfahrtspflege greifen fortwährend ineinander. Arbeiten, die von der freien 
Wohlfahrtspflege begonnen wurden, gehen in die hand von Staat und Ge⸗ 
meinde über oder werden auch und neben der freien Wohlfahrtspflege von der 
Kirche aufgenommen. Das Dereinswejen führt neue Formen ſtaatlicher Be⸗ 
tätigung herbei. Don ihm geht die Erweiterung des Wirkungskreiſes der 
Wohlfahrtspflege aus. Die freie gemeinnützige Betätigung entwickelt im Caufe 
des Jahrhunderts aus der Armenpflege die vielgeſtaltige Wohlfahrtspflege, 
und auf dem Gebiet der Kinder- und Jugendfürſorge, der Geſundheitsfür⸗ 
ſorge, der Berufsfürſorge folgen ihr erſt allmählich die öffentlichen Körper⸗ 
ſchaften. Nur von den herausragenden oder in irgendeiner Form bahn⸗ 


brechenden Betätigungen der freien Wohlfahrtspflege kann hier die Rede ſein. 


Vereine gegen berarmung. Das 19. Jahrhundert fand jene gemeinnützigen 
Vereine vor, die in der Aufklärungszeit gegründet waren, und die Fürſorge 
für die Jugend, wie ſie von Francke, Oberlin, Peſtalozzi angeregt war, und 
die ſich beſonders um die Beſchaffung von Unterrichts⸗ und Erziehungsmög⸗ 
lichkeiten für die Kinder der ärmeren Klaſſen bemühte. Dieſe gemeinnützigen, 
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patriotiſchen und philanthropiſchen Geſellſchaften, die zum Teil das neue Jahr— 
hundert überdauert haben, wandten ſich mehr und mehr ausſchließlich der 
Urmenpflege oder einem beſtimmten Sweig ſozialer Arbeit zu, nachdem manche 
ihrer urſprünglichen Aufgaben (Schulweſen, Sparkaſſenweſen und derglei- 
chen) vom Staat übernommen waren. In den ſechziger Jahren entſtanden da- 
neben in allen großen Städten Vereine gegen Verarmung und Bettelei, um 
eine beſſere Organiſation der Armenpflege, eine beſſere Derjorgung der Ur⸗ 
men herbeizuführen. Ihre Bedeutung ging nach wenigen Jahrzehnten zu⸗ 
rück, da ſie ſich nicht auf die Methode einer durchgreifenden Fürſorge ein⸗ 
ſtellten, ſondern ſich auf Unterſtützungen beſchränkten. Wichtiger wurden die 
Vereine mit engerer Umgrenzung der Aufgaben, die Vereine für Blinde, 
Taubſtumme, Krüppel, Wöchnerinnen, ſittlich Raben und dergleichen 
(vgl. S. 78). 

Uinderfürſorge. Es iſt ſchon darauf hingewieſen, daß zu verſchiedenen 
Seiten in der Geſchichte der Wohlfahrtspflege die Fürſorge für Kinder als be⸗ 
ſondere Aufgabe aus der Armenpflege herausgelöſt wurde, daß beſondere 
Waiſenhäuſer und Findelhäuſer ſchon in älterer Seit beſtanden. Don den 
neuen Beſtrebungen, die durch Francke, Oberlin, Peſtalozzi herbeigeführt wur⸗ 
den und die moderne Beſtrebungen einleiten, iſt die Rede geweſen. Das 
19. Jahrhundert formt endgültig die Kinderfürſorge zu einem beſonderen 
Gebiet der Wohlfahrtspflege, das nicht nur der Armenpflege mit gleicher Be⸗ 
deutung zur Seite tritt, ſondern ſchließlich in ſeiner Wichtigkeit erkannt wird: 
nicht nur als ein Mittel, um der Verarmung vorzubeugen, ſondern als Dor- 
ausſetzung jeder Stärkung der Volkskraft und Volkskultur. 

Aber dieſer Standpunkt iſt keineswegs ohne einen Kampf der Ideen er- 
reicht worden; und die Meinungen über das wünſchenswerte und notwendige 
Maß der Wohlfahrtspflege für die Jugend haben noch in dieſem Seitraum 
hin und her geſchwankt. Daß ein gewiſſes Maß von Erziehung und Be— 
rufsbildung den Kindern der Armen gegeben werden muß, daß es notwendig 
im Sinne der Armengeſetzgebung iſt, hat während des ganzen Jahrhunderts 
gegolten. Gerade deshalb haben die Armengeſetze meiſt dieſe Pflicht gar 
nicht beſonders als ihre Aufgabe erwähnt. Die Auffaſſung darüber, in 
welchem Umfang die Erziehungsfürſorge notwendig iſt, und die Auslegung 
der Armengeſetzgebung in dieſer Beſtimmung hat denn auch je nach den herr⸗ 
ſchenden allgemeinen Anſchauungen über die Wohlfahrtspflege geſchwankt. 
Unter dem Einfluß malthuſianiſcher Ideen, als die Armenpflege ſich auf das 
Notödürftige, das zum Leben Unentbehrliche, beſchränkte, iſt die Kinderpflege 
ſehr vernachläſſigt worden. Die öffentliche Armenpflege hat lange Jahre an 
vielen Orten, ſelbſt im Elberfelder Syſtem, in ihrer praktiſchen Handhabung 
jeden erzieheriſchen Geſichtspunkt beiſeite gelaſſen und die Kinder einfach 
nach den Grundſätzen der Armenpflege unterſtützt. Das bedeutet ein Surüd- 
gehen hinter die Errungenſchaften, die die hamburger Krmenanſtalt ſchon 
Ende des 18. Jahrhunderts gezeigt hatte. 

Um jo kräftiger ſchoß die private Kinderfürſorge in die höhe. Den Beitre- 
bungen zur Verwahrung und Beaufſichtigung kleiner Kinder, wie ſie durch 
Oberlin eingeleitet war, und den Waiſenhäuſern ſtellen ſich Kinderſchutz— 
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vereine der verſchiedenſten Art zur Seite. Auf die Gründung und Bedeutung 
des Rauhen hauſes und die daraus folgende Rettungsarbeit für Derwahr- 
loſte iſt ſchon hingewieſen. Es entwickeln ſich verwandte Beſtrebungen in Eng⸗ 
land, die von da auch nach Deutſchland wirken: Beſſerungs⸗ und Erziehungs⸗ 
anſtalten für ſittlich gefährdete Kinder; Vereine zum Schutz der Kinder vor 
Grauſamkeiten, Ausnutzung und Mißhandlung; Geſetze zum Schutz der ar⸗ 
beitenden Kinder (England 1802, Preußen 1839 und 1840, Sachſen und 
Württemberg 1861, Deutſchland 1878, 1891 und 1905); endlich Geſetze, die 
geſtatten, daß den Eltern die Kinder zwangsweiſe fortgenommen und im 
Auftrage des Staates erzogen werden, falls die Kinder verwahrloſt oder in 
Gefahr ſind, verwahrloſt zu werden. Etappen auf dieſem Wege ſind das 
preußiſche Swangserziehungsgeſetz 1878; das Fürſorgeerziehungsgeſetz 1900. 
Es folgte die Bewegung, ſtraffällige Kinder unter beſondere Geſetze und Ge⸗ 
richte zu ſtellen. (1895 Einrichtung des erſten Jugendgerichts.) | 


Säuglingsfürſorge und Mutterſchutz. Als neuer Sweig der Kinderfürjorge 
tritt gegen Ende des Jahrhunderts die Säuglingsfürſorge in den Dorder- 
grund. Das Findelhausſyſtem, das in Deutſchland niemals die Verbreitung 
gefunden hatte wie in den romaniſchen Ländern, beſonders in Frankreich, 
galt ſchon längere Seit für überwunden. Die Notlage nicht nur der unehe⸗ 
lichen oder verlaſſenen, ſondern aller Kinder im Säuglingsalter, trat mit den 
Fortſchritten der Statiſtik immer deutlicher zutage. Die mediziniſche Wiſſen⸗ 
ſchaft begann, in die Urſachen der erſchreckenden Säuglingsſterblichkeit hin⸗ 
einzuleuchten. So waren die Vorbedingungen für eine Fürſorge gegeben. In 
Frankreich, dem Cande der zurückgehenden Bevölkerung, nahm man zuerſt den 
Kampf gegen die Säuglingsſterblichkeit auf. Man gründete „consultations 
de nourrissons“, „gouttes de lait“, Einrichtungen, die Ende des 19. Jahr⸗ 
hunderts in Deutſchland als Milchküchen, Säuglingsfürſorgeſtellen, Mütter⸗ 
beratungsſtellen eingeführt und in den beiden letzten Jahrzehnten zur Kreis⸗ 
fürſorge ausgebaut wurden. Etwa gleichzeitig entwickelt ſich, durch dieſelben 
wiſſenſchaftlichen Einſichten veranlaßt, der geſundheitliche Schutz der arbei⸗ 
tenden Mütter (Reichsgewerbeordnung 1878 und Krankenverſicherungsgeſetz 
1884), das allmählich erweitert wird und im Krieg und im neuen Staat zu 
einer grundſätzlichen Anerkennung der ſozialen Bedeutung der Mutterſchaft 
und zu einem rechtlichen Anſpruch der Mutter auf hilfe führt (Geſetz über 
die Wochenhilfe 1919). Aus den neunziger Jahren ſtammen auch die haus⸗ 
pflegevereine, Wöchnerinnenheime und Säuglingsheime (ogl. S. 100). 


Fürſorge für anormale. Im Suſammenhang mit der Kinderfürſorge ent⸗ 
wickelt ſich im 19. Jahrhundert als beſonderer Zweig der Wohlfahrtspflege 
die Fürſorge für Blinde, Taubſtumme, Krüppel, Schwachſinnige, Idioten, 
Geiſteskranke. Die erſte Blindenſchule wurde 1778 in Paris gegründet und 
1784 vom Staat übernommen. Die erſte preußiſche Blindenanſtalt wurde am 
Cage vor der Schlacht bei Jena eröffnet. Bald wurde die Blindenpflege (d. h. 
in erſter Linie Unterricht, in zweiter Verſorgung) vom Staat übernommen. 
Aus der gleichen Zeit ſtammen die erſten Bemühungen planmäßiger und er- 
zieheriſcher Fürſorge für die Taubſtummen. In Berlin wurde 1788 eine 
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private Taubſtummenanſtalt gegründet, die 10 Jahre ſpäter an den Staat 
überging. Aber die Beſtrebungen der Dereine für Blinde und Taubſtumme 
gehen weiter neben der Fürſorge des Staates einher. Beſondere Vorkehrungen 
zur Verſorgung von Idioten, Epileptikern und Geiſteskranken ſetzen erſt in 
den fünfziger Jahren ein. Vorher wurden dieſe meiſt durch Einſperrung mit 
Verbrechern und Vagabunden unſchädlich gemacht. Das erſte Irrenhaus wurde 
in London zwar ſchon 1751 errichtet. Aber es fand keine Nachfolge. Sur Seit 
der Revolution ſetzt Pinel in Frankreich nur mit Mühe die Abſchaffung der 
Ketten für Geiſteskranke durch. Eine der früheſten Kolonien für Epileptiker 
in Deutſchland iſt die 1866 in Württemberg gegründete Anſtalt Stetten. Es 
folgen ſeit 1867 die Bodelſchwinghſchen Anſtalten. Gegen Ende des Jahr- 
hunderts werden für die bildungsfähigen Schwachſinnigen hilfsſchulen er⸗ 
richtet. Das neue Jahrhundert bringt mit den neuen Einſichten der medizini⸗ 
ſchen Wiſſenſchaft (Neurologie und Pſychiatrie) Anfänge einer Pſychopathenfürſorge. 
Es hängt wahrſcheinlich mit der Entwickelung der Heilkunde zuſammen, 
daß die Krüppelfürſorge noch ſpäter einſetzt als die Idiotenfürſorge. Noch 
Ende des 19. Jahrhunderts gibt es nur wenige Anſtalten, die Krüppel ver⸗ 
ſorgen und zu einer Erwerbsarbeit anleiten. Die meiſten Krüppel fielen der 
Armenpflege anheim, waren auf Bettel angewieſen oder in Siechenhäuſern 
untergebracht. Erſt um die Jahrhundertwende werden Anſtalten gegründet, 
die die Errungenſchaften der Chirurgie und Orthopädie für arme Krüppel 
nutzbar machen und ſie zu heilen unternehmen. Im Jahre 1920 ordnet der 
preußiſche Staat durch das Krüppelfürſorgegeſetz eine auf Heilbehandlung, Er- 
ziehung und Ausbildung gerichtete Fürſorge für die Krüppel (ogl. S. 83 u. 123). 
Kranken: und Gejundheitsfürjorge. Auch die Entwickelung der Kranken⸗ 
und Geſundheitsfürſorge knüpft an Überfommenes und zu Beginn des Jahr— 
hunderts Vorhandenes an, nimmt aber durch die Fortſchritte der Wiſſenſchaft 
einen großen Aufſchwung. Allerdings iſt eine öffentliche Geſundheitsfürſorge 
unendlich viel notwendiger geworden als früher. Das gilt vor allem für die 
Städte und die induſtrielle Bevölkerung, während es auf dem Lande haupt- 
ſächlich darauf ankommt, abergläubiſche Sitten und geſundheitsſchädliche Ge- 
wohnheiten zu überwinden und der ländlichen Bevölkerung die gleichen Mög⸗ 
lichkeiten der Krankheitsbekämpfung zugänglich zu machen wie den Städtern. 
Mit der Einführung der öffentlichen Armenpflege war überall ein gewiſſes 
Maß von Krankenverſorgung verbunden. Auch Hofpitäler, Krankenhäuſer 
waren ſchon vorhanden. Aber ſie waren mehr oder weniger notdürftige Un- 
terkunftsſtätten für Kranke, und bis in das zweite Drittel des Jahrhunderts 
begehrten die Leute nur im Zuſtand tiefſter Not Aufnahme in ein Kranken⸗ 
haus. Auch für dieſes Gebiet wird die Pionierarbeit wieder von Vereinen 
übernommen. Beſonders ragen die katholiſchen Orden, die Diakoniſſenhäuſer 
hervor. Die Errichtung von zweckmäßigen Krankenhäuſern wird in den Ieb- 
ten 50 Jahren zu einer Wiſſenſchaft. Der Name Florence Nightingales bleibt 
mit dieſen wie jo vielen anderen Reformen der Krankenpflege und hugiene 
für alle Seiten verknüpft. Don 1890 an beginnt man in Deutſchland heil⸗ 
ſtätten für Geneſende, Erholungsheime und dgl. einzurichten, während in 
England und Frankreich ſolche Anſtalten ſchon ſeit längerer Zeit beſtanden. 
Salomon, Wohlfahrtspflege 5 
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Allmählich gleitet die Unſtaltskrankenpflege großenteils i in die Hände öfſent⸗ 
licher Körperſchaften. Die Bedeutung von Krankheit, Unfall und Invalidität für 
die Verarmung war erkannt worden, und die Derjicherungsgejege ſollten, 
dem ſozialen Zug der Seit folgend, der arbeitenden Bevölkerung einen Rechts⸗ 
anſpruch auf die nötige Krankenhilfe und auf Hilfe zur Verhütung von 
Krankheit geben (Kaiſerliche Botſchaft 1881; Krankenverſicherung 1883; Un⸗ 
fallverſicherung 1884; Alters- und Invalidenverſicherung 1889; hinterblie⸗ 
benenverſicherung 19123 Angeſtelltenverſicherung 1915). Die Geſetze, die 
annähernd 20 Millionen Menſchen eine Krankenhilfe gewährleiſteten (ärzt⸗ 
liche Behandlung, Medikamente, Krankengeld, Unterbringung im Kran- 
kenhaus uſw.), trugen zur beiferen Geſtaltung der Krankenanſtalten und 
verwandten Einrichtungen außerordentlich viel bei. Durch die Träger der 
Derjiherungen waren leiſtungsfähige Hörperſchaften gebildet worden, die 
teils eigene, muſtergültige Krankenhäuſer und heilſtätten errichteten, teils 
den Gemeindebehörden gegenüber für die aus dem Betrieb von Krankenhäu⸗ 
ſern entſtehenden Koſten genügende Garantien boten. Die Sahl der Kranken⸗ 
häuſer vermehrte ſich ſchnell; ihre Einrichtung war zum Teil muſtergültig. 
Dem ärmſten wird eine Krankenverſorgung geboten, die ihm alle Errungen- 
ſchaften der Heilkunde zugänglich macht. In dieſelbe Seit, in der durch die 
Verſicherungsgeſetze der äußere Aufſchwung des Krankenhausweſens vor ſich 
geht, fällt auch der Beginn der Tuberkuloſebekämpfung. Gerade die Verſiche⸗ 
rungsanſtalten machten die Errichtung von Lungenheilſtätten möglich. Huch 
das Rote Kreuz und die Daterländifchen Frauenvereine gingen darin voran. 
Neben der Anſtaltspflege entwickelt ſich ſeit den neunziger Jahren auch der 
Kampf gegen Volkskrankheiten durch offene, vorbeugende und nachgehende 
Fürſorge (Fürſorgeſtellen für Tuberkulöſe, Krebskranke, neuerdings auch für 
Geſchlechtskranke) (vgl. S. 105 u. 111). 

Nach 1866 fällt auch die Organiſation von Kusbildungsſtätten für welt⸗ 
liche Krankenpflegerinnen, nachdem ſchon das Jahr 1813 in Deutſchland An⸗ 
fänge weiblicher Pflegetätigkeit außerhalb der Ordensgenoſſenſchaften her⸗ 
vorgebracht hatte: Die vorhandenen Vereine wurden im Jahre 1870 in 
Preußen als Verband Daterländiſcher Frauenvereine organiſiert, denen in 
den anderen deutſchen Ländern gleichartige Verbände entſprechen. Eigentliche 
Schweſternſchaften auf nicht konfeſſioneller Grundlage folgen: zuerſt das auf 
Deranlaffung der Kronprinzeſſin Friedrich gegründete Diftoriahaus für Kran- 
kenpflege als private Organiſation (in Nachbildung der Nightingalefchule 
für Krankenpflegerinnen, die in London 1866 eröffnet worden war). Später 
ſind auch Staats- und Gemeindeverwaltungen mit der Gründung von Uran⸗ 
kenpflegeſchulen vorgegangen. 

Su den Beſtrebungen der Geſundheitsfürſorge, bei denen überhaupt ſchon 
von einer Geſchichte geſprochen werden kann, gehört auch der Kampf gegen die 
Crunkſucht. Don England und Amerika ausgehend, wird die Mäßigkeits⸗ und 
Enthaltſamkeitsbewegung in Deutſchland nach 1880 aufgenommen. Außer 
den aus der gleichen Seit ſtammenden Säuferafylen wurden um die Jahr⸗ 
hundertwende Trinkerheilſtätten gegründet; auch hier wieder ein Beiſpiel. 
dafür, wie die „„ ihre e in dem Maß ändert und um⸗ 
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geſtaltet, wie es gelingt, mit hilfe wiſſenſchaftlicher Erkenntniſſe Schäden zu 
heilen, anſtatt Menſchen, die davon ergriffen ſind, unſchädlich zu machen. 

Jugendpflege. Als einer der jüngſten Sweige der Wohlfahrtspflege wächſt 
in den neunziger Jahren die Fürſorge für die ſchulentlaſſene Jugend, die 
Jugendpflege aus verſchiedenen Wurzeln hervor. Wohl waren ſchon früher 
einzelne Schutzbeſtrebungen vorhanden, die namentlich heranwachſenden und 
alleinſtehenden Mädchen Schutz vor ſittlichen Gefahren bieten wollten (Pa— 
tronagen, Mädchenſchutzvereine, Freundinnen junger Mädchen 1877, Jung— 
frauenvereine). Auch wandten ſich die Bemühungen, die den Kindern der 
Armen einen Schulunterricht zugänglich machen wollten, den Bildungsauf- 
gaben für die Schulentlaſſenen zu, nachdem der Elementarunterricht vom 
Staat übernommen war. Es wurden Fortbildungsſchulen gegründet, zuerſt 
von Vereinen, ſpäter von den Gemeinden, bis ſchließlich die Errichtung von 
Fortbildungsſchulen ſtaatlich geregelt (1891 und 1900) und durch die Reichs- 
verfaſſung von 1919 für beide Geſchlechter obligatoriſch gemacht wurde. 
Haushaltungsſchulen werden für Mädchen ins Leben gerufen. Vereine, Heime 
und Klubs für ſchulentlaſſene Jungen und Mädchen werden gegründet, die 
mit verſchiedener Sweckbeſtimmung die geiſtige, ſittliche, geſundheitliche und 
wirtſchaftliche Förderung der Jugend erſtreben. Schließlich entſteht der Be— 
griff der Jugendpflege, und der Staat verſucht, eine Zuſammenfaſſung der 
vielerlei privaten Beſtrebungen auf dieſem Gebiet herbeizuführen und ſie zu 
fördern (preußiſche Miniſterialerlaſſe von 1911 und 1913). 

Eine ganz neue Note wird in die Beſtrebungen für die Jugend durch die 
Gründung von Wandervögelvereinen, akademiſcher Freiſchar und anderen 
Jugendbünden gebracht, die ſich in bewußtem Gegenſatz zur Jugendpflege als 
Jugendbewegung bezeichnen und zum erſtenmal bei der Jugendtagung auf 
dem Hohen Meißner im Jahre 1913 eine Einheit aller dieſer zum weck der 
Selbſterziehung aus der Jugend unmittelbar hervorgegangenen Dereinigun- 
gen zum Ausdruck bringen. 

Jugendämter. Eine Zuſammenfaſſung aller Beſtrebungen der amtlichen Ju: 
gendfürſorge in ſtädtiſchen Jugendämtern wurde ſchließlich zu Beginn des 
20. Jahrhunderts von Peterſen empfohlen und in verſchiedenen Städten 
durchgeführt (Hamburg, Dresden, Mainz uſw.). Die geſamte Jugendfürſorge 
einſchließlich aller privaten Beſtrebungen wurde zuerſt im Jugendamt in 
Frankfurt a. M., Halle, Magdeburg zuſammengeſchloſſen. Das Reichsjugend- 
wohlfahrtsgeſetz, das während der Drucklegung dieſer Schrift beraten wird, 
ſieht die Errichtung von Jugendämtern für das ganze Reich vor. 

Berufliche Wohlfahrtspflege. Wenn es heute auch merkwürdig anmutet, ſo 
iſt doch die auf das Berufsleben bezügliche Wohlfahrtspflege auch aus der Ar- 
menpflege hervorgegangen. Sie iſt ebenfalls ein Ergebnis des letzten Jahrhun⸗ 
derts, wächſt aus den Schädigungen des induſtriellen Syſtems hervor. Es iſt 
ſchon auf die Entſtehung von Arbeitshäujern, von Swangsmaßregeln gegen 
KArbeitsſcheue hingewieſen worden. Es iſt auch davon geſprochen worden, 
daß bis in das 19. Jahrhundert hinein die Geſellſchaft dem Arbeitsloſen 
gegenüber eine Haltung einnimmt, als ob die mangelnde Arbeitsgelegen— 
heit eine perſönliche Schuld ſei; als ob jeder, der arbeiten will, auch die 
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Möglichkeit dazu findet. Erſt ganz allmählich, vereinzelt ſeit der großen fran⸗ 
zöſiſchen Revolution, ſetzen Deranjtaltungen ein, um den Scharen der Ar⸗ 
beitslofen Arbeitsgelegenheit zu ſchaffen. Noch ſpäter entſteht die Einſicht, 


daß nicht nur bei Krifen, bei Maſſenarbeitsloſigkeit großen Stils, Dorfehrun- 


gen nötig find, ſondern daß auch in normalen Seiten zahlreiche Arbeiter ſtel⸗ 
lenlos ſind, weil ſie zeitweiſe keinen geeigneten Platz für die Verwertung ihrer 
Kraft oder ihres Könnens finden. Das führt zunächſt gemeinnützige und wohl⸗ 
tätige Dereine zur Errichtung von Arbeitspermittlungen, aus denen dann das’ 
öffentliche Arbeitsnachweisweſen erwächſt. Neben den Beſtrebungen zur Be⸗ 
ſchaffung von Arbeit geht ein anderer Sweig der beruflichen Wohlfahrts⸗ 
pflege einher: der Schutz der Arbeiter vor Überanjtrengung und Ausnutzung: 
die Arbeiterſchutz- und Derſicherungsgeſetzgebung — als Beſtrebungen zum 
Schutz der Arbeitskraft, zur Sicherung des Arbeitsentgeltes und zum Schutz 
der Arbeiterperſönlichkeit. 

Arbeitsbeſchaffung. Es war ganz natürlich, daß die Armenverwaltungen, 
die jede Unterſtützung an Arbeitsfähige von der Bereitwilligkeit zur Arbeit 
abhängig machten oder die Armen zur Arbeit zwingen wollten, mit Ver⸗ 
ſuchen der Arbeitsbeſchaffung vorangingen. Die engliſche Gilbert-Afte der 
Jahre 1782 und 1796, die den Armenverwaltungen die Pflicht auferlegte, die 
Arbeitsfähigen zu beſchäftigen und den unzureichend Entlohnten Zuſchüſſe 
zum Lebensunterhalt zu zahlen, iſt ſchon angeführt worden. Der doppelte 
Mißerfolg, die Wirkung auf Herabjegung der Cöhne durch die Arbeitgeber, 
und der Herabſetzung der Leiſtungen ſeitens der Arbeiter, mußte in ähnlicher 
Weiſe jedem ſpäteren Derjuch beſtimmt ſein, der das problem der Arbeits⸗ 
loſigkeit und der Arbeitsbeſchaffung auf mechaniſche Weiſe löſen wollte. Die 
wiederholten franzöſiſchen Gründungen von Nationalwerkſtätten hatten denn 
auch keine beſſeren Ergebniſſe. In Frankreich wurden 1790 öffentliche Werk⸗ 
ſtätten von jedem Departement mit großen Kojten errichtet; aber der Erfolg 
war gering. Auch 1830, 1848 und 1871 unternahm man es, der Produk⸗ 
tionskriſe durch Nationalwerkſtätten abzuhelfen, ſchon weil die beiden letz⸗ 
ten Revolutionen durch große Arbeitsloſigkeit, wenn nicht hervorgerufen, ſo 
doch befördert waren. Aber obwohl dieſe Unternehmungen anders begonnen 
haben und in gewiſſer Weiſe ſich in umgekehrter Folge vollzogen als die eng⸗ 
liſche Maßregel, ſo bewieſen ſie doch die gleiche Unmöglichkeit, das Problem 
auf dieſe Weiſe anzupacken. Führte die Revolutionsregierung von 1848 ein 
Recht des Bürgers auf Arbeit als ſoziale Maßnahme großen Stils ein, um den 
allgemeinen Notſtand zu bekämpfen, jo verſandete es nach kurzer Zeit in der 
Armenpflege. Es war durch Dekret vom 27. Februar 1848 die Einrichtung 
von Nationalwerkſtätten angeordnet worden, um allen Bürgern Arbeit zu 
ſichern. Da die Fahl der Meldungen für die dabei vorzunehmenden Erdarbei⸗ 
ten die Beſchäftigungsmöglichkeit überſtieg, erhielten die Abgewieſenen eine 
tägliche Unterſtützung von 1½ Frank, während die Arbeiter 2 Frank erhiel⸗ 
ten. Die Sahl der Meldungen wuchs reißend. Am 15. März waren 14000 
Arbeiter beſchäftigt. Am 19. Mai find 87900 eingeſchrieben. Die Kojten be⸗ 
trugen im erſten Monat 1,2 Millionen, von da ab täglich 200 000 Frank. 
Der Derfuh wurde nach drei Monaten beendigt, da er über 14 Millionen 
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gekoſtet hatte. Auch ſpäter hat man Notſtandsarbeiten organiſiert. Doch waren 
dafür andere Vorausſetzungen gegeben, als ſie im Suſammenhang mit einem 
Syſtem der Arbeitsvermittlung vorgenommen werden konnten. 

Arbeitsnachweis. Die erſten gemeinnützigen Arbeitsnachweiſe wurden in 
Deutſchland um die Mitte des 19. Jahrhunderts gegründet. Bis dahin war 
der Arbeitsſuchende auf Umſchau gegangen. Mit der Verbreitung der Zei— 
tungen waren auch die Anzeigen von Stellenangeboten bereits üblich ge— 
worden. Ferner entſtanden gewerbsmäßige Stellenvermittlungen. Doch wer— 
den dieſe leicht zu einer Gelegenheit der Ausbeutung von Arbeitern und be— 
währen ſich im ganzen nicht, ſo daß ſie mehr und mehr durch gemeinnützige 
Einrichtungen verdrängt wurden. Die älteſten gemeinnützigen Nachweiſe wur— 
den in Dresden 1840, in Leipzig 1844, in Stuttgart 1865 gegründet. Berlin 
folgt erſt 1885. Urſprünglich find Vereine die Träger der Nachweiſe, und 
dieſe haben zunächſt durchaus den Charakter einer Wohltätigkeitsanſtalt. 
Der Dresdener Nachweis verſchaffte Arbeitsgelegenheiten nur „als Dergün- 
ſtigung ſolchen, die würdig und bedürftig erſcheinen“. Später werden die 
Nachweiſe von den Gemeindeverwaltungen übernommen, und ſchließlich be— 
ginnt der Staat, das Arbeitsnachweisweſen zu regeln. Die gewerbsmäßige 
Stellenvermittlung wurde für Deutſchland durch Geſetz im Jahre 1910 ge— 
ordnet; das geſamte Arbeitsnachweisweſen bis zum Krieg nur durch Mini— 
ſterialerlaſſe der einzelnen deutſchen Staaten; während des Krieges durch 
militäriſche Verordnungen; nach der Revolution durch Verordnungen für das 
Reich vom 9. Dezember 1918 und Februar/März 1919. Ein Reichsgeſetz über 
den Arbeitsnachweis iſt in Vorbereitung. 

Im Anjchluß oder in innerer Beziehung zu den Arbeitsnachweiſen entſtehen 
die Bemühungen um Berufsberatung, die Ende der neunziger Jahre aus ge— 
meinnütziger Frauentätigkeit entſpringen und ſchnell zu einem Gebiet öffent- 
licher Beeinfluſſung werden (Miniſterialerlaſſe für Bayern 1917; für Preu- 
ßen und Sachſen 1919). Neuerdings haben die größeren Städte Berufsämter 
errichtet (vgl. S. 123 u. 131). 

Arbeiterſchutz. Der Schutz der Arbeitskraft ſetzte ſchon erheblich früher ein. 
Die Schädigungen, die das induſtrielle Syſtem mit ſich brachte, waren zu 
augenfällig und zu verderblich, als daß die Aufmerkſamkeit ſich ihnen nicht 
unmittelbar nach dem Aufkommen der neuen Betriebsform zuwenden mußte. 
Der Schutzgeſetze für die arbeitenden Kinder iſt in anderem Suſammenhang 
gedacht. In England wurde auf Betreiben von Robert Peel 1802 verboten, 
daß die von der Armenverwaltung ausgetanen Kinder länger als 12 Stunden 
täglich mit Fabrikarbeit beſchäftigt werden. Robert Owen bringt im Jahre 
1819 ein Geſetz für die Baumwollfabriken zuſtande, das die Arbeit für Kin- 
der unter neun Jahren verbot und für die älteren den Zwölfſtundentag ein- 
führte. So erbärmlich dieſer „Schutz“ heute auch erſcheinen mag, er war doch 
ein Meilenſtein in der ſozialen Geſchichte. Deutſchland mit feiner einige Jahr— 
zehnte ſpäter einſetzenden induſtriellen Entwickelung erhält ſein erſtes Regu- 
lativ, das Kindern unter neun Jahren die Arbeit verbot und für die älteren 
die Arbeit auf zehn Stunden täglich beſchränkte, im Jahre 1839. In Bayern 
wurden 1840 ähnliche Beſtimmungen eingeführt. Einen erheblichen Schritt 
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vorwärts tat die Arbeiterſchutzgeſetzgebung erſt 1878 (Regelung des Arbeits- 
vertrages, der Lehrlingsverhältniſſe, Regelung der Arbeit Jugendlicher durch 
Bundesratsverordnungen; Einführung der Gewerbeaufſicht), nachdem die Ar⸗ 
beiterbewegung bereits in politiſcher und gewerkſchaftlicher Richtung ent⸗ 
wickelt war (1863 Laſſalles Allgemeiner Deutſcher Arbeiterverein, 1875 Go⸗ 
thaer Programm der Sozialdemokratiſchen Partei), und die ſozial geſinnten 
Profeſſoren der Volkswirtſchaftslehre ſich im Verein für Sozialpolitik (1872 
gegründet) ein Organ zur Beeinfluſſung der öffentlichen Meinung in bezug 
auf ſoziale Reformen geſchaffen hatten. Auch die Tätigkeit Adolf Stöckers 
(Gründung der Chriſtlich-Sozialen Partei 1878) und das Eintreten von Biſchof 
von Ketteler für die Arbeiterfrage wirkten in derſelben Richtung. 

verſorgung für arbeitsloſe Seiten. Die Bismarckſche Ara brachte eine voll⸗ 
kommene Wendung in der haltung des Staates zu dieſen Fragen. Nachdem 
das Sozialiſtengeſetz erlaſſen und damit den Arbeitern die Möglichkeit der 
Beſſerung ihrer Lage aus eigener Kraft genommen war, ſetzt die Sozial⸗ 
verſicherung ein. Man kann dieſe neue Form der Wohlfahrtspflege ſehr ver⸗ 
ſchieden bewerten. Ihre poſitive Bedeutung für die Hebung der VDolksgeſund⸗ 
heit und Volkskraft kann heute überhaupt nicht mehr bezweifelt werden. Aber 
der Augenblick, in dem ſie erlaſſen, die Umſtände, unter denen fie herbei- 
geführt wurde, konnten einer Würdigung durch die beteiligten Kreiſe nicht 
günſtig ſein. Bismarcks Sozialpolitik war durch das Sozialiſtengeſetz ſo ſchwer 
kompromittiert, daß die Arbeiter für die Bedeutung der Reform kein Ver⸗ 
ſtändnis aufbringen konnten. 

Der Fortſchritt, der erzielt wurde, lag nicht nur in einer umfaſſenden Für⸗ 
ſorge, die den arbeitenden Schichten bei Krankheit, Unfall, Invalidität und 
im Alter zuteil wurde. Er lag vor allem auch darin, daß ihnen nun dieſer 
Beiſtand als Recht, auf Grund eines Anſpruches zugebilligt wurde. Weite 
Kreiſe wurden aus der Armenpflege, die bis dahin die einzige Zuflucht in 
Notfällen gebildet hatte, herausgehoben. Die Geſetze, die 1881 angekündigt 
wurden, traten 1883 (Arankenverſicherung), 1884 neee und 
1889 (Alters- und Invalidenverſicherung) in Kraft. 

weitere Sozialpolitik. Unmittelbar darauf folgten die 0 Er⸗ 
laſſe Kaiſer Wilhelms II., die eine Internationale Arbeiterſchutzkonferenz und 
einen Ausbau der ſozialen Geſetzgebung ankündigten. Namentlich der zweite 
Erlaß enthielt ein Programm, das für Jahrzehnte den Rahmen für die 
Sozialpolitik ſteckte, und deſſen Forderungen noch der Sozialpolitik dieſer 
Tage die Wege vorzeichnen. Es wurde Ausbau der VDerſicherung und der Ar⸗ 
beiterſchutzgeſetze angekündigt und ausgeſprochen, „daß es eine der Aufgaben 
der Staatsgewalt iſt, die Seit, die Dauer und die Art der Arbeit jo zu regeln, 
daß die Erhaltung der Geſundheit, die Gebote der Sittlichkeit, die wirtſchaft⸗ 
lichen Bedürfniſſe der Arbeiter und ihr Anſpruch auf geſetzliche Gleichberechti⸗ 
gung gewahrt bleiben“. Für die Pflege des Friedens zwiſchen Arbeitgeber 
und Arbeitnehmer ſollten geſetzliche Beſtimmungen über die Formen in Aus- 
ſicht genommen werden, in denen die Arbeiter durch Vertreter, die ihr Der- 
trauen beſitzen, an der Regelung gemeinſamer Angelegenheiten mitwirken 
können und zur Wahrnehmung ihrer Intereſſen mit den Arbeitgebern und 
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den Organen der Regierung befähigt werden. Es begann nun eine Periode 
ſozialer Geſetze: 1891 die bedeutende Novelle zur Gewerbeordnung mit Sonn— 
tagsruhe, Geſundheitsſchutz, Maximalarbeitstag für Frauen, für gejundheits- 
ſchädliche Induſtriezweige, Jugendlichenſchutz; Wöchnerinnenſchutz; Nacht⸗ 
arbeitsverbot für Frauen und Jugendliche uſw. Die Gewerbegerichte wur⸗ 
den 1890 geſchaffen. 8 

Reaktion und freie Dereinsarbeit. Aber wieder folgte ein Seitraum der 
Reaktion, des Anſturms gegen die ſozialpolitiſche Richtung, und während eine 
freie Vereinsarbeit ſich bildete, um die von der Schutz- und Derſicherungsgeſetz⸗ 
gebung eingeleitete hebung der Arbeiterklaſſe durch Nächſtenhilfe und Selbſt⸗ 
hilfe zu fördern, organiſierten die ſchwerinduſtriellen Kreiſe ihren Feldzug, 
um Arbeiterbewegung und Arbeiterſchutz zu Fall zu bringen. Die Umſturz⸗ 
vorlage wurde 1894 eingebracht und als ſie unter ungeheurer Erregung des 
Volkes abgelehnt wurde, brachte die Politik des herrn von Stumm es fertig, 
daß 1899 die Zuchthausvorlage folgte, die jede Streikagitation unterbinden 
ſollte. 

So ſchwenkte in dieſer auf ſozialpolitiſchem Gebiet ſo unfruchtbaren Seit 
der Schwerpunkt der ſozialen Beſtrebungen wieder auf das Gebiet freier 
Wohlfahrtspflege und Dereinsbetätigung über. Neben dem Verein für Sozial⸗ 
politik, der namentlich in den ſiebziger und achtziger Jahren ſehr fördernd 
gewirkt hatte, tritt 1890 der Evangeliſch⸗Soziale Kongreß, der zwar aus- 
ſchließlich theoretiſche Swede (die Erörterung der ſozialen Frage vom Stand- 
punkt der proteſtantiſchen Ethik) verfolgte, aber doch zum Sammelpunkt der 
ſozial intereſſierten Kreiſe der evangeliſchen Kirche wird, und einer von 
konſervativen Ideen losgelöſten Huffaſſung der Arbeiterfrage die Wege bahnt. 
Unmittelbarer auf die Wohlfahrtspflege wirkt der 1890 gegründete Dolfs- 
verein für das katholiſche Deutſchland; ebenſo die Geſellſchaft für ſoziale 
Reform, die 1901 ins Leben trat und der es allerdings erſt nach langem 
Ringen gelang, auch die ſozialiſtiſchen Gewerkſchaftsführer zu gemeinſamer 
Arbeit mit den Sozialpolitikern anderer Richtung oder Herkunft zu gewinnen. 
In dieſem Kreis wurde nicht nur die Wichtigkeit der Staatshilfe für die Ar⸗ 
beiter betont. Es wurde auch der organiſierten Selbſthilfe der Arbeiter die 
ihr zukommende Bedeutung eingeräumt und das Koalitionsrecht der Arbeiter 
gegen jeden Angriff verteidigt. Die Geſellſchaft für ſoziale Reform wurde 
eine Willensgemeinſchaft zu praktiſcher Politik zugunſten der Arbeitnehmer. 
Sie hat die Ausgejtaltung der ſozialen Geſetzgebung ſtark beeinflußt. 
Die weiteren Etappen der Geſetzgebung erlangen ihre Wichtigkeit 
mehr durch die Fülle der in Angriff genommenen Aufgaben als durch den Um⸗ 
fang der Materien, die ſie ordneten. Der zehnſtündige Maximalarbeitstag für 
Fabrikarbeiterinnen und die Ausdehnung des Wöchnerinnenſchutzes auf acht 
Wochen werden 1908 verfügt. Die Verſicherungsgeſetze wurden erweitert und 
in der Reichsverſicherungsordnung zuſammengefaßt (1911). Die Gewerbeorb- 
nungsnovelle von 1900 brachte Fortſchritte, beſonders für die Handlungs⸗ 
gehilfen den früheren Cadenſchluß. Das Geſetz zum Schutz der Kinderarbeit 
außerhalb der Fabriken ſtammt aus dem Jahr 1903. Das Vereinsrecht (1908) 

gab den Selbſthilfeorganiſationen der Arbeiter eine beſſere rechtliche Grund⸗ 
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lage. Die Anfänge eines Heimarbeiterſchutzes (1911), Verſicherung der pri- 
vatbeamten (1913), die Ausdehnung der Fortbildungsſchulpflicht folgen. 
Neue Initiativen für die Sozialreform mußte der Krieg mit ſeiner äußer⸗ 
ſten Anſpannung aller Arbeitskräfte bringen. Zwar wurden mit Kückſicht 
darauf die die Arbeitszeit einſchränkenden Schutzgeſetze vorläufig ſuspendiert, 
um die Arbeitsleijtung zu ſteigern. Aber neue Geſichtspunkte werden in der 
Kriegszeit für faſt alle Seiten des Arbeitslebens eingeführt: die Keichs⸗ 
wochenhilfe (1914), das Nadıtbadverbot (1915), der Sieben-Uhr-Ladenjhluß 
(1917), die Hherabſetzung des Alters für den Bezug von Altersrenten, der 
Husbau des Arbeitsnachweisweſens uſw. Die Revolution bringt dann als 
bedeutendſte Tat in der Richtung des Schutzes der Arbeitskraft den Achtſtun⸗ 
dentag; ferner die Aufhebung der Geſindeordnungen, die Wiedereinführung 
der im Krieg ſuspendierten Schutzgeſetze; die Erwerbsloſenfürſorge; die Der- 
ordnung über Tarifverträge, Arbeiter- und Kngeſtelltenausſchüſſe und Schlich⸗ 
tung von Arbeitsſtreitigkeiten; das Reichsſiedlungsgeſetz; die Landarbeiter 
ordnung; das Betriebsrätegeſetz; Wochenhilfe und Sozialiſierungsgeſetz (vgl. S. 152). 
Erwerbsloſenfürſorge. Unter all dieſen geſetzgeberiſchen Maßnahmen wird 
die Wohlfahrtspflege im engeren Sinne von den Beſtimmungen über die 
Erwerbsloſenfürſorge am ſtärkſten berührt. War die Verſorgung Arbeits⸗ 
loſer der Ausgangspunkt aller Beſtrebungen der beruflichen Wohlfahrtspflege, 
ſo kehrt man auf dem Umweg über die Geſtaltung des Arbeitsnachweisweſens 
und über den Schutz der Arbeitskraft zu dieſem Sentralproblem des Arbeiter⸗ 
lebens mit neuen Einſichten zurück. Die neueren Verſuche blieben einige Seit 
taſtend, auf die Selbſthilfe der Gewerkſchaften oder auf einzelne Gemeinden 
beſchränkt. Die erſte ſtaatliche Arbeitsloſenverſicherung wurde in England 
1911 durchgeführt. Deutſchland legte erſt während des Krieges den Gemein⸗ 
den die Pflicht auf, die Erwerbsloſen nach beſtimmten Grundſätzen zu unter⸗ 
ſtützen. Im Oktober 1919 und Januar 1920 wurde dann eine in vieler hin⸗ 
ſicht bedenkliche Erwerbsloſenfürſorge vom Reich eingeführt, die nur als Dor- 
läufer einer dringend notwendigen Derjiherung für Arbeitslojigfeit N 
kann (vgl. S. 80). | 
Wohlfahrtseinrichtungen der Arbeitgeber. Neben der ſozialen Politik und 
den freien Dereinsbejtrebungen zum Schutz der Arbeiter geht noch eine wei- 
tere Form der Wohlfahrtspflege einher: die von den Arbeitgebern organi⸗ 
ſierte. Es konnte nicht ausbleiben, daß ſchon in den Anfängen der Groß⸗ 
induſtrie einſichtsvolle und warmherzig Perſönlichkeiten innerhalb der Un⸗ 
ternehmerkreiſe ſich gegen ein Syjtem wenden mußten, das ſie auf Koſten 
ihrer Arbeiter bereicherte; das mit Unglück, Elend, Degeneration der Ar⸗ 
beiterklaſſe verbunden war. Schon Robert Owen machte ſeine eigene Fabrik 
zu einem Muſterbetrieb, und er hoffte, durch ſein Beiſpiel und durch ſeine 
Erfolge auch die anderen Fabrikanten zu einer Reform ihrer Betriebe zu ver⸗ 
anlaſſen. Erſt als er damit keine Ergebniſſe erzielte, ſetzt er mit ſeiner Agi⸗ 
tation für eine Schutzgeſetzgebung ein. Er wurde auch aus ſeinen Beobach⸗ 
tungen über die Bedürfniſſe ſeiner Arbeiter heraus zu einem der Begründer 
der Konſumvereinsbewegung. 8 
Andere Unternehmer, die ſich weniger zum politiker oder zum Weltrefor- | 
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mer berufen fühlten, begnügten ſich damit, die Fabriken oder Werke, für die 
ſie verantwortlich waren, durch Wohlfahrtseinrichtungen für die Arbeiter im 
ſozialen Sinn auszugeſtalten. Bekannt ſind die Einrichtungen von Abbe in 
Jena, Freeſe in Berlin. Bei ihnen handelte es ſich um eine Verkürzung der 
Arbeitszeit oder Verbeſſerungen der Arbeitsbedingungen, bei anderen piel- 
fach um Wohlfahrtseinrichtungen im engeren Sinn: Bereitſtellung von ge— 
eigneten Wohnhäuſern (Krupp in Eſſen), Einrichtungen von Kantinen oder 
Konſumabteilungen; Fabrikſparkaſſen; Büchereien; Erholungsheime; Sür- 
ſorge für die Familien der Arbeiter durch Hauspflege; Kindergärten u. dgl. 
Dieſe Dinge haben ſehr verſchiedenartige Bewertung erfahren. Man kann ſie 
als ſelbſtverſtändliche Aufgaben eines Großunternehmers anſehen und ſich 
auf den Standpunkt ſtellen, daß der Unternehmer eine Verantwortung für 
die Cebensverhältniſſe der Mitarbeiter ebenſogut wie die Sorge für den tech— 
niſchen Produktionsprozeß und den kaufmänniſchen Betrieb übernehmen muß, 
daß das ein integrierender Teil jeder Fabrikorganiſation ſein ſollte. Unter 
dem Geſichtspunkt würde man die Ausdehnung ſolcher Einrichtungen be— 
grüßen. Man kann aber auch — und das liegt dem Klaſſenbewußtſein des 
modernen Arbeiters näher — ſolche Fürſorge als patriarchaliſch abtun. Man 
kann die Anſicht vertreten, daß dies Wirtſchaftsſyſtem falſch iſt, wenn bei 
einem gemeinſam betriebenen Arbeitsprozeß der eine in die Lage kommt, in 
die perſönlichen Angelegenheiten des anderen eingreifen zu können, und die 
anderen genötigt ſind, das annehmen zu müſſen. Man kann glauben, die 
Betriebsverhältniſſe ſollten und können ſo geregelt werden, daß geſunde und 
gerechte Tebensbedingungen für alle Beteiligten entſtehen, und daß die Ar— 
beiter einer Fürſorge und Wohlfahrtspflege nicht mehr bedürfen. Oder man 
kann auch die Unſicht vertreten, daß alles, was an Wohlfahrtspflege notwen- 
dig bleiben wird, von anderer Stelle, von Einrichtungen der Staates und der 
Selbſthilfeorganiſationen geleiſtet werden kann, fo daß ein Abhängigfeitsper- 
hältnis mit der Wohlfahrtspflege nicht verknüpft wäre. 

Tatſächlich haben ſich auch ſolche Fabrikwohlfahrtseinrichtungen verſchie— 
dentlich als ſehr zweiſchneidige Wohltaten erwieſen. Die Abhängigkeit des 
Arbeiters iſt durch zum Betrieb gehörige Wohnungen oft verſtärkt worden. 
Die Geſetzgebung mußte einſchreiten, um zu verhindern, daß ein Erlöſchen 
des Urbeitsverhältniſſes die Arbeiterfamilie plötzlich obdachlos machen kann. 
Wenn auch einzelne ſozial gerichtete Unternehmer alles getan haben, um der— 
artige mißſtände auszuſchalten, jo iſt doch im ganzen die Haltung der Ar— 
beiterſchaft gegenüber dieſer Wohlfahrtspflege ablehnend oder mindeſtens 
gleichgültig. In dem Maße, in dem die öffentliche Wohlfahrtspflege ſich ent- 
wickelt, verlieren dieſe Fabrikeinrichtungen ohnehin an Bedeutung, und man 
glaubt nicht mehr, mit ſolchen Mitteln die ſoziale Frage löſen zu können. Die 
Blütezeit dieſer Beſtrebungen liegt etwa in der Zeit von 1880 — 1900. Spä⸗ 
ter wendet ſich das öffentliche Intereſſe mehr von ihnen ab. Trotzdem kann 
man wohl ſagen, daß dieſe Bemühungen eine Abſchwächung der Klaſſengegen— 
ſätze bewirkt haben und weiter bewirken. 

Fabrikpflege. Noch einmal erleben dieſe Beſtrebungen einen Aufſchwung, 
wenn auch nur für die letzten Kriegsjahre von 1917-1918. Die maſſenhafte 
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Verwendung von Frauen in den Kriegsinduſtrien machte es nötig, e > 

Vorkehrungen zum Geſundheitsſchutz für arbeitende Frauen und zur Der- 
ſorgung ihrer Kinder zu treffen. Die Behörden hatten deshalb ein Intereſſe 
daran, die Unternehmer zur Förderung der Wohlfahrtspflege anzuhalten. 
Ganz beſonders wurde in dieſen Jahren die Anjtellung von Fabrikpflege⸗ 
rinnen betrieben, die als Vertreterinnen des Unternehmers in allen ſozialen 
Angelegenheiten zu wirken und eine Fürſorge für die Arbeiterinnen und ihre 
Familien in und außerhalb der Fabrik zu übernehmen haben (vgl. S. 156). 

Gewerkſchaftliche Wohlfahrtspflege. Es entſpricht nicht den allgemeinen 
Gepflogenheiten, die Beſtrebungen der Selbſthilfe als Glied der Wohlfahrts⸗ 
pflege zu bezeichnen, obwohl Gewerkſchaften und Genoſſenſchaften ganz ſichen 
wichtige Sweige ſozialer Reform jind. Sweifellos liegen auch die weſentlichen 
Aufgaben der Gewerkſchaften in anderer Richtung. Soweit ſie Kampforgani⸗ 
ſationen, für das Ringen zwiſchen Arbeiter und Unternehmer zur Erlan⸗ 
gung eines größeren Anteils am Arbeitsertrage beſtimmt ſind, fallen ſie 
zweifellos außerhalb des Rahmens dieſer Darſtellung. Das gleiche gilt auch 
für die Konſumgenoſſenſchaften, die in erſter Linie die Kaufkraft des Ar⸗ 
beiters durch Husſchaltung des Händlers erhöhen ſollen. Soweit Gewerkſchaf⸗ 
ten und Genoſſenſchaften neue Organiſationsformen der Wirtſchaft ſind, ſo⸗ 
weit ſie den Derteilungsprozeß zugunſten der Arbeiter beeinfluſſen oder um⸗ 
geſtalten, gehört ihre Entwickelung genau ſo wenig in die Geſchichte der 
Wohlfahrtspflege wie etwa die Gründung ſozialiſtiſcher oder kommuniſtiſcher 
Gemeinſchaften. 

Aber daneben haben doch die Gewerkſchaften noch einen anderen Inhalt, 
der allerdings in Deutſchland nicht die gleiche Bedeutung gewonnen hat wie 
etwa in England; der aber unter allen Umſtänden als weſentlicher Zweig 
der Wohlfahrtspflege betrachtet werden muß. Iſt die Solidarität im Kampf 
um beſſere Arbeitsbedingungen tatſächlich eine Form der Selbithilfe, jo iſt 
das Unterſtützungsweſen der Gewerkſchaften für Seiten der Arbeitslojigkeit, 
Krankheit, Todesfall, Umzug und dergleichen im tiefſten Sinne des Wortes 
gegenſeitige Hilfe. 

Die älteſten deutſchen Gewerkſchaften ſtammen aus den ſechziger So | 
Doch gewann die Bewegung erſt nach Aufhebung des Sozialiſtengeſetzes ſtarke 
Bedeutung. Su den beiden älteren Gruppen, den freien und den Hirſch⸗ 
Dunckerſchen Vereinen geſellten ſich die chriſtlichen Gewerkſchaften (1894). 
Die Mitgliederzahl erreichte im Jahre 1907 bei den freien Gewerkſchaften 
1864000; bei den chriſtlichen Gewerkſchaften 274000. Bei Ausbruch des 
Krieges betrug lie 2½ Millionen bei den freien, 360000 bei den chriſt⸗ 
lichen Gewerkſchaften, um dann hauptſächlich infolge der Einberufungen ſtark 
zurückzugehen, bis von 1917 an und nach der Revolution ein rapide an⸗ 
ſchwellendes Wachstum eintritt. Zur Seit zählen die freien Gewerkſchaften 
7½ Millionen Arbeiter und Angeſtellte; die chriſtlichen haben eine Million 
überſchritten, die hirſch-Dunckerſchen zählen 170000. Die neueſte Entwicke⸗ 
lung iſt beſonders dadurch gekennzeichnet, daß außer Arbeitern und Ange⸗ 
ſtellten auch die Beamten am Gewerkſchaftsweſen teilnehmen. (Angeſtellten⸗ 
organiſation 1550 000 Mitglieder, Beamtenbund 1½ Millionen.) Angeſichts 
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dieſer Zahl der Organiſierten trifft das Unterſtützungsweſen der Gewerkſchaf⸗ 
ten einen erheblichen Teil der Bevölkerung und muß als beachtenswertes 
Glied der Wohlfahrtspflege eingeſchätzt werden. Die gegenſeitige Hilfe der 
Gewerkſchaften beſchränkt ſich nicht auf Unterſtützung, ſondern umfaßt auch 
Rechtsſchutz, Bildungseinrichtungen wie Büchereien, Unterrichtskurſe, geſel⸗ 
lige Veranſtaltungen (vgl. S. 142). 

Sentraliſationsbeſtrebungen. Mit der Verbreitung und Ausdehnung der 
Wohlfahrtspflege auf immer weitere Gebiete des menſchlichen und gejell- 
ſchaftlichen Lebens mußte notwendig das Streben nach Suſammenfaſſung 
oder nach organiſcher Verbindung der verſchiedenartigen Organiſationen und 
Zwecke entſtehen. Das Nebeneinander muß irgendwie zu einem Miteinander 
geſtaltet werden. Die Sentraliſationsbeſtrebungen gehen urſprünglich von 
England aus. Sie finden in den neunziger Jahren ihren Weg nach Deutſch— 
land: als Auskunftsſtellen über die Bedürftigkeit einzelner Perſonen oder 
der bereits von verſchiedenen Seiten gewährten Unterſtützungen; als Der- 
einigungen der Wohlfahrtsbeſtrebungen eines Ortes oder Stadtteils zu ge— 
meinſamer Beratung der in einzelnen Fällen nötigen Hilfe; als Auskunfts- 
ſtellen über vorhandene Wohlfahrtseinrichtungen. Im Suſammenhang mit 
ſolchen Beſtrebungen werden an einzelnen Orten Wohlfahrtshäuſer errichtet, 
in denen die verſchiedenen gemeinnützigen Dereine ihre Bureaus haben und 
dadurch Gelegenheit zu täglichem Meinungsaustauſch und Suſammenwirken 
finden. Dieſe Beſtrebungen treten in ein neues Stadium durch die Forderung 
nach Einrichtung von Wohlfahrtsämtern in Gemeinden und Provinzen, die 
in den allerletzten Jahren erſt Erfüllung findet. Es handelt ſich dabei nicht 
nur um Dereinheitlihung und gemeinſame Organiſation der behördlichen 
Wohlfahrtspflege, ſondern zugleich um Herjtellung einer geordneten Derbin- 
dung der freien Vereine untereinander und mit den anderen Trägern gemein⸗ 
nütziger Betätigung (ogl. S. 92). 

Ein Zuſammenſchluß der Beſtrebungen der Wohlfahrtspflege für das ganze 
Land, der eine Abgrenzung der Funktionen der einzelnen Träger und die 
Erarbeitung gemeinſamer Grundſätze und Methoden bezweckt, iſt in Deutſch⸗ 
land ſeit 1880 angeſtrebt worden. Der damals gegründete Deutſche Verein für 
Armenpflege und Wohltätigkeit (jetzt Deutſcher Verein für öffentliche und 
private Fürſorge) vereinigt Vertreter vieler Stadtgemeinden und ländlicher 
Behörden ſowie konfeſſioneller und interkonfeſſioneller Dereine. Außerdem 
beſtehen Sentralſtellen für Arbeiterwohlfahrt (Hauptausſchuß für Arbeiter- 
wohlfahrt), für die konfeſſionelle Fürſorge (Sentralausſchuß für die Innere 
Miſſion der deutſchen evangeliſchen Kirche, Caritasverband für das katho⸗ 
liſche Deutſchland, Sentralwohlfahrtsſtelle der deutſchen Juden), für die Auf- 
gaben der Jugendfürſorge, der Geſundheitsfürſorge, des Volksbildungsweſens 
und dergleichen, und ſeit kurzem eine auf die privaten Beſtrebungen be— 
ſchränkte „Reichsgemeinſchaft von Hauptverbänden der freien Wohlfahrts- 
pflege“ (1921), die ein gemeinſames Vorgehen der privaten Wohlfahrtspflege 
gegenüber Staat und Behörden und Bearbeitung gemeinſamer Angelegen— 
heiten und Intereſſen zum Zweck hat. 

Jo bietet die Gegenwart ein buntes Bild von ſtändig wechſelnder Mannig⸗ 
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faltigkeit, von lebendigem Wollen, von vielfachen Kräften, von mancherlei 
Mitteln, von umfaſſenden Plänen und immer höheren Sielen. Immer jtärfer 
wird die Wohlfahrtspflege in den Dienſt der Aufgabe geſtellt, die der Menſch⸗ 
heit durch die Jahrtauſende ſtets von neuem als Ziel erſchienen iſt: der Er⸗ 
richtung eines Reiches der Gerechtigkeit. | 


II. Teil. 5 
Die Wohlfahrtspflege der Gegenwart. 
drittes Kapitel. | 
Allgemeine Wohlfahrtspflege. 
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Gegenwärtige Strömungen. Erſt im Laufe der letzten Kriegsjahre und in 
den Anfängen des neuen Staates macht ſich eine gliedweiſe Geſtaltung der 
Wohlfahrt bemerkbar, die ſich von der Befriedigung der notwendigſten Le⸗ 
bensbedürfniſſe bei eintretender Derarmung zu einer freieren Form pflege⸗ 
riſcher und verhütender Arbeit geſtaltet. Die Unzulänglichkeit der Armen⸗ 
geſetzpflege mit ihrem ſogenannten ſubſidiären Charakter, der ein Eingreifen 
der Hilfsorganiſationen erſt im Zuſtand der Armut vorſieht, erfuhr während 
des Krieges mit ſeinen zahlreichen neuen und eigenartigen Notſtänden eine 
allgemeine Ablehnung. Die neuen Wohlfahrtsgeſetze für die Kriegsopfer wur⸗ 
den deshalb ohne Zuſammenhang mit der geſetzlichen Armenpflege geitaltet. 

Begriff. Mit der zunehmenden Verarmung Deutſchlands in den letzten 
Jahren, die immer weitere Schichten des Volkes fürſorgebedürftig machte und 
für ſie neue Wege der hilfe jenſeits der eigentlichen Armenfürſorge ſuchte, 
iſt der Begriff der Armut ſchwankend geworden. Nach den bisher üb⸗ 
lichen Deutungen, daß „arm iſt, wer ſich nicht ſelbſt erhalten kann, noch von 
ſeinen Verwandten und nächſten Genoſſen unterhalten wird“ (Schmoller), oder 
„arm iſt, wer unterſtützt wird“ (Ulumker), müſſen heute viele Millionen 
Deutſche als arm bezeichnet werden, die aus öffentlichen Mitteln verſorgt wer⸗ 
den (Armenpflege: Berlin Juli 1919: 29714 Perſonen. Erwerbslojenfür- 
ſorge: Deutſchland November 1920 täglich 349000 Perſonen; Kriegsbeſchä⸗ 
digten⸗ und hinterbliebenenfürſorge: etwa 5½ Millionen Perfonen. Dazu 
kommen die durch Jugendwohlfahrt, Wochenhilfe, Krüppelfürſorge, Stiftun⸗ 
gen und freie Wohlfahrtspflege Verſorgten). Weil jedoch die neuen Hilfsmaß⸗ 
nahmen durch die vorgeſehenen Wege aufbauender Arbeit den Suſtand der 
Armut im einzelnen Fall zu überwinden ſuchen, iſt der Begriff der Armut, 
d. h. ſolcher Bedürftigen, die der eigentlichen Armenpflege überlaſſen bleiben, 
ſehr beſchränkt und erſtreckt ſich nur noch auf alle, die arbeitsunfähig ſind 
und aus dem früheren Arbeitsverhältnis keine verſorgungsanſprüche ablei⸗ 
ten können ſowie auf alleinſtehende mütter. Tatſächlich werden heute alle 
von der Armenpflege erfaßt, die entweder ohne Anſprüche an andere Der- 
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ſorgungsquellen hilfsbedürftig ſind, ſowie alle, für deren Lebensunterhalt die 
Leiſtungen der anderen hilfsſtellen nach Art und Umfang nicht ausreichen. 

Urſachen der Armut. Die Urſachen der Armut können perſönlicher und 
ſachlicher Natur ſein. Die perſönlichen Urſachen ſind entweder in körperlicher 
Arbeitsunfähigfeit (Jugend, Alter oder Krankheit), geiſtiger Arbeitsunfähig⸗ 
keit (Beſchränkung, Hemmung oder Geiſteskrankheit) oder ſittlicher Arbeits- 
unfähigkeit (Caſter, Arbeitsſcheu, Trunkſucht, Ciederlichkeit) zu ſuchen. Als 
ſachliche Urſachen find entweder plötzliche Unglücksfälle (Feuersbrunſt, Waf- 
jersnot, Hagelſchlag, Erdbeben), politiſche Urſachen (Krieg, Ausſperrungen, 
Streiks) oder wirtſchaftliche Deränderungen (Erfinden neuer Betriebsarten, 
Abſatzkriſen und Modeeinflüſſe) anzuſehen. 

Die öffentliche Armenpflege.!) Die geſetzliche Form der Fürſorge in Deutſch⸗ 
land ſeit der Reichsgründung iſt durch das Keichsgeſetz über den Unter— 
ſtützungswohnſitz vom 6. Juni 1870, ergänzt durch Novellen von 1894 und 
von 1908, gegeben. Durch das Freizügigkeitsgeſetz vom 1. November 1867, 
deſſen Grundſätze im Artikel 111 der neuen Keichsverfaſſung wieder beſtätigt 
worden ſind, war eine neue Regelung des Fürſorgeweſens in Deutſchland be— 
dingt. Das Freizügigkeitsgeſetz gibt jedem Deutſchen das Recht, ſich 
an jedem beliebigen Orte niederzulaſſen, Grundeigentum zu erwerben und 
Gewerbe aller Art zu betreiben. Durch die nunmehr ſtark einſetzende Wan- 
derbewegung im induſtriellen Deutſchland wurde eine Durchführung des bis 
dahin gültigen Heimatprinzips im Unterſtützungsweſen, das die Geburts— 
gemeinde im Falle eintretender Not zur hilfeleiſtung verpflichtet, undurch— 
führbar; es legte den heimatgemeinden, die oft bald nach der Geburt ver- 
laſſen wurden, zeitlich unüberſehbare Verpflichtungen für Menſchen auf, die 
ihre Arbeitskraft neuen Wohngemeinden zukommen ließen. Um die kleinen, 
wenig leiſtungsfähigen Gemeinden entſprechend zu entlaſten, wurde in dem 
neuen Geſetz das Unterſtützungswohnſitzprinzip durchgeführt, das 
eine Verteilung der Laſten für das öffentliche Unterſtützungsweſen vorſieht. 

Das Unterſtützungswohnſitzgeſetz iſt ein einheitliches Keichsarmengeſetz. Doch 
regelt die Geſetzgebung der einzelnen Länder die Durchführung der praktiſchen 
Hilfsmaßnahmen. Es iſt als Ausdruck des Gedankens der Reichseinheit anzu⸗ 
ſehen, da es „jedem Deutſchen in jedem deutſchen Bundesſtaat Unterſtützung 
im Falle der hilfsbedürftigkeit zuſichert“ (8 1). 

Begriff der Hilfsbedürftigfeit. Das U.⸗W.⸗G. gibt keine Feſtſetzung über 
den Begriff der Hilfsbedürftigkeit. Der Ausführung und den Entſcheidungen 
liegen die Beſtimmungen im $ 4 des Freizügigkeitsgeſetzes zugrunde, die die 
Gemeinden zur Abweiſung eines neu Hinzuziehenden berechtigen, „wenn 
derſelbe nicht hinreichende Kraft beſitzt, ſich und ſeinen nicht 
arbeitsfähigen Angehörigen den notdürftigen Cebensunter⸗ 
halt zu verſchaffen und wenn er ſolchen weder aus eigenem 
Vermögen beſtreiten kann, noch von einem dazu verpflichteten 
Verwandten erhält“. Hierdurch wird der Armenpflege die Möglichkeit der 
Linderung bereits vorhandener Notjtände in weitem Umfang gegeben. Da fie 
jedoch erſt eintreten kann, wenn der Notitand bereits vorhanden iſt, vermag 


1) Dgl. S. 5154. 
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fie nicht Foce gend und ſchützend i und beginnender verarmung b 
zu begegnen. | 

Art und maß der Anterſtützung. Das Geſetz begrenzt die notwendigen Hilfe⸗ b 
leiſtungen weder in Form noch im Umfang. Die Landesgeſetze ermöglichen eine 
in hezug auf die örtlichen Verhältniſſe und die Lage des Einzelfalles ſtark 
individualiſierende Durchführung. Sie kann in Form von Naturalabgaden 
(Cebensmittel, Kleidung, Brennmaterial, Hausrat, Übernahme rückſtändiger 
Mietzahlungen) oder in barem Gelde erfolgen. Der erſten Form wird ge⸗ 
wöhnlich der Vorzug gegeben, da auf dieſe Weiſe eine zweckmäßigere Verwen⸗ 
| dung der aufgewandten Mittel mehr geſichert ſcheint und fie einem Mißbrauch 
weniger günſtig iſt; die Derhältnifje der Kriegs- und Nachkriegszeit, mit ihrem 
Materialmangel und geſteigerten Unterhaltskoſten, machen dieſe Form der 
Naturalunterſtützungen nur noch ſelten möglich. Die Bereitſtellung der not⸗ 
wendigſten Mittel für den Lebensunterhalt richtet ſich nach den Unterhalts⸗ 
koſten in den einzelnen Orten. Der ſoziale Mindeſtbedarf hat ſich vor dem 
Kriege auf vielen Gebieten außerordentlich erweitert, während er in den 
letzten Jahren, beſonde cs was Wohnung, Nahrung und Kleidung anbetrifft, 
ſtark eingeſchränkt iſt und heute eine Herabjegung der Lebensanſprüche ge⸗ 
bracht hat. Als unbedingt erforderlich für den Lebensunterhalt wird an⸗ 
geſehen die Gewährung von Obdach, unentbehrlichem Lebensunter⸗ 
halt, erforderlicher Pflege in Krankheitsfällen, ein ange⸗ 
meſſenes Begräbnis im Falle des Ablebens. 

Die Gewährung des Obdachs geſchieht entweder durch die direkte Unter⸗ 
bringung der hilfsbedürftigen in einem Aſyl oder Altersheim oder einer 
anderen bereitſtehenden Wohngelegenheit und durch Bezahlung rückſtändiger 
bzw. im voraus fälliger Miete. Dieſe Form wird für die wertvollſte ange⸗ 
ſehen, weil die Erhaltung einer eigenen Wohnung einen ſtarken Schutz vor 
weiterer Verarmung bedeutet. Die Bereitſtellung des notwendigſten Hausrates 
und Heizmaterials wird ebenfalls für die Obdachfürſorge als erforderlich er⸗ 
achtet. Zur Deckung des notwendigſten Lebensunterhaltes iſt die 
Beſchaffung von Nahrung und Kleidung (vorzugsweiſe für das Berufsleben) 
zu gewähren ſowie ſonſtige Unterhaltskoſten für Erwachſene und Kinder. Die 
Fürſorge für Kinder, beſonders auch für ſolche mit körperlichen Gebrechen 
(Blinde, Taube, Geiſtesſchwache, Krüppel), wird nach der LCandesgeſetzgebung 
der verſchiedenen Staaten als Leiſtung der Armenpflege gefordert und geht erſt 
in letzter Zeit allmählich in die Aufgabengebiete der behördlichen Jugendwohl⸗ 
fahrt über (ſiehe Seite 106). Als Pflege in Krankheitsfällen werden 
ärztliche Fürſorge, Heil- und Kräftigungsmittel, Erſatz von Gliedern, Stütz⸗ 
apparate, Hauspflege und Anſtaltsaufnahme gewährt. In der Entwickelung 
der letzten Jahre iſt unter beſonderer Berückſichtigung wirkſamer Maßnah⸗ 
men die Beſchaffung von Kur⸗ und Erholungsaufenthalten zu einem 
umfaſſenden Gebiet der öffentlichen Armenpflege geworden. Als angemeſ⸗ 
ſenes Begräbnis wird eine einfache, würdige, dem ortsüblichen Gebrauch 
entſprechende Form gegeben. Für Redtsitreitigfeiten können Perſonen, die 
ohne Gefährdung ihrer wirtſchaftlichen Exiſtenz die Pede nicht be⸗ 
ſtreiten können, das Armenrecht in Anſpruch nehmen. 
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Das Maß der hilfeleiſtungen iſt geſetzlich nicht beſchränkt; es ſoll 
jedoch nur die notwendigen Bedürfniſſe decken und wird bei vorübergehenden 
Notſtänden durch einmalige, bei dauernden Notſtänden durch laufende 
Unterſtützung erteilt, die für Erwachſene in Form von Almoſen und für 
Kinder in Form von Pflegegeld gewährt werden. 

Träger der Unterftügung. Die Durchführung der öffentlichen Armen⸗ 
pflege geſchieht durch Ortsarmenverbände, die aus einer oder mehre— 
ren Gemeinden oder einem oder mehreren Gutsbezirken gebildet werden kön⸗ 
nen. Dieſe Ortsarmenverbände erſtrecken ſich in einem dichten Netz über das 
ganze Reich, ſo daß jeder Bedürftige an jedem Ort, wo er in Not gerät, von 
den zuſtändigen Armenverbänden vorläufig unterſtützt werden kann. In Fäl⸗ 
len, in denen kein Ortsarmenverband verpflichtet iſt, die Koſten der Unter: 
ſtützung zu tragen, ſind die Tandarmenverbände, die einen oder mehrere 
Ortsarmenverbände umfaſſen, für die Kojten in Anſpruch zu nehmen. Don 
den Landarmenverbänden als den leiſtungsfähigſten Organiſationen iſt meiſt 
die Unterhaltung der Anſtalten übernommen worden. Die Hilfe der Aufent- 
haltsgemeinde iſt eine vorläufige, die aufgewandten Koſten können von der 
Gemeinde des Unterſtützungswohnſitzes oder dem zuſtändigen Landarmen⸗ 
verbande wieder erſtattet werden. Nur in Krankheitsfällen iſt die Aufent- 
haltsgemeinde zuſtändig für das Tragen der Koſten, wenn der Erkrankte und 
Bedürftige mindeſtens eine Woche lang in dem Arbeitsverhältnis an ſeinem 
Aufenthaltsort geſtanden hat. Die entſcheidende Inſtanz bei Streitigkeiten 
zwiſchen den einzelnen Verbänden iſt das Bundesamt für das Heimatweſen. 

Erwerb des Unterſtützungswohnſitzes. Das Recht auf eine endgültige 
öffentliche Unterſtützung durch einen Ortsarmenverband kann durch Kuf— 
enthalt, Derehelihung und Abſtammung erworben werden. Der 
Erwerb durch Aufenthalt geſchieht vom 16. Lebensjahre ab und ſetzt ein un⸗ 
unterbrochenes einjähriges Wohnen an einem Ort voraus, ohne daß dort in 
dieſer Seit öffentliche Unterſtützung in Anſpruch genommen worden iſt. Bei 
der Verehelichung erwerben Ehefrauen den Unterſtützungswohnſitz des 
Mannes. Für eheliche und ihnen gleichgeſtellte Kinder unter dem 16. Tebens⸗ 
jahr wird der Unterſtützungswohnſitz durch Abſtammung erworben. Eheliche 
Kinder teilen den Unterſtützungswohnſitz des Vaters oder bei der Trennung 
oder Scheidung der Mutter vom Vater, falls die Kinder bei der Mutter ver- 
bleiben, den der Mutter. Für uneheliche Kinder iſt der Unterſtützungswohn⸗ 
ſitzder Mutter maßgebend. Auf dieſe Weiſe wird eine armenrechtliche Fa⸗ 
miliengemeinſchaft gebildet, da die einzelnen, der engeren Familie angehö— 
renden Mitglieder den Unterſtützungswohnſitz des Familienoberhauptes tei— 
len. Der Unterſtützungswohnſitz wird durch Erwerb eines anderen Unter— 
ſtützungswohnſitzes oder durch einjährige ununterbrochene Abweſenheit nach 
vollendetem 16. Lebensjahre verloren. 

Anſprüche der Armenverwaltung auf Erſtattung. Wenn ein Armenver⸗ 
band einen Bedürftigen unterſtützt hat, kann er ſeine Anſprüche gegenüber 
verpflichteten Dritten (Arbeitgeber, Angehörige, Schadenverurſacher u. ä.) 
geltend machen. Ebenſo kann von dem Bedürftigen ſelbſt, wenn feine Der- 
hältniſſe ſich gebeſſert haben, Rückerſtattung der Unterſtützung gefordert wer- 
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den. Der Derlujt des Wahlrechtes, der bis zur Revolution mit der Inanſpruch⸗ 
nahme öffentlicher Unterſtützungen verbunden war, iſt durch eine Derord- 
nung der neuen Regierung aufgehoben. 

Erbrecht der Armenverwaltung. Der armenverwaltung ſteht das Erbrecht 
bei dauernd unterſtützten Perſonen zu bis auf den Pflichtteil, der an Ehegatten 
und eheliche Nachkommen zu zahlen iſt, jedoch wird aus Billigkeitsgründen 
hiervon gewöhnlich nicht Gebrauch gemacht. 

Sniteme. Dom Grundſatz der Bedeutung einer individuellen Sürjorge aus- 
gehend, hat ſich für die ſtädtiſche Bevölkerung Deutſchlands um die Mitte 
des vorigen Jahrhunderts ein Syſtem der Armenpflege entwickelt, das nach 
dem Ort, an dem es zuerſt im Jahre 1853 durchgeführt wurde, Elber⸗ 
felder Syſtem genannt wird und bei größtmöglicher Dezentraliſierung eine 
freie, individuelle Fürſorge ermöglicht. Die Durchführung des Elberfelder 
Syſtems geſchieht ehrenamtlich durch Bürger und in neuerer Seit auch durch 
Bürgerinnen der Städte. Die Gemeinden werden in kleine Bezirke eingeteilt, 
in denen einer Kommiſſion die Ausführung | der Armenpflege überlaſſen wird. 
An der Spitze einer Kommiſſion ſteht ein Krmenkommiſſionsvorſteher, der 
täglich für die Bedürftigen eine Sprechſtunde abhalten und mit einem Kreis 
von Armenpflegern und Armenpflegerinnen die Prüfung der Bedürftigkeit 
und ihrer Urſachen, ſowie Maßnahmen zu ihrer Bekämpfung und Heilung 
durchführen muß. Die Verwaltung der öffentlichen Armenpflege liegt in den 
Händen des Magiſtrats und wird in Armen- oder Wohlfahrtsdeputationen, 
denen Magiſtratsperſonen, Stadtverordnete und Bürgerdeputierte angehö⸗ 
ren und die die organiſatoriſchen Fragen regeln, durchgeführt. Auf dem Lande, 
wo durch genaue Kenntnis der perſönlichen Derhältnijje der Bedürftigen die 
Organiſation der öffentlichen Armenpflege keine Rolle ſpielt und ſie durch ö 
die einzelnen Mitglieder der Gemeindeverwaltungen ausgeübt wird, iſt die 
Arbeit anderſeits oft durch die geringe Ceiſtungsfähigkeit der verbände ge⸗ 
hemmt. Die Unterſtützungen geſchehen meiſt in Form von einmaligen oder 
laufenden Geldgaben oder Naturalien, die bei dauernder oder vorübergehen⸗ 
der Hilfsbedürftigkeit gewährt werden. Man unterſcheidet bei den laufenden 
Unterſtützungen Almojen, das bei dauernder Erwerbsunfähigkeit bewilligt 
wird und das zur Seit in Berlin für eine perſon 70 M. beträgt, jedoch den 
perſönlichen Verhältniſſen entſprechend auch in geringerem Umfange bewil⸗ 
ligt werden kann. Feſte Penjionen werden bei der Bemeſſung der Unter⸗ 
ſtützung voll angerechnet, Bezüge aus der Sozialverſicherung und der priva⸗ 
ten Wohltätigkeit nur dann, wenn ſie für die Deckung des Lebensunterhalts 
zu erheblichem Teil ausreichen. Pflegegeld als laufende Unterſtützung wird 
an Mütter (Witwen, geſchiedene oder eheverlaſſene Frauen, ledige Mütter) 
im Fall der Bedürftigkeit für Kinder unter 14 Jahren gewährt. Gewöhnlich 
wird dann vorausgeſetzt, daß die Mutter, wenn ſie ermerbsfähig iſt, ein 
Kind allein erhalten kann. Die höhe des Pflegegeldes beträgt zur Seit in 
Berlin 40 M. Extraunterſtützungen, die in Geld und früher häufig in Natu⸗ 
ralien beſtanden, werden in Fällen vorübergehender Not oder ergänzend an 
Almojen- und Pflegegeldempfänger gezahlt. Im Januar wird eine beſondere 
heigbeihilfe gegeben. Die Unterſtützung kann auch in Naturalien, beſonders 
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Lebensmitteln, Berufskleidung und Hausrat gewährt werden. Doch iſt dieſe 
Form der Unterſtützung bei den heutigen Derhältnijjen ſehr ſchwierig. Für 
die Beſchaffung des notwendigen Obdachs ſtehen in den meiſten größeren 
Städten nächtliche Unterkunftshäuſer oder Aſyle zur Derfügung, in denen Ob⸗ 
dachloſe vorübergehend nächtigen können, während alte und ſieche Perſonen 
für dauernden Aufenthalt in Altersheimen untergebracht werden. Die Für— 
ſorge für die kranken Armen wird in den einzelnen Bezirken durch Armenärzte 
ausgeübt, die auf Grund eines durch die Armenbehörden ausgefertigten Kran— 
kenſcheines die ärztliche Behandlung übernehmen und, ſoweit nötig, Medizin, 
Stärkungsmittel, Bäder, Bandagen, Brillen, Heilbehandlung und Desinfek— 
tion gewähren. Neben den Armenärzten ſtehen Spezialärzte zur Verfügung. 
Für Kranke, die wegen des Ernſtes ihrer Krankheit oder der Ungunſt der 
häuslichen Derhältnijje ſich eine ſachgemäße Behandlung nicht verſchaffen 
können, gewährt die öffentliche Armenpflege Überführung in eine Anſtalt. 
Hinfällige und chroniſch kranke perſonen können in Siechenanjtalten oder 
Hoſpitälern untergebracht werden, während für Geiſteskranke, Idioten, Epi- 
leptiker im Bedürfnisfall die Armenpflege die Hoſten für entſprechende 
ſtädtiſche oder private Anſtalten zahlt. Auch für Blinde, Taubſtumme und 
Krüppel gewährt die öffentliche Armenpflege neben der Möglichkeit einer Be— 
rufsausbildung die dauernde Unterbringung in einer Anſtalt. 

Das Elberfelder Syſtem läßt eine ſehr weitgehende individuelle und pflege— 
riſche Fürſorge zu, in der beſonders auf die Stellung des Armenpflegers zum 
Bedürftigen Wert gelegt wird. Die Münſterbergſche „Anweiſung für die 
öffentliche Armenpflege in Berlin“ (1909) bietet ein Muſterbeiſpiel für die 
Möglichkeit einer nach individuellen und organiſatoriſchen Geſichtspunkten 
durchgeführten Armenpflege. Sie weiſt die Armenpfleger beſonders auf ihre 
Verantwortung den Bedürftigen gegenüber hin, gibt ihnen die größtmögliche 
Freiheit bei der Durchführung der notwendigen Maßnahmen und erſtrebt 
eine Wiederaufhilfe im einzelnen Falle. Die Durchführung dieſer Anweiſun— 
gen iſt nicht überall geſichert und begegnet bei den jetzigen Verhältniſſen viel- 
fach Schwierigkeiten. 

In neuerer Seit — Seit dem Jahre 1907 — iſt in einzelnen Städten, be⸗ 
ſonders im Südweſten Deutſchlands, das Straßburger Syſtem in der 
öffentlichen Armenpflege durchgeführt worden, das im Gegenſatz zum Elber— 
felder Snitem nach einer zentraliſierenden Methode arbeitet, die alle Geſuche 
an eine amtliche Stelle laufen läßt, von der aus entweder direkt Unſtaltspflege 
vermittelt oder eine Prüfung durch ſozial geſchulte Kräfte vorgenommen 
wird, um ſie dann nach individuellen Geſichtspunkten den einzelnen, für den 
beſonderen Fall geeigneten Fürſorgern zuzuteilen. Für die Prüfung der Ge— 
ſuche und die Durchführung ſchwieriger Fälle ſind Sozialbeamte in die öffent— 
liche Armenpflege eingeſtellt, die den Ehrenbeamten gleichgeſtellt ſind. 

Das Stiftungsweſen. Ein beſonderes Glied der Armenpflege bilden die 
Stiftungen, die ſchon im Altertum und Mittelalter in Fragen der Bevölke— 
rungspolitik, der Krieger-Witwen- und Waiſenverſorgung und der kirchlichen 
Wohlfahrtspflege eine Rolle ſpielten und in der neueren Seit beſondere 
Formen angenommen haben. Das Weſen der Stiftung beſteht darin, daß auf 
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Grund freier Initiative einzelner perſönlichkeiten Mittel ber; wer⸗ 
den, die bisweilen reſtlos für Bedürftige in der Gegenwart verwendet werden 
können, meiſtens mit ihrem Sinsertrag für die Dauer beſtimmten Notſtänden 
in der Fürſorge abhelfen ſollen. Der Wert der in Deutſchland vorhandenen 
Stiftungen, die teils von freien Körperſchaften, teils von ſtädtiſchen Behör⸗ 
den verwaltet werden, vielfach auch in Anſtalten für deren Zwecke feſtgelegt 
ſind, iſt wegen fehlender ſtatiſtiſcher Grundlagen nicht zu ſchätzen. Das Der- 
mögen der von der Berliner ſtädtiſchen Stiftungsdeputation verwalteten Stif- 
tungen betrug 1917 etwa 55 Millionen Mark, in Bayern betrug des geſamte 
Stiftungsvermögen im Jahre 1910: 210 Millionen, in Baden 111 Mil- 
lionen, in Dresden 1909: 50 Millionen, in alten Städten, jo in hamburg, 
Cübeck und Bremen, iſt lange Seit die Wohlfahrtspflege zum größten Teil 
durch Stiftungsmittel ausgeübt worden. Die Swecke, für die Stiftungen be⸗ 
ſtimmt werden, ſind verſchiedener Art. Entweder dienen ſie ganz allgemein 
der Unterſtützung Bedürftiger beſtimmter Orte oder Landesteile, teils kom⸗ 
men fie nur beſtimmten Berufs- oder Standeskreiſen (Beamte, Kaufleute, 
Arbeiter, handwerker) zugute, teils ſind ſie für ganz beſtimmte Zwecke (Miete, 
Ausſteuern, Krankenfürſorge, Erziehung oder Berufsausbildung) feſtgelegt. 
Die Auszahlung der Unterſtützungen geſchieht gewöhnlich in Form laufender 
oder einmaliger Beihilfen, meiſt ohne nachgehende Fürſorge; dieſe Beihilfen 
haben bei den heutigen Teuerungsverhältniſſen an Bedeutung verloren und 
bleiben oft hinter den von der Armenverwaltung gewährten Beträgen zu⸗ 
rück. Sweckänderungen bei Stiftungsbeſtimmungen ſind durch das BOB. zu⸗ 
gelaſſen, falls die Erfüllung des Stiftungszweckes unmöglich geworden iſt oder 
das Gemeinwohl gefährdet. 

In der Kriegszeit haben die Stiftungen für Kriegsbeſchädigte und Kriegs⸗ 
hinterbliebene eine beſondere Bedeutung gewonnen, die im Gegenſatz zu den 
anderen einzelnen Stiftungen vom ganzen Volk aufgebracht wurden und all⸗ 
jährlich die Sinſen und einen Teil des Kapitals für die Kriegsopfer als er⸗ 
gänzende Maßnahme zur behördlichen Fürſorge verbrauchen (ogl. S. 89). 

Freie Liebestätigkeit. Die zahlreichen freien Vereine mit ihren verſchie⸗ 
denen Aufgaben der Einzelfürſorge (Nahrung, Kleidung, Wohnung) ſind, 
da ihre Aufgaben durch Volks- und Schulſpeiſungen, Jugendfürſorgeämter, 
Wohnungsämter und ähnliche übernommen worden ſind, in einer ſichtbaren 
Umwandlung, zum Teil in der Auflöfung begriffen. Nur auf den Gebieten, 
auf denen zu allen Seiten der freien Wohlfahrtspflege wichtige Arbeitsgebiete 
überlaſſen bleiben, iſt auch gegenwärtig ein kraftvolles neues Leben be⸗ 
merkbar: auf dem Gebiet der individualiſierenden Fürſorge, der Pionier⸗ 
arbeit und in der Arbeit der Geſinnungsgemeinſchaften. Die großen Or⸗ 
ganiſationen der freien Wohlfahrtspflege, die in unveränderter Form ihre 
Arbeit fortſetzen, ſind das Rote Kreuz und die Vaterländiſchen Frauen⸗ 
vereine, ſowie die Vereine gegen Verarmung. Das Rote Kreuz arbeitet be- 
ſonders auf dem Gebiet der Kriegsfolgenhilfe; die Vaterländiſchen 
Frauenvereine haben auf dem Lande mit ihrer ergänzenden Fürſorgetätig⸗ 
keit wichtige Einrichtungen geſchaffen, die vielfach die Grundlage für eine 
Weiterarbeit beſonders in den Kreisfürjorgeämtern bilden. Die Dereine 
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gegen Derarmung, die um die Mitte des vorigen Jahrhunderts aus dem ge— 
ſunden Gedanken heraus entſtanden ſind, wirtſchaftlich gefährdete Exiſtenzen 
vor der Verarmung zu bewahren, haben ſich in einer ganzen Reihe von 
Städten erhalten und gewähren Mittel zur Stärkung wirtſchaftlich gefähr⸗ 
deter Exiſtenzen, wenn auch ihre Bedeutung durch den verminderten Geldwert 
ſtark herabgeſunken iſt. Die individualiſierende Fürſorge iſt auch 
in der Jetztzeit neben den zahlreichen öffentlichen Organiſationen ein wid)- 
tiges Gebiet der freien Wohlfahrtspflege geblieben, weil ſie „ein ganz un⸗ 
verhältnismäßiges Maß an Fürſorge für einen einzelnen ſchwierigen Fall 
oder eine Klaſſe ſchwieriger Fälle aufweiſen kann“ (Webbs). Sie wird auf 
Grund ihrer umfaſſenden Aufgaben meiſt durch neutrale Fürſorgevereine 
ausgeübt, die vielfach unter dem Namen „Sentrale für private Fürſorge“ 
(Berlin, Frankfurt, Leipzig, Lübeck), Geſellſchaft für Wohltätigkeit (hamburg), 
Wohlfahrtsverbände (Barmen, Breslau, Eſſen, Kiel, Stettin u. a.) allen Krei⸗ 
ſen und Klaſſen der Bedürftigen offenſtehen und durch die Vertiefung im Ein— 
zelfall, durch pflegeriſche Fürſorge wirkſam aufbauende Arbeit leiſten. Bei den 
verwickelten Tebensverhältniſſen und den zahlreichen Notſtänden unſerer Seit 
find Verſuche zum Erforſchen neuer Wege beſonders wichtig. In den freien 
Vereinen, die nicht durch behördliche Vorſchriften gebunden ſind, laſſen ſich Me⸗ 
thoden und Richtlinien für neue Wege der Hilfe herausarbeiten, und ſo liegt die 
Fürſorgearbeit zur Exiſtenzbegründung (Darlehnsvereine), für neue Heilmetho- 
den (Krüppelheime, Pſychopathenvereine u. ä.), ganz in den Händen der freien 
Fürſorge. Eine bedeutende Rolle in der freien Armenpflege ſpielt auch die 
Arbeit der Geſinnungsgemeinſchaften, die beſonders in Seiten ſtarken inneren 
Drucks ſehr hervortritt. Die konfeſſionelle Wohlfahrtspflege (vgl. S. 8-10; 
35—38 ; 55— 57), die innerhalb der Kirchengemeinden und der konfeſſionellen 
Vereine mit ihrer Anſtaltsfürſorge hervortritt, ſucht vor allem die bedürftigſten 
Gruppen: Alte, Kranke, Gebrechliche und Kinder zu verſorgen. Innerhalb 
der Gemeinden wirken die Gemeindeſchweſtern mit ambulanter Kranfen- 
und Altersfürſorge, die Armen- und Suppenvereine, in den katholiſchen Ge— 
meinden die Dinzenz- und Eliſabethvereine. Die Anſtalten, die von den kirch— 
lichen Vereinen unterhalten werden, ſind beſonders für Blinde, Taubſtumme 
und Krüppel eingerichtet. In den jüdiſchen Gemeinden findet man ebenfalls 
eine ausgedehnte Armen- und Krankenfürſorge ſowie eine verbreitete Der- 
einstätigkeit beſonders auf dem Gebiete der Jugendfürſorge, Geſundheits— 
pflege, Flüchtlingsfürſorge und wirtſchaftlichen Fürſorge. Eine beſondere 
Form der religiöſen Geſinnungsgemeinſchaften bildet die Heilsarmee, die 
gerade in den letzten Jahren ihre Fürſorgearbeiten mit Hilfe ihrer inter— 
nationalen Beziehungen ſehr ausgedehnt hat. 
Auslandshilfe. Die ſteigende Knappheit an den wichtigſten Nahrungs- und 
Bekleidungsſtoffen hat es der deutſchen Wohlfahrtspflege unmöglich ge— 
macht, ſelbſt in ausreichendem Maße für die Bedürftigen zu ſorgen. Eine 
wertvolle ergänzende Fürſorge wird zur Seit von dem Ausland geleijtet, wo— 
bei die amerikaniſche Kinderhilfskommiſſion, die von der religiöſen Geſell⸗ 
ſchaft der Freunde (Quäker) begründet iſt, eine führende Kolle ſpielt. Die 
Arbeit der Quäker, die fie ſelbſt in Deutſchland organiſieren und leiten, ge— 
6 * 
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ſchieht in der Form von Speifungen für Kinder und Mütter, von denen Ende 
1920 rund 650 000 in 3288 Anjtalten geſpeiſt wurden. Die zahlreichen Ciebes⸗ 
gaben, die durch die engliſchen Quäker und andere Freundeskreiſe im Ausland 
aufgebracht werden, kommen durch den Deutſchen Sentralausſchuß für die 
Auslandshilfe, dem alle großen deutſchen Verbände der Wohlfahrtspflege an⸗ 
gehören, und durch das Rote Kreuz an Vereine und ſtädtiſche Hilfsitellen zur 
Verwendung für ihre Bedürftigen zur Verteilung. Das ausländiſche Hilfswerk, 
beſonders die Arbeit der Quäker, hat durch die vorbildliche Organiſation der 
deutſchen Fürſorge für die Kinderernährung wichtige Wege gewieſen und 
man iſt zur Seit mit den Vorbereitungen für eine Erhaltung dieſes Hilfs- 
werks von deutſcher Seite nach dem Aufhören der Auslandshilfe beſchäftigt. 


8 15. Erwerbsloſenfürſorge.“) 


Entwickelung. Dor dem Kriege lag die Unterſtützung Erwerbsloſer faſt 
ausſchließlich in den händen der öffentlichen Armenpflege und privater Der- 
eine; auch die organiſierten Arbeitnehmer hatten auf dem Boden der Selbſt⸗ 
hilfe Unterſtützungskaſſen für die Seit der Erwerbsloſigkeit eingerichtet, 
die ihre Mitglieder vor der Derarmung bewahren wollten. Bei Kriegs⸗ 
ausbruch wurde für die große Sahl der plötzlich erwerbslos Gewordenen 
eine behördliche Regelung der Erwerbsloſenfürſorge eingeführt, die in⸗ 
folge der günſtigen Entwickelung des Arbeitsmarktes in der Herſtellung des 
Heeresbedarfes keine Bedeutung gewann und erſt gelegentlich der unvor⸗ 
geſehenen Demobilmachung eine neue geſetzliche Regelung fand, deren jetzt 
gültige Grundlage in der Reichsverordnung über Erwerbsiojenfürjorge vom 
26. Januar 1920 gegeben iſt (vgl. S. 68). 

Kreis der verſorgten. Unterſtützungsberechtigt ſind alle über 16 Jahre alte, 
bedürftige und erwerbsloſe Perſonen, die ganz oder teilweiſe arbeitsfähig 
und arbeitswillig ſind, deren Arbeitsloſigkeit in Suſammenhang mit den 
Kriegsfolgen ſteht, und die vor dem 1. Auguſt 1914 an dem jetzigen Aufent- 
haltsort gewohnt haben. Als hilfsbedürftig find Perſonen anzuſehen, deren 
Einkommen gemeinſam mit dem ihrer Familienmitglieder nicht zum notwen⸗ 
digſten Lebensunterhalt ausreicht. Doch wird trotz der gleichen Vorausſetzun⸗ 
gen der Hilfsbedürftigfeit die Erwerbsloſenunterſtützung nicht in Sujammen- 
hang mit der Armenunterſtützung gewährt. Die Beſtimmungen über den Su⸗ 
ſammenhang der Erwerbsloſigkeit mit den Kriegsfolgen zeigt den Charakter 
des Übergangsweſens der Beſtimmung, ſieht jedoch den Umſchwung auf dem 
Arbeitsmarkt als Kriegsfolge an, während ſie Streik und Kusſperrung nicht als 
ſolche gelten läßt. Kurzarbeiter, deren Erwerbseinkommen infolge von Ein⸗ 
ſtellung oder Einſchränkung der Arbeit gekürzt iſt, ſowie erwerbsbeſchränkte 
Hilfsbedürftige können Teilunterſtützungen bekommen. 

Als erwerbsunfähig werden Perſonen angeſehen, die in ihrer Erwerbs⸗ 


1) Die Erwerbsloſenfürſorge iſt im Suſammenhang mit der allgemeinen Wohlfahrts⸗ 
pflege behandelt, weil ihre Form noch den Charakter einer reinen il end 
nahme, nicht den einer beruflichen Wohlfahrtspflege trägt. 


Erwerbsloſenfürſorge 1 81 


fähigkeit um 662¾ 9% beeinträchtigt find und nicht mindeſtens zwei Drittel des 
ortsüblichen Tagelohnes verdienen können. Zur Entlaſtung der Induſtriezentren 
ſollen Erwerbsloſe möglichſt an ihren früheren Wohnort zurückkehren. Sie er⸗ 
halten an ihrem neuen Wohnort nur vier Wochen lang Unterſtützung und 
Beihilfen für Rückreiſe und Umzug. Sur Vermeidung von härten iſt denen, die 
an dem neuen Wohnort eine Familie begründet haben, oder denen eine Rüd- 
kehr beſonders in die beſetzten oder abgetretenen Gebiete unmöglich iſt, Er⸗ 
werbsloſenunterſtützung zu zahlen, auch wenn ſie nach dem 1. Augujt 1914 an 
ihrem jetzigen Wohnort zugezogen ſind. 

Die Erwerbsloſenunterſtützung kann verweigert werden bei der Derweige- 
rung der Annahme paſſender Arbeitsmöglichkeiten und bei ungerechtfertigter 
Inanſpruchnahme der Unterſtützung, wenn Arbeitsverdienſt anderweitig vor— 
handen iſt. 

Leiſtungen. Die Erwerbsloſenfürſorge gewährt ihre Leiſtungen in Form 
von Geldunterſtützungen, Krankenverſicherung der Unterſtützten und Be— 
ſchaffung von produktiven Arbeitsmöglichkeiten. höhe und Form der Geld— 
unterſtützungen (die auch in Sachleiſtungen gegeben werden können) ſind den 
Gemeinden überlaſſen, doch ſollen ſie möglichſt den ortsüblichen Tagelohn er- 
reichen. Die zuletzt vom Keichsarbeitsminiſterium für die Seit vom 1. No⸗ 
vember 1920 ab verfügten Höchſtſätze betragen täglich: 


in den Orten der Ortsklaſſen 
B C D 


1. für männliche Perſonen: A 
a) über 21 Jahre, ſofern ſie nicht in dem Haushalt m. M. M. M. 
eee enn er raclise 10,.— 9,— 8,.— 7.— 
b) über 21 Jahre, ſofern ſie in dem Haushalt eines 
%%% 8. 129 6,503.89 
%%% x 6,— 550 4,50 4— 


2. für weibliche Perſonen: 
a) über 21 Jahre, ſofern ſie nicht in dem Haushalt 


/// / ge BL ove 8,.— 725 6,50 5,5 
b) über 21 Jahre, ſofern fie in dem Haushalt eines 

/// N N 6,— 525 450 3,50 
, ne . 4, — 3,50 3,25 3— 


An Familienzuſchlägen, die insgeſamt das Sweifache der dem Unterſtützten 
gewährten Summe nicht überſteigen dürfen: 
in den Orten der Ortsklaſſen 
D 


für: A B C 
a) den Ehegatten und Kinder bis zum 16. Lebensjahr 4,.— 3,75 3,50 3,25 
b) ſonſtige unterſtützungsberechtigte Angehörige. 3,.— 275 250 2,25 


Krankenverſicherung. Als vorbeugende Maßnahme gegen die Verarmung 
iſt die Beſtimmung der Erwerbsloſenfürſorge anzuſehen, die Beiträge für den 
Erwerbsloſen in der bisherigen Lohnſtufe feiner Mitgliedskrankenkaſſe zu 
tragen oder die bisher nicht Verſicherten möglichſt in einer der Ortskranken⸗ 
kaſſen aufnehmen zu laſſen, da den Erwerbsloſen auf dieſe Weiſe die Leiftun- 
gen der Kaſſen für den Fall ihrer Erkrankung in bezug auf Krankengeld, 
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ärztliche Behandlung, Medikamente, Verſchickung und Wocenhilfe erhalten 
bleiben. | 


Produftive Erwerbsloſenfürſorge. Im hinblick auf 5 geringen Wert der 
Geldunterſtützungen in der Erwerbsloſenfürſorge, der bei den heutigen Teue⸗ 
rungsverhältniſſen außerdem in keinem Fall für den notwendigſten Lebens⸗ 
unterhalt ausreichen kann, ſind in erſter Linie Maßnahmen der Erwerbs⸗ 
loſenfürſorge vorgeſehen, die als Ziel die Beendigung der Erwerbsloſigkeit 
durch Aufnahme von Arbeit anſtreben. Solche als produktive Erwerbsloſenfür⸗ 
ſorge durchgeführte Aufgaben ſind die Gewährung von Darlehen zur Wieder⸗ 
einrichtung von Betrieben und zur Anſchaffung von Werkzeugen, Beihilfen zur 
Überſiedelung an Orte mit Erwerbsmöglichkeiten, Dornehmen von Arbeiten 
zur Beſchäftigung Erwerbsloſer (Wohnungs⸗ und Wegebauten, Flußrege⸗ 
lungs- und Kanaliſationsbauten, Ausbejjerungs- und Siedlerherſtellungsarbei⸗ 
ten), Einrichtung von Ausbildungskurſen für beſtimmte Arbeitsgebiete (Haus⸗ 
wirtſchaft, Nähen, Flechten uſw.). 

Organijation. Mit der Durchführung der Erwerbsloſenfürſorge ſind die 
Gemeinden bzw. die Gemeindeverbände beauftragt, die die dafür verauslagten 
Koſten vom Reich in höhe von 2 und von den zuſtändigen Gliedſtaaten mit 
¼12, bei geringer Leiſtungsfähigkeit auch in größerem Umfange erſetzt erhal⸗ 
ten. Die Gemeinden haben Fürſorgeſtellen eingerichtet, in denen neben Der- 
tretern der ſtädtiſchen Körperſchaften Arbeitgeber, Arbeitnehmer, Erwerbs⸗ 
loſe und Sachverſtändige der Sozialverſicherung mitarbeiten. Die Auszah⸗ 
lung der Unterſtützung geſchieht nach einer Prüfung der Bedürftigkeit nach 
Ablauf einer Wartezeit von mindeſtens einer Woche für ſechs Wochentage 
entweder durch die zuſtändige Gewerkſchaft oder Berufsorganiſation oder 
durch die Fürſorgeſtelle. Eine Kontrolle über die Arbeitswilligkeit des Unter⸗ 
ſtützten erfolgt durch den öffentlichen Arbeitsnachweis, bei dem der Erwerbs⸗ 
loſe mehrmals wöchentlich um Arbeit vorſprechen und ſeine Kontrollfarte 
abſtempeln laſſen muß. Für Jugendliche kann der Bezug von Unterſtützung 
von dem Beſuch der Fach- und Fortbildungsſchule abhängig gemacht werden. 

Die heutige Form der Erwerbsloſenfürſorge trägt in der Hauptſache den 
Charakter der Unterſtützung und unterſcheidet ſich nur in der höhe der 
Sätze von der Armenpflege. Ein Ausbau der produktiven Erwerbsloſenfür⸗ 
ſorge und eine Überleitung der Erwerbloſenunterſtützung in eine Erwerbs⸗ 
loſenverſicherung, zu der verſchiedene Entwürfe bereits vorliegen, wird erſt 
die für unſere Seit gemäße Erwerbsloſenfürſorge bringen. 


§ 16. Erwerbsbeſchränktenfürſorge. 


Erwerbsbeſchränktenfürſorge. Die Erkenntnis von der Bedeutung der Der- 
wertung und Entwickelung aller in den Menſchen vorhandenen Ceilkräfte hat 
in letzter Zeit zu einer Fürſorge für Erwerbsbeſchränkte geführt, die nicht nur 
eine Derjorgung darſtellt, ſondern eine Heilung und Arbeitsausbildung mit 
dem Siele der Selbſtändigkeit der Erwerbsbeſchränkten erſtrebt. Die Fürſorge 
für Erwerbsbeſchränkte wurde in der Hauptſache durch freie Organiſationen 
in Anſtalten für Blinde, Taube, Geiſteskranke, Idioten und Epileptiker durch⸗ 
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geführt, bis die Geſetzgebung den Landarmenverbänden die Verpflichtung 
auferlegte, für dieſe Gruppen der Erwerbsbeſchränkten Sorge zu tragen, die 
ſie gemeinſam mit den ſtädtiſchen Derwaltungen durchführten. Die Sahl der 
Krüppel, die bisher im Notfalle durch die öffentliche Armenpflege verſorgt 
wurden, wuchs beſonders infolge der Kriegsentbehrungen bei den Jugend— 
lichen erſchreckend (der Entwurf zum Krüppelfürſorgegeſetz gibt für das Jahr 
1910 ſchätzungsweiſe ſechzigtauſend jugendliche Krüppel in Deutſchland an). 
Das macht eine geſetzliche Regelung auch für dieſe Gruppe der Erwerbs— 
beſchränkten notwendig, die ihre erſte Form in einem Preußiſchen Geſetz betr. 
die öffentliche Krüppelfürſorge vom 6. Mai 1920 gefunden hat. Das Geſetz 
verſteht unter einem Krüppel eine Perſon, die „infolge eines angeborenen oder 
erworbenen Unochen⸗, Gelenk-, Muskel⸗ oder Nerpenleidens oder Fehlens 
eines wichtigen Gliedes oder von Teilen eines ſolchen in dem Gebrauch ihres 
Rumpfes oder ihrer Gliedmaßen nicht nur vorübergehend derart behindert 
iſt, daß ihre Erwerbsfähigkeit auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt vorausſicht— 
lich weſentlich beeinträchtigt wird“. Das Geſetz bildet inſofern eine Ergän⸗ 
zung zu der Fürſorge für die anderen Gruppen von Erwerbsbeſchränkten, 
als es den Landarmenverbänden neben der Fürſorge für Blinde, Taub— 
ſtumme, Epileptiker, Idioten und Geiſteskranke die Fürſorge für die der 
Anſtaltspflege bedürftigen Krüppel auferlegt. Die Aufgaben der Krüppel⸗ 
fürſorge beſtehen in Anſtaltspflege, ambulanter und vorbeugender Fürſorge. 
Für die Anſtaltsfürſorge, für die zur Seit in Deutſchland etwa 60 Heime, die 
zum größten Teil von freien Organiſationen unterhalten werden, zur Der- 
fügung ſtehen, wird die Einrichtung von Schulen, Kliniken und Werkſtätten 
gefordert, an denen ärzte, Lehrer und Handwerksmeiſter mitwirken. Die Er⸗ 
ziehung in der Schule ſoll vor allem durch erzieheriſche Maßnahmen dazu bei- 
kragen, die ſeeliſche Belaſtung, unter der der Krüppel leidet, zu beheben. Die 
Klinik ſoll ſeine körperlichen Kräfte nach Möglichkeit fördern, und die Werk— 
ſtätte ihn für einen Beruf zur ſozialen Unabhängigkeit vorbereiten. Eine Un⸗ 
terbringung Erwachſener und Jugendlicher in derſelben Anſtalt ſoll ver— 
mieden werden. Die offene Fürſorge wird in Krüppelfürſorgeſtellen unter 
ärztlicher Beratung ausgeübt. Sie vermittelt eine wirtſchaftliche und Be— 
rufsberatung und vorbeugende Behandlung durch orthopädiſche und Beſtrah— 
lungsmethoden. Die vorbeugende Fürſorge beruht hauptſächlich in der An— 
zeigepflicht an Jugendämter (bzw. Kreisärzte), der nach dem Geſetz Arzte, 
Hebammen, Lehr- und Urankenpflegeperſonen, ſowie ſonſtige Fürſorgeorgane 
unterliegen wenn ſie bei der Ausübung ihres Berufs die Gefahr einer Der- 
krüppelung bei Perſonen unter dem 18. Lebensjahr bemerken. Die Förderung 
der Krüppelfürſorge iſt beſonders der Deutſchen Vereinigung für Krüppel⸗ 
fürſorge zu danken, die eine Reihe von Forſchungs⸗ und Organiſationsſtellen 
zuſammengeſchloſſen hat. Sur Kräftigung der Beſtrebungen der Krüppelfür- 
ſorge hat ſich auch auf dieſem Gebiet eine Selbſthilfeorganiſation gebildet 
(Per!bund), der die Intereſſen der Schwerbehinderten vertritt (vgl. S. 61). 


84 Allgemeine Wohlfahrtspflege 


8 17. Uriegsbeſchädigten⸗ und Uriegerhinterbliebenenfürſorge. 


weſen der Uriegsbeſchädigten⸗ und Kriegerhinterbliebenenfürforge. Die 
Erkenntnis von dem Umfang und den Wirkungen des Krieges auf das Kul⸗ 
turleben Deutſchlands hat den Gedanken der Fürſorge für die Opfer des 
Krieges im neuen Staat auf ganz neuen Grundlagen aufgebaut. Die Tatſache, 
daß es ſich um rund fünf Millionen zu verſorgender Uriegsbeſchädigter, Krie⸗ 
gerwitwen, -waijen und eltern, alſo um den zwölften Teil der Geſamtbevölke⸗ 
rung im Deutſchen Reiche handelt, hat die Bedeutung und die Verantwortlich⸗ 
keit eines Verſorgungsgeſetzes für die zum großen Teil aus wirtſchaftlich ge- 
ſunden Verhältniſſen ſtammenden Perſonen beſonders hervorgehoben. Das 
alte Militärverſorgungsgeſetz, das auf geldlicher Derjorgungsgrundlage be⸗ 
ruhte, hat ſchon während des Krieges bedeutende Ergänzungen durch eine 
Fülle neuzeitlicher Beſtimmungen erhalten müſſen, da es ſich in der Haupt⸗ 
ſache auf die Derjorgung eines Berufsheeres mit Ergänzungstruppen in be⸗ 
ſchränktem Umfange bezog und weder auf den Umfang des im Kriege 
aufgebotenen Heeres noch auf die Wirkungen der modernen Kriegführung 
eingeſtellt war. Auch war der Entwickelung des Wirtſchaftslebens in Deutſch⸗ 
land nicht in entſprechender Weiſe Rechnung getragen, beſonders nicht im 
Hinblick auf die Cebensverhältniſſe der Induſtriearbeiter und die Umgeſtal⸗ 
tung des Frauenlebens. Die Erkenntnis von dem Wert jeder Kraft für die 
zukünftige Volkswirtſchaft und von der Notwendigkeit der geſteigerten Pro⸗ 
duktion verlangte nach einer anderen Regelung, als ſie durch eine mechaniſche 
allgemeine Geldverſorgung gegeben werden konnte. Eine ſtark individuali⸗ 
ſierende Form mit Möglichkeiten für Heilung und bewahrender Hilfe ſowie 
Förderung nach Eignung und Leiſtungsfähigkeit der einzelnen wurde durch ein⸗ 
gehende Vorarbeiten ermöglicht, die bereits während des Krieges vom Reichs⸗ 
ausſchuß für die Kriegsbeſchädigtenfürſorge und vom Arbeits⸗ 
ausſchuß für die Kriegerwitwen⸗ und Waiſenfürſorge geleiſtet 
wurden. Auf Grund forgfältiger Materialſammlung aus der praktiſchen Ar⸗ 
beit der örtlichen Fürſorgeſtellen wurden Forderungen den veränderten Seit⸗ 
verhältniſſen entſprechend herausgearbeitet. Beſonders iſt es der Gedanke 
der Fürſorge, von dem das Geſetz über die Verſorgung der Mili- 
tärperſonen und ihrer Hinterbliebenen bei Dienſtbeſchädi⸗ 
gung (Reichsverſorgungsgeſetz) vom 12. Mai 1920 und die Ausfüh⸗ 
rungsbeſtimmungen vom 16. November 1920 getragen wird. Der alte Grund⸗ 
ſatz des Schadenserſatzanſpruches kommt nur hin und wieder andeutungs⸗ 
weiſe zum Ausdruck, jo 3. B. bei der Feſtſetzung der Rente nach der Erwerbs⸗ 
fähigkeit, während die Idee der ſozialen Fürſorge, die beſonders von Schweyer 
und helene Simon vertreten wurde, als der eigentlich tragende Gedanke dem 
Geſetz zugrunde gelegt iſt. 

Kreis der verſorgungsberechtigten. Ein Anſpruch auf Verſorgung iſt den 
früheren Angehörigen der deutſchen Wehrmacht und ihren Hinterbliebenen 
gegeben, falls ſie an den geſundheitlichen und wirtſchaftlichen Folgen ihrer 
Dienſtbeſchädigung zu tragen haben. Unter dem Begriff der Wehrmacht ſind 
das frühere Heer, die ae Marine und die frühere Schutztruppe, die Über- 
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gangsverbände ſowie das neue Reihsheer und die neue Reichsmarine zu ver⸗ 
ſtehen. Daneben ſind Perſonen, die die von der Militärbehörde angeordneten 
Maßnahmen ausführen, freiwilliges Krankenpflegeperſonal, privatrechtlich 
Dienſtverpflichtete und Schiffsjungen einbegriffen worden. 

Leiſtungen. Die Verſorgung umfaßt Heilbehandlung, ſoziale Fürſorge, 
Rente, Beamtenſchein, Sterbegeld, Gebührniſſe für das Sterbevierteljahr und 
Hinterbliebenenrente. Der heilbehandlung iſt beſondere Beachtung ge— 
ſchenkt worden, da ſie dazu beitragen ſoll, die Kriegsbeſchädigten wieder jelb- 
ſtändig und unabhängig von der Fürſorge zu machen. Sie gewährt Kriegs⸗ 
beſchädigten, deren Rentenanſpruch anerkannt iſt, bei Geſundheitsſtörungen 
ärztliche Behandlung, Arznei und Heilmittel, Körpererjagitüde und ortho- 
pädiſche Stützen, Heilanſtaltspflege und Badekuren, Krankengeld durch die 
Ortskrankenkaſſe ſowie Hausgeld während der heilanſtaltspflege und einen 
Führerhund für Blinde, für deſſen Unterhalt 180 bis 300 M. jährlich zur 
Verfügung geſtellt werden. Die Heilbehandlung erfolgt durch die Kranken⸗ 
kaſſen, wodurch eine einheitliche Regelung geſichert iſt; die Körpererſatzſtücke, 
orthopädiſche Stützmittel, Blindenhunde und Badekuren werden vom Keich 
geliefert (vgl. S. 107). 

Die ſoziale Fürſorge im R.-D.:6. bedeutet eine beſonders wichtige Er- 
ſcheinung für die Entwickelung der Wohlfahrtspflege, da durch fie zum Aus: 
druck gebracht wird, daß der Boden für die Wirkung jeder geldlichen Der- 
ſorgung vorbereitet werden muß durch zweckmäßige und ſyſtematiſch aus— 
geübte pflegeriſche Arbeit und daß eine wirkſame Aufhilfe im einzelnen Fall 
erſt durch individuelle ſorgſame Fürſorge ermöglicht werden kann. Durch die 
ſoziale Fürſorge wird den Kriegsbeſchädigten und Hinterbliebenen Berufs— 
beratung, unentgeltliche berufliche Ausbildung nach Eignung und Neigung 
gewährt ſowie eine Beihilfe für die Unterbringung im Erwerbsleben und um— 
faſſende Familienfürſorge zur Erhaltung der häuslichkeit. 

Die Renten für die Kriegsbeſchädigten ſtellen eine Geldverſorgung dar, 
die bei verminderter Erwerbsfähigkeit von mindeſtens 20% einſetzt. Die 
Heſtſetzung erfolgt je nach der Minderung der Erwerbsfähigkeit, dem Beruf, 
Familienſtand und Wohnſitz. Neben der nach dem Grad der Erwerbsunfähig- 
keit prozentual geſtaffelten Grundrente wird bei einer verminderten Er- 
werbsfähigkeit von 50% eine. ſteigende Sulage für Schwerbeſchädigte ge— 
währt. Die Grundrente und die Schwerbeſchädigtenzulage betragen jährlich bei 
einer verminderten Erwerbsfähigkeit 
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Eine Sulage nach dem Beruf des Beſchädigten wird nach ſozialen Geſichts⸗ 
punkten gewährt, indem fie die für eine längere Ausbildungszeit aufge- 
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wandten Kojten berüdjichtigt und erworbene Fähigkeiten bis zu einem ge- 
wiſſen Grad beſonders bewertet. Die berufliche Ausgleichszulage wird in 
Höhe eines Viertels der Grundgebührniſſe und Schwerbeſchädigtenzulage ge⸗ 
währt, wenn der Beſchädigte über erhebliche Kenntniſſe und Fertigkeiten 
in feinem Berufe verfügt (3. B. gelernte Arbeiter, handwerker, Kaufleute, 
Landwirte, Akademiker, Künjtler ujw.), jie wird auf die Hälfte der Gebühren 
erhöht, wenn außerdem ein bejonderes Maß von Leitung und Verantwor⸗ 
tung in der bisherigen Berufsſtellung des Kriegsbeſchädigten gefordert wurde 
(prüfer für komplizierte elektriſche Meßinſtrumente, Direktoren, Arzte, 
höhere Offiziere uſw.). Neben der ſozialen Lage iſt im neuen Geſetz auch der 
Familienſtand des Kriegsbeſchädigten berückſichtigt, indem für jedes 
Kind bis zum vollendeten 18. Lebensjahre eine Kinderzulage von 10% der 
Grundrente und der erwähnten Zulagen gewährt wird. Bei Adoptiv-, Stief⸗ 
und Pflegekindern muß der Nachweis erbracht werden, daß die Annahme bzw. 
die Unterhaltung der Kinder vor der Dienſtbeſchädigung erfolgt iſt; bei unehe⸗ 
lichen Kindern iſt die Beſtätigung erforderlich, daß das Kind vor der Dienſtbe⸗ 
ſchädigung gezeugt worden iſt. Bei den nichtehelichen Kindern wird die Zulage 
über das 16. Jahr hinaus nur gewährt, wenn der Beſchädigte das Kind aus 
eigenen Mitteln unterhält; bei Kindern, die infolge körperlicher oder geiſtiger 
Gebrechen nicht erwerbsfähig ſind, kann der Suſchlag auch über das 18. Jahr 
hinaus gewährt werden. Entſprechend den verſchiedenen Teuerungsverhältniſ⸗ 
ſen der einzelnen Orte im Deutſchen Reich werden Ortszulagen zu den bis⸗ 
her erwähnten Gebührniſſen geleiſtet, und zwar entſprechend der Ortsklaſſen⸗ 
tarifierung des Beſoldungsgeſetzes vom 30. April 1920 mit 35, 30, 20 und 
10% der Gebührniſſe. Für hilfloſe Kriegsbeſchädigte wird zu Pflege⸗ und 
Wartezwecken eine jährliche Pflegezulage von 600 bis 1500 M. gewährt 
und für nicht verſorgungsberechtigte Angehörige der Wehrmacht ein Übergangs- 
geld, das den Eintritt ins Erwerbsleben erleichtern ſoll, bis zu zwei Drittel der 
zu gewährenden Rentengebührniſſe. Der Unſpruch auf einen Beamtenſchein, 
der praktiſch bei der großen Anzahl von Anwärtern von geringer Bedeutung 
iſt, beſteht bei nachgewieſener Unfähigkeit für den bisher ausgeübten oder 
einen anderen Beruf und bei der Eignung zur Beamtenlaufbahn. 

Für die Hinterbliebenen Kriegsbeſchädigter, die die Derjorgung be⸗ 
zogen haben, wird im Todesfall ein Sterbegeld von 250 bis 400 M., den 
verſchiedenen Ortsklaſſen entſprechend, für Beſtattungsunkoſten und ſonſtige 
Aufwendungen geleiſtet ſowie die Fortzahlung der Verſorgungsbeträge, die 
der verſtorbene Kriegsbeſchädigte empfangen hat, auf drei Monate. 

Rente der Hinterbliebenen. Der Kreis der zu verſorgenden Hinterbliebenen 
erſtreckt ſich auf Witwen, Waiſen und Eltern. Vom Geſichtspunkt der 
Bewertung der Arbeitskraft jedes zu Derjorgenden für die Allgemeinheit iſt 
die Witwenrente nach dem Grad ihrer Erwerbsfähigkeit geſtaffelt, und zwar 
im Hinblick auf Mutterpflichten, Arbeitsfähigkeit und Alter. Der 
Gedanke der Bewertung der Mutterſchaft iſt hier zum erſtenmal in einem ſo⸗ 
zialen Geſetz feſtgelegt und bedeutet den erſten Schritt zur Entwicklung der 
Anerkennung der Bedeutung der Mutterarbeit für die Erziehung der Kinder 
und damit für das geſamte Volksleben. Die erwerbsfähigen Witwen erhalten 
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30% der Vollrente des Kriegsbeſchädigten und der verſchiedenen erwähnten Su⸗ 
lagen. Die Witwe, die erwerbsunfähig, über 50 Jahre alt oder durch Pflege 
und Erziehung ihrer Kinder in Anſpruch genommen iſt, erhält 50% dieſer 
Rente. Im Falle der Wiederverheiratung ſteht der Witwe eine Abfin⸗ 
dung in Höhe des dreifachen Jahresbetrages der von ihr zuletzt bezogenen 
Rente zu. Bei Witwen von Rentenempfängern, deren Tod nicht infolge einer 
Dienſtbeſchädigung erfolgt iſt, kann eine Witwenbeihilfe bis zu zwei Drittel 
der hinterbliebenenrente gewährt werden. 

Die Waiſenverſorgung erſtreckt ſich auf alle Kinder bis zum 18. Le- 
bensjahr (bei körperlichen und geiſtigen Gebrechen auch länger), für die der 
Derjtorbene geſorgt hat oder verſorgungspflichtig war. Es findet hier eine 
vollſtändige Gleichſtellung aller ehelichen, unehelichen, adoptierten und Pflege— 
kinder ſtatt (letztere, wenn der Verſtorbene für ſie geſorgt hat), da der Der- 
ſorgungsgedanke in der Hauptſache auf die Bedeutung der Entwicklung der 
heranwachſenden Jugend eingeſtellt und die Frage der Herkunft für dieſe 
Entwicklung gleichgültig iſt. 

Die Rente beträgt für die halbwaiſen 150% der Vollverſorgung des Kriegs- 
beſchädigten, für Dollwaijen 25%. Elternrente wird an bedürftige Der- 
wandte in aufſteigender Linie (Vater, Mutter, Großvater, Großmutter) 
ſowie Adoptiv-, Stief⸗ und Pflegeeltern gewährt, wenn dieſe den Kriegsbeſchä— 
digten vor der Beſchädigung angenommen bzw. unterhalten haben. Die 
Elternrente wird in den Fällen zugeſprochen, in denen der Derjtorbene der 
Ernährer geweſen iſt oder geworden wäre. Als bedürftig werden ſolche Eltern 
angeſehen, die über 60 Jahre alt oder erwerbsunfähig ſind oder deren jteuer- 
pflichtiges Einkommen nicht mehr als 3000 M. beträgt, falls ſie keine unter- 
haltsverpflichtete Verwandten haben. Die Höhe der Elternrente beträgt für 
einen Elternteil 20% der Vollrente des Kriegsbeſchädigten, für beide Eltern- 
teile 30%, wozu, falls mehrere Söhne gefallen ſind, eine Erhöhung um ein 
Fünftel des Betrages eintritt. Um den wirtſchaftlichen Verhältniſſen Red- 
nung zu tragen, wird eine Teuerungszulage auf alle Gebührniſſe mit 
Ausnahme des Krankengeldes gewährt, die nach den neueſten Beſtimmungen 
35% dieſer Gebührniſſe beträgt. 

Friſten, Beginn und Aufhören der Derjorgung. Die Verſorgungsanſprüche 
müſſen während der zwei Jahre nach Ausjcheiden aus dem Militärdienſt oder 
dem Tode des Beſchädigten angemeldet werden. Die Sahlung der Rente be— 
ginnt mit dem Ablauf des Monates, mit dem die Beſoldungsgebührniſſe an- 
erkannt waren. Die Sahlung der Hinterbliebenenrente beginnt mit dem Mo- 
nat, der auf den Sterbetag folgt. 

Erlöſchen und Ruhen des Rechts auf verſorgung. Ein Derlujt des Rechts 
auf Rentenzahlung tritt ein bei Zuchthausſtrafen wegen Hochverrats, Candes— 
verrats oder wegen Verrats militäriſcher Geheimniſſe. Für das Ruhen der 
Rente war die Erkenntnis maßgebend, daß eine Derjorgung auf Koſten der 
Allgemeinheit nur eine Berechtigung in den Fällen unzureichenden Einkom⸗ 
mens haben kann. Daher iſt eine vorübergehende gänzliche oder teilweiſe Ein- 
ſtellung der Rentenauszahlungen vorgeſehen, wenn aus Arbeitserwerb oder 
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anderen Einnahmequellen ein Einkommen von 7000 m. vorhanden iſt. Die 


Kürzung beginnt mit einem Sehntel der Rente und ſteigt je um ein Zehntel 
auf jede weiteren 1000 M. Einkommen. Die Renten ruhen ſowohl bei der 
Kriegsbeſchädigten⸗ wie bei der Witwenrente, bei der Waiſenrente nur dann, 
wenn das ſteuerpflichtige Einkommen der Witwen und Waiſen über 
10000 m. hinausgeht. | | 0 | | 
Kapitalabfindung. Die Beſtrebungen der Bodenreformer haben während 
des Krieges zur Vorbereitung eines Heimſtättengeſetzes geführt, das jedem 
heimkehrenden Krieger den Erwerb einer Heimſtätte ſichern ſollte. Durch die 
Entwicklung der politiſchen Verhältniſſe kam ein ſolches Geſetz nicht zuſtande. 
Man ſuchte aber den Kriegsopfern Bodenerwerb zu ermöglichen durch 
den Verzicht auf einen Teil ihrer Rente, der als Kapitalabfindung an⸗ 
geſehen wird. Die Kapitalabfindung ſteht Perſonen zu, die auf Grund des 
Reichsverſorgungsgeſetzes Anſpruch auf Verſorgungsgebührniſſe haben und 
die eigenen Grundbeſitz erwerben oder erhalten wollen. Die Kapitalabfin- 
dung wird bewilligt für Verſorgungsberechtigte zwiſchen dem 21. und 55. Le⸗ 
bensjahr, wenn für eine ſachliche Verwendung des Geldes Gewähr beſteht. 
Kriegsbeſchädigte können bis zu einem Viertel des Betrages der ihnen zu⸗ 
erkannten Rente erhalten, Witwen bis zur Hälfte dieſes Betrages. Die Abfin- 
dungsſumme wird nach dem Lebensalter geſtaffelt und beträgt im 21. Lebens- 
jahr das 18½ fache der Verſorgungsgebührniſſe, im 55. Lebensjahr das 
8 / fache. 5 | 
Organifation. Die Durchführung des R.-D.-6. befindet ſich noch in der 
Vorbereitung, da eine Berechnung der zu gewährenden Beträge bei der großen 
Sahl der zu Derjorgenden außerordentlich ſchwierig iſt, jedoch können auf die 
erhöhten Rentenbeträge, die vom 21. Mai 1920 zahlbar ſind, Vorſchüſſe gewährt 
werden. Die Durchführung des K.⸗D.⸗G. erfordert nach der Aufjtellung der 
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zulagen jährlich rund 4,2 Milliarden Mark, die Teuerungszulagen rund 
1 Milliarde Mark, wozu noch durch Ergänzungsbeſtimmungen rund 4 Mil⸗ 
liarden Mark kommen. Die Koſten der ſozialen und Heilverforgung ſind mit 
etwa 250 Millionen Mark anzuſetzen, ſo daß für die Durchführung des 
R.-D.-6. etwa 6 Milliarden Mark jährlich erforderlich find. 

Die praktiſchen Leijtungen des R.-D.-6. ſind den Provinzial: bzw. Kommu⸗ 


nalverbänden übertragen. Sie jind angewieſen, in den Provinzen bzw. Län- 


dern Hauptfürſorgeſtellen zu errichten, die die Berechnung und Durchführung 
der Rentenverſorgung ſowie die notwendigen Maßnahmen der ſozialen Für⸗ 
ſorge übernehmen müſſen. 


Die Bearbeitung der Maßnahmen für Uriegsbeſchädigte und Hinterblie- | 
bene geſchieht durch das Keichsarbeitsminiſterium, das der Ausführungs- 
möglichkeit und den Wirkungen des Geſetzes beſondere Beachtung ſchenkt. 


Die Feſtlegung der Grundſätze wird durch den Reichsausſchuß für die Kriegs- 
beſchädigten⸗ und hinterbliebenenfürſorge bewirkt, der dem Reichsarbeits⸗ 
miniſterium angegliedert iſt. Der Reichsausſchuß, in dem in ſeinen beiden 
Abteilungen Vertreter der Hauptfürſorgeſtellen, der Stiftungen und der gro- 
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ßen Kriegsbeſchädigtenorganiſationen mitarbeiten, ſorgt für die Derwendung 
der für die Fürſorge vom Reich und den Stiftungen aufgewandten Mittel und 
übt gutachtliche und entſcheidende Tätigkeit aus. Die Hauptfürſorgeſtellen 
werden durch die Regierung der Bundesſtaaten und der einzelnen Provinzen 
oder Gliedſtaaten errichtet und führen ihre Maßnahmen unter Mithilfe eines 
Beirates durch, der ſich aus Vertretern der Behörden, der Selbſthilfeorgani— 
jationen der Kriegsbeſchädigten und Hinterbliebenen, Arbeitgeber und Ar⸗ 
beitnehmer ſowie Perſönlichkeiten, die auf dem Gebiet der ſozialen Fürſorge 
erfahren find, zuſammenſetzt. Ihre Aufgabe iſt die Aufſtellung von Ridt- 
linien für Verwaltung und Verwendung der für die einzelnen Landesteile 
zur Verfügung ſtehenden Mittel, ſowie die endgültige Entſcheidung über Be- 
ſchwerden in einzelnen Fürſorgefällen. Die Hauptfürſorgeſtellen richten für 
die unteren Derwaltungsbehörden: Kreis, Oberamt, Bezirksamt, amtliche 
Fürſorgeſtellen ein, denen ebenfalls Vertreter der vorher erwähnten Gruppen 
als Beirat angehören. Sie führen die Berufsberatung, Berufsausbildung, Ar— 
beitsbeſchaffung beſonders auch für Schwerbeſchädigte, Heilbehandlung, Fa— 
milienfürſorge und Kapitalabfindung für Anſiedlungszwecke durch. Die An- 
träge auf Fürſorge- und Unterſtützungsmaßnahmen auch aus Spendenmitteln 
werden von den Fürſorgeſtellen entgegen genommen. 


Stiftungsmittel. Sum Zwecke der ergänzenden Fürſorge für Kriegsbeſchä— 
digte und Hinterbliebene ſind bereits während des Krieges durch große Volks- 
ſammlungen Stiftungen aufgebracht worden, die alljährlich die Sinſen und 
einen Teil des Kapitals für die Siele der Kriegsbeſchädigten und Hinterblie- 
benen zur Verfügung ſtellen. Die Volksſpende für Kriegsbeſchädigte (Cuden— 
dorffſpende), deren Kapital etwa 120 000 000 M. beträgt, dient beſonders zur 
ergänzenden Fürſorge bei der Berufsausbildung, Unterſtützung in beſonderen 
Fällen, Gewährung von Darlehen und zur Aufrichtung einer Exiſtenz. Die Der- 
wendung geſchieht durch die Hauptfürſorgeorganiſationen, bei deren Arbeit 
Vertreter der Kriegsbeſchädigtenorganiſationen beteiligt ſind. 

Die Nationalſtiftung für die Hinterbliebenen der im Kriege Gefallenen, 
deren Kapital etwa 150 000 000 M. beträgt, berückſichtigt neben den nächſten 
Hinterbliebenen auch Verwandte, die in dem Geſetz nicht verſorgt find. Sie 
dient beſonders zur Ermöglichung der Aufrechterhaltung des Haushaltes, der 
Berufsausbildung für Frauen und Kinder, zur Geſundheitsfürſorge und 
Exiſtenzbegründung. Die Verwendung der Mittel geſchieht durch Candesaus— 
ſchüſſe in enger Verbindung mit den amtlichen Fürſorgeſtellen und unter 
Mitwirkung von Vertretern der Kriegshinterbliebenen. Die Reichsmarineſtif— 
tung übt eine beſondere Fürſorge im engen Suſammenhang mit den anderen 
Stiftungsverwaltungen für Kriegsbeſchädigte und Hinterbliebene aus den 
Kreiſen der Reichsmarine aus. 


Kriegsbeſchädigtenorganiſationen. Die Gründung der Selbſthilfeorgani 
ſationen der verſchiedenen Kreiſe Fürſorgebedürftiger iſt am ſtärkſten in 
den Organiſationen der Kriegsbeſchädigten und Hinterbliebenen zum Ausdrud 
gekommen, denen eine Wahrnehmung ihrer eigenen Intereſſen bei der Ge— 
ſetzgebung und Organiſation der für ſie notwendigen Fürſorge erforderlich 
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ſchien. Die ſtärkſte dieſer Organiſationen iſt der Reichsbund der Uriegsbeſchä⸗ 
digten, Kriegsteilnehmer und Kriegshinterbliebenen, der über 500 000 Mit⸗ 
glieder zählt und durch ſeine Vertreter beſonders bei der Geſetzgebung die 
Wünſche der Kriegsbeſchädigten und Hinterbliebenen zur Kenntnis gebracht 
hat. Andere Organiſationen, die ſich auf Grund beſtimmter politiſcher oder 
religiöſer oder ſachlicher Weltanſchauung zuſammengefunden haben (Inter⸗ 
nationaler Bund der Kriegsopfer Deutſchlands, Einheitsperband der Kriegs⸗ 
beſchädigten Deutſchlands, Kyffhäuſerbund, Deutſcher Offiziersbund und 
Bund erblindeter Krieger) ſuchen ihrerſeits beſondere Anſprüche zu vertreten. 
In dieſem Gedanken der Selbſthilfe liegt eine geſunde Form der Fürſorge, die 
in der organiſchen Zuſammenarbeit mit den „„ einer produktiven 
Entwicklung ſehr fähig iſt. 


§ 18. Flüchtlingsfürſorge und Auswandererhilfe. 


Aufgabe. Die Not der Kuslandsdeutſchen, die während des Krieges und 
nach ſeiner Beendigung nach Deutſchland zurückkehrten, wie der Kreiſe der 
vertriebenen Deutſchen aus den beſetzten und abgetretenen deutſchen Gebie⸗ 
ten und Kolonien erforderten eine beſondere geſetzliche und fürſorgeriſche 
Regelung. Es handelt ſich bei dieſer Gattung Fürſorgebedürftiger im allge⸗ 
meinen um wirtſchaftlich ſtarke und geiſtig hochſtehende Perſönlichkeiten, die 
gerade infolge ihrer beſonderen Fähigkeiten geeignet waren, für Deutſchland 
wertvolle Pionierarbeit im Ausland zu leiſten und deren Erhaltung durch 
zweckmäßige Fürſorge eine beſonders wichtige Aufgabe der Wohlfahrtspflege 
darſtellt, deren Durchführung jedoch durch die in Deutſchland herrſchende Not 
an Nahrung, Wohnung und Arbeit beſonders ſchwer iſt. 


verteilung der Flüchtlinge. Für die Wahl des Wohnortes der Flüchtlinge 
jind vom Miniſter des Inneren Leitſätze aufgeſtellt worden, für die nachein⸗ 
ander maßgebend find: der Wohnſitz von Verwandten, die zur Aufnahme oder 
Unterſtützung bereit ſind, der Ort, wo der Flüchtling ſeinen letzten inlän⸗ 
diſchen Unterſtützungswohnſitz beſeſſen hat oder, wo ein ſolcher nicht vorhan⸗ 
den, der letzte Wohnort ſeiner Doreltern im Inlande; der Geburtsort der 
Flüchtlinge oder ihrer Doreltern; der Ort, der die Sicherheit bietet, daß der 
Flüchtling eine lohnbringende Beſchäftigung findet. Die Flüchtlinge, die nach 
dieſen Grundſätzen nicht unterzubringen ſind, werden gleiche auf die 
einzelnen Provinzen und Staaten verteilt. 


Auslandsjlüchtlinge. Den Deutſchen, die anläßlich des Krieges und ſeiner 
Folgen unter Surücklaſſung ihres Beſitzes in ihre heimat zurückkehren muß⸗ 
ten, ſtehen nach 8 297 des Friedensvertrages von der Nationalverfamm- 
lung anerkannte Entſchädigungsanſprüche zu, die durch Richtlinien des Wie⸗ 
deraufbauminiſters vom 15. November 1919 geregelt worden ſind. Danach 
haben die Geſchädigten Anſpruch auf Vorſchüſſe für Ciquidationsſchäden und 
Beihilfen für Kriegsſchäden bis zur hälfte des erlittenen Schadens, der in der 
Währung des Friedenskurſes zu berechnen iſt. Im Hinblick auf die Bedeutung 
der Rückkehr der Deutſchen in das Ausland kann Vorſchuß oder Beihilfe bis 
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zu drei viertel des erlittenen Schadens erfolgen. Auslandsdeutſchen, be- 
ſonders Sivilinternierten, die durch Aufgabe ihres Berufes oder Wohnſitzes 
im Auslande in wirtſchaftliche Bedrängnis gekommen find, können Unter— 
ſtützungen in höhe bis zu 1500 M. gewährt werden. Die Durchführung der 
Entſchädigungsanſprüche iſt dem Bunde der Auslandsdeutichen, der Inter— 
eſſenvertretung der Geſchädigten, übertragen. Die Fürſorge für die Aus- 
landsdeutſchen iſt eine Aufgabe der Provinzialverbände, die von den örtlichen 
Fürſorgeſtellen in den Gemeinden unterſtützt werden. Sie wird durch Su— 
weiſung von geeigneten Wohnungen und hausrat, Vermittlung von ent— 
ſprechender Arbeit oder Erwerbsloſenfürſorge, Geſundheitsmaßnahmen im 
Hinblick auf Klimawechſel und Folgen der Gefangenſchaft und Familienhilfe 
geleiſtet, die vor allem die Begründung einer neuen Exiſtenz ermöglichen ſoll. 
Zur ergänzenden Fürſorge ſtehen neben den amtlichen Stellen als Organi- 
ſationen der freien Ciebestätigkeit: die Rüdwandererhilfe, das Rote Kreuz, 
der Verein für das Deutſchtum im Ausland, das Deutſche Auslandsinſtitut 
und Fürſorgeausſchüſſe, die ſich als eine Art gegenſeitiger Hilfe der Flücht⸗ 
linge aus den einzelnen Ländern gebildet haben, zur Verfügung. Die Koſten 
der Flüchtlingsfürſorge werden zu zwei Dritteln vom Reid, zu einem Drittel 
von den Provinzialverbänden getragen. Die Unterſtützungen aus der amt— 
lichen Flüchtlingsfürſorge ſtehen nur Reichsdeutjchen, in Ausnahmefällen auch 
deutſchſtämmigen Ausländern zu. | 

Inlandsflüchtlinge. Für die Inlandsflüchtlinge ſind den verſchiedenen Le— 
bensverhältniſſen entſprechende Fürſorgegrundſätze von den Behörden auf: 
geſtellt worden. Für die Kolonialdeutſchen aus den abgetretenen Schutzgebie— 
ten ſind am 15. Januar 1920 von der Regierung Richtlinien erlaſſen wor— 
den, die denen für die Entſchädigung der Huslandsdeutſchen im ganzen ent- 
ſprechen. Die Fürſorge für die Flüchtlinge aus den abgetretenen Grenzgebie— 
ten ſowie aus den beſetzten Gebieten iſt durch eingehende Richtlinien behördlich 
geregelt worden. Darin wird die Pflicht jedes Deutſchen, in den abgetretenen 
Gebieten zu verbleiben, ausdrücklich betont, und nur auf die Fälle, in denen 
deutſche Familien ihre Exiſtenz gefährdet ſehen, Bezug genommen. Die Für— 
ſorge für die nicht beamteten Familien iſt dem Roten Kreuz, Abteilung Flücht⸗ 
lingsfürſorge, übertragen, die in ihren Sweigvereinen die erforderliche Hilfe 
leiſtet, nachdem ihr die Flüchtlinge durch die an den Grenzen eingerichteten 
amtlichen Flüchtlingszentralen zugeführt worden ſind. Die Fürſorge wird durch 
Gewährung von Koſt, Unterkunft, angemeſſene Kleidung, Wäſche, Hausrat und 
andere Sachleiſtungen erfüllt, wie durch Gewährung laufender Geldbeihilfen in 
Form von Erwerbsloſenunterſtützung (ogl. S. 80) und Suſatzunterſtützungen, die 
durch das Rote Kreuz den Teuerungsverhältniſſen des Ortes und der allgemeinen 
Cage des Flüchtlings und ſeiner Familie entſprechend gewährt werden. Freie 
Fahrt und Frachtkoſten ſtehen allen Flüchtlingen bis zu ihrem zukünftigen 
Wohnort zur Verfügung. Sur Vertretung der Intereſſen der aus dem Oſten 
kommenden Flüchtlinge hat ſich der Reichsverband Oſtſchutz gebildet, der in 
Verbindung mit dem Roten Kreuz ergänzend die notwendigen Maßnahmen 
durchführt. Für geflüchtete Beamte, Lehrer, Militärperſonen, Ruhegehalts- 
empfänger und deren Hinterbliebene iſt eine „Staatliche Fürſorgeſtelle für 
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Beamte aus den Grenzgebieten“ errichtet worden, die die Beſetzung der frei 
werdenden Stellen durch die vertriebenen Beamten und die kinſprüche der ein⸗ 
zelnen Verſorgungsberechtigten regelt. 

Auswandererhilfe. Die Auswanderungsbewegung in Deutſchland, die nad) 
ihrem Hödjit ſtand in den achtziger Jahren des vorigen Jahrhunderts (Höchſt⸗ 
zahl 220 000) in den letzten Jahren vor dem Kriege bis auf durchſchnittlich 
25 000— 30 000 herabgeſunken war, wird durch das Keichsgeſetz über das 
Auswanderungsweſen beeinflußt. In den letzten Jahren hat durch die Arbeits- 
beſchaffungsſchwierigkeiten, den Nahrungsmangel und den Steuerdruck die 
Auswandererbewegung in Deutſchland zugenommen, und zwar bejonders 
unter den Angehörigen der geiſtigen Berufe. Zum Schutz der auswanderungs⸗ 
luſtigen Deutſchen, die den Gefahren der Ausnutzung durch ausländiſche Agen⸗ 
ten heute in beſonderem Maße ausgeſetzt ſind, iſt ein behördliches Reichs⸗ 
wanderungsamt (Reichsamt für deutſche Einwanderung, Rüdwanderung und 
Auswanderung) im Jahre 1919 begründet worden, das dem Reichsmini- 
ſterium des Innern und des Außern gemeinſchaftlich unterſteht und zuver⸗ 
läſſige Nachrichten über die Lebens- und Arbeitsverhältniſſe in den Aus- 
wanderungsländern ſammelt. In Verbindung mit verſchiedenen freien Or⸗ 
ganiſationen (Dereinigung für Siedelung und Wanderung, Deutſches Aus: 
landsinſtitut in Stuttgart, Katholiſcher Rafaelverein in Freiburg und Evan⸗ 
geliſcher hauptverein in Witzenhauſen) wird eine perſönliche Beratung und 
Fürſorge für die Auswanderer durchgeführt, die unter Berückſichtigung der 
beruflichen Fähigkeiten für das Sielland, der wirtſchaftlichen und Familien⸗ 
verhältniſſe des Auswanderers und ſeiner geiſtigen und perſönlichen Sähig- 
feiten jtattfindet. 


§ 19. Wohlfahrtsämter. 


Die vielfältigen Formen der Wohlfahrtspflege im neuen Staat, mit ihren 
geſetzlichen, organiſatoriſchen und praktiſchen Aufgaben haben eine ganze Reihe 
von Stellen behördlicher und freier Art notwendig gemacht. In den Keichs⸗ 
miniſterien nimmt die Bearbeitung der ſozialen Gebiete einen breiten Raum 
ein; im Reichsarbeitsminiſterium werden die Fragen der Sozialverſicherung, 
der Urbeiterwohlfahrt, der Arbeitsvermittlung, der Kriegsbeſchädigten⸗ und 
Hinterbliebenenfürſorge und die Beaufſichtigung der Wohlfahrtspflege be⸗ 
arbeitet. Dem Keichswirtſchaftsminiſterium unterſteht die Reichsbekleidungs⸗ 
ſtelle und die Keichsſchuhverſorgung, dem Reichsminifterium des Innern 
Abteilungen der Flüchtlingsfürſorge, das Reichsgeſundheitsamt, das Ar⸗ 
menweſen, dem Auswärtigen Amt die Kriegs- und Sivielgefangenenfürſorge 
und das Auswanderungsweſen. In den einzelnen größeren Gliedſtaaten find 
beſondere Miniſterien für Wohlfahrtspflege geſchaffen worden, jo das Preu⸗ 
ziſche Miniſterium für Volkswohlfahrt, das Bayriſche Miniſterium für ſo⸗ 
ale Fürſorge u. a. Die Kommunen und Kreiſe, die die eigentlich ausführen⸗ 
den Organe der Wohlfahrtspflege ſind, haben in neuerer Seit bei den großen 
Arbeitsgebieten, die ihnen übertragen wurden, eigene Sentraliſitionsformen 
ausgebildet (vgl. S. 71). 
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Wohlfahrtsämter. Im Intereſſe der Bedurftigen, für die eine einheitliche 
Geſtaltung der Fürſorge zwingend iſt, und in Rückſicht auf die Notwendigkeit 
äußerſter Sparſamkeit der Mittel und Kräfte, hat ſich die Forderung nach 
einer Zuſammenfaſſung aller Beſtrebungen der Fürſorge immer mehr als not- 
wendiges Bedürfnis herausgeſtellt und zur Begründung von Wohlfahrtsäm⸗ 
tern in Städten und Kreiſen geführt. Die Aufgabe der Wohlfahrtsämter iſt eine 
Suſammenfaſſung aller Fürſorgegebiete der behördlichen und freien Wohl⸗ 
fahrtspflege zu einheitlicher, ſich ergänzender und belebender Arbeit. Die 
Durchführung einheitlicher Richtlinien für die verſchiedenen Gebiete des Für⸗ 
ſorgeweſens (Armen⸗, Erwerbsloſen⸗, Jugend-, Geſundheits⸗, Arbeiterfürſorge) 
und für die Behandlung des Einzelfalles durch planmäßiges Zuſammenfaſſen 
aller Fürſorgemaßnahmen ſoll im Intereſſe der Bedürftigen ſchnelle und 
gründliche Hilfe mit möglichſt geringem Kraft- und Zeitaufwand leiſten und 
eine gerechte Ausnutzung und Verteilung aller zur Verfügung ſtehenden Mit⸗ 
tel ermöglichen. Dazu dient vor allem eine Sentralmeldeſtelle, der alle ge— 
währten Unterſtützungen und Hilfsmaßnahmen mitgeteilt werden und die 
dieſe Mitteilungen zu einer Überſicht benutzt, die im Einzelfall bei neu auf- 
tretenden Bedürfniſſen als Grundlage der Beurteilung dient. Eine Auskunft⸗ 
ſtelle über alle zuſtändigen Wohlfahrtseinrichtungen iſt gewöhnlich mit der 
Zentralmeldeſtelle im Wohlfahrtsamt verbunden, um Helfern und Hilfsbedürf- 
tigen die geeigneten Wege zur Hilfe nachzuweiſen. Die Heranziehung und Schu- 
lung geeigneter Kräfte zur Mitarbeit ſowie die Beſchaffung und Verteilung 
von Mitteln zur Durchführung der einzelnen Gebiete der Wohlfahrtspflege 
gilt ebenfalls als Aufgabe des Wohlfahrtsamtes. Die organiſierte praktiſche 
Arbeit der Wohlfahrtsämter geſchieht gewöhnlich in einzelnen Bezirken, die 
nach Möglichkeit ſehr eng begrenzt ſind und in denen die Durchführung aller 
Maßnahmen der im Wohlfahrtsamt zuſammengefaßten Fürſorgeſtellen im 
Einzelfall ſtattfindet. Auf dieſe Weiſe iſt die „Verbindung einer zentralen Lei— 
tung mit einer dauernden Überſicht über das Ganze, zweckmäßige Derwen— 
dung aller vorhandenen Hilfskräfte, die perſönliche Kenntnis der Nöte (Frank— 
furter Syſtem des Wohlfahrtsamtes) ermöglicht“. 

In den Kreiswohlfahrtsämtern, die für ländliche Verhältniſſe errichtet 
ſind, ſteht die planmäßige Durchführung der hugieniſchen und jugenöpflege- 
riſchen Maßnahmen im Vordergrund der Arbeit. Die Erfaſſung der einzelnen 
zerſtreut liegenden Ortſchaften mit ihren Bewohnern erfordert eine ſtärkere 
Arbeitsorganiſation von der zentralen Stelle aus. Die Bedeutung des Wohl— 
fahrtsamtes für die Entwicklung der Wohlfahrtspflege zeigt ſich immer ſtär⸗ 
ker in der Begründung zahlreicher neuer ämter in den letzten Jahren (zur 
Seit beſtehen etwa 450 ſtädtiſche und Kreisfürſorgeämter). „Es hat nach den 
Entwicklungskräften, die zu ſeiner Schaffung führten, und nach den Sweden, 
die ihm geſtellt ſind, mehr zu ſein als eine organiſatoriſche Errungenſchaft; 
es hat vielmehr die Bedeutung der Erfüllung neuer geſellſchaftlicher Forde— 
rungen, die eine neue Seit und eine neue Auffaſſung von Gemeinſchaft ſtellt“ 
(Albrecht). | 

Als Vorläufer der Wohlfahrtsämter find Organiſationen zu betrachten, 
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die als Derbände für öffentliche und freie Sürforge bejonders in den Städten 
in den letzten Jahrzehnten zuſammengeſchloſſen worden ſind und aus 
eigener Kraft heraus eine Regelung der Wohlfahrtspflege durchführen. In 
ihnen iſt die öffentliche und freie Fürſorge gleichmäßig vertreten, und ſie er⸗ 
ſtreben beſonders Verſtändigung auf den einzelnen Arbeitsgebieten, Ausgleich 
und Begrenzung der Tätigkeit ſowie Mitteilungen oder Hilfeleijtungen in 
den einzelnen Fällen. Solche Verbände beſtehen unter anderem in Halle, 
Kiel, Solingen, Tilſit, Trier u. a. 

Beaufſichtigung der Wohlfahrtspflege. Durch die Auswüchſe, die ſich wäh- 
rend des Krieges in der freien Wohlfahrtspflege bemerkbar gemacht haben, 
und die zu einer Schädigung der Wohlfahrtspflege an Geldmitteln und zu 
einer Herabſetzung ihres Anſehens durch Mißbrauch der Wohlfahrtszwecke 
durch gewerbsmäßige Unternehmungen führten, wurde eine behördliche Rege⸗ 
lung der Wohlfahrtspflege erforderlich, die ihre geſetzliche Faſſung in einer 
Bundesratsverordnung vom 15. Februar 1917 fand. Danach bedarf jedes ge⸗ 
meinnützige Unternehmen, das für Swecke der Wohlfahrtspflege Sammlungen 
oder andere Deranjtaltungen unternimmt, der Erlaubnis der zuſtändigen Be⸗ 
hörde in den einzelnen Gliedſtaaten. Die Erlaubnis wird auf eine beſtimmte 
Friſt erteilt und die Formen und der Umfang der Deranftaltung unterliegen 
einer gutachtlichen Prüfung der Behörde, der auch über das Ergebnis Kech⸗ 
nung zu legen iſt. Die Durchführung der Beaufſichtigung der Mittelbeſchaf⸗ 
fung in der Wohlfahrtspflege, die ſich zu einem geſunden Schutz für die Wohl⸗ 
fahrtsarbeit entwickelt hat, vermag den gewerbsmäßigen Betrieb in der Wohl- 
fahrtspflege einzuſchränken und die Mittel Ben und wichtigen Sweden 
zuzuführen. 


„„ Ha 
Geſundheitsfürſorge. 
§ 20. Wohnungsfürſorge. 


vorbeugende und heilende Fürſorge. Nirgends tritt deutlicher die Schei⸗ 
dung von heilenden und vorbeugenden Maßnahmen der Wohlfahrtspflege 
zutage als auf dem Gebiet ſozial⸗hygieniſcher Arbeit. Neben die Krankheits⸗ 
heilung tritt mit immer zunehmender Bedeutung die Krankheitsverhütung, 
und die Derforgung der Kranken erlangt faſt die Bedeutung ergänzender 
Hilfe. Während eine ſcharfe Linie zwiſchen öffentlicher und privater Geſund⸗ 
heitsfürſorge kaum gezogen werden kann, weil beide auf faſt allen Gebieten 
ingünander greifen, macht ſich eine Gliederung von offener und geſchloſſener 
Geſundheitsfürſorge geltend, wobei die offene Fürſorge gerade für die vor⸗ 
beugende, verhütende Arbeit an Umfang gewinnt. Die geſamte Arbeit auf 
dieſem Gebiet wird nicht nur von dem Gedanken geleitet, die Umwelt der 
Menſchen ſo zu geſtalten, daß ihre Einwirkungen auf die Konſtitution günſtig 
ſind und Schädigungen verhüten, ſondern auch darauf, in den Individuen 
Verſtändnis für gejundheitlihe Fragen zu erwecken und ihnen die Möglich⸗ 
keit zu geben, danach zu leben (vgl. S. 3, 18, 28). 
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wichtigſte Fürſorgegebiete. Es kann in dieſem Suſammenhang nicht von 
den Aufgaben der Rafjenhugiene die Rede ſein, noch von den mediziniſchen 
Grundlagen der Geſundheitsfürſorge. Auch die Gebiete der äußeren hugieni⸗ 
ſchen Kultur (Waſſerverſorgung, Seuchenbekämpfung, Hngiene der Straße 
und Fabriken), deren Durchführung in der Hand des Staates und der Ge— 
meinde liegt und der Beeinfluſſung durch die Organe der Wohlfahrtspflege 
entzogen iſt, gehören nicht in diefen Rahmen. Unter Derzicht auf Dollitän- 
digkeit können deshalb nur Überſichten über die Beſtrebungen und Einrichtun⸗ 
gen für die wichtigſten Gebiete der Geſundheitsfürſorge gegeben werden: 
die Wohnungsfürſorge, die Fürſorge für Kranke und Erholungsbedürftige, 
die Säuglings- und Mutterfürſorge und hugieniſche Kinderfürſorge, die Für⸗ 
ſorge für Tuberkulöſe, die Trinkerfürſorge. Dabei werden die geſundheitlichen 
Beſtimmungen der Sozialverſicherung an dieſer Stelle nicht zuſammenfaſſend 
aufgeführt, weil unter dem Geſichtspunkt der verſchiedenen Aufgabengebiete 
die Sozialverſicherung nur als Träger, nicht als Aufgabenzweig gejundheit- 
licher Fürſorge aufgefaßt werden kann. Als Aufgabengebiet iſt ſie allenfalls 
unter dem Geſichtspunkt der an das Berufsleben anknüpfenden Wohlfahrts- 
pflege darzuſtellen (ogl. S. 157). 


ziel. Unter Wohnungsfürſorge ſind alle Einrichtungen und Maßnahmen 
zu verſtehen, die der Bekämpfung der Wohnungsnot und der Hebung der Woh⸗ 
nungsverhältniſſe namentlich für die minderbemittelten Volkskreiſe dienen. 
Die Wohnungsnot entſteht aus Mangel an Kleinwohnungen, durch ungeeig- 
nete Bauweiſe, durch Überfüllung der Wohnungen, durch unhyugieniſche Be— 
nutzung und mangelhafte Inſtandhaltung. Siel der Wohnungsfürſorge iſt 
Hebung und Stärkung der wirtſchaftlichen Ceiſtungsfähigkeit durch die Kräfte 
des Haufes; Förderung und Kräftigung des Familienlebens und der in ihm 
ruhenden ſittlichen Mächte durch das Heim; geiſtig⸗ſittliche Bewältigung der 
Aufgaben einer ſtändigen Erneuerung und Verjüngung der Familie und 
des Volkes auf einer durch keine Bodenſpekulationen verteuerten und entfrem⸗ 
deten heimatlichen Scholle (Kröhne). Nur in der gefunden Wohnung ent- 
wickelt ſich der geſunde Menſch, die geſunde Familie, das geſunde Volk. 

mittel der Wohnungsfürſorge ſind: ſoziale Bebauungspläne und Bauord— 
nungen, Beſchaffung geeigneter Wohnungen beſonders durch gemeinnützige 
Bautätigkeit, der Wohnungsnachweis, die Wohnungsaufſicht und Wohnungs⸗ 
pflege. 

Bebauungspläne und Gartenſtadtbewegung. Die Wohnungsverhältniſſe 
ſind außer von der Bodenpolitik, die bisher der Spekulation freien Spiel⸗ 
raum gelaſſen hat, in großem Maß abhängig von den Bebauungsplänen, die 
eine planmäßige Erſchließung des Geländes zum Sweck der Ortserweiterung 
ſichern ſollen. Für die Bebauungspläne können zwei verſchiedene Geſichts— 
punkte maßgebend gemacht werden. Man ſieht entweder breite Straßen vor, 
um den Verkehr zu erleichtern, oder man ſtrebt im Intereſſe der Volksgeſund— 
heit und Volkskultur nach Einfamilienhäuſern und legt neben wenigen haupt⸗ 
verkehrsadern ſchmale Wohnſtraßen an. Da breite Straßen, die in Preußen 
durch Miniſterialerlaſſe von 1867 1906 vorgeſchrieben waren, das Baugelände 
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verteuern, liegen die Bauordnungen meiſt zu, daß die Häufer io hoch gebaut 
werden, wie ihr Abſtand zum gegenüberliegenden Haus beträgt. Dadurch 
wurde in den Großſtädten der Bau von Mietskaſernen üblich. Die auf dieſe 
Weije bewirkte Suſammenballung der ſtädtiſchen Bevölkerung brachte jo 
ſchwere Mißſtände mit ſich, daß eine Gegenbewegung einſetzte. Die Garten⸗ 
ſtadtbewegung ſtrebte planmäßig geſtaltete Siedlungen auf wohlfeilem Ge⸗ 
lände an, das dauernd im Obereigentum der Gemeinſchaft erhalten wird 
(Bodenreform) und dem Arbeiter das Wohnen in billigen Kleinhäuſern mit 
Gärten ermöglicht. Auch wo das Ideal des Einfamilienhauſes nicht erreichbar 
iſt, kann durch eine Geländeaufſchließung, die wenige breite Verkehrsadern, 
dazwiſchen ſchmälere Wohnſtraßen vorſieht, eine geſündere Wohnweiſe her⸗ 
beigeführt werden (niedrige häuſer mit Vorgärten). 

Bauordnungen. Der Erlaß und die Durchbildung von Bauordnungen war 
bisher faſt allgemein den Gemeinden unter ſtaatlicher Oberaufſicht über⸗ 
laſſen. Die Bauordnungen ſetzen die Grundſätze feſt über Sahl und höhe der 
zuläſſigen Stockwerke, über die Flächenausnutzung der Grundſtücke, Mauer⸗ 
ſtärke, Treppenanlage, Feuerſicherheit. Es herrſchte infolge der Zuſtändig⸗ 
keit der Gemeinden eine große Verſchiedenartigkeit. Neuerdings haben die 
Candesbauordnungen (Bayern 1901, Sachſen 1904, Baden 1907, Württem⸗ 
berg 1910) die Bautätigkeit einheitlicher gemacht und den weiträumigen 
Kleinhausbau gefördert. In Preußen hat ein Erlaß vom Jahre 1917 über 
die Geländeerſchließung den Kleinhausbau und die ee von freien 
Plätzen angeregt. 

Bautätigkeit. Die weſentliche Aufgabe für die Schaffung 96% Wohn⸗ 
verhältniſſe kommt der Bautätigkeit zu. Der weitaus überwiegende Teil des 
Wohnungsbedarfes wird durch gewerbsmäßige Bauunternehmungen gedeckt. 
Auf ihre ausſchließlich auf den Gewinn abgerichtete Handlungsweiſe iſt der 
größte Teil aller Mißſtände im Wohnungsweſen zurückzuführen. Auch der 
Mangel an Kleinwohnungen hängt damit zuſammen. Dielfach ſahen ſich 
Arbeitgeber bei einem Kufſchwung der Induſtrie und ſtarkem Zuzug von 
Arbeitern gezwungen, ſelbſt Arbeiterwohnungen herzuſtellen, weil es an aus⸗ 
reichenden. Wohngelegenheiten fehlt. Doch find gegen den Wohnungsbau 
der Arbeitgeber, jedenfalls der privaten, vielerlei Bedenken geltend gemacht 
worden, beſonders die erhöhte Abhängigkeit der Arbeiter vom Arbeitgeber. 
Immerhin hat der hausbau von ſeiten der Arbeitgeber eine beträchtliche 
Ausdehnung. Die preußiſch⸗heſſiſche Eiſenbahnverwaltung verfügte 1909 über 
52456 ſtaatseigene Mietswohnungen, und die Berg-, Hütten- und Sa- 
linenverwaltung hatte 8750 Häufer mit 18605 Wohnungen mit hilfe ſtaat⸗ 
licher Baudarlehen erbauen helfen. Dazu kamen noch 1654 ſtaatseigene Miets⸗ 
häuſer mit 5385 Wohnungen und 49 Ledigenhäuſer mit 5761 Betten. An⸗ 
dere Bundesſtaaten und viele Städte haben in der gleichen Weiſe für ihre 
Beamte und Arbeiter gebaut. Viel größer ſind die Leiſtungen der privaten 
Arbeitgeber. Im Oberbergamtsbezirk Dortmund iſt beiſpielsweiſe die Zahl 
der im Beſitz der großen Kohlenzechen befindlichen Arbeiterwohnungen im 
Jahre 1907 auf 52900 berechnet. Betriebe wie Krupp und Stumm haben 
ganze Stadtteile für ihre Arbeiter und Angeſtellten gebaut. Neuerdings be⸗ 
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teiligen ſich öffentliche Körperſchaften und Induſtrielle unter Verzicht auf 
eigene Bautätigkeit an gemeinnützigen Bauvereinen. Der kommunale Woh- 
nungsbau iſt in Deutſchland gering. Nach Kuczinffi haben ſich von 123 preußi⸗ 
ſchen Städten mit über 25000 Einwohnern nur 16 mit dem Bau von Woh— 
nungen für den allgemeinen Bedarf befaßt. Freiburg hat 350 Mietswohnun⸗ 
gen und Ulm ebenfalls über 500 Wohnungen in kleinen Derfaufshäufern er- 
ſtellt. Seit der Revolution iſt durch die Geldentwertung die private Bautätig- 
keit ſo eingeſchränkt, daß die Gemeinden zur Deckung des allerdringendſten 
Wohnungsbedarfs in ſtärkerem Maße zu eigener Errichtung von Notſtands— 
wohnungen ſchreiten. 

Baugenoſſenſchaften. Die gemeinnützige Bautätigkeit, die bis in die Mitte 
des vorigen Jahrhunderts zurückreicht, hat bis zum Erlaß des Genoſſenſchafts— 
geſetzes 1899 nur geringe Fortſchritte gemacht. Seitdem wurden zahlreiche 
Baugenoſſenſchaften gegründet. Don 152 Genoſſenſchaften im Jahre 1895 
ſtieg die Sahl bis 1915 auf 1399. Der Anteil der gemeinnützigen Bautätig— 
keit an der Errichtung neuer Bauten iſt in einzelnen Großſtädten ſehr be— 
trächtlich. Die Genoſſenſchaften können ſich zwei Siele ſtellen. Entweder ſie 
ſtreben nach Beſchaffung von Eigenhäuſern für ihre Mitglieder, oder nach 
Bereitſtellung von Mietswohnungen, die unter gewiſſen Dorausſetzungen un— 
kündbar und nicht zu ſteigern ſind. Wo die Genoſſenſchaften nicht Familien— 
häuſer bauen können, errichten ſie große Häujerblods, die außer vielen kleinen 
Wohnungen Einrichtungen für die Geſamtheit der Mieter, Raum für Kinder— 
gärten, Ceſezimmer und dergleichen enthalten. Die Bewohner ſind ſozuſagen 
Mitbeſitzer des hauſes und daher an der Inſtandͤhaltung intereſſiert. Die 
Wohnungen werden durch Lofe an die Mitglieder der Genoſſenſchaften ver— 
teilt. Die gemeinnützigen Baugenoſſenſchaften bringen die erforderlichen Mit— 
tel durch Mitgliederbeiträge und durch Beteiligung ſeitens der Derjicherungs- 
anſtalten und anderer öffentlichen Kaſſen auf. Das preußiſche Wohnungs⸗ 
geſetz ſtellt 20 Millionen Mark bereit, um den Staat mit Stammeinlagen an 
den Bauvereinigungen zu beteiligen und das Entſtehen ſolcher gemeinnütziger 
Bautätigkeit zu fördern. ähnlich Bayern, Braunſchweig uſw. 

Städtiſche Bodenpolitik. In engſtem Suſammenhang mit den Aufgaben der 
gemeinnützigen Bauvereine ſtehen die Beſtrebungen zur Beſchaffung geeig— 
neten Geländes zu billigem Preiſe, die geradezu eine Dorausjegung ihrer 
Tätigkeit bilden. Es gilt deshalb in neuerer Seit als Aufgabe der Gemeinden, 
durch eine planmäßige Bodenpolitik das erforderliche Siedlungsgelände zu 
beſchaffen. Großen Bodenbeſitz haben aus früherer Seit durch Sukauf er— 
weitert Freiburg i. Br., Frankfurt a. M. und Ulm. Wenn die Gemeinden 
durch Hergabe billigen Geländes eine dauernde Verbilligung und Derbefjerung 
der Wohnungsverhältniſſe erreichen wollen, müſſen fie den Boden ſtändig der 
Preistreiberei entziehen und dafür ſorgen, daß der etwaige Wertzuwachs 
der Geſamtheit zugute kommt. Das kann in der Form geſchehen, daß die Ge— 
meinde ſich ein Rüdfaufsreht zu einem feſtgelegten Preis für den Fall des 
Weiterverkaufs ſichert. In der Weiſe iſt die Stadt Ulm vorgegangen. Noch 
wichtiger iſt für die Bodenpolitik öffentlicher Körperſchaften das Erbbaurecht, 
d. 9. das veräußerliche und vererbliche Recht, auf einem fremden Grundſtück 
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ein Bauwerk zu errichten, das nach einer feſtgeſetzten Friſt an den Boden⸗ 
beſitzer fällt. In dieſem Zuſammenhang iſt an die politiſchen Beſtrebungen 
der Bodenreformer zu erinnern, die, um die Verteuerung des Bodens zu ver⸗ 
hindern, die Überführung von allem Grund und Boden in Gemeineigentum 
fordern (vgl. S. 96). Auch die von ganz anderen Gedanken ausgehende, aber 
für ländliche Verhältniſſe wichtige Verordnung zur Beſchaffung von landwirt⸗ 
ſchaftlichem Siedlungsland (1919), die in gewiſſem Umfang einem Enteig⸗ 
nungsrecht gleichkommt, iſt zu nennen; ebenſo das Keichsheimſtättengeſetz vom 
Mai 1920, das dem Reid, den Ländern und Gemeinden die Vergebung von 
Wohnheimſtätten insbeſondere an Kriegsteilnehmer ermöglicht. 
Wohnungsämter. Um die geſamten Aufgaben, die den Gemeinden auf dem 
Gebiet des Wohnungsweſens erwachſen, zu bearbeiten, hat man die Errich⸗ 
tung von Wohnungsämtern gefordert. Aufgaben des Wohnungsamtes ſind 
die Ausübung der Wohnungsaufſicht und unter Umſtänden die Errichtung 
eines Wohnungsnachweiſes; die Erfaſſung des Wohnungsbedarf und ein Hin⸗ 
wirken auf die rechtzeitige Befriedigung dieſes Bedarfs. Zu dem Zweck ſoll ein 
Wohnungsamt alle die Stellen vereinigen, die ſich mit der Wohnungsfrage 
beſchäftigen. Es beſtehen Wohnungsämter ſchon ſeit längerer Seit in Berlin, 
Charlottenburg, Eſſen, München, Stuttgart, Halle u. a. m. Die neuere Geſetz⸗ 
gebung ſchreibt die Errichtung von Wohnungsämtern vor (vgl. S. 90). 


Wohnungsnachweis. Die Errichtung von ſtädtiſchen Wohnungsnachweiſen 
iſt für die Volkswohlfahrt wichtig, weil der Wohnungswechſel der wenig be⸗ 
mittelten Kreiſe gewöhnlich ſehr ſtark iſt. Es kommt darin die Unzufrieden⸗ 
heit mit den beſtehenden Wohnungsverhältniſſen und die Sehnſucht nach 
Derbejjerung deutlich zum Ausdruck. Ein reibungsloſer Ausgleich zwiſchen 
Angebot und Nachfrage auf dem Wohnungsmarkt iſt nur zu erreichen, wenn 
den Vermietern von Kleinwohnungen durch Polizeiverordnung die Pflicht 
zur Anmeldung verfügbarer und zur Abmeldung vermieteter Wohnungen 
auferlegt wird. Solcher Meldezwang iſt in einer Reihe von Städten einge⸗ 
führt worden. Das Unterlaſſen der An- und Abmeldung iſt mit Strafe be- 
legt. Die geſetzlichen Dorausjegungen für die Einrichtung von Wohnungs⸗ 
nachweiſen mit Meldezwang ſind bisher erjt in einzelnen Staaten gegeben 
(in Preußen durch das Wohnungsgeſetz vom 28. März 1918). Der Wohnungs⸗ 
nachweis hat durch den Wohnungsmangel eine erhöhte Bedeutung erhalten, 
da er auf eine gerechte Berückſichtigung der vorhandenen Wohnbedürfniſſe 
wirken kann. | 


Wohnungsaufſicht und pflege. Neben den Maßnahmen der Gejeßgebung 
und Verwaltung, die geſündere Wohnverhältniſſe ſchaffen ſollen, fallen be- 
ſonders wichtige Aufgaben der Wohnungsaufſicht und Wohnungspflege zu. 
Wohnungsaufſicht im engeren Sinn iſt planmäßige und regelmäßige Woh⸗ 
nungsbeſichtigung durch techniſche Sachverſtändige, die den Zweck haben, vor⸗ 
gefundene Mängel der Wohnung nach beſtimmten Grundſätzen abzuſtellen. 
Wohnungspflege im engeren Sinn iſt eine Überwachung der beſtehenden Wo 
nungen mit dem Sweck der Pflege guter Wohnſitten. Sie hat die Aufgabe, 
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Beſte machen und Mängel abſtellen, die ſich aus der falſchen Benutzung er- 
geben. Es iſt eine höchſt perſönliche Erziehungsarbeit von Menſch zu Menſch. 

Die Wohnungsaufſicht beſchränkt ſich vielfach auf Anordnungen gegen Woh⸗ 
nungseigentümer und Wohnungsinhaber. Die Wohnungspflege ſoll aufklären, 
ermuntern, die Lebensweiſe beeinfluſſen. Wohnungsaufſicht iſt Kritik, Der- 
beſſerung von Mißſtänden; Wohnungspflege iſt vorbeugende und poſitive 
Einwirkung auf die Auffaſſung von Wohnung und Familie, iſt Familien⸗ 
pflege. Eine gute Wohnungspflege wächſt in die Familienpflege hinein 
(Kröhne). In vielen Fällen iſt Wohnungsaufſicht und -pflege miteinander 
verbunden. | 

Wohnungsgeſetze. Die rechtlichen Grundlagen für die Wohnungsaufjict ge- 
ben in Deutſchland faſt durchgängig die Landesrechte; in Preußen beſonders 
die Geſetze über die allgemeine Landesverwaltung und über die Polizeiverwal⸗ 
tung. Außerdem wird die Befugnis zur Wohnungsaufſicht in einer Reihe von 
Staaten durch Wohnungsgeſetze, Miniſterialerlaſſe u. dgl. zentral geregelt und 
den Gemeinden übertragen. Das preußiſche Wohnungsgeſetz von 1918 macht die 
Kufſicht über das Wohnungsweſen zu einer Gemeindeangelegenheit. Der Ge— 
meindevorſtand hat ſich von den Zuſtänden im Wohnungsweſen fortlaufend 
Kenntnis zu verſchaffen, auf die Fernhaltung und Beſeitigung von Mißſtän⸗ 
den, auf die Derbejjerung der Wohnungsverhältniſſe hinzuwirken und die Be- 
folgung der Vorſchriften der Wohnungsordnung zu überwachen. Sur Durch⸗ 
führung der Wohnungsaufſicht müſſen Gemeinden mit mehr als 100 000 Ein⸗ 
wohnern Wohnungsämter einrichten, die einen oder mehrere Wohnungs— 
beamte anzuſtellen haben. Gemeinden von 50100 000 Einwohnern können 
durch Anordnung der Aufſichtsbehörden zur Errichtung von Wohnungsämtern 
gezwungen werden. Für Gemeinden von 10—50 000 Einwohnern kann die 
Anſtellung beſonders ſachkundiger beamteter Wohnungsaufſeher durch die Auf- 
ſichtsbehörden vorgeſchrieben werden. Für Gemeinden mit mehr als 10000 
Einwohnern müſſen Wohnungsordnungen über die Benutzung der Käume zum 
Wohnen und Schlafen erlaſſen werden. Den Wohnungsordnungen und der 
Wohnungsaufſicht unterliegen nur kleine Wohnungen (bis zu vier Räumen), 
größere Wohnungen, ſoweit ſie Schlafgänger oder Koſtgänger gegen Entgelt 
beherbergen. 

Suſammenhang mit anderen zweigen der Wohlfahrtspflege. Es herrſchen 
unter den Sachverſtändigen der Wohnungsfürſorge verſchiedene Meinungen 
darüber, ob die Wohnungsaufſicht und pflege zum Ausgangspunkt der ge— 
ſamten Familienpflege und Wohlfahrtspflege gemacht werden, oder ob ſie ſich 
auf die Wohnungsfürſorge im engeren Sinne beſchränken ſoll. Das erſtere 
Syſtem wird beſonders in ländlichen Verhältniſſen Ausſicht auf Erfolg haben, 
das zweite mehr den ſtädtiſchen Bedürfniſſen entſprechen. 

Ledigenheime. Eine beſondere Aufgabe entſteht der Wohnungsfürſorge in 
bezug auf die ledigen und alleinſtehenden Perſonen in den Städten. Die Ein⸗ 
gliederung von Schlafgängern in die Familien bringt geſundheitliche und 
ſittliche Gefahren für beide Teile mit ſich, für den Familienhaushalt des 
Vermieters und für den Mieter, der meiſt keinen eigenen Raum zur Verfü» 
gung hat. Man hat deshalb den ODerſuch gemacht, durch Errichtung von 
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Cedigenheimen die Nachfrage von Einzelperſonen nach Schlafſtellen in der 
Familienwohnung zu verringern. Solche Ledigenheime ſind teils von ſtädti⸗ 
ſchen Verwaltungen, teils von Baugenoſſenſchaften und gemeinnützigen Der- 
einen, teils von Arbeitgebern errichtet worden. 


Swangseinguartierung. In neueſter Seit hat ſich durch den Krieg die 
Wohnungsnot für alle Ulaſſen der Bevölkerung außerordentlich verſchärft, 
da jahrelang nicht gebaut werden konnte. Die Nachfrage nach Wohnungen 
wuchs aber durch zahlreiche Eheſchließungen und durch den Zuſtrom von 
Flüchtlingen aus den verlorenen Gebieten und von Auslandsdeutihen. Zur 
Milderung dieſer Notlage ſchritt man zu dem Mittel der Swangseinquartie⸗ 
rung. Außerdem haben Städte und Reich zuſammengewirkt, um Notwohnun⸗ 
gen zu errichten. 


§ 21. Säuglings- und Mutterſchutz. 


Säuglingsſterblichkeit. Der ſtarke Geburtenrückgang, der in Deutſchland 
mit dem Jahre 1900 einſetzte, lenkte die Wohlfahrtspflege mit ganzem Nach⸗ 
druck auf die Bekämpfung der Säuglingsſterblichkeit. Werden weniger Kinder 
geboren, iſt es um ſo notwendiger, die Kinder geſund zur Welt zu bringen 
und fie am Leben zu erhalten. Im Jahre 1900 betrug in Deutſchland der An- 
teil der Kinder bis zu 14 Jahren 32,80% der Bevölkerung; der Anteil der 
Säuglinge 2,9%. Es wurden 1632000 Kinder in dem Jahr geboren. Die 
Säuglingsſterblichkeit betrug im Jahre 1909 etwa 350000 Säuglinge, das 
waren 17%. Davon waren 16% Todesfälle unter den ehelich Geborenen, 
26% unter den unehelich Geborenen. Während die Geburtenziffer auf dem 
Lande höher iſt als in den Städten, iſt die Sterblichkeit von ſo verſchiedenen 
Urſachen beeinflußt, daß hohe wie niedrige Sterbeziffern ſowohl auf dem Lande 
wie in den Städten vorkommen. Es gibt ländliche Bezirke wie Induſtrie⸗ 
ſtädte mit ſehr hoher Säuglingsſterblichkeit (Oberbayern, Sachſen); mittlere 
bis niedrige Siffern im induſtriellen Rheinland und Weſtfalen wie im Taunus. 
Die Sterblichkeit ſcheint dort am höchſten, wo ſchwere Arbeit der verheirateten 
Frauen — gleichviel ob induſtrielle oder ee nu üblich it, und 
wo ſchlechte Stillſitten herrſchen. 


Urſachen der Säuglingsſterblichkeit find in erſter Linie: unnatür⸗ 
liche Ernährung; daher auch außerhäusliche Erwerbsarbeit der Mütter; un⸗ 
geeignete und zu lang ausgedehnte Arbeit der Mutter vor der Geburt, ſchlechte 
ſoziale Tage der Eltern; ungeſunde Wohnungen, mangelndes Verſtändnis für 
die richtige Behandlung und Pflege des Kindes. Einer beſonderen Gefähr⸗ 
dung ſind die unehelichen Kinder ausgeſetzt. 


Geſetzlicher Schutz der Mutter. Der Kampf gegen die Säuglingsſterblich⸗ 
keit ſetzt mit dem Schutz der arbeitenden Mutter ein. Die Reichsgewerbeord⸗ 
nung unterſagt die Beſchäftigung von Frauen in Fabriken für zwei Wochen 
vor und mindeſtens ſechs Wochen nach der Geburt eines Kindes. Nachdem die 
Krankenverſicherung den arbeitenden Frauen in poſitiver Ergänzung dieſes 
Arbeitsverbots eine Unterſtützung geſichert hat, iſt die wirtſchaftliche Der- 
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ſorgung durch das Geſetz über die Wochenhilfe auf eine breitere Grundlage 
geſtellt worden. 

Wochenhilfe. Als eines der erſten ſozialen Geſetze des neuen Staates wurde 
von der verfaſſunggebenden Nationalverſammlung das Geſetz über die Wochen— 
hilfe und ⸗fürſorge (26. Sept. 1919 und 30. April 1920) beſchloſſen, das die be- 
dürftige Wöchnerin aus dem Bereich der Armenfürjorge heraushebt. Das neue 
Geſetz übernimmt Beſtimmungen aus der Keichsverſicherungsordnung und aus 
der Reichswochenhilfe und erweitert ſie. Es ſchafft neue Rechtsanſprüche und er- 
möglicht eine einheitliche Fürſorge für verheiratete und ledige Wöchnerinnen. 

Es gewährt die Hilfe an verſicherte Frauen, wenn ſie im letzten Jahr min- 
deſtens ſechs Monate einer Krankenkaſſe angehört haben. Es gewährt die hilfe 
weiterhin an Angehörige von Derficherten, das ſind Ehefrauen, Töchter, Stief— 
und Pflegetöchter männlicher und weiblicher Verſicherter, falls ſie mit dieſen 
in häuslicher Gemeinſchaft leben. Schließlich wird eine Wochenfürſorge minder- 
bemittelten Wöchnerinnen gewährt, wenn ihr Einkommen oder das gemein— 
ſame Einkommen von Ehemann und Frau nicht mehr als 4000 M. jährlich 
beträgt. Für jedes vorhandene Kind darf ſich die Summe um 500 M. erhöhen. 

Die Leijtungen der Wochenhilfe und Fürſorge umfaſſen: einen Kojten- 
beitrag zur Entbindung von 50 M.; ein Wochengeld von mindeſtens 1.50 M. 
bis zur Höhe des Krankengeldes, das einſchließlich der Sonn- und Feiertage 
für zehn Wochen gezahlt wird, von denen ſechs in die Seit nach der Nieder⸗ 
kunft fallen müſſen; eine Beihilfe bis zu 25 M. für Hebammendienſt und 
ärztliche Behandlung bei Schwangerſchaftsbeſchwerden; ein Stillgeld für die 
ſtillende Mutter von mindeſtens 75 Pf. täglich bis zur halben höhe des Kran⸗ 
kengeldes, das einſchließlich der Sonn- und Feiertage für zwölf Wochen ge⸗ 
zahlt wird. 

Die Mindeſtleiſtungen kommen für die Wöchnerinnenfürſorge, d. h. für die 
unverſicherte, bedürftige Wöchnerin in Frage, während auf Grund der Kalfen- 
ſatzungen für verſicherte Wöchnerinnen und Angehörige von Derjicherten eine 
Erhöhung des Wochen- und Stillgeldes möglich iſt. Ebenſo können die Kajfen- 
ſatzungen eine Verlängerung der Sahlzeit ſowie eine Schwangerenfürſorge 
bei Arbeitsunfähigkeit vorſehen. Die Auszahlungen der Wochenhilfeleiſtungen 
geſchehen durch die Krankenkaſſen der Derjicherten, bei Unverſicherten durch 
die allgemeine Ortskrankenkaſſe, und zwar wird der Entbindungsbeitrag un— 
mittelbar nach der Entbindung, die Beihilfe bei Schwangerſchaftsbeſchwerden 
eine Woche nach den hilfeleiſtungen des Arztes und der Hebamme gezahlt, 
während Wochen- und Stillgeld nach Ablauf jeder Woche ausgezahlt wird. 
Die Leiſtungen der Wochenhilfe und Fürſorge find durch die ſtarke Teuerung, 
die erſt nach Erlaß des Geſetzes eintrat, in ihrer Wirkung ſtark beeinträchtigt. 
Es liegt deshalb dem Reichstag zur Seit ein Antrag auf eine den Seitverhält⸗— 
niſſen entſprechende Erhöhung der Leiſtungen vor. 

Die Koſten der Wochenhilfe für die Verſicherten werden von den Kranken⸗ 
kaſſen getragen, die zu Beitragserhöhungen ihrer Mitglieder berechtigt find 
und denen das Recht auf Erſatzanſprüche an den Kindesvater bei ledigen 
Wöchnerinnen eingeräumt iſt. Für die Aufwendung der Familienhilfe kom⸗ 
men die Krankenkaſſen und das Reid} je zur Hälfte auf, wobei ebenfalls Bei- 
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tragserhöhungen und Eintreibungen der Forderungen für uneheliche Eher | 


gere vorgeſehen find. Für die Koſten der Wochenfürſorge tritt das Reich allein 
ein, doch ſind hier Erſtattungsanſprüche gegen außereheliche dee wie 
gegen unterhaltspflichtige Verwandte geſichert. 

Beratung der Schwangeren. Einzelne Gemeinden und Vereine haben 1 
ratungsſtellen für Schwangere eingerichtet, bei denen dieſe ärztliche, wirt⸗ 


ſchaftliche und rechtliche Beratung und Fürſorge finden (Berlin in Derbin- 


dung mit dem Vormundſchaftsamt). 

Anſtalten für Mütter. Dem Schutz von Mutter und Kind gelten auch die 
Entbindungsanſtalten und Wöchnerinnenheime, in denen die Frau, der in 
ihrer häuslichkeit keine geeignete Derjorgung geſchaffen werden kann (Woh⸗ 
nungsmängel, große Kinderzahl) oder deren Entbindung beſondere ärztliche 
Hilfe erfordert, oder die keine eigene Häuslichkeit hat (häusliche Angeſtellte, 
alleinſtehende Arbeiterin) zur Geburt des Kindes Aufnahme findet. Die 
Entbindungsanſtalten ſind meiſt ſtaatliche oder ſtädtiſche Einrichtungen lin 
Verbindung mit Univerſitätskliniken, Hebammenlehranſtalten und Kranken⸗ 


häuſern) und behalten die Frauen nur für 9— 14 Tage nach der Entbindung. 


Wöchnerinnenheime und Mütterheime werden gewöhnlich von Vereinen unter- 
halten und gewähren für längere Seit Aufnahme, um die Mutter wieder ganz 
arbeitsfähig zu machen, manchmal auch, um ledige Mütter einige Monate 
an die Sorge für ihre Kinder zu gewöhnen. Viele Mütterheime machen es 
den Müttern zur Bedingung, daß ſie ihre Kinder ſtillen. 


Hauspflege. Weit größere Bedeutung als die geſchloſſene Fürſorge hat für | 


Mutter und Kind die offene Fürſorge, die unbedingt und unbejtritten im 
Vordergrund jteht. Dabei kommen für den Schutz der Mutter bejonders die 
Hauspflegevereine in Betracht, die durch Entſendung einer Hauspflegerin 
in das Baus der Wöchnerin ihr die Sorge für Wirtſchaft und Familie abneh⸗ 
men und ihr die nötige Schonung und Ruhe ermöglichen. Die Hauspflege hat 
in letzter Zeit dadurch weitere Kreiſe gezogen, daß Krankenverſicherung und 
Wochenhilfe auf Kojten ihrer Träger die Stellung von Hauspflegerinnen vor- 
ſehen. An manchen Orten ſind ſie in der Lage, Wanderkörbe mit den er⸗ 
forderlichen Gegenſtänden für Entbindung und Pflege zu leihen. Vielfach 


beſtehen daneben noch die älteren Vereine zur Unterſtützung von Wöchne⸗ 


rinnen mit Suppe, Wäſche, Geld. 


flufklärung. Die Sorge für das Leben 110 die Geſundheit des Säuglings 


führte zuerſt zu einer Verteilung von Merkblättern durch die Standesämter, 
um die Mutter über die Bedeutung der natürlichen Ernährung und die richtige 
Pflege für den Säugling zu belehren. Der Einfluß der Merkblätter iſt aber 
ſehr beſchränkt. Die gleiche Abſicht der Aufklärung verfolgen Wanderausſtel⸗ 
lungen über Säuglingspflege, die von Vereinen oder Behörden in verſchiedene 
Orte geſchickt werden und in Verbindung mit guten Vorträgen und Erläute⸗ 
rungen ſtärkere Wirkung haben. Die Forderung der Einführung von Unter⸗ 
richt über Säuglingspflege in die oberen Klaſſen der Volksſchule und in die 
Fortbildungsſchule ſchließt ſich dieſen Beſtrebungen an. 
Säuglingsfürſorgeſtellen. Im Mittelpunkt der geſamten Säuglingsfürſorge 


ſteht, jetzt allgemein anerkannt, die Säuglingsfürſorgeſtelle, auch Mütterbera- 5 
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tungsſtelle genannt. Es iſt Aufgabe der Fürſorgeſtellen, die Mütter von Säug⸗ 
lingen (neuerdings auch von Kleinkindern) koſtenlos in Geſundheitsfragen wie 
in wirtſchaftlichen und pädagogiſchen Fragen zu beraten; durch Hausbeſuche 
in den Familien mit Säuglingen und Kleinkindern die Entwickelung und 
Pflege der Kinder zu überwachen, falls nötig geeignete Pflegeſtellen nach— 
zuweiſen und im Bedarfsfall für Unterſtützung (Nährpräparate uſw.) zu 
ſorgen. Es ſoll der Beratungsſtelle möglichſt jedes Kind bald nach der Ge— 
burt und dann regelmäßig in beſtimmten Zeitabſchnitten zugeführt werden. 
Die Säuglingsfürſorgeſtelle ſoll das geſunde Kind vor allen durch Anlage 
und Milieu etwa drohenden Schädigungen bewahren. Sie ſoll nicht kranke 
Kinder behandeln, ſondern ihre Behandlung an geeigneter Stelle veranlaſſen. 
Der Beſuch der Stellen iſt meiſt obligatoriſch für Uneheliche und für Waiſen— 
kinder in Einzelpflege. Für andere Fälle iſt ein Anreiz zum Beſuch dadurch 
gegeben, daß die Mütter ſich die Beſcheinigung zur Erlangung des Stillgeldes 
dort holen können und gelegentlich Nährmittel erhalten. Der Arzt ſoll in der 
Fürſorgeſtelle die Mutter beraten, die Fürſorgerin ihn dabei unterſtützen und 
die Verbindung zwiſchen Fürſorgeſtelle und häuslichkeit herſtellen. Träger 
der Fürſorgeſtellen find Gemeinden, Kreiſe oder Vereine. 

Die Errichtung von Milchküchen tritt dahinter in den letzten Jahren 
ganz zurück. Sie iſt nicht nur eine ſehr teure Hilfe, ſondern führt erfahrungs— 
gemäß zu frühzeitiger Beendigung des Stillens durch die Mutter. Einrich— 
tungen zur Derabfolgung von guter Milch werden daher hauptſächlich für 
kranke Kinder getroffen. Dagegen dehnt man die Fürſorgeſtellen auf die 
Kleinkinder, d. h. das vorſchulpflichtige Alter aus, weil das Kind in 
dieſem Alter noch ſehr gefährdet iſt und von keiner anderen Stelle beobachtet 
oder geſundheitlich umſorgt wird (ogl. S. 60). 


Schutz der unehelichen Kinder. Beſondere Maßnahmen ſind zum Schutz des 
unehelichen Kindes notwendig, das ohne die Sorge einer väterlichen Familie 
noch ſtärkeren Gefahren ausgeſetzt iſt. Das Bürgerliche Geſetzbuch hat die 
Rechte des unehelichen Kindes geordnet (die Beſtimmungen der Reichsver— 
faſſung machen eine Neugeſtaltung dieſer Beſtimmungen im Sinne einer bejje- 
ren Stellung erforderlich). Der uneheliche Vater iſt verpflichtet, den Unterhalt 
des Kindes bis zum vollendeten 16. Lebensjahr nach dem Stande der Mutter 
zu geben und vierteljährlich im voraus zu entrichten. Auch ſteht der Mutter 
ein Anſpruch auf Erſtattung des Lohnausfalles für die Seit der Entbindung 
und der Kojten des Wochenbettes zu. Die Hinterlegung dieſer Beträge und 
der erſten Dierteljahrsrate für das Kind kann fie ſchon gegen das Ende der 
Schwangerſchaft verlangen (8 1705—1718). Dieſe Beſtimmungen verſagen 
häufig in der Praxis, weil die Vaterſchaft nicht feſtzuſtellen iſt, oder weil der 
Vater nicht in der Cage iſt, feinen Pflichten nachzukommen. 


Berufsvormundſchaft. Um die Rechte des unehelichen Kindes gegen ſeinen 
Erzeuger zu wahren, um das Kind geſetzlich zu vertreten und fein Vermögen 
zu verwalten, beſtimmt das Geſetz die Beſtellung eines Dormundes, der der 
unehelichen Mutter gleichzeitig bei der Sorge für die Perſon des Kindes, Er- 
ziehung, Beaufſichtigung, Aufenthaltsbeſtimmung beizuſtehen hat. Zur tat⸗ 
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kräftigen Durchführung der Dormundſchaften über uneheliche Kinder iſt die 
Berufsvormundſchaft (Art. 136 E. B. BGB.) eingeführt, da die Einzelvor⸗ 
mundſchaft, beſonders die der eigenen Mutter oder des Großvaters mütter⸗ 
licherſeits ſich wenig bewährt. 

Man verſteht unter Berufsvormundſchaft, daß die vormundſchaften für 
viele Kinder (kraft Geſetz oder kraft Beſtellung) einer nur mit dieſer Aufgabe 
betrauten Stelle oder Perſönlichkeit übertragen werden. Die Aufgaben der Be⸗ 
rufsvormundſchaft find: Sorge für eine rechtzeitige und ausreichende Alimen- 
tation, Überwachung der Pflege, Erziehung und Berufsausbildung der Mün⸗ 
del, ſowie etwaige Vermögensverwaltung. Die Vorteile der Berufsvormund⸗ 
ſchaft beſtehen darin, daß ein Vormund ſofort bei der Geburt vorhanden, daß 
er rechtskundig iſt und daher die Vertretung ſeiner Mündel erfolgreich zu füh⸗ 
ren verſteht. Die Berufsvormundſchaft für uneheliche Kinder wurde zuerſt von 
Dr. Taube in Leipzig 1886 eingeführt. Klumker gründete ſpäter das 
Archiv deutſcher Berufsvormünder, das für die allgemeine Ein⸗ 
führung der Berufsvormundſchaft eintritt. Bisher war die Einführung der 
Berufsvormundſchaft Sache der Länder, die ſich verſchieden dazu ſtellten. Der 
Entwurf zum Jugendwohlfahrtsgeſetz ſieht eine reichsgeſetzliche Regelung vor, 
nach der das zuſtändige Jugendamt die Vormundſchaft für alle unehelichen 
Kinder mit deren Geburt kraft Geſetz übernehmen ſoll. Die Berufsvormund⸗ 
ſchaft kommt auch für Waiſenkinder und für Kinder in Betracht, die nicht 
unter elterlicher Gewalt ſtehen (vgl. S. 125). 

Siehtinderwejen. älter und allgemeiner geregelt iſt die Fürſorge für die 
unehelichen Kinder durch Kontrolle über das Siehkinderweſen. Die Siehkinder 
— auch Kojt- oder Haltekinder genannt — ſind überwiegend uneheliche Kin⸗ 
der. Die „Engelmacherei“ lenkte zeitig die Hufmerkſamkeit auf ſich und es 
wurde deshalb beſtimmt, daß die Erziehung von Kindern gegen Entgelt nicht 
als freies Gewerbe im Sinne der RG. anzufehen iſt. Damit war die Mög⸗ 
lichkeit behördlicher Überwachung gegeben. Dieſe iſt in den Bundesitaaten 
verſchieden geregelt. Für Preußen iſt die gegenwärtige Grundlage des Halte⸗ 
kinderweſens der Erlaß des Miniſters der Medizinalangelegenheiten und des 
Innern vom Jahre 1880. Danach bedürfen Perſonen, die Kinder unter ſechs 
Jahren in Pflege nehmen wollen, einer polizeilichen Erlaubnis, die nur auf 
Widerruf an Frauen gegeben wird, die nach ihren perſönlichen Verhältniſſen 
und nach der Beſchaffenheit ihrer Wohnungen für die Pflege geeignet ſcheinen. 
Der Erlaß gibt den Polizeibehörden die Möglichkeit, die Haltekinder zu über⸗ 
wachen und nähere Beſtimmungen darüber zu treffen. In Städten mit ſtaat⸗ 
licher Polizei üben die Polizeiorgane die Aufſicht tatſächlich aus, doch ſind 
ihnen entweder Frauen für dieſen Dienſt zugeteilt (Berlin) oder die freien 
Vereine unterſtützen die Polizei. In Städten mit eigener Polizeiverwaltung 
wurde dem Vormundſchaftsamt und den Säuglingsfürſorgeſtellen die Über⸗ 
wachung übertragen. In manchen Orten unterliegen der Konzeſſionspflicht 
und der Aufjicht alle Pflegeſtellen von unehelichen Kindern unter ſechs Jahren, 
gleichviel ob ſie gegen oder ohne Entgelt aufgenommen werden; die ehelichen, 
falls ſie gegen Entgelt in Pflege find. Auch dieſes Gebiet ſoll durch das Reichs⸗ 
jugendwohlfahrtsgeſetz einheitlich geregelt werden. Die Erlaubniserteilung 
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zum Halten von SZiehkindern und die Überwachung der Kinder 91 den Jugend- 
ämtern zufallen (vgl. S. 125). 

anſtalten für aufſichtsloſe Kinder. Neben den Maßnahmen, die im engeren 
Sinne der Geſundheit von Mutter und Säugling dienen, ſind zum Schutz 
des unehelichen Kindes weitere Vorkehrungen nötig, um die aus der 
Kufſichtsloſigkeit von Säuglingen und Kleinkindern hervorgehenden Gefahren 
zu bekämpfen. Dieſe Einrichtungen haben beim Säugling wiederum faſt aus- 
ſchließlich geſundheitliche Aufgaben und Swecke; bei den Kleinkindern und 
Schulkindern liegen die Aufgaben mindeſtens ſo ſehr auf dem Gebiet der Er— 
ziehung. Sie find auch urſprünglich von Pädagogen ausgegangen. Erſt in 
jüngerer Seit iſt die Aufmerkſamkeit auf die Wichtigkeit hugieniſcher Einrich— 
tungen in ſolchen Anſtalten gerichtet worden (vgl. S. 116-118). 

Zu unterſcheiden ſind geſchloſſene Anſtalten, die das Elternhaus vollſtändig 
erſetzen: für Säuglinge und für Kleinkinder auf der Stufe des Kriechalters 
(bis zum dritten Jahre) Säuglings- und Kinderheime; und halb⸗ 
geſchloſſene Anſtalten, die ihnen das Elternhaus tagsüber erſetzen: Krippen, 
Tagesheime, Kinderſammelſtellen. Dom ärztlich-pflegeriſchen Stand- 
punkt bieten die geſchloſſenen Anjtalten den Vorzug, daß die Gefahr der Übertra— 
gung von Krankheiten geringer iſt, während bei dieſen Anjtalten der Nachteil 
beſteht, daß die natürliche Ernährung des Säuglings eingeſtellt wird. Ferner 
muß neben den geſundheitlichen Fragen auch die Erhaltung der Derantwort- 
lichkeit der Eltern berückſichtigt werden, die unter weiterem Geſichtswinkel 
für die Sukunft der einzelnen Kinder wie für das Dolkswohl von größter 
Wichtigkeit bleibt. 

Der Pflege kranker Säuglinge und Kleinkinder dienen die Säuglings⸗ 
und Kleinkinderabteilungen der Krankenhäuſer. Nur vereinzelt beſtehen be⸗ 
ſondere Kinderkrankenhäuſer. 

Kreisfürſorge. Auf dem Lande iſt die Kreisfürſorgerin ausführendes Or— 
gan der geſamten Arbeit der Säuglings- und Mutterfürſorge geworden. Spielt 
dort die Notwendigkeit einer Derjorgung in Anſtalten eine geringere Rolle, 
ſo mußte die offene Fürſorge um ſo weiter ausgedehnt und ausgebaut werden. 
Sind die natürlichen Bedingungen für Leben und Geſundheit beſſere als in 
der Stadt, jo ſind die Sitten und Gewohnheiten vielfach unhugieniſcher und 
bedürfen noch mehr der Beeinfluſſung und Pflege. Auch iſt die ärztliche Der- 
ſorgung ſchwieriger, die allgemeinen Einrichtungen der Geſundheitsfürſorge 
und Wohlfahrtspflege ſind weniger entwickelt, ſo daß der Kreisfürſorge um— 
faſſende und grundlegende Aufgaben zufallen. Sie iſt meiſt auch mit anderen 
Aufgaben der Geſundheitsfürſorge, der Jugendwohlfahrt und Wohlfahrts- 
pflege betraut (vgl. S. 29, 60, 93, 113, 115). 


§ 22. Kranken⸗ und Erholungsfürſorge. 


Krankheit und Armut. Krankheit war in früherer Seit die allgemeinſte Ur— 
ſache der Verarmung. Sie iſt es auch jetzt noch in den Fällen, in denen den Kran⸗ 
ken nicht eine ausreichende Pflege und Verſorgung durch geſetzliche Anſprüche 
geſichert iſt (Reichsverſicherung). Auf der anderen Seite befördert auch die Ar- 
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mut die Entſtehung von Krankheiten. Sie erhöht die Dispoſition 1 und 
kann aus Krankheiten unheilbare Gebrechen machen. Die Derforgung der 
Kranken hat deshalb immer als Aufgabe der Wohlfahrtspflege gegolten (vgl. 
S. 61). Träger der Kranfenfürforge find: die Medizinalverwaltungen der 
Städte, Kreife und Provinzen, die Armenverwaltung, die Organe der Der- 
ſicherungsgeſetzgebung, das freie Dereinswejen. | 

Armenarzt. Die Krankenverſorgung der Armen, die nicht durch einen recht⸗ 
lichen Anſpruch an die Verſicherungsträger Hilfe finden, geſchieht in offener 
Fürſorge durch den Armenarzt oder in geſchloſſener Fürſorge. Zu den durch 
das Geſetz über den Unterſtützungswohnſitz vorgeſchriebenen Maßnahmen der 
Hilfe für Bedürftige gehört die Derjorgung in Krankheitsfällen durch Stellung 
eines Urztes oder durch Unterbringung in einer Heilanſtalt (vgl. S. 74). Die 
Gruppen der Bevölkerung, für die dieſe Derforgung in Frage kommt, find 
beſonders: Kinder, Frauen, Greiſe, ſowie Perſonen, die als ungeheilt aus der 
Urankenverſicherung ausſcheiden, alſo Perſonen mit ſchweren chroniſchen 
Krankheiten. Die ärztliche Derforgung der hilfsbedürftigen liegt in der Hand 
des Armenarztes (auch Stadtarzt genannt), auf dem Lande in der Hand des 
Kreisarztes. Der Armenarzt iſt verpflichtet, armen Kranken und Waiſenpfleg⸗ 
lingen, die ihm von den Armenkommiſſionen und Waiſenräten überwieſen 
werden, unentgeltliche ärztliche Hilfe zu gewähren, und zwar ſowohl in der 
Wohnung des Arztes wie im Bedarfsfall in der Wohnung des Kranken. Die 
Kranken erhalten auf öffentliche Koſten Urzneien, kleinere mechaniſche heil⸗ 
mittel, wenn nötig Stärkungsmittel und Bademarken. 

Anſtaltspflege für arme. Neben der offenen Fürſorge wird Kranfenfür- 
ſorge in geſchloſſenen Anſtalten, Krankenhäuſern, Aſylen, Siechenhäuſern, Beil- 
ſtätten gewährt, wenn die Aufnahme in eine Anſtalt erforderlich iſt. Das trifft 
entweder zu, weil die Natur der Krankheit Anſtaltsbehandlung notwendig 
macht, beſonders bei chirurgiſchen, infektiöſen, akuten inneren Krankheiten; 
oder wenn alte, alleinſtehende oder der häuslichen Pflege entbehrende Per⸗ 
ſonen, auch Sieche, einer Pflege bedürfen, die ihnen durch offene Fürſorge nicht 
geſichert werden kann. 

Die Derjorgung der armen Kranken durch die öffentliche Armenpflege be⸗ 
dient ſich in ſehr ſtarkem Maße der Siechenhäuſer (vielfach auch Bürgerhäuſer, 
Altersheime und dergleichen genannt). Dieſe dienen der Verſorgung von Per⸗ 
ſonen mit ſchweren, lang dauernden, unheilbaren Erkrankungen, die man aus 
den Krankenhäuſern herauslegt, weil die Pflege ſich dort erheblich teurer 
ſtellt, da die Siechenhäuſer einfacher eingerichtet werden können. Arme Kranke 
finden Aufnahme in den Krankenhäuſern durch Überweiſung von ſeiten des 
Armenarztes. Die Unterbringung in einer geſchloſſenen Heilanſtalt iſt nicht 
nur in einem ausgeſprochenen Urankheitsfall zuläſſig, ſondern nach einer 
Entſcheidung des Bundesamtes für das Heimatsweſen (1905) auch dann, wenn 
die Unterbringung in einer heilſtätte im engeren Sinn als das einzige Mittel 
zur Wiederherſtellung der Geſundheit erſcheint. Dies gilt beſonders für die 
Kur in Kinderheilſtätten, für Tuberkulöſe uſw. Außerdem finden arme Kranke 
ambulante Behandlung in Polikliniken, die im Anſchluß an Krankenhäuſer 
oder von Vereinen oder einzelnen Ärzten geführt werden. 
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Urankenverſorgung durch die Organe der Kranken: und Unfallverfiherung. 
Die weitaus größte Bedeutung kommt innerhalb der Krankenverſorgung der 
auf Grund der Krankenverſicherung gewährten Hilfe zu. Die Krankenver⸗ 
ſicherung umfaßte 1919 in 22577 Kaſſen 14,5 Millionen Verſicherte (vgl. 
S. 138 die Beſtimmungen über die wirtſchaftliche Verſorgung der Verſicherten). 
Dieſen Perſonen ſteht ein rechtlicher Anſpruch auf offene Krankenfürſorge 
und Krankenhauspflege zu. Das gleiche gilt für die Unfallverletzten auf Grund 
der Unfallverſicherung. Die offene Fürſorge beſteht in freier ärztlicher Be- 
handlung durch die Kaſſenärzte, Gewährung von Medikamenten, heilmitteln. 
Es kann auch auf Kojten der Kaffe eine Kranken- oder Hauspflegerin geſtellt 
werden. Die geſchloſſene Fürſorge bietet Kur und Verpflegung in einem 
Krankenhaus auf Koſten der Kaſſe. Beides wird im Bedarfsfall bis zu 
26 Wochen gewährt. In vielen Fällen ſchließen die Krankenkaſſen jagungs- 
gemäß die Angehörigen der Verſicherten in die Krankenfürſorge ein. Für 
die Unfallverletzten wird das geſamte Heilverfahren ohne Kückſicht auf deſſen 
Dauer in offener oder geſchloſſener Fürſorge durchgeführt. Die Überweiſung 
an die Krankenhäuſer geſchieht durch die Kaſſenärzte. 

Für die Kriegsbeſchädigten und Kriegshinterbliebenen wird 
die Krankenverſorgung durch die amtlichen Fürſorgeſtellen mit Hilfe der Kran⸗ 
kenkaſſen übernommen (vgl. S. 85). 

Urankenhäuſer. Das Krankenhausweſen hat in den letzten Jahrzehnten 
außerordentliche Fortſchritte gemacht. Die meiſten Krankenhäuſer, beſonders 
die von den Städten errichteten, ſind mit den beſten Einrichtungen zur Kran⸗ 
kenbehandlung ausgeſtattet (vgl. S. 61). 

Neben den öffentlichen Krankenhäuſern, die von Gemeinden, Kreiſen und 

dem Staat errichtet werden, beſtehen auch zahlreiche Vereinskrankenhäuſer, 
insbeſondere ſolche, die von Diakoniſſenhäuſern, katholiſchen Ordensgenoſſen— 
ſchaften, jüdischen Gemeinden oder den Vereinen vom Roten Kreuz errichtet 
werden. Die meiſten Krankenhäuſer dienen ſowohl armen Kranken, die auf 
Koſten der Armenverwaltung verpflegt werden, wie den durch die Arbeiter⸗ 
verſicherung Derjorgten ſowie Selbſtzahlern, insbeſondere dem Mitteljtand. 
Selbſtzahler haben in den ſtädtiſchen, meiſt auch in anderen Krankenhäuſern 
einen Vorſchuß zu leiſten. In dringlichen Fällen kann in ſtädtiſchen Kranken⸗ 
häuſern von der Sahlung Abſtand genommen werden. In Dereinskranken⸗ 
häuſern gibt es häufig einige Freiſtellen. Im allgemeinen ſind für die ſelbſt⸗ 
zahlenden Patienten der gewöhnlichen III. Verpflegungsklaſſe in den zur 
Erhebung gelangenden Kurkoſten außer den Koften für Verpflegung und Be— 
handlung auch alle Nebenkoſten (Operation, Bäder, Röntgenbehandlung) 
einbegriffen. Die Hoſten ſtellen ſich allerdings neuerdings ſehr hoch: gegen 
2—3 M. täglich vor dem Kriege betragen die Kojten jetzt in den Groß-Ber⸗ 
liner Krankenhäuſern 18 M. täglich; für Kinder 6M. (In der zweiten und 
erſten Klaſſe beträgt der Preis 50 und 70 M.) 

Soziale Krankenhausfürſorge. Angeregt durch die Tatſache, daß die hei⸗ 
lung der Kranken innerhalb des Krankenhauſes häufig durch Sorgen um die 
Familie und die häuslichkeit oder um die Exiſtenz nach der Entlaſſung er⸗ 
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ſchwert wird, iſt die Einrichtung der „Sozialen Krankenhausfürſorge“ ge⸗ 
ſchaffen worden, zuerſt durch Vereine, neuerdings von einigen Städten über⸗ 
nommen. Die Krankenhausfürſorgerin hält Sprechſtunden ab oder beſucht 
die einzelnen Stationen, um Wünſche entgegenzunehmen und die nötigen 
Schritte für die Derforgung der Angehörigen der Kranken oder der Kranken 
ſelbſt nach ihrer Entlaſſung in die Wege zu leiten. 

Krankenpflege im hauſe. Von größter Bedeutung für die Derjargung der 
Kranken in ihrer eigenen Wohnung iſt die Beſchaffung von Krankenpflege⸗ 
rinnen, Gemeindeſchweſtern und dgl., die in den Städten meiſt von Kirchen⸗ 
gemeinden, konfeſſionellen Vereinen (Evangeliſch-Kirchlicher Hilfsverein) und 
anderen Dereinsorganijationen für die einzelnen Stadtteile und Bezirke, ver⸗ 
einzelt von den Kommunen ſelbſt, angeſtellt werden. Auf dem Lande ſind 
häufig die Gutsvorſtände oder Vereine (beſonders der Daterländiſche Frauen⸗ 
verein) Träger der Einrichtung. Aufgabe der Gemeindeſchweſtern oder Be⸗ 
zirksfürſorgerinnen iſt es, je nach der Lage des Falles Tagesbeſuche bei ver⸗ 
ſchiedenen Kranken zu machen, um ſie zu betten, Verbände auszuwechſeln, 
das Eſſen zu reichen, die dringendſte Hilfe im Haushalt zu leiſten, ſoweit An- 
gehörige und Nachbarn nicht dazu imſtande ſind und eine Hauspflegerin nicht 
erforderlich oder zu beſchaffen iſt. Ferner haben ſie bei Schwerkranken auch 
Tag: und Nachtpflege zu leiſten. 

nettungsweſen. Für die Wohlfahrtspflege iſt auch das geſamte Rettungs⸗ 
weſen wichtig, das bei Unfällen einſetzen ſoll, um die erſte Hilfe zu ſichern. Es 
iſt zuerſt durch die Organiſationen des Samariterweſens, angeregt von Es⸗ 
march in Kiel 1882, in Angriff genommen worden. Später haben das Rote 
Kreuz und verwandte Organiſationen die Aufgabe übernommen, Kräfte zu 
ſtellen und Einrichtungen zu ſchaffen, die erſte Hilfe gewährleiſten. Auch die 
Unfallverſicherung hat dieſe Beſtrebungen gefördert. Das Rettungsweſen iſt 
jetzt in den meiſten Staaten einheitlich geregelt: in Preußen durch Miniſterial⸗ 
erlaß (1912), durch den die Gemeinden angehalten werden, für das Rettungs⸗ 
weſen zu ſorgen. Neben den Krankenhäuſern, die überall Stützpunkte des 
Rettungsweſens bilden, kommen Rettungs- oder Sanitätswachen und Kran⸗ 
kenbeförderungsſtellen in Betracht. Die freiwilligen Körperſchaften, die ſich 
mit dieſen Aufgaben befaſſen, werden überall von den behördlichen Organen 
herangezogen oder von ihnen mit der Aufgabe betraut. 

Seuckenbekämpfung und desinfektion. Die Seuchenbekämpfung, die ſich erſt 
entwickeln konnte, ſeit die Wiſſenſchaft ſich über die Seuchenentſtehung und 
die Krankheitserreger klar geworden iſt, wurde in Deutſchland durch Keichs⸗ 
geſetz vom Jahre 1900 geordnet, das eine Knzeigepflicht für beſtimmte über⸗ 
tragbare Krankheiten und die Desinfektion nach ſolchen Krankheiten und 
Todesfällen vorſieht. Die Landesgeſetze können den Gemeinden und Kreiſen 
das Recht weiterer Verordnungen über den Desinfektionszwang geben. In 
der Regel werden die Desinfektionsgebühren bei den auf geſetzlicher Verpflich⸗ 
tung beruhenden Desinfektionen nicht erhoben. Die Bekämpfung von Un⸗ 
geziefer iſt durch den Krieg und die vermehrte Zuwanderung aus dem Oſten 
in ganz neuem Umfang erforderlich geworden. Einzelne Gemeindeverwal⸗ 
tungen haben deshalb zur Bekämpfung der damit verbundenen Gefahren Der- 
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ordnungen erlaſſen und Einrichtungen im Zuſammenhang mit den Desinfek⸗ 
kionsanſtalten geſchaffen. 

volksbäder. Die Sorge für Badegelegenheiten iſt im Intereſſe der minder- 
bemittelten Bevölkerung außerordentlich wichtig, da es in den Arbeiterwoh- 
nungen daran fehlt. In den meiſten Großſtädten ſind ſtädtiſche Badeanſtalten 
vorhanden, und zwar Badeanſtalten mit Wannen- und Brauſebädern, die 
das ganze Jahr geöffnet ſind, und eventuell auch Flußbadeanſtalten, die nur 
für den Sommer in Betracht kommen. Einen großen Fortſchritt bedeutet die 
Derforgung der Schulkinder mit Badegelegenheit, die in vielen Orten durch 
die Einrichtung von Schulbrauſebädern wie durch die Erteilung von Shwimm- 
unterricht und die Errichtung von Freibädern möglich gemacht wird. Es war 
im Jahre 1912 Gelegenheit zu Schwimmbädern an 210 von 469 Orten ge- 
geben. Die Bäder werden zum Teil klaſſenweiſe, zum Teil einzeln, bei Gewäh⸗ 
rung von Freikarten, beſucht. 

Erholungsfürſorge. Die Erholungsfürſorge ſteht in unmittelbarem Suſam— 
menhang mit der Verſorgung der Kranken. In vielen Fällen iſt bei der Ent⸗ 
laſſung aus dem Krankenhaus oder nach beendigter Krankheit vor der Auf— 
nahme der Arbeit eine Kräftigung nötig, die am beſten in guter Luft und 
unter hugieniſch einwandfreien Bedingungen geſucht wird. Vielfach haben 
die Städte deshalb Erholungsheime und Heimjtätten auf dem Lande errichtet. 
Hluch die freie Wohlfahrtspflege hat auf dieſem Gebiet Großes geleiſtet. 
Eine erhebliche Ausdehnung hat die Erholungsfürſorge durch die Invaliden— 
verſicherung und die Angeſtelltenverſicherung genommen. Beide haben in 
weitgehendſtem Maße das Recht, eine vorbeugende Fürſorge durch Unter: 
bringung leicht Erkrankter oder Gefährdeter in Erholungsheimen auszuüben. 
Es iſt damit bezweckt, die Schwächung der Konſtitution zu verhindern oder 
auszugleichen, durch die eine vorzeitige Invalidität entſtehen kann. Auch die 
Berufsorganiſationen haben vielfach für ihre Mitglieder Erholungsheime ge— 
ſchaffen. Auch von Arbeitgeberfeite werden ſolche Heime unterhalten (ogl. S. 61). 

Badekuren. Neben der Fürſorge für die im eigentlichen Sinn Erho— 
lungsbedürftigen ſtehen die Beſtrebungen, Kranken einen heilaufenthalt in 
Badeorten, Badekuren und dgl. zu beſchaffen. Auch hier tritt die Armenver⸗ 
waltung oder das Wohlfahrtsamt, die Verſicherungsträger, das freie Dereins- 
weſen für die Koſten ein. Insbeſondere haben die Krankenkaſſen, die Inva⸗ 
liden⸗ und Angeſtelltenverſicherung eine ſolche Derjorgung erſt weiten Kreiſen 
der Bevölkerung zugänglich gemacht. 

Walderholungsſtätten. Halbgeſchloſſene Erholungsfürſorge bieten die Wald- 
erholungsjtätten und die Waldſchulen. Es handelt ſich dabei um Einrichtungen, 
die erheblich geringere Aufwendungen erfordern als geſchloſſene Anſtalten 
und daher einem größeren Kreis zugängig gemacht werden können. Immer⸗ 
hin iſt der Erfolg, den die Walderholungsſtätten aufweiſen, nicht unbeſtritten. 
Die Einrichtung beſteht aus Baracken in trockenem Waldgebiet in der Nähe 
einer Stadt, die leicht durch Kleinbahn zu erreichen find. Die Erholungs- 
bedürftigen verbringen dort den Tag und werden gut verpflegt. Die Wald- 
erholungsſtätten kommen insbeſondere für die Vor- und Nachkuren von Per⸗ 
ſonen in Betracht, die eine Heiljtättenbehandlung brauchen. Dereinzelt find 
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auch walderholungsſtätten mit Nachtbetrieb errichtet worden. Im Jahre 1917 
gab es in Deutſchland 115 Walderholungsſtätten. Beſonders tritt das Rote 
Kreuz auf dieſem Gebiet hervor. 5 
Erholungsfürjorge für Kinder. Die Derjorgung eren be Kin⸗ 
der ſcheidet ſich gleichfalls in Einrichtungen, die zarten und ſchwächlichen 
Kindern dienen und vorbeugende KHufgapen erfüllen, und in zn Heil⸗ 
ſtätten⸗ und Kurbehandlung. | 
Serientolonien. Dem erſten Swed dienen beſonders die Ferienkolonien. 


Die erſte Ferienkolonie wurde vor etwa 40 Jahren in Deutſchland ins Leben | 


gerufen. Die Kinder werden unter dem Geſichtspunkt ausgewählt, daß nur 
Kinder, die ſich durch einen Land- oder Seeaufenthalt ohne beſondere ärztliche 
Behandlung bei guter Ernährung vorausſichtlich kräftigen können, berückſich⸗ 
tigt werden. Sie werden in Kolonien von 20—40 Kindern unter geſchulter Lei⸗ 
tung für die Ferienwochen in Maſſenquartieren, in Wirtſchaften oder Guts⸗ 
höfen untergebracht. Vereinzelt beſitzen Vereine für eee, auch 
eigene Heime, in denen die Kolonien Aufnahme finden. 

Die Serienfo.onien werden in der Regel von Vereinen getragen. Neuer⸗ 
dings haben auch Städte die Ausjendung von Ferienkolonien zu ihrer Auf- 
gabe gemacht. Im Falle der Ausſendung der Kinder durch Vereine werden 
die Koſten von den Vereinen beſtritten. Doch werden Suſchüſſe von ſeiten der 
Eltern oder der öffentlichen Körperſchaften erhoben. In Fällen, in denen die 
ſtädtiſchen Rörperſchaften Träger der Ferienkolonien ſind, erheben ſie von 
Eltern, die dazu imſtande ſind, oder auch von den Verſicherungsträgern Bei- 
hilfen zu den Koſten. Auch beſtehen beſondere Erholungsheime für By 
die den gleichen Sweden wie die e dienen. 


Landaufenthalt. Neben die Ferienkolonien iſt ſeit dem Krieg auch in gro⸗ 
ßem Umfang die Derjendung der Kinder auf das Land in die Familien von 
Bauern und Gutsbeſitzern getreten. Dieſe Unterbringung ſtellt ſich erheblich 
billiger und hat den großen Vorteil, daß ſie die ſtädtiſchen Kinder auch mit 
dem Landleben enger vertraut macht und Intereſſe dafür bei ihnen weckt. 
Auch kann die Unterbringung auf längere Seit ausgedehnt werden. Auf der 
anderen Seite macht dieſe Form der Fürſorge Schwierigkeiten für die Unter⸗ 
bringung jüngerer Kinder. Bei den Größeren beſteht dagegen die Gefahr, daß 
die Kinder unter Umſtänden zur Arbeit in ſtärkerem Maße geraugezege wer⸗ 
den, als es den Sweden der Erholung entſpricht. 

In den letzten Jahren hat auch das Ausland den deutſchen Kindern in ſehr 
beachtenswertem Umfang Landaufenthalt und Erholungsfürſorge angeboten, 


die meiſt in einer monatelangen Aufnahme in Familien des Auslands er⸗ 


folgt, manchmal aber auch in beſonders dafür errichteten Heimen. 
Kinderheilanitalten. Für Kinder, die noch andere Heilfaktoren außer guter 
Luft und Ernährung brauchen, find Kinderheilanftalten entſtanden, in denen 
ſie unter ärztlicher Leitung verſorgt werden und beſtimmte Kuren durch⸗ 
machen können (vgl. Tuberkuloſenfürſorge S. 111). Insbeſondere find ſolche 
Heilanſtalten in Solbädern, an der See, im Wald und Gebirge errichtet wor⸗ 
den. Neben dem älteren Derein zur Errichtung von Kinderheiljtätten an den 


Der Kampf gegen die Volkskrankheiten 111 


deutſchen Seeküſten haben in jüngſter Seit auch einige Städte derartige Kinder- 
heilſtätten gegründet. Es beſtanden im Jahre 1911 in Deutſchland 22 See⸗ 
hoſpize. Faſt doppelt jo groß iſt die Zahl der Kinderheilſtätten in Solbädern. 

waldſchulen. ähnlich wie die Walderholungsſtätten (vgl. S. 100), von denen 
es auch einige für Kinder gibt, bezwecken die Waldſchulen mit verhältnismäßig 
geringen Koſten einen Erholungs- und Heilaufenthalt für kränkliche und 
ſchwache Kinder zu ſchaffen. Es ſind Erholungsſtätten für ſchulpflichtige Kin⸗ 
der, die mit der Kur einen mehrſtündigen Unterricht täglich verbinden. Der 
Grundſatz, nach dem ſie arbeiten, heißt: halbe Portion Unterricht, volle 
Portion Nahrung, doppelte Portion friſche Luft. Es beſtehen in Deutſchland 
in etwa 16 Orten Waldſchulen. 


§ 25. Der Kampf gegen die Volkskrankheiten. 


Tuberkuloſenfürſorge. Die Tuberkuloſe iſt in ihrer Entſtehung und ihrem 
Verlauf in hohem Maße von den Lebensbedingungen der gefährdeten Volks⸗ 
kreiſe abhängig. Seit der Kampf gegen die Tuberkuloſe durch die Entdeckung 
des Tuberkuloſebazillus durch Robert Koch (1882) und die ſich daran anſchlie⸗ 
ßenden Forſchungen ſowie durch die Arbeiterverſicherung energiſch aufgenom— 
men werden konnte, iſt ein erheblicher Rückgang der Krankheit und insbeſon⸗ 
dere der Todesfälle feſtzuſtellen. In Preußen ſind die Todesfälle von 1871 
bis 1914 von 31,8 auf 13,9 auf je 10000 Einwohner zurückgegangen. 
Dabei hat die günſtige Entwickelung der wirtſchaftlichen Bedingungen ſicher— 
lich mitgewirkt. Durch die Strapazen des Krieges und die allgemeine Der- 
ſchlechterung der Lebenshaltung ſeit dem Krieg iſt die Sahl der Erkrankungen 
an Tuberkuloſe wieder außerordentlich geſtiegen. 

Geſchloſſene Fürſorge. Die ſozial⸗hygieniſche Bekämpfung der Tuberkuloſe 
zerfällt in das Heilſtättenweſen und die Fürſorgeſtellen. Die Heilſtätten haben 
erſt eine größere Verbreitung gefunden, als ſich im Jahre 1896 das Deutſche 
Zentral⸗Komitee zur Errichtung von heilſtätten gründete. Nach feinem Ge⸗ 
ſchäftsbericht beſtanden in Deutſchland im Jahre 1917 für erwachſene Lungen⸗ 
kranke 161 heilſtätten mit 16 100 Betten und 161 Kinderheilſtätten mit 
12200 Betten für lungenkranke, an Knochen- oder Gelenktuberkuloſe erkrankte, 
bedrohte oder ſkrofulöſe Kinder. Da die durchſchnittliche Kurdauer in einer 
Heilſtätte drei Monate beträgt, iſt anzunehmen, daß annähernd 120000 Per- 
ſonen jährlich dort Behandlung finden. Die Erbauung und Unterhaltung von 
Heilſtätten für Tungenkranke in dieſem Umfang it nur dadurch möglich ge⸗ 
worden, daß die Candesverſicherungsanſtalten aus ihrem Vermögen heilſtätten 
ſelbſt erbauen oder ſie beleihen konnten. Bis zum Jahre 1912 hatten die Der- 
ſicherungsträger 47½ Millionen Mark für den Bau der deutſchen heilſtätten 
verwendet. Die Heiljtätten werden außer von den Landesverſicherungsanſtal⸗ 
ten von Kreijen, Städten, großen Kaſſenverbänden und Vereinen errichtet. 
Sie nehmen in der Regel Kranke auf, bei denen eine heilung oder mindeſtens 
die Wiederherſtellung der Erwerbsfähigkeit wahrſcheinlich iſt. 

Neben den heilſtätten kommen zur Unterbringung der tuberkulös Erkrank— 
ten auch die Krankenhäuſer und Tuberkuloſenheime in Betracht. Kranke, bei 
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denen eine Wiederherſtellung nicht zu erwarten iſt, werden in Krankenhäuſern 
behandelt. Einzelne Städte haben beſondere Krankenhäuſer für Tuberkulöſe, 
die beſonders den Schwerkranken dienen ſollen. Vereinzelt beſtehen auch Tuber⸗ 
kuloſenheime, die ſchwere, chroniſch verlaufende Fälle von Lungentuberkuloſe 
aufnehmen, um ſie für längere Seit oder dauernd unterzubringen und zu ver⸗ 
pflegen. Dieſe heime bringen, wenn ſie dem Kranken Gelegenheit zu land⸗ 
wirtſchaftlicher Beſchäftigung bieten, geſundheitliche und ſeeliſche Vorteile. 
Sie ſind auch im Betrieb billiger. In ſolchen Heimen gelingt es oft beſſer, 
die Kranken für lange Seit zu halten, und es wird dadurch auch eine Ent⸗ 
laſtung der Krankenhäuſer herbeigeführt. Schließlich wird die Familie des 
Kranken von der Anſteckungsgefahr befreit. Träger der Kojten für die Unter⸗ 
bringung von Kranken in Krankenhäuſern, heilſtätten oder Heimen ſind die 
Krankenkaſſen, die Invalidenverſicherung, die Armenverbände. 

Offene Fürſorge. Mit der heiſtättenbewegung geht Hand in Hand der 
Kampf, der gegen die Tuberkuloſe durchdie Fürſorgeſtellen geführt wird. 
Die erſte deutſche Tuberkuloſenfürſorgeſtelle wurde 1899 von Pütter in Halle 
errichtet. Ihre Ausbreitung wurde durch eine Miniſterialverfügung vom Jahre 
1902 in Preußen und dann auch in den übrigen deutſchen Staaten herbei⸗ 
geführt. Die Sahl der Auskunft: und Fürſorgeſtellen beträgt heute etwa 
2000. Das Sentralkomitee zur Errichtung von heilſtätten wandelte ſich 1906 
in das Deutſche Zentralkomitee zur Bekämpfung der Tuberfu.ofe um und 
wirkte für den Ausbau der Fürſorgeſtellen und neuerdings auch für die Be⸗ 
kämpfung der Tuberkuloſe im Mittelſtand. Die Aufgaben der Fürſorgeſtellen 
ſind: die Tuberkuloſe möglichſt frühzeitig durch Familienunterſuchungen feſt⸗ 
zuſtellen, die notwendige Behandlung und Derjorgung in Krankenhäuſern, 
Heilſtätten zu übernehmen oder zu vermitteln, ſozialhygieniſche Hilfe in der 
Familie zu gewähren (Belehrung und Anleitung zum Vorbeugen, Sorge für 
geſunde Wohnung, Reinhaltung der Wohnung und Abjonderung des Kranken). 
Die Fürſorgeſtellen ſtehen unter der Leitung des Fürſorgearztes, dem die 
Fürſorgeſchweſter oder Fürſorgerin als vollberuflich tätige Kraft zur Seite 
ſteht. Ferner ziehen ſie vielfach Organe der freien Wohlfahrtspflege zur 
Hilfe heran. Während der Arzt in der Sprechſtunde die Unterſuchung vor⸗ 
nimmt, iſt es Aufgabe der Fürſorgeſchweſter, die Beziehung zu Familie und 
Wohnung des Patienten aufzunehmen. Sie muß durch ihre Erkundigungen 
dem Fürſorgearzt die Unterlagen zur wirtſchaftlichen Beurteilung des Falles 
liefern und bei ihren Beſuchen für die Ausführung der notwendigen Maß⸗ 
nahmen ſorgen (Desinfektion des Auswurfs, der Wäſche, der Wohnung, Be⸗ 
ſchaffung von Geidbeihilfen, Betten, Wäſche), und Beziehungen zu den anderen 
Wohlfahrtseinrichtungen, die für den Kranken oder deſſen Familie heran⸗ 
gezogen werden ſollten, herſtellen. Fürſorgeſtellen ſind ſowohl von Städten, 
Kreiſen, Gemeinden, Landesverſicherungsanſtalten, Krankenkaſſen wie von 
Vereinen, beſonders dem Daterländiſchen Frauenverein, errichtet worden. 

Huf dem Lande wird die Tuberkuloſefürſorge am beſten durch eine Für⸗ 
ſorgeſtelle in der Kreishauptſtadt ausgeübt. Die Tätigkeit einer Kreisfür⸗ 
ſorgerin wird aber meiſt nur dann von Erfolg ſein, wenn ſie ſich in den ein⸗ 
zelnen Orten des Bezirks auf Gemeindeſchweſtern, Ortsfürſorgerinnen oder 
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andere ausreichend geſchulte Hilfskräfte ſtützen kann, die durch Hausbeſuche 
die Tuberkuloſeverdächtigen auffinden (vgl. S. 93, 105 u. 116). 

Fürſorge für Geſchlechtskranke. Die offene Fürſorge durch Beratungsſtellen 
gewinnt auch Einfluß auf die Bekämpfung der Geſchlechtskrankheiten. An⸗ 
geſichts der großen Verbreitung dieſer Krankheiten, die durch den Krieg ver- 
ſtärkt iſt, ihrer Bedeutung für die Bevölkerung, wie ihrer Wirkung für den 
Nachwuchs, iſt auf Grund der neueren Erkenntniſſe der Wiſſenſchaft dieſe Auf— 
gabe durch Vereine und den Staat in Ungriff genommen worden. Su praktiſchen 
Maßnahmen führte zuerſt das Eintreten des Keichsverſicherungsamtes. Im 
Jahre 1903 wurden die Ausnahmebeitimmungen für Geſchlechtskranke aus dem 
Krankenkaſſengeſetz bejeitigt und die Pflicht der Krankenkaſſen zu ihrer Der- 
ſorgung feſtgelegt. Nach Berechnung von Dr. Kaufmann entfallen auf rund 
20 Millionen gegen Krankheit Derjicherter im Jahre 1917 fait eine Million 
Geſchlechtskranker, woraus den Kajjen ein Kojtenaufwand von jährlich min⸗ 
deſtens 10 Millionen Mark für ärztliche Behandlung, Arzneien und Kranken— 
hauspflege erwuchs. Das Reichsverſicherungsamt veranlaßte ein weiteres Dor- 
gehen. Es regte das Eintreten der Derjicherungsanitalten für einen energiſchen 
Kampf gegen die Krankheiten durch Fürſorgeſtellen an. Suerſt eröffnete die 
Verſicherungsanſtalt der Hanjejtädte in hamburg (1914) eine Fürſorge⸗ 
ſtelle für Geſchlechtskranke, und nach und nach ſind alle Landesver— 
ſicherungsanſtalten im Bereich ihres Wirkungskreiſes dem Beiſpiel gefolgt. Es 
beſtanden 1918 bereits in mehr als 100 Städten ſolche Beratungsſtellen. Die 
Fürſorge- und Beratungsſtelle hat die Aufgabe, die Kranken zu unterſuchen, 
zu beraten, zu überwachen, unter Umſtänden zu behandeln oder die Kranken 
zur Behandlung anderen Stellen (Kafjenärzten, Privatärzten, Krankenhäu⸗ 
ſern) zu überweiſen. Beſonders iſt es Aufgabe dieſer Stellen, die Kranken dar— 
über aufzuklären, daß das Weſen dieſer Krankheiten periodiſche Unterſuchun⸗ 
gen auch nach erfolgreicher Kur nötig macht. 

Freiwilligkeit und Swang. Dabei iſt eine planmäßige Suſammenarbeit mit 
den Ärzten und mit den Trägern der Kranken- und Invalidenverſicherung un- 
erläßlich. Eine Anzeigepflicht und ein Behandlungszwang beſteht in Deutſch— 
land für Geſchlechtskranke nicht. Ein Teil der Kranken ſuchte die Fürſorge⸗ 
ſtellen freiwillig auf. Doch find die Kaſſen und die Candesverſicherungsanſtal⸗ 
ten in der Lage, ihre Leiſtungen an die Verpflichtung zum Beſuch der Be— 
ratungsſtelle zu knüpfen und ihre Mitglieder dorthin zu überweiſen. Die 
Tätigkeit der Beratungsſtellen erſtreckt ſich meiſt nicht nur auf die Verſicherten, 
ſondern ſteht der ganzen Bevölkerung zur Verfügung. 

Beſondere Anſtalten zur Aufnahme von Geſchlechtskranken find nur ganz 
vereinzelt vorhanden. 

Wie bei der geſamten Sozialverſicherung die Aufgaben derart geteilt ſind, 
daß der Krankenverſicherung die vorübergehenden, der Invaliden-, Alters- und 
Hinterbliebenenverſicherung die dauernden Fürſorgeleiſtungen zufallen, ſo 
haben auch die Krankenkaſſen die Pflicht, die Behandlung der einzelnen Er- 
krankungen auf ihre Koſten durchzuführen, während die Koſten für die Be- 
ratungsſtellen von den Verſicherungsanſtalten übernommen werden. Die Tä- 
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tigkeit der Beratungsſtellen kann in Städten oder Kreijen, die eine einheit⸗ 
liche, zuſammengefaßte Geſundheitsfürſorge haben, durch Unterſtützung der 
Bezirksfürſorgerinnen zweckmäßig ergänzt werden. 

Ein Geſetz zur Bekämpfung der Geſchlechtskrankheiten it feit 
längerer Seit in Vorbereitung. Doch gehen die Meinungen über die Mittel, die 
zur Bekämpfung der Krankheiten angewendet werden ſollen, ſehr auseinander. 
Die weiteſtgehende Forderung iſt Einführung eines Melde- und Behandlungs⸗ 
zwanges ſowie einer diskreten Überwachung durch ein Geſundheitsamt. Eine 
Verordnung der Reichsregierung vom Dezember 1918 bleibt hinter dieſer 
Forderung weit zurück. Es wird dadurch nur feſtgelegt, daß Geſchlechtskranke 
zwangsweiſe einem Heilverfahren unterworfen werden können, wenn die Ge⸗ 
fahr beſteht, daß ſie die Krankheit weiter verbreiten. Ferner ſoll mit Gefäng⸗ 
nis beſtraft werden, wer den Beiſchlaf ausübt, obwohl er weiß oder den Um⸗ 
ſtänden nach annehmen muß, daß er an einer ſolchen anſteckenden Krankheit 
leidet. Die verfolgung tritt, ſoweit es ſich um Ehegatten und „ handelt, 
nur auf Antrag ein. 

Fürſorge für krebskranke. In der gleichen Weiſe hat man in jüngſter Seit 
Auch verſucht, die Fürſorge für Krebskranke durch Fürſorge- und Beratungs⸗ 
ſtellen zu organiſieren. Obgleich die Urſache der Krankheit noch nicht erkannt 
iſt, ſind mit Rückſicht auf die Verbreitung dieſes Leidens Maßnahmen zum 
Zweck der frühzeitigen Feſtſtellung und Behandlung in den großen Städten 
durchgeführt worden. 

Trinkerfürſorge. Die Fürſorge für Trinker oder, wie die neuere Auffajjung 
meint, für Alkoholkranke, umfaßt zwei Aufgaben: die Hilfe, Heilung oder 
Fürſorge für den Trinker ſelbſt und die Fürſorge für ſeine Angehörigen, 
d. h. Schutz gegen den Trunkſüchtigen; Unterſtützung zur Lebensführung, die 
durch den Trinker gefährdet iſt; Dorjorge gegenüber der Gefahr, daß die Kin⸗ 
der wieder Opfer der Trunkſucht werden. 

Träger. Die Trinkerfürſorge wird ausgeübt durch Abſtinenzvereine, Ge⸗ 
meinden und Staat. Die Mittel, deren ſie ſich bedient, ſind Fürſorgeſtellen und 
Trinkerheilſtätten ſowie perſönliche und allgemeine Werbearbeit. Die Für⸗ 
ſorgeſtellen und Trinkerheilſtätten ſind meiſt von der freien Vereinsarbeit, nur 
gelegentlich von Gemeinden getragen. Die Organe der Verſicherungsgeſetz⸗ 
gebung beſchränken ſich auf Geldunterſtützungen für dieſe Organiſationen. 

Dereinsarbeit. Von den zahlreichen Vereinen, die den Kampf gegen die 
Trunkſucht aufgenommen haben, ſind beſonders der Deutſche Verein gegen 
den Mißbrauch geiſtiger Getränke und die Enthaltſamkeitsvereine, darunter 
der Guttemplerorden, das Blaue Kreuz, die Heilsarmee und abſtinente Der- 
eine beſtimmter Berufsgruppen zu nennen. Der Verein gegen den Mißbrauch 
geiſtiger Getränke wirkt durch Rufklärungsarbeit, beteiligt ſich durch feine 
Ortsgruppen an der Gründung von Trinkerheilſtätten, alkoholfreien Gaſt⸗ 
häuſern und Schankſtätten und dgl. Die Enthaltſamkeitsvereine verſuchen die 
gefährdeten Perjonen zu gewinnen und zum Beitritt mit der Verpflichtung 


vollkommener Enthaltſamkeit zu veranlaſſen. Sie ſtärken die Schwankenden 


vor Verſuchung und unterſtützen ihre Mitglieder bei Arbeitsloſigkeit gegen⸗ 
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über der Gefahr der Rückfälle. Sie ſind in erſter Linie imſtande, Trinker zu 
retten. Ihre Urbeit iſt mehr oder weniger Einzelarbeit. 

Trinkerfürſorgeſtellen. Sie wird ſyſtematiſch ergänzt durch die Trinkerfür⸗ 
ſorgeſtellen, die über den verſchiedenen Konfeſſionen und Anſchauungen 
ſtehend ſich auf eine Zuſammenarbeit mit den Behörden und den Organen 
der Verſicherung ſtützen. Sie können Vertreter aller Abſtinenzvereine zu ihrer 
Arbeit heranziehen und dadurch örtlich Sentralſtellen der Trinkerfürſorge ſein. 

Aufgabe der Trinkerfür ſorgeſtellen iſt unentgeltliche Ratertei- 
lung an Trinker und deren Angehörige ſowie Heilung von Trinfern und Be- 
ratung Gefährdeter. Neben dem Leiter der Fürſorgeſtelle, der häufig, aber 
nicht immer ein Arzt iſt, liegt die Ausführung der Arbeit dem Trinferfür- 
ſorger oder der Fürſorgerin ob, die oft hauptamtlich angeſtellt und das eigent⸗ 
liche Organ der Fürſorgeſtelle find. Zu ihrer Hilfe werden Mitarbeiter aus 
den verſchiedenſten Vereinen herangezogen. Wie bei der offenen Fürſorge auf 
anderen Gebieten der Geſundheitspflege zerfällt auch in der Trinkerfürſorge⸗ 
ſtelle die hilfe in Abhaltung von Sprechſtunden und Hausbeſuchen, an die ſich 
die weiteren notwendigen Maßnahmen anſchließen. Als ſolche kommen in Be— 
tracht: Vermittlung des Anſchluſſes an Enthaltſamkeitsvereine für den Trin⸗ 
ker und ſeine Angehörigen, Unterbringung des Trinkers in heilſtätten, Kran- 
kenhäuſern, Invalidenheimen, Arbeiterkolonien, Irrenanſtalten; Herbeifüh- 
rung der Bereitwilligkeit zur Koſtenübernahme in jedem Einzelfall durch die 
in Betracht kommende Krankenkaſſe, Landesverſicherungsanſtalt, Armen- und 
Polizeiverwaltung. Sehr wichtig iſt die Arbeitsvermittlung für Trunkſüch— 
tige, da oft die Art der Arbeit oder die Arbeitsgenoſſen einen unheilvollen 
Einfluß auf fie ausüben. Die Fürſorgeſtelle muß mit anderen Wohlfahrts- 
einrichtungen zuſammenwirken, um die für die Angehörigen des Trinkers ent⸗ 
ſtehenden Schädigungen zu beſeitigen. 

Die Swangsmittel, die im Kampf gegen die Trunkſucht angewendet werden 
können, ſind: die Aufnahme des Trinkers in die polizeiliche Trinkerliſte (nach 
8 361 Abj. 1 des Reichsſtrafgeſetzbuches); die Herbeiführung der Gewährung 
von Sachleiſtungen an Stelle der dem Trinker zuſtehenden Barleiſtungen durch 
die Verſicherungsträger; die gerichtliche Entmündigung und die Entziehung der 
väterlichen Gewalt. Auch enthält das Sivilrecht Beſtimmungen darüber, daß 
die Eheſcheidung auf Grund von Trunkſucht als ſchwerer Derlegung der durch 
die Ehe begründeten Pflichten beantragt werden kann. Tatſächlich können dieſe 
Beſtimmungen verhältnismäßig felten wirkſam gemacht werden, weil die An- 
gehörigen ſich vor Einleitung eines ſolchen Verfahrens mit Rückſicht auf die 
Gefahren, die ihnen bis zur Durchführung entſtehen, ſcheuen. 

Trinkerheilſtätten ſind von privater Seite, von Vereinen und öffentlichen 
Körperſchaften errichtet worden. Daneben kommen auch Nervenheilanſtalten 
für vorübergehenden Aufenthalt von Trinkern in Betracht. Doch muß in allen 
Fällen die Fürſorge in engſter Verbindung mit den Anſtalten ſtehen und bei 
der Entlaſſung des Trinkers ihre Aufſichts- und Hilfstätigfeit aufnehmen. 

Eine Juſammenfaſſung der Geſundgheitsfürſorge iſt aus den verſchiedenſten 
Gründen erforderlich, ſowohl im Intereſſe der Pfleglinge als auch im Inter— 
eſſe einheitlicher Verwaltung und der Kräfte- und Mittelerſparnis. In den 
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größeren Städten ſind beſondere Medizinalverwaltungen oder Geſundheits⸗ 
ämter entſtanden, die eine planmäßige Geſtaltung der geſamten Geſund⸗ 
heits⸗ und Krankenfürſorge anſtreben. Auf dem Lande iſt neben der Stellung 
des Kreisarztes in den Kreisfürjorgerinnen ein ausführendes Organ ge⸗ 
ſchaffen. War ihre Arbeit urſprünglich auf die Bekämpfung der Säug⸗ 
lingsſterblichkeit gerichtet (Regierungsbezirk Düſſeldorf), ſo hat ſich mehr 
und mehr die Übertragung der geſamten Fürſorgetätigkeit auf ſie als zweck⸗ 
mäßig erwieſen (vgl. S. 93, 105, 113). | 


Sünftes Kapitel. 
Jugendwohlfahrt und Dolksbildungswejen. 


§ 24. Fürſorge für die normale Jugend. 

Geſundheit und Erziehung. Die Bedingtheit der Einteilung in Geſundheits⸗ 
fürſorge und Jugendwohlfahrt iſt ſchon hervorgehoben worden. Es kann ſich 
dabei nur darum handeln, einmal die Beſtrebungen zuſammenzufaſſen, die 
in erſter Linie der Erhaltung und Förderung der Geſundheit dienen; 
andererſeits die Bemühungen ins rechte Licht zu ſetzen, die vorwiegend 
Erziehungsfürſorge und Bildungsarbeit ſind. Es ſind deshalb die Maßnahmen 
für die Säuglinge und die Geſundheit der Kleinkinder ſowie die Erholungs⸗ 
fürſorge für Kinder!) in dem vorhergehenden Abſchnitt behandelt worden, wäh⸗ 
rend Kindergärten und Horte und die geſamte Schulkinderfürſorge in den 
Sufammenhang der Erziehungsfürſorge hineingeſtellt werden. Das geſchieht 
teils, weil dieſe Beſtrebungen urſprünglich aus erziehlichen Erwägungen her⸗ 
vorgingen; aber auch, weil fie in der Regel in Verbindung mit Erziehungsmaß⸗ 
nahmen, wenn auch mit ärztlicher Unterſtützung, ausgeführt werden. 

Kufſichtsloſe Kinder. In der Erziehungsfürſorge gliedert ſich ganz klar 
der geſetzlich geordnete, durch öffentliche Körperſchaften getragene Teil von 
der freien Wohlfahrtspflege. Beide gehen von den Schäden aus, die durch den 
Mangel an Aufjiht für die Kinder entſtehen (außerhäusliche Erwerbsarbeit 
der Mütter und mangelnde Erziehungseinflüſſe). Bei voller Berückſichtigung 
der grundſätzlichen Verantwortlichkeit der Eltern, die durch die Wohlfahrts⸗ 
pflege nicht untergraben werden darf, ſind doch Einrichtungen nötig, um der 
körperlichen, geiſtigen und ſittlichen Not zu ſteuern, der Kinder durch un⸗ 
günſtige Familienumſtände ausgeſetzt ſind. 

Dieſe Einrichtungen gliedern ſich in ſolche, die das Elternhaus vollſtändig 
erſetzen (geſchloſſene Anſtalten), die es tagsüber oder für einen Teil des 
Tages erſetzen (halbgeſchloſſene Anſtalten) und in Einrichtungen, die das 
Elternhaus durch körperliche und geiſtige Pflege und Erziehung des Kindes 
ergänzen ſollen. Sie gliedern ſich ferner nach dem Alter der Kinder, da ver⸗ 
ſchiedenartige Altersgruppen verſchiedenartiger Fürſorge bedürfen. 

vorſchulpflichtiges Alter. Für das vorſchulpflichtige Alter ſorgen neben 
den Krippen, die Kinder bis zum dritten Jahr aufnehmen (Kriech⸗ oder Lauf- 
alter), die Kinderbewahranſtalten, Spielſchulen und Kindergärten, die für 
das Spielalter (3—6 Jahre) beſtimmt find. Die reinen ewe die 
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die Kinder vor Unfällen und Unheil ſchützen, aber häufig eine ausreichende 
hygieniſche und pädagogiſche Ausgeſtaltung vermiſſen laſſen, haben an Gel: 
tung verloren. Statt deſſen errichtet man heute, geſtützt auf die Ideen Peſta⸗ 
lozzis und Fröbels, meiſt Volkskindergärten, in denen die Anlagen der Kinder 
planmäßig entwickelt werden ſollen. Die Volkskindergärten find teils nur 
vormittags, teils während des ganzen Tages geöffnet. Träger find: Vereine. 
Kirchengemeinden, Gutsvorſtände, neuerdings auch die Städte. 

horte. Die gleiche Aufgabe erfüllen für Kinder im ſchulpflichtigen Alter die 
Horte, die Kindern in der ſchulfreien Seit Aufnahme bieten. Die beſondere er— 
ziehliche Aufgabe von Kindergärten und horten beſteht darin, frohe Betäti- 
gung aller Kräfte und familienhaftes Suſammenleben zu fördern und dadurch 
zum wirklichen Erſatz des Elternhauſes für die Seit zu werden, in der die Kin⸗ 
der häuslicher Aufſicht entbehren. Während beide Arten von Anſtalten früher 
mehr der Verwahrung dienten, ſollen ſie jetzt die Erziehung, die Entwickelung 
aller vorhandenen Anlagen des Kindes fördern. Sie dürfen unter keinen Um⸗ 
ſtänden wie eine Fortſetzung des Schulbetriebs wirken. 

Kinderſammelſtellen. Auf dem Lande, wo die Mütter nur während eines 
Teils des Jahres von Hauſe abweſend find, und wo ſich getrennte Einrichtun⸗ 
gen für die verſchiedenen Altersklaſſen nicht lohnen, beſtehen an Stelle von 
Bewahranſtalten an manchen Orten Kinderfammeljtellen, in denen Kinder 
aller Altersſtufen tagsüber aufgenommen (verwahrt) werden, um die Mütter 
für die Candarbeit zu entlaſten und ſie über die Derjorgung ihrer Kinder 
zu beruhigen. 

Ergänzende Fürſorge. Neben den Maßnahmen, die Schäden der Aufſichts⸗ 
loſigkeit beſeitigen ſollen, ſind Hilfen für körperliche und geiſtige Pflege der 
Kinder nötig, die das Elternhaus ergänzen. Es kommen Sonntagsſchulen und 
Flickſchulen, Handfertigkeitsunterricht und Kinderleſehallen einerſeits, fer— 
ner Erholungsfürſorge, Spielplatzanlagen, Wanderungen, vor allem aber 
Kinderſpeiſungen in Betracht. 

Speiſungen. Die Gründe für die Einrichtung von Speiſungen, und zwar in 
Form von erſtem oder zweitem Frühſtück oder Mittageſſen, ſind verſchiedener 
Art. Der Geſundheitszuſtand der Kinder, die wirtſchaftlichen oder perſönlichen 
Verhältniſſe der Eltern machen eine öffentliche Speiſung notwendig. Bei der 
Zulaſſung der Kinder wirken Schulärzte, Fürſorgerinnen, Schulpflegerinnen 
und andere Organe der Wohlfahrtspflege zuſammen, um die Notwendigkeit 
zu prüfen. An vielen Orten wird von den Eltern, falls fie dazu in der Lage 
ſind, ein Beitrag erhoben. Die Kinderſpeiſungen werden in vielen Städten 
von Dereinen geleitet, erhalten aber meiſt erhebliche ſtädtiſche Suwendungen. 
An manchen Orten iſt ein gemiſchtes Syſtem der Organiſation eingeführt. 
Der Verein führt die Arbeit aus, während die Stadtverwaltung die Koften 
trägt und ein Überwachungsrecht in Anſpruch nimmt (vgl. S. 15). 

Angejichts des durch Krieg und Blockade jo außerordentlich geſchwächten 
Geſundheitszuſtandes der Jugend hat ſich die Auslandshilfe dieſem Zweig 
der Fürſorge beſonders zugewendet. Die Quäkerſpeiſungen, die in den Groß⸗ 
ſtädten und in verſchiedenen ländlichen Diſtrikten eingeführt ſind, geben den 
geſundheitlich am meiſten gefährdeten Kindern ohne Rückſicht auf die wirtſchaft⸗ 


118 Jiauugendwohlfahrt und Doltsbildungswofen N 


liche Lage der Eltern täglich eine kräftige Mahlzeit, und zwar in der Regel! in 
den Nachmittagsſtunden. Es it damit beabſichtigt, den Kindern neben ihrer 
gewöhnlichen Nahrung noch eine beſondere Mahlzeit als Zulage zuzuführen 
(vgl. S. 80 u. 110). 
schulkinderfürſorge. Eine ganze Reihe von Fürſorgemaßnahmen knüpft an 
die beſonderen Bedürfniſſe des Schulkindes an. Hierbei handelt es ſich zwar 
vorwiegend um geſundheitliche Geſichtspunkte, doch iſt die Ausführung 
in vielen Orten in die anderen Beſtrebungen der Kinderfürſorge VVVk; 
um die geſamte Kinderfürjorge zuſammenzufaſſen. | 

Die Sahl der ſchulpflichtigen Kinder betrug im Jahre 1911 in Deutſchland 
mehr als 11 Millionen. Die Schule macht Hilfseinrichtungen nötig, weil 
. oder gefährdete Kinder das Siel der Schule nicht erreichen können, 
und ſie erfordert weiterhin Hilfe, weil im Schulbetrieb an ſich Gefahrenquellen 
für das Kind ruhen, denen im Intereſſe des Kindes wie der Geſamtheit Ki 
gegengewirkt werden muß. 

Schulärzte. Es ſind deshalb, unabhängig davon, daß ſämtliche Schulen in 
geſundheitlicher Beziehung den Kreisärzten unterftellt find, in faſt allen mitt⸗ 
leren und großen Städten Schulärzte als beſondere Organe der Schulkinder⸗ 
fürſorge angeſtellt. Die Anſtellungsart (haupt- oder nebenamtlich), der Auf: 
gabenkreis und die praktiſche Tätigkeit der Schulärzte ſind ſehr verſchieden⸗ 
artig geregelt. Der Schularzt hat überall die Kinder zu unterſuchen. Die Be⸗ 
handlung darf er in der Regel nicht übernehmen, ſondern nur veranlaſſen. 
In manchen Orten ſind ihm die Überwachung der Schulgebäude und andere 
geſundheitliche Aufgaben im Rahmen der Schule übertragen. Die Sahl der 
einem Schularzt anvertrauten Kinder ſchwankt zwiſchen 1000 und 6000. Nach 
einer durch Miniſterialerlaß (1899) in Preußen als vorbildlich anempfoh⸗ 
lenen Einrichtung der Stadt Wiesbaden gehört zu den Pflichten der Schulärzte 
für die Volks⸗ und Mittelſchule: ärztliche Unterſuchung aller neu aufgenom⸗ 
menen Schulkinder; Abhaltung einer Sprechſtunde alle 14 Tage; eines Be⸗ 
ſuches jeder Klafje zweimal im Halbjahr; die fortlaufende Führung des Ge⸗ 
ſundheitsſcheines bei kränklichen Kindern; die Unterſuchung einzelner Kinder 
in ihrer Wohnung, um feſtzuſtellen, ob Schulverſäumnis gerechtfertigt iſt; 
Revilionen des Schulgebäudes; Abhaltung von kurzen Vorträgen für Lehrer- 
verſammlungen. Die ſeitdem gegründete Vereinigung der Schul⸗ und Für⸗ 
ſorgeärzte faßt den Aufgabenkreis viel weiter. | 

Schulpflege. Die Arbeit des Schularztes wird ergänzt durch Schulſchwe⸗ 
ſtern oder Schulpflegerinnen, die für die Ausführung der vom Schul⸗ 
arzt als notwendig erkannten Maßnahmen zu ſorgen haben. Sie verſuchen 
das durch Einwirkung auf die Eltern, ſie leiten ſelbſt das Notwendige in 
die Wege, wenn die Eltern außerſtande oder nicht zu bewegen ſind, den 
Rat des Arztes zu befolgen. Die Schulpflegerin hat noch weitere Pflich⸗ 
ten. Sie ſoll nicht nur geſundheitliche Aufgaben als Gehilfin des Schularztes 
übernehmen, ſondern im Anſchluß an die Schule die geſamte Kinderfür- 
ſorge planmäßig geſtalten und zwiſchen Schule, Elternhaus und behördlicher 
wie privater Wohlfahrtspflege vermitteln. Sie ſtellt die Urſachen ungenügen⸗ 
der Leiſtungen der Kinder in den Schulen feſt. Sie wählt die Be Be die 
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Unterbringung im Hort nötig haben, und legt dem Schularzt und Lehrer Dor⸗ 
ſchläge für die Unterbringung in Ferienkolonien oder Erholungsaufenthalt 
vor. Sie regt Schutzaufſicht, heim- oder Anſtaltsunterbringung an. 

Körperliche Kräftigung. Unter den Einrichtungen, die von der Schule oder 
im nſchluß an die Schule zur Kräftigung der Schuljugend getroffen werden, 
ſind noch zu nennen: Turnfahrten, Wanderungen, Badeeinrichtungen, Garten- 
arbeit; Schulzahnkliniken. In neueſter Seit find auch vereinzelt Luft- und 
Sonnenbäder für ſchwiächliche Kinder eingerichtet worden, die der Abhär⸗ 
tung dienen (Frankfurt a. M.). Die Kinder werden unter guter Aufſicht ver⸗ 
ſorgt und durch Turnen, Atemübungen, Spiel, Duſchen, Abwaſchungen, die 
ſyſtematiſch einander abwechſeln, gekräftigt (vgl. S. 110). 

Gefetzliche Jugendfürſorge. Handelt es ſich bei den bisher geſchilderten Ein⸗ 
richtungen zum Schutz der Jugend hauptſächlich um die freie, auf keiner geſetz⸗ 
lichen Grundlage beruhende Fürſorge von Vereinen und Gemeinden, jo hat 
ſich allmählich ein immer wachſendes Feld geſetzlich geregelter Jugendfürſorge 
entwickelt. 

Waiſenpflege. Das Waiſenkind der minderbemittelten Kreiſe fand bisher 
in der Armengeſetzgebung die Grundlage ſeiner Verſorgung. Die wirtſchaft⸗ 
liche Fürſorge für arme Waiſenkinder wurde entweder von den Armenverwal— 
tungen ſelbſt oder von beſonderen Waiſenkommiſſionen ausgeübt. Bei der 
Wahl zwiſchen einer Verſorgung durch Anſtaltserziehung oder in überwachter 
Familienpflege gibt man in Deutſchland allgemein dem Pflegeſtellenſyſtem 
den Vorzug. Waiſenanſtalten werden vorwiegend von Vereinen, in der Regel 
für Kinder beſtimmter Berufsgruppen unterhalten. Die öffentlichen Körper- 
ſchaften beſchränken ſich immer mehr auf die Errichtung von Waiſenanſtalten 
für ſchwer erziehbare Kinder (vgl. S. 59 u. 63). 

Die Eingliederung des Waiſenkindes in die Fürſorge der Armenbehörde 
gilt heute allgemein als unzweckmäßig. Die weſentlichen Aufgaben für ſeine 
Derjorgung ſind erziehlicher Natur und ſollen deshalb in Zukunft in die hand 
von erziehlichen Kräften gelegt werden (ogl. Jugendwohlfahrtsgeſetz S. 125). 
Die Einrichtungen und hilfe, die das Waiſenkind braucht, unterſcheiden ſich 
nicht von denen, mit denen anderen hilfsbedürftigen Kindern zu helfen iſt. 

vormundſchaft. Die Geſamtheit der Waiſenkinder — unabhängig von ihrer 
Tage — findet Schutz durch das Vormundſchaftsweſen. Die Vormundſchafts⸗ 
gerichte überwachen die Erziehung und Ausbildung aller eltern- bzw. vater⸗ 
loſen Kinder ſowie die Verwaltung ihres Vermögens. Sie beaufſichtigen die ge- 
jamte Tätigkeit der Dormünder und haben außer der Überwachung der Wai⸗ 
5 die geſamte heranwachſende Jugend im Falle der Gefährdung zu ſchützen, 

d. h. Fürſorgeerziehung anzuordnen. 

In der Vormundſchaft iſt zu unterſcheiden zwiſchen Einzelvormundſchaft 
und Berufsvormundſchaft (ogl. S. 103). Während für die unehelichen Kinder die 
Berufsvormundſchaft allgemein als geeigneter angeſehen wird, kann eine gut 
organiſierte Einzelvormundſchaft für Waiſenkinder, beſonders für heran⸗ 
wachſende Kinder, vorteilhafter fein. 

Gemeindewaiſenrat. Alsöffentlich-rechtliches hilfsorgan des Vormundſchafts⸗ 
gerichts iſt der Gemeindewaiſenrat eingeſetzt. Er beſteht aus einem oder mehre- 
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ren Mitgliedern der Gemeindeverwaltung, die den Namen „Waiſenräte, Wai⸗ 
ſenpfleger, Waiſenpflegerinnen“ führen. Die Aufgaben des Waiſenrates ſind 
nach dem BGB.: Er hat dem Vormundſchaftsgericht die Fälle anzuzeigen, in 
denen ein Vormund ernannt werden muß, die Dormünder vorzuſchlagen und 
zu überwachen. Er ſoll für die Erziehung und körperliche Pflege der Mündel 
ſorgen. Jedoch hat er nicht das Recht, perſönlich einzuſchreiten, wenn er Miß⸗ 
ſtände in der Führung der Vormundſchaft feſtſtellt, ſondern hat das Uormund⸗ 
ſchaftsgericht zu weiteren Maßnahmen zu veranlaſſen. Das Jugendwohl⸗ 
fahrtsgeſetz wird nach dem Entwurf dieſe wie die anderen geſetzlichen Auf- 
gaben der Jugendfürſorge den Jugendämtern übertragen (vgl. S. 125). 


§ 25. Fürſorge für Gefährdete und Derwahrloite. 


verwahrloſung. Während den Waiſenkindern vor allem Erſatz für die nor⸗ 
male Verſorgung und Erziehung des Elternhauſes zu geben iſt, bedürfen die 
ſittlich gefährdeten Kinder beſonderer erziehlicher Einflüſſe. Münſterberg 
pflegte zu ſagen: Es gibt keine verwahrloſten Kinder. Es gibt nur verwahr⸗ 
loſte Verhältniſſe. Die heutige Erkenntnis würde das für viele Kinder an⸗ 
nehmen, würde auch von dem Einfluß einer ungünſtigen, das natürliche Trieb⸗ 
leben unterbindenden Umgebung ſprechen. Sie würde daneben aber eine anor⸗ 
male pſychiſche Anlage als ſtark gefährdender Faktor einſetzen. 

Die Erziehungsarbeit und der Schutz gefährdeter Kinder wird noch heute 
in erheblichem Umfange von freien Organiſationen ausgeübt. Vereine zum 
Schutz der Kinder vor Ausbeutung und Mißhandlung, Zentralen für Jugend⸗ 
fürſorge, die Kinderſchutzkommiſſionen der Arbeiterſchaft treiben offene vor⸗ 
beugende und nachgehende Fürſorge. Vor allem aber werden viele Erziehungs⸗ 
anſtalten für verwahrloſte Kinder von Vereinen unterhalten (Rettungs⸗ und 
Erziehungsanſtalten). Eine große Sahl der deutſchen Rettungshäuſer iſt ſeit 
1895 zu einer Konferenz und ſeit 1913 zum Evangeliſchen Erziehungsamt 
zuſammengetreten. Staat und Gemeinde üben in dieſer ee nur eine 
ergänzende Cätigkeit aus (ogl. S. 26). 


Fürſorgeerziehung. Dagegen iſt die rechtliche Grundlage für das Eintreten 
von Staat und Geſellſchaft gegenüber den gefährdeten Kindern durch die Ge⸗ 
ſetzgebung der Länder gegeben. Das preußiſche Fürſorgeerziehungsgeſetz 
vom Jahre 1900 iſt aus dem Swangserziehungsgeſetz hervorgegangen, das 
aber nur die Möglichkeit gab, Kinder in Swangserziehung zu bringen, die in⸗ 
folge von Vernachläſſigung oder ſchuldhafter Gefährdung Straftaten begangen 
hatten, für die ſie ihrer Jugend wegen nicht ſtraftrechtlich verfolgt werden konn⸗ 
ten. Das Fürſorgeerziehungsgeſetz geht viel weiter und macht vorbeugendes 
Eingreifen möglich. Es ſtützt ſich auf die 88 1666 und 1838 des BGB. Danach 
kann in allen Fällen Fürſorgeerziehung für Minderjährige bis zum 18. Jahr 
angeordnet werden, wenn eine anderweitige Unterbringung zur Verhütung von 
Verwahrloſung und Gefährdung, zum Schutz ſtrafunmündiger Jugendlicher 
vor weiteren Straftaten, vor völligem ſittlichen Verderben und ſchuldhafter 
Gefährdung notwendig erſcheint. In den anderen Ländern beſtehen abweichende 
Altersgrenzen, z. B. in hamburg das 21. Jahr, in Sachſen grundſätzlich das 
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16. Jahr. Die Fürſorgeerziehung wird durch einen Beſchluß des Dormund- 
ſchaftsgerichtes angeordnet. Sie erfolgt unter öffentlicher Auffiht entweder in 
Erziehungsanſtalten oder in Familienpflege und auf öffentliche Koſten. Die 
Anftaltserziehung iſt bei allen Söglingen angebracht, die zu Verbrechen neigen 
oder deren Konſtitution beſondere Berückſichtigung und Pflege erforderlich 
macht. Die Familienerziehung ſoll eintreten, wenn die Unterbringung der 
Kinder durch ungünſtige häusliche Verhältniſſe, durch Urſachen, die nicht im 
Kinde ſelbſt ruhen, erforderlich wird. Ein ſo ſtark einſchneidender Eingriff 
wie die Fürſorgeerziehung wird nur angewendet, wenn andere Mittel, Ent- 
fernung aus dem Elternhaus, Stellung der Jugendlichen unter Schutzaufſicht 
nicht ausreichen. Denn ſie bedeutet einen ſtarken Eingriff des Staates in die 
Rechte und Pflichten der Eltern, der nur zuläſſig iſt, wenn alle anderen Maß⸗ 
nahmen verſagen. 

Schutzaufſicht. Als vorbeugende Maßnahme tritt neben die Sürjorge- 
erziehung die Schutzaufſicht. Während bei Einleitung der Fürſorgeerziehung 
der ZSuſammenhang zwiſchen dem Jugendlichen und ſeiner Familie gelöſt wird, 
gibt die Schutzaufſicht eine Möglichkeit, den Familien die Verantwortung 
für die Erziehung zu überlaſſen, das Gefühl für die Verantwortung aber durch 
eine Rufſicht zu ſtärken. Solche Schutzaufſichten wurden urſprünglich von 
Vereinen eingeführt, aber erſt ſpäter in ihrer vollen Bedeutung durch 
miniſterielle Verfügungen, die die Anordnung von Schutzaufſichten empfahlen, 
anerkannt. Sie können vorbeugende wie heilende Aufgaben verfolgen, je 
nach dem, ob eine Gefährdung, beginnende Derwahrlojung oder Straffällig— 
keit Deranlajjung zu einer Schutzaufſicht gibt. Don beſonderer Bedeutung iſt 
die Schutzaufſicht dann, wenn dem Jugendlichen eine Bewährungsfriſt gegeben 
wird (Ausſetzung der Strafvollſtreckung). 

Durch das Reichsjugendwohlfahrtsgeſetz iſt die einheitliche Regelung der 
Schutzaufſicht wie der Fürſorgerziehung in Ausſicht genommen, und zwar ſoll 
das Vormundſchaftsgericht die Schutzaufſicht und die Fürſorgeerziehung in 
engſter Fühlungnahme mit dem Jugendamt anordnen. Die Ausübung der 
Schutzaufſicht ſoll dem Jugendamt, Vereinen oder einzelnen Perſonen über— 
tragen werden. | 

Jugendgerichte. Die gleiche Umwandlung der Anſchauungen, die jih in 
der Stellung zu den gefährdeten und verwahrloſten Kindern durch die Für⸗ 
ſorgeerziehung zeigt, hat auch in bezug auf die Behandlung der Kinder durch 
die Rechtspflege Platz gegriffen. Es erſcheint heute als ungerechtfertigt, das 
ſtraffällige Kind nach denſelben Grundſätzen wie Erwachſene abzuurteilen. 
Nach dem Strafgeſetzbuch kann ſtrafrechtlich verfolgt werden, wer das zwölfte 
Lebensjahr vollendet hat. Wenn Jugendliche von 12—18 Jahren nicht die 
zur Erkenntnis der Strafbarkeit ihrer Handlung erforderliche Einſicht be— 
ſitzen, ſo muß Freiſprechung erfolgen. Doch können Erziehungsmaßnahmen an⸗ 
geordnet werden. Daß die Straftat von jugendlichen Verbrechern häufig auf 
Leichtſinn, Mangel an Erziehung und Beaufſichtigung zurückzuführen iſt, und 
daß die Strafe unter den Geſichtspunkt ihrer erziehlichen Wirkung geſtellt 
werden ſoll, wird heute allgemein anerkannt. Aus dieſen Erwägungen iſt man 
zur Schaffung beſonderer Jugendgerichte gelangt. Ihre Einrichtung ſtammt 
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aus Amerika. Die Anregungen für Deutſchland beginnen in den neunziger 
Jahren des vorigen Jahrhunderts. Die Eigentümlichkeit der Jugendgerichte 
liegt darin, daß der Vorſitzende zugleich Strafrichter und Vormundſchaftsrich⸗ 
iſt. Er bedient ſich zur Aufklärung der Lebensverhältniſſe und der Perſönlich⸗ 

keit der jugendlichen Angeklagten der Jugendfürſorgeorganiſation (Jugend⸗ 
gerichtshilfe). In den Jahren bis 1912 entſtanden 212 eigentliche Jugend⸗ 
gerichte. Beſondere Maßnahmen im Verfahren gegen Jugendliche trafen 692 
Amtsgerichte. Für Preußen erging am 1. April 1908 eine allgemeine Derfü- 
gung des Juſtizminiſteriums, in der Grundſätze für die bereits im Derwal- 
tungsweg eingeführten Maßnahmen aufgeitellt wurden: „im vorbereitenden 
Verfahren Prüfung der Lebensverhältnijje, Beurteilung der Perſönlichkeit der 
Jugendlichen; Suziehung von Jugendfürſorgeorganiſationen. Die Strafver⸗ 
fahren ſollen durch beſondere Jugendrichter erledigt werden.“ 

In den übrigen Bundesſtaaten wurde — gleich Preußen — um 1908 durch 
Miniſterialerlaſſe die Einrichtung von Jugendgerichten angeordnet. 

Die Entwickelung des deutſchen Jugendgerichts zeigte immer deutlicher, daß 
es ſeine Aufgaben nur dann ganz löſen kann, wenn es von Helferorgani- 
ſationen unterſtützt wird. Die Suſammenarbeit der Gerichte mit ſolchen Hel⸗ 
ferorganiſationen geſtaltet ſich ſehr verſchieden. Es werden dafür von den 
Gerichten Vereine herangezogen, oder es beſtehen behördliche Stellen, wie 
die in letzter Zeit entſtandenen Jugendämter, die vielfach eigene Jugendr 
gerichtshilfsabteilungen haben. — Die Tätigkeit der Jugendgerichtshilfen iſt 
im weſentlichen die gleiche: 1. Ermittlung vor der Verhandlung, d. i. Be⸗ 
urteilung der Umgebung, Lebensverhältniſſe, perſon des Betreffenden; 2. Bei- 
ſtandſchaft in der Hauptverhandlung, beſonders in bezug auf die Wahrneh⸗ 
mung der Erziehungsintereſſen; 3. Fürſorge und Schutzaufſicht nach der Der- 
urteilung. 

Bedingte Begnadigung. Einen beſonderen erziehlichen Einfluß können die 
Gerichte durch Anwendung der bedingten Kusſetzung der Strafvollſtreckung 
ausüben. Geringere Freiheitsſtrafen können unter Bewilligung einer Bewäh⸗ 
rungsfriſt für alle perſonen von den Gerichten — in einzelnen Ländern von 
der Strafvollſtreckungsbehörde — ausgeſetzt werden. Die Strafausſetzung kann 
von beſonderen Maßnahmen (schutzaufſicht, Fürſorgeerziehung) abhängig ge- 
macht werden. Die Schutzaufſicht wird den gender oder Jugend⸗ 
fürſorgevereinen übertragen. 

Polizeifürjorge. Einer beſonderen Erwähnung bedarf die polizeifürſorge 
für weibliche Straffällige und für Mädchen, die von der Polizei aufgegriffen 
werden. Sie ſind an vielen Orten der Fürſorge von Polizeiaſſiſtentinnen oder 
Fürſorgerinnen unterſtellt, die für ihre Unterbringung zu ſorgen haben, die 
Verbindung mit den Angehörigen wiederherſtellen, Arbeit und Hilfe vermitteln 
ſollen, ärztliche Unterſuchung und Hilfe veranlaſſen. An einigen Orten iſt die 
Unſtellung ſolcher Fürſorgerinnen durch Vereine, in anderen durch die Ge⸗ 
meinde erfolgt. Gefordert wird die Ausgeſtaltung der Arbeit zu einem Bisar 
amt, wie es vereinzelt bereits vorhanden ift. | 

Kinderarbeit. Dem gejeglihen Schutz vor Verwahrloſung reiht ſich der 
Schutz der Kinder vor Ausnutzung an; vor Ausnußung durch die Eltern, die 
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oft die Not dazu treibt; vor Ausnutzung durch die Arbeitgeber, die dem hilf- 
loſen Kind gegenüber ihre Machtſtellung häufig furchtbar mißbraucht haben. 
Der gewerbliche Kinderſchutz ſieht auf eine hundertjährige Entwickelung zurück. 
In Deutſchland iſt die Kinderarbeit geregelt durch die Reichsgewerbeordnung 
und das Reichsgejeß betreffend Kinderarbeit in gewerblichen Betrieben (1903). 
Nach der Reichsgewerbeordnung dürfen Kinder unter dreizehn Jahren in 
Fabriken nicht beſchäftigt werden und Kinder von 13 — 14 Jahren nur, wenn 
ſie ihrer Schulpflicht genügt haben und nicht länger als ſechs Stunden täglich. 
Für 14—16 jährige Kinder gilt ſeit der Revolution der Achtſtundentag. Sie 
dürfen nicht nachts (zwiſchen 8 Uhr abends und 6 Uhr morgens) beſchäftigt 
werden. Auch iſt ihre Beſchäftigung in beſtimmten, beſonders gefährlichen 
Induſtrien verboten. | 

In bezug auf die Erwerbsarbeit von Kindern im gewerblichen Klein- 
betrieb, im handels- und Verkehrsgewerbe unterſcheidet das Kin⸗ 
derſchutzgeſetz (1903) zwiſchen Kindern, die im Betrieb der Eltern tätig, und 
ſolchen, die bei Fremden angeſtellt ſind. Fremde Kinder unter zwölf, eigene 
Kinder unter zehn Jahren dürfen überhaupt nicht in dieſen Erwerbszweigen 
beſchäftigt werden. Die Arbeit von Kindern über zwölf bzw. zehn Jahren 
darf nicht in der Zeit zwiſchen 8 Uhr abends und 8 Uhr morgens und nicht 
vor dem Dormittagsunterricht ſtattfinden. Den Kindern iſt mittags min⸗ 
deſtens eine zweiſtündige Pauſe zu gewähren; am Nachmittag darf die Be⸗ 
ſchäftigung erſt eine Stunde nach beendetem Unterricht beginnen. Bei Be⸗ 
ſchäftigung fremder Kinder darf die tägliche Arbeitszeit drei — in den Schul⸗ 
ferien vier — Stunden nicht überſteigen. An Sonn- und Feſttagen dürfen 
fremde und eigene Kinder nicht beſchäftigt werden. 

normale Kinder. Die Fürſorge für die anormale und gebrechliche Jugend 
iſt in Preußen durch das Krüppelfürſorgegeſetz geregelt (vgl. S. 83), das durch 
Vereinstätigkeit ergänzt wird. Beſonders wenden ſich die Vereine der Abhilfe 
von Bedürfniſſen zu, für die Methoden erſt erprobt werden müſſen. Jo iſt 
die Fürſorge für Pſychopathen, die ſich in den erſten Anfängen befindet, 
noch faſt ausſchließlich in der hand freier Vereinigungen. Es beſtehen nur ganz 
wenige Anſtalten zur Heilerziehung ſolcher Kinder. 


§ 26. Jugendpflege. 

Jugendpflege. Die Fürſorge für die ſchulentlaſſene Jugend zwiſchen 14— 18 
Jahren hat gegen Gefährdungen wirtſchaftlicher und geſundheitlicher, gei- 
ſtiger und ſittlicher Natur anzugehen. Die Loslöjung vieler junger Menſchen 
aus der Familie oder der verringerte Erziehungseinfluß vieler Familien ſetzen 
die Jugendlichen allen zufälligen Einwirkungen aus. Das Berufsleben bringt 
mannigfache Gefahren: verfehlte oder ungeeignete Berufswahl, Mangel an 
Wirtſchaftlichkeit, Geſundheitsſchädigungen, geiſtige Übſtumpfung, ſittliche 
Schwierigkeiten. So verſchiedenartig die Gefahren für die Jugendlichen, jo 
vielfältig ſind auch die Bemühungen um Schutz und Hilfe (vgl. S. 63). 

Berufsberatung. In erſter Linie ſtehen dabei die Einrichtungen, die beim 
Eintritt in das Berufsleben den jungen Menſchen führen und ſtützen ſollen: 
Berufsberatung und Fortbildungsſchule. Die Berufsberatung ſoll den Ju- 
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gendlichen und feine Eltern auf Grund der Feſtſtellung ſeiner perle 
und geiſtigen Eignung und mit Berückſichtigung der volkswirtſchaftlichen Cage 
der verſchiedenen Erwerbszweige beraten und ihn einem geeigneten Beruf 
zuführen. Bis vor kurzem ausſchließlich Gegenſtand freier Tätigkeit, iſt die 
Berufsberatung neuerdings ſtaatlich geregelt durch Miniſterialerlaſſe für 
Bayern, Preußen, Sachſen. Die Berufsberatung wird auf der Grundlage von 
Mitteilungen der Lehrer, des Schularztes und eventuell der Organe der Kin⸗ 
derfürſorge übernommen. Den öffentlichen Arbeitsnachweisſtellen ſind Be⸗ 
rufsämter und Berufsberatungsſtellen für dieſe Swecke angegliedert. In 
neuerer Seit iſt mit Erfolg verſucht worden, die Begabung des einzelnen für 
einen beſtimmten Beruf, wie die Anforderungen der Berufe an die Lehrlinge 
auf Grund experimentell-pſychologiſcher Unterſuchungen feſtzuſtellen. 

Das Fortbildungsſchulweſen iſt in Deutſchland geſetzlich geregelt. Bisher 
hatten die Gemeinden auf Grund der Gewerbeordnung das Recht, die Pflicht⸗ 
fortbildungsſchule einzuführen. Nach der neuen Reichsverfaſſung iſt der Fort⸗ 
bildungsſchulunterricht bis zum vollendeten 18. Lebensjahr angeordnet. Im 
übrigen iſt die Regelung der Schulen den Landesgeſetzen und Ortsſtatuten 
überlaſſen. Dieſe bleiben zum Teil noch weit hinter den Anforderungen der 
Verfaſſung zurück, beſonders in bezug auf die weiblichen und die ungelernten 
Jugendlichen. Die Forbildungsſchulen ſollen die Schulbildung der Jugend⸗ 
lichen weiter führen und ſie für ihre Berufsarbeit tüchtiger machen. Sie ver⸗ 
mitteln allgemeine Kenntniſſe unter beſonderer Berückſichtigung des Wirt⸗ 
ſchaftslebens und der Berufserforderniſſe, ſoweit dafür Klaſſen eingerichtet 
werden können. Bei den Mädchen tritt dazu die Aufgabe hauswirtſchaftlicher 
Schulung. Neben den gewerblichen Fortbildungsſchulen beſtehen kaufmän⸗ 
niſche, hauswirtſchaftliche, ländliche. 

Jugendvereine. Außer den Einrichtungen zur beruflichen Förderung be- 
ſtehen vielerlei Einrichtungen zur Fürſorge für alleinſtehende Jugendliche oder 
zur Pflege und Unterhaltung von Jugendlichen in der arbeitsfreien Seit. 
Den Alleinjtehenden dienen: Lehrlings- und Arbeiterinnenheime, Herbergen; 
insbeſondere für alleinreiſende Mädchen die Bahnhofsmiſſion. Dem ſchließen 
ſich an die Mädchenſchutzvereine, der Derein Freundinnen junger Mädchen, 
die Jungfrauenvereine, Klubs für junge mädchen, die chriſtlichen Jünglings⸗ 
vereine und die Arbeiterjugendvereine. Alle dieſe Vereine bemühen ſich, ſo⸗ 
weit ſie nicht wie die Lehrlings- und Arbeiterinnenheime für Unterbringung 
und Verpflegung der jungen Leute ſorgen, die Jugendlichen in ihrer freien 
Zeit zu ſammeln, ſie anzuregen, fortzubilden, zu unterhalten, eine edle Ge⸗ 
ſelligkeit zu pflegen, einen ſittlichen Anhalt zu bieten. Vorbildlich wirkt auf 
dieſem Gebiet der von Paſtor Joh. Burckhardt gegründete Evangeliſche Der- 
band für die weibliche Jugend, der in allen Teilen des Landes Jungfrauen⸗ 
vereine und Klubs unterhält, Erholungsheime einrichtet, „Freizeiten“ (d. i. 
gemeinſamer Erholungsaufenthalt für einen größeren Kreis junger Mädchen 
mit gleichzeitiger religiöſer oder ſozialer Belehrung) veranſtaltet und dgl. In 
ſtärkerem Umfang unter der männlichen Jugend ſind die Vereinigungen ent⸗ 


wickelt, die der körperlichen Stählung und i dienen: 1 
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Organiſation der Jugendpflege. Alle dieſe Beſtrebungen zur Förderung 
der ſchulentlaſſenen Jugend werden unter der Bezeichnung „Jugendpflege“ zu⸗ 
ſammengefaßt. Sie haben im letzten Jahrzehnt auch behördliche Unterſtützung 
erfahren. Die preußiſchen Miniſterialerlaſſe vom Jahre 1911 und 1915 geben 
die Anregung zu einer planmäßigen Suſammenfaſſung der Jugendpflege und 
ſtellen Mittel dafür zur Verfügung. Die Bildung von Orts- und Kreisaus⸗ 
ſchüſſen und die Anſtellung von Bezirksjugendpflegern iſt herbeigeführt wor⸗ 
den, die vermittelnd zwiſchen den verſchiedenen Dereinen des Bezirks, die an- 
regend und beratend wirken ſollen. Die Grundlage der Jugendpflege bleibt 
die freie Vereinsarbeit, in der ſich zu den älteren konfeſſionellen, neuerdings 
auch ſtarke parteipolitiſch beeinflußte Gruppen geſtellt haben. 


8 27. das KReichsjugendwohlfahrtsgeſetz. 

das Reichsjugendwohlfahrtsgeſetz, das ſeit Jahren gefordert und vorberei— 
tet, zur Zeit im Reichstag beraten wird, ſoll die geſamte Arbeit für Jugend— 
wohlfahrt zuſammenfaſſen. Es ſieht als Organ der öffentlichen Jugendhilfe 
Jugendwohlfahrtsbehörden (Jugendämter, Landesjugendämter) vor, die ein- 
zutreten haben, ſoweit nicht geſetzlich die Zuſtändigkeit anderer öffentlicher 
Körperſchaften oder Einrichtungen, insbeſondere der Schule, gegeben ſind. 
Die öffentliche Jugendhilfe ſoll alle Maßnahmen zur Förderung der Jugend— 
wohlfahrt (Jugendpflege und Jugendfürſorge) umfaſſen. Die Jugendämter 
ſollen übernehmen: den Schutz der Pflegekinder; die Mitwirkung im Dormund- 
ſchaftsweſen, beſonders die Tätigkeit des Gemeindewaiſenrats; die Mitwir- 
kung bei der Schutzaufſicht und Fürſorgeerziehung; die Jugendgerichtshilfe 
nach näherer reichsrechtlicher Beſtimmung. Die Jugendämter ſollen ferner 
Einrichtungen anregen, fördern und gegebenenfalls ſchaffen für: Beratung in 
Angelegenheiten der Jugendlichen; Mutterſchutz vor und nach der Geburt; 
Wohlfahrt der Säuglinge, der Kleinkinder, der im ſchulpflichtigen alter 
ſtehenden Jugend (außerhalb des Unterrichts), der ſchulentlaſſenen Jugend. 
Die Jugendämter ſollen Einrichtungen der Selbſtverwaltung ſein. Sie ſollen 
die freiwillige Tätigkeit zur Förderung der Jugendwohlfahrt unterſtützen 
und mit ihr zuſammenarbeiten. 

Das Neue, das durch das Geſetz erreicht werden ſoll, iſt die Dereinheit- 
lichung der öffentlichen Jugendfürſorge im Reich und die organiſche Zuſam— 
menfaſſung aller Beſtrebungen. Dadurch würde die Jugendhilfe durchgrei⸗ 
fender, erfolgreicher und in mancher Beziehung auch umfaſſender werden. 
Die einzelnen Gebiete, die einheitlich und neu geregelt werden ſollen, ſind be— 
ſonders folgende: Die Aufnahme von Pflegekindern bis zum 14. Jahre joll 
von einer Erlaubnis abhängig gemacht werden und der Beaufſichtigung durch 
das Jugendamt unterſtehen. Die Jugendämter ſollen die Amtsvormundſchaft 
bei allen unehelichen Kindern und unter Umſtänden für die aus öffentlichen 
Mitteln verſorgten Minderjährigen übernehmen. Sie bilden den Gemeinde- 
waiſenrat und können Vorſtände von Anjtalten oder Vereinen zu Dormündern 
ernennen. Die hilfsbedürftigen Minderjährigen ſind vom Jugendamt zu 
unterſtützen, und zwar iſt die Pflicht zu einer Gewährung von Erziehung und 
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dauernder und gründlicher Abhilfe gegen Störungen der körperlichen, getigert 0 
und ſittlichen Entwicklung der Minderjährigen berückſichtigt wird (vgl. S. 104, 
105, 119). 

Die Anordnung von Schutzaufſicht für Minderjährige ſoll, ſofern fie zur 
Verhütung der Verwahrloſung geboten und ausreichend erſcheint, durch das 
vormundſchaftsgericht auf Antrag oder von Amts wegen erfolgen, nachdem 
das Jugendamt gehört iſt. Das Jugendamt ſoll die Aufjicht ausüben oder vor 
Übertragung an eine Vereinigung oder Perſon gehört werden. Die Fürſorge⸗ 
erziehung für Minderjährige iſt vom Vormundſchaftsgericht nach Anhörung 
des Jugendamtes anzuordnen, das auch antragsberechtigt iſt. Bei der Ausfüh- 
rung iſt das Candesjugendamt zu beteiligen (vgl. S. 121). 

Es ſoll demnach eine einheitliche Stelle dafür ſorgen, daß 10 Jugend- 
lichen ſchnell und ſicher die für ihn notwendige Hilfe und Unterſtützung zuteil 
wird. Die Jugendämter ſollen öffentliche Behörden und mit allen Befugniſſen 
von Behörden ausgeſtattet ſein. Es iſt im Entwurf beabſichtigt, das Geſetz am 
1. April 1923 oder früher nach Beſtimmungen der eee und des 
Reichsrates in Kraft treten zu laſſen. 


§ 28. Das freie volksbildungsweſen. 


Formen und methoden. Legen Volksſchule und Fortbildungsſchule nur die 
Grundlage für Bildungsarbeit im eigentlichen Wortſinn, ſo iſt dieſe Bildungs⸗ 
arbeit für alle Kreiſe des Volkes, die nicht zu geiſtiger Berufsarbeit gelangen, 
bisher ausſchließlich Sache freier Betätigung geweſen. Denn das Bildungs⸗ 
we ſen braucht freie Initiative. Geiſtiges Leben kann nicht in einer ee 
von Zwang und Regeln gedeihen. 

Die Formen, in denen das freie Volksbildungsweſen vor allem wirkt, ſind 
Volksbibliotheken und Unterrichtsveranſtaltungen (Dolkshochſchulkurſe, Ar- 
beiterunterrichtskurſe, Volkshochſchulen, Doltsheime). Dabei haben die Der- 
anſtalter zwiſchen zwei Methoden zu wählen. Entweder ſie verſuchen einer 
breiten Maſſe allerhand wiſſenswerte Dinge mitzuteilen, ſie durch künſtleriſche 
Darbietungen zu unterhalten; dann müſſen fie zu dieſem Sweck möglichſt viele 
Leſehallen, Bibliotheken und Unterrichtsgelegenheiten ſchaffen. Will man da⸗ 
gegen über den Maſſenbetrieb hinaus gelangen und die wirklich bildungs⸗ 
fähigen und bildungswilligen Glieder des Volkes tatſächlich fördern, ſo muß 
die Bildungsarbeit ihr Siel höher ſtecken. Sieht man den letzten, tiefſten Sinn 
aller Dolfsbildungsarbeit in der Geſtaltung, der Bildung eines Volkes zu einer 
geiſtigen Einheit, ſo muß man den Bildungsfähigen mit individualiſierender 
Methode ein lebendiges Verhältnis zur nationalen Kultur vermitteln, als 
deren Träger ſie mit berufen find, damit fie als geiſtige Anreger und a 
in ihrer Umgebung wirken können (v. Erdberg). 

Träger. Die Beſtrebungen des freien volksbildungsweſens ſind von ver⸗ 
einen verſchiedener Richtungen getragen. Neben den älteren Organiſationen, 
die es ſich zur Aufgabe machten, den Bürger zur Erfüllung feiner Pflichten 
im Staat zu befähigen (Geſellſchaft für Volksbildung 1871), ſtehen Beſtre⸗ 
bungen, die in ſtärkerem Maß auf allgemeine kulturelle Bildungsziele ein⸗ 
geſtellt ſind: Verband für i Kurſe von Hochſchullehrern für das 
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Deutſche Reich (1899), Comeniusgeſellſchaft (1892), Freie Volksbühne und 
Neue freie Volksbühne (1890 —92), Rhein⸗Mainiſcher Verband für Dolfs- 
bildung (1898), Deutſche Dichter⸗Gedächtnisſtiftung (1901). Vor allem trat 
auf dem Gebiet der Volksbildungsarbeit die Sentralſtelle für Arbeiterwohl⸗ 
fahrtseinrichtungen, ſpäter Sentraljtelle für Volkswohlfahrt genannt, hervor. 

Eine beſondere Gruppe nehmen die konfeſſionellen bereinigungen ein, 
die älteren evangeliſchen Arbeitervereine und katholiſchen Geſellenvereine, der 
Verein vom hl. Karl Borromäus, der Katholiſche Dolfsverein (1890), der 
Chriſtliche Seitſchriftenverein und der Sentralverein zur Gründung von Dolks— 
bibliotheken (1898), die mit den gleichen äußeren Mitteln, aber in enger Be- 
ziehung zu der Kirche und auf dem Boden einer beſtimmten Weltanſchauung 
Bildungsarbeit betreiben. 

Als Beiſpiel für Arbeit und Umfang dieſer Vereinstätigkeit ſei angeführt, 
daß der Chriſtliche Seitſchriftenverein ſich die Verbreitung chriſtlicher Welt— 
anſchauung und patriotiſcher Geſinnung durch Pflege einer chriſtlichen Preſſe, 
Herausgabe und Verbreitung chriſtlicher Dolfsblätter zur Aufgabe macht. Der 
Verein verfügt über vier eigene evangeliſche Dereinsbuhhandlungen, ein Der- 
einshaus mit eigener Druckerei. Auch die anderen Dereine befaſſen ſich haupt⸗ 
ſächlich mit Schriftenvertrieb, Vortragsweſen, Kurſen und künſtleriſchen Der- 
anſtaltungen. 

Eine umfaſſende Bildungsarbeit hat der Sentral-Bildungsausſchuß der 
Sozialdemokratiſchen Partei Deutſchlands (1906) organiſiert, der die 
ſchon aus früherer Seit vorhandenen Bildungsbeſtrebungen der Partei zuſam— 
menfaßt und ſyſtematiſch ausgeſtaltet. Der äußere Erfolg dieſes Bildungsaus— 
ſchuſſes iſt beſonders auf die Tatſache zurückzuführen, daß die Arbeiter den 
Bemühungen der freien Dolfsbildungsvereine ein gewiſſes Mißtrauen ent- 
gegenbringen das urſprünglich durch die Stellung der älteren Vereine, die von 
den Bedürfniſſen des beſtehenden Staates ausgingen, veranlaßt war. Wie jene 
jo iſt auch dieſe im Rahmen der Partei betriebene Bildungsarbeit an den Auf- 
gaben des Staates orientiert; freilich nicht des beſtehenden Staates, ſondern 
des Staates, wie er nach den Grundſätzen der Partei werden ſoll. Es iſt Bil- 
dungsarbeit im Sinne parteipolitiſcher Erziehung. Im Jahre 1920 beſtanden 
400 örtliche Bildungsausſchüſſe, die Vorträge, Kurje, Theateraufführungen, 
Konzerte, Ferienſpiele veranſtalten. Eine Cichtbilderzentrale verleiht Licht- 
bilder. | | 

In innerem Suſammenhang mit dieſer Vereins- und Parteiarbeit ſteht die 
Arbeit der Gemeinden, die ſich in den letzten zwanzig Jahren der Errichtung 
von öffentlichen Büchereien in wachſendem Maße angenommen haben. 

Reue Sielſetzung. Durch die Revolution, die den Lebenswillen des Volkes 
in eine ganz neue Richtung drängt und den handarbeitenden Schichten einen 
neuen Einfluß und neue Entwickelungsmöglichkeiten gibt, hat das freie Dolfs- 
bildungsweſen gewaltige Antriebe erhalten. Das allgemeine Intereſſe dafür 
hat zugenommen und zahlreiche Deranitaltungen wurden hervorgerufen. Es 
hat aber auch eine grundſätzliche Neueinſtellung zu den Aufgaben und Me- 
thoden ſtattgefunden, durch die ſich die ganze Arbeit unter neuen Geſichts⸗ 
punkten gruppiert. An Stelle der Extenſivierung tritt eine Intenſivierung 
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des Ziels. Der Glaube an den Wert einer Betriebſamkeit ijt aufgegeben, der 
„möglichſt alle Volksgenoſſen zu gleichberechtigten und gleichbefähigten Mit⸗ 
genießern der bürgerlichen Kultur machen wollte“. Man iſt ſich darüber klar, 
daß es für das freie Volksbildungsweſen keine andere Aufgabe gibt, als jedem 
einzelnen zu voller Entfaltung der ihm von der Natur verliehenen Anlagen 
zu verhelfen; daß der einzelne Menſch nur dann eine perſönliche geiſtige Form 
zu entwickeln vermag, wenn er auf dem Grund ſeiner beſonderen Veranlagung 
in ein lebendiges inneres Verhältnis zu den Kulturwerten gebracht wird, die 
ihm gemäß ſind. Das Programm der neuen Richtung iſt deshalb, daß die 
Bildungsarbeit nicht von den Bedürfniſſen des Staates oder der Partei oder 
der Kirche, ſondern vom Menſchen aus eingeſtellt werden muß. Auf die 
freie Dolfsbildungsarbeit hatte man das Wort Paulſens bisher nicht an- 
gewendet: „Es gibt keine allgemeine Bildung, ſondern nur eine beſondere, eine 
perſönliche. Und darum geht die Meinung in die Irre, die die Bildung als 
eine Act geiſtiger Montur anſieht, die man in höheren Schulen oder anderen 
Bildungsfabriken nach feſtem Suſchnitt für jeden herſtellen laſſen kann.“ 

Individualiſierende Arbeit. Aus dieſer Grundſtellung ergeben ſich für die 
einzelnen Sweige der Volksbildungsarbeit neue Aufgaben, aber auch neue 
Grenzen. Für die Büchereien wird individuelle Beratung der Entleiher 
unter Heranziehung von wiſſenſchaftlichen Fachleuten angeſtrebt; die Deran- 
ſtaltung von Leſe- und Diskuſſionsabenden im Anſchluß an die Bücherei zum 
Zweck der Einführung in die Literatur, und der Kontrolle über den Erfolg 
der Arbeit; Schaffung von Mitteilungsblättern als verbindende Organe zwi⸗ 
ſchen den Büchereien und ihren Leſern. die Unterrichtsveranſtaltun⸗ 
gen erhalten nach denſelben Grundgedanken neue Siele und Methoden. Die 
volkstümlichen Hochſchulkurſe haben die an ſie geknüpften Erwartungen nicht 
erfüllt. Man verſucht ſtatt deſſen, die Bewegung nach zwei Richtungen aus⸗ 
zugeſtalten: einmal in der Richtung des Volkshochſchulheims nach däniſchem 
Vorbild, andererſeits durch die Geſtaltung von Volkshochſchulen, die das Ver⸗ 
hältnis von Dortragendem und Hörer durch das einer Arbeitsgemeinſchaft von 
Lehrer und Mitarbeiter ablöſen. 

Volkshochſchulheime, die der Schüler für einige Wochen oder Monate 10 5 
Unterbrechung ſeiner Berufsarbeit aufſucht, beſtehen bisher nur vereinzelt 
(Cinz, Dreißigacker, Neukuhren, Mohrkirch-Oſterholz und einige andere). Es 
wechſeln in dieſen Internaten Unterricht und praktiſche Arbeit in Werkſtatt 
und Garten miteinander ab. Der Unterricht knüpft an Fragen an, die die 
Kursteilnehmer auf dem Herzen haben, die aber bei Beginn des Kurſes zu 
einem Plan mit folgerichtiger Entwickelung zuſammengefügt werden. Lehrer 
und Schüler leben in gemeinſamer Arbeit zuſammen wie eine Familie, in 
der alle voneinander lernen und in der Not und Zweifel jedes einzelnen die 
Erfahrung aller vermehrt. 

Die Volkshochſchule mit der Methode der Arbeitsgemeinſchaft iſt für ſtädtiſche 
Derhältnijje und für Arbeiter gedacht, die ſich neben ihrer Berufsarbeit 
weiterbilden wollen. Sie iſt ein Ergebnis des Glaubens, daß der Beſtand deut⸗ 
ſcher Kultur nur durch eine Beteiligung breiter Volksſchichten am geiſtigen 
Leben geſichert werden kann. Dafür iſt aber eine Dolkshochſchule Doraus- 
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ſetzung, die nicht fertige Kulturgüter übermittelt, die von hörern nur hin- 
genommen werden, ſondern die verlangt, daß dieſe Güter von ihnen in einer 
inneren Auseinanderſetzung erobert und als geiſtiger Beſitz erworben werden. 
Die Sahl ſolcher Volkshochſchulen wächſt ſehr ſchnell. Neben dieſen Volkshoch— 
ſchulen bleibt dann ein öffentliches Dortragswejen nötig, um die geiſtigen 
Bedürfniſſe derer zu befriedigen, die aus beruflichen, wiſſenſchaftlichen oder 
künſtleriſchen Intereſſen nach Erweiterung und Dertiefung ihrer Kenntniſſe 
verlangen. 

Zentralſtellen. In dem breit anſchwellenden Strom der Dolksbildungsbewe— 
gung, den die Revolution ausgelöſt hat, beginnen dieſe Ideen ſich durchzu⸗ 
ſetzen. In dem Ausſchuß der deutſchen Dolfsbildungspereini- 
gungen, der einen Suſammenſchluß aller großen Organiſationen der Dolfs- 
bildungsarbeit darſtellt, ſind ſie durchgedrungen. Sie ſind auch von neuen 
Vereinigungen, wie der Fichtegeſellſchaft, die eigene Volkshochſchulen gründet, 
und dem Wartburgbund deutſcher Volkshochſchulen, der die Volkshochſchul— 
arbeit auf deutſch⸗evangeliſcher Grundlage zuſammenſchließen will, anerkannt. 
Die Regierungen verſuchen, ihre Ausführung zu fördern. Das preußiſche 
Miniſterium für Wiſſenſchaft, Kunſt und Volksbildung hat eine beſondere 
Abteilung für das Volkshochſchulweſen geſchaffen, das für die Entwickelung 
dieſes Zweiges des Dolfsbildungswejens ſorgt und eine Beratungsſtelle für 
alle mit den Volkshochſchulen zuſammenhängenden Fragen unterhält. Sie gibt 
auch eine Seitſchrift „Die Arbeitsgemeinſchaft“ heraus (Dr. v. Erdberg, Prof. 
Hollmann, Dr. Picht), die außer theoretiſchen Erörterungen über das geſamte 
Volkshochſchulweſen regelmäßig eine Überſicht über den Stand der Bewe— 
gung gibt. 


Sechſtes Kapitel. 
Berufliche Fürſorge. 
§ 29. Das Weſen der beruflichen Fürſorge. 


Amfang. Die Fürſorge, die ſich an das Berufsleben anſchließt und eine 
Beſſerung der Arbeitsbedingungen und eine Förderung der einzelnen oder 
ganzer Gruppen für ihr berufliches Leben anſtrebt, iſt in viel geringerem Um— 
fang in der Hand gemeinnütziger Vereine als andere Gebiete ſozialer Betäti- 
gung. Sie hat ſich teils zur Sozialpolitik, zu ſtaatlicher Regelung und Ord— 
nung verdichtet; teils iſt fie von den Organiſationen der Selbſthilfe, den Be- 
rufsorganiſationen, aufgenommen worden. Daneben treten die Wohlfahrts- 
einrichtungen der Unternehmer und Einrichtungen von anderer Seite zurück. 
Das Eingreifen des Staates liegt in der Natur dieſer Aufgaben begründet. 
Das berufliche Leben hat die Bevölkerung in verſchiedene Klaſſen auseinander- 
geriſſen. Es beruhte lange Seit auf einem Machtverhältnis. Nur die ſtärkere 
Macht des Staates kann auf dieſem Gebiet Schäden überwinden, Mißſtände 
bekämpfen, Gefahren vorbeugen. Sie tritt mit einer Fülle von Beſtimmungen 
ein, um eine tragfähige Grundlage für die Beziehungen zwiſchen Arbeitgeber 
und Arbeitnehmer zu ſchaffen. Sie greift unter Umſtänden ſogar in den freien 
Arbeitsvertrag zugunſten des ſchwächeren Kontrahenten ein und formt die 
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Bedingungen, von denen ein Arbeitsvertrag überhaupt abhchſ gemacht 


werden darf. Sie ſchützt auf dieſe Weiſe die Arbeitskraft des Arbeiters und in 


gewiſſem Umfang feine Perſönlichkeit. Sie greift in den Derteilungsprozeß 
ein, um ihn für die Seiten ſicherzuſtellen, in denen er nicht arbeiten kann 
(ogl. S. 65). 

Hand in Hand mit dem ſtaatlichen Schutz geht im Kampf um bejjere A 
beitsbedingungen, die für die große Maſſe die Lebensbedingungen geſtalten, 
die Selbſthilfe der handarbeitenden Klaſſen und mehr und mehr auch der 
Ungeſtellten und Beamten. Fällt ſie in bezug auf ihre allgemeinen wirtſchaft⸗ 


lichen Ziele, auf die Eingliederung des Arbeiters in den Produktions- und ver⸗ 


teilungsprozeß außerhalb des Rahmens dieſer Darſtellung, ſo müſſen die 
eigentlichen Wohlfahrtseinrichtungen der Berufsverbände hier . 
gung finden (vgl. S. 70 u. 142). 

Wenn in dieſen Zuſammenhang eine kurze Überſicht über die Leiſtungen der 
Sozialverſicherung geſtellt wird, jo iſt das zweifellos methodiſch anfecht⸗ 
bar. Die Derjicherungsgejeggebung iſt zum Teil in entſchiedenſtem Maße 
wirtſchaftliche, zum Teil geſundheitliche Fürſorge. Immerhin knüpft die ganze 
Sozialverſicherung an das Berufsleben der Derjicherten an. Die Derjorgung 
der Arbeiter iſt ihr Ziel, wenn auch nur ihre Derjorgung in den Seiten, in 
denen ſie nicht der Arbeit nachgehen können. Alles andere, die Derjorgung 
ihrer Angehörigen, iſt nur daraus abgeleitet und erſt ſpäter hinzugefügt 
worden (vgl. S. 66, 95). | 

Auf eine Darftellung der Erwerbsloſenfürſorge iſt in dieſem Ab⸗ 
ſchnitt verzichtet. Sie iſt im geſchichtlichen Überblick berückſichtigt und in dem 
Teil über allgemeine Wohlfahrtspflege aufgenommen, weil ihre gegenwärtige 
Geſtaltung tatſächlich nur den Charakter einer wirtſchaftlichen Fürſorge, nicht 
der beruflichen Förderung hat (ogl. S. 64 u. 80). 


§ 30. Der Arbeitsnachweis. 

Aufgabe. Die Arbeitspermittlung iſt die elementarſte Aufgabe jeder Für. 
ſorge, die ſich auf das Arbeitsleben bezieht. Die Arbeitsnachweiſe haben die 
Aufgabe, Angebot und Nachfrage nach Arbeit zuſammenzufaſſen zum Ab- 
ſchluß von Arbeitsverträgen. Sie dienen dem Wohl der Arbeiter, indem ſie 
helfen, Arbeitsloſigkeit zu vermeiden, ſoweit die Wirtſchaftslage das zuläßt, 


und indem ſie durch einen Überblick über die Wirtſchaftslage und durch Or⸗ 


ganiſation des Angebots der Arbeitsfräfte einen Lohndruck verhüten (ogl. S. 65). 

Gewerbsmäßige vermittlung. Das Arbeitsnachweisweſen wird vorausſicht⸗ 
lich in kurzem reichsgeſetzlich geregelt werden. Bisher iſt nur die gewerbs⸗ 
mäßige Stellenvermittlung durch Reichsgefet (1910) geordnet. Die gewerbs⸗ 
mäßige Stellenvermittlung iſt ihrem ganzen Weſen nach unſozial und läuft 
in der Praxis häufig auf eine Ausbeutung der Arbeiter hinaus. Die gewerbs⸗ 
mäßigen Vermittler ſtreben nach hohen Gebühren und verſuchen durch Dor- 
ſchüſſe die Stellenſuchenden in Abhängigkeit von ſich zu bringen. Beſonders in 
einigen Gewerben haben ſich ſchwere Mißſtände entwickelt (Gaſtwirtsgewerbe). 
Ihnen gegenüber bringt das Stellenvermittlungsgeſetz Abhilfe. Das Geſetz 
macht die gewerbsmäßigen Arbeitsnachweiſe konzeſſionspflichtig. Die Erlaub- 
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nis zum Betreiben iſt von der perſönlichen Zuverläſſigkeit und dem Bedürfnis 
nach Stellenvermittlern abhängig. Die Gebühren ſind amtlich feſtzuſetzen und 
dürfen nur erhoben werden, wenn der Dertrag zuſtande kommt. 

Gemeinnützige private Nachweiſe. Unter den nichtgewerblichen Arbeitsnad)- 
weiſen find zu unterſcheiden: Arbeitsnachweiſe, die von gemeinnützigen Vereinen 
(beſonders Nachweiſe von Herbergen zur Heimat) unterhalten werden, Arbeits- 
nachweiſe von Arbeitgeberverbänden, von Arbeitnehmerverbänden und öffent: 
liche, d. h. in der Regel gemeindliche Urbeitsnachweiſe. Die privaten gemein⸗ 
nützigen Urbeitsnachweiſe haben in der letzten Zeit ihre Bedeutung verloren. 
Huch die Arbeitsnachweiſe von Arbeitgeber- oder Arbeitnehmerjeite haben 
den höhepunkt ihrer Entwickelung überſchritten, nachdem in den Dereinbarun- 
gen zwiſchen Arbeitgebern und Arbeitnehmerorganiſationen vom 15. Novem⸗ 
ber 1918 die gemeinſame Regelung und paritätiſche Verwaltung des Arbeits⸗ 
nachweiſes vorgeſehen worden iſt. Die Entwickelung wird alſo in dem weiteren 
Ausbau der paritätiſchen Facharbeitsnachweiſe liegen. 

Die öffentlichen Arbeitsnachweiſe ſind von Gemeinden oder Kreiſen unter⸗ 
halten. Der Gedanke der paritätiſchen Verwaltung iſt faſt allgemein an— 
erkannt und durchgeführt. Die Dermittlungstätigfeit iſt meiſt gebührenfrei, 
nach Branchen und in den größeren Orten nach Geſchlechtern getrennt. Diel- 
fach wird die Vermittlung an Arbeitgeber, die ihre Pflichten nicht erfüllen und 
bei Differenzen nicht mit den Organiſationen verhandeln, abgelehnt. 

Die Dermittlungstätigfeit kann einen ſtarken Einfluß auf das Wohl der 
Arbeiter ausüben. Sie wirkt nicht bloß auf die Arbeitsbedingungen ein. Sie 
ſoll möglichſt jedem zu der ſeinen Kenntniſſen und Fähigkeiten entſprechenden 
Arbeitsgelegenheit verhelfen. Sie ſoll auch die Arbeiter beraten und in ge⸗ 
wiſſem Umfang den Geſundheitszuſtand der Arbeitſuchenden berückſichtigen. 
Der Stellenvermittlung für Frauen erwachſen auf dieſem Gebiet wichtige 
Aufgaben. 

Individualiſierende Aufgaben muß der Arbeitsnachweis auch erfüllen bei 
der Vermittlung von Cehrſtellen. Gerade bei dem Jugendlichen, deſſen 
Lehre über das ganze zukünftige Berufsleben entſcheidet, hängt viel davon ab, 
daß er an die richtige Stelle gebracht wird. 

Mit dem Arbeitsnachweis iſt in der Regel die Berufsberatung verbun⸗ 
den. Sie ſoll bei dem Eintritt der Jugendlichen in den Beruf wie auch bei 
einem Berufswechſel Erwachſener die körperliche und geiſtige Eignung mög⸗ 
lichſt feſtſtellen, um Fehler bei der Wahl des Berufes zu verhindern. Die 
Berufsberatung für Erwachſene kommt hauptſächlich für Kriegsbeſchädigte 
(vgl. S. 85) in Betracht. Im großen ganzen dient die Berufsberatung aber 
faſt ausſchließlich den Jugendlichen. Sie iſt deshalb im Suſammenhang mit 
der Jugendwohlfahrt behandelt (vgl. S. 123). 

Geſetzliche Regelung. Eine volle Wirkung wird die Arbeitsvermittlung erſt 
erzielen können, wenn das Arbeitsnachweisweſen zuſammenfaſſend geregelt 
iſt, ſo daß Angebot und Nachfrage interlokal ausgeglichen werden können. 
Seit 1898 beſteht ein Verband deutſcher Arbeitsnachweiſe und Provinzial⸗ 
verbände. Im Sujammenhang mit dieſen wirken die Sentralauskunftsſtellen, 
die für größere Bezirke (meiſt Provinzen) einen Austaufch zwiſchen den Ar- 
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beitsnachweiſen herbeiführen. Eine einheitliche Geſtaltung dieſer Aufgabe, g 
auch eine Gleichmäßigkeit der inneren Organiſation, kann erſt das in Aus- 
ſicht genommene Reichsgeſetz über den Arbeitsnachweis bringen. Die weſent⸗ 
lichen Gedanken des Geſetzes ſollen die paritätiſche Verwaltung ſowie die Auf- 
hebung aller gewerbsmäßigen Nachweiſe ſicherſtellen. Nach dem Entwurf des 
Geſetzes ſoll der Arbeitsnahweis den Charakter der öffentlichen Gemeindeeinrich⸗ 
tung tragen. Von der Einführung des Benutzungszwanges iſt abgeſehen. Da⸗ 
gegen iſt Meldungszwang wenn auch nicht vorgeſchrieben, ſo doch zugelaſſen. 
Vorerſt iſt ein Reichsamt für Arbeitsvermittlung und »beſchaffung errichtet 
worden. Aufgaben dieſes Amtes ſind: die Beobachtung des Arbeitsmarktes und 
die einheitliche Regelung der Arbeitsvermittlung zwecks Anbahnung eines Aus- 
gleiches von Angebot und Nachfrage zwiſchen verſchiedenen Gebieten und Be⸗ 
rufen; die Auffiht über alle Arbeitsnachweiſe, Berufsberatung⸗ und Lehrſtel⸗ 
lenvermittlungseinrichtungen, Regelung der Anwerbung ausländiſcher Arbei⸗ 
ter, Durchführung der Maßnahmen zur Bekämpfung der Krbeitsloſigkeit, 
Sammlung von Tarifverträgen und ihre Auswertung, Beobachtung der Aus⸗ 
ſtände und Ausſperrungen und der Entwicklung der Berufsvereine der Arbeit- 
nehmer und Arbeitgeber. Im übrigen iſt bisher das Arbeitsnahweiswejen nur 
durch Verordnungen berührt worden. In Preußen iſt beiſpielsweiſe ſeit dem 
Jahre 1919 angeordnet, daß alle Stadt- und Candkreiſe zur Verwaltung eines 
öffentlichen Arbeitsnachweiſes verpflichtet ſind, und daß in Kreiſen, in denen 
mehrere Nachweiſe vorhanden find, dieſe ſich zu einem Urbeitsnachweisamt zu⸗ 
ſammenſchließen müſſen. Ferner ſind Provinzialämter zur Fuſammenfaſſung 
und zum Ausbau der Arbeitsnachweiſe zu gründen. 


§ 51. Arbeiterſchutzgeſetze. 

Die Arbeiterſchutzgeſetze ſind Rechtsvorſchriften, die dem Belieben der ver⸗ 
tragſchließenden Parteien bei der Oroͤnung des Arbeitsverhältniſſes Schran- 
ken ſetzen und ein Mindeſtmaß von Bedingungen feſtlegen, die der Unter⸗ 
nehmer den Arbeitern gegenüber zu erfüllen hat. Der Inhalt der Schutz⸗ 
geſetze bezieht ſich auf die Arbeitszeit, die Arbeitshygiene oder, wie man zu⸗ 
ſammenfaſſend ſagen kann, den Schutz der Arbeitskraft; ferner auf die Art 
der Lohnzahlung, die Sicherung des Arbeitsentgelts. Der Arbeiterſchutz iſt 
vorbeugende Wohlfahrtspflege. Er ſoll verhüten, daß der Arbeiter an 


Leben, Geſundheit, Sittlichkeit durch das Arbeitsverhältnis Schaden leidet; er 


ſoll verhüten, daß die Arbeit das Familienleben untergräbt, die kommenden 
Generationen belaſtet. Der Arbeiterſchutz iſt eine Durchbrechung des Grund⸗ 
ſatzes der Vertragsfreiheit. Aber er iſt beſtimmt, die Summe von Freiheit 
in der Geſellſchaft zu erhöhen, indem er mehr und einem weiteren Kreiſe 
Freiheit gibt, als er ſie nimmt. 

Die Arbeiterſchutzbeſtimmungen für Arbeiter ſind i in der Reichsgewerbe⸗ 
ordnung und zahlreichen neuen Vn und Geſetzen der letzten Jahre 
enthalten. 

Arbeitszeit. Seit der Revolution gilt 195 Atihindentan für alle Arbeiter 
in gewerblichen Betrieben, Bergbau, allen öffentlichen Betrieben und den 
landwirtſchaftlichen Nebenbetrieben gewerblicher Art. Für kontinuierliche 
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Betriebe und das Verkehrsgewerbe ſind beſondere Beſtimmungen getroffen. 
Ausnahmen vom Achtſtundentag können unter beſtimmten Dorausjegungen 
von den Gewerbeaufſichtsbeamten in Beſtätigung von Vereinbarungen zwi⸗— 
ſchen Arbeitgeber⸗ und Arbeitnehmerverbänden oder Rusſchüſſen genehmigt 
werden. Auch für Notfälle find Ausnahmen vorgeſehen. Für einzelne, be- 
ſonders ſchädliche Induſtriezweige ſind durch Bundesratsverordnungen wei- 
tergehende Beſchränkungen in Kraft getreten. Für die Ungeſtellten gilt gleich⸗ 
falls der Achſtundentag, doch kann früherer Schluß am Sonnabend durch ent— 
ſprechende Verlängerung an den anderen Wochentagen ausgeglichen, oder die 
Arbeitszeit kann durch Tarifvertrag abweichend geregelt werden. Für die 
Candarbeiter beträgt die höchſtarbeitszeit in je vier Monaten durchſchnittlich 
8, 10 und 11 Stunden. Überſtunden darüber hinaus find mit einem Auf- 
ſchlag von etwa 50% zu vergüten. 

An Sonntagen iſt die Beſchäftigung von Arbeitern verboten. Die Sonn- 
tagsruhe muß mindeſtens 24 Stunden, bei zwei aufeinanderfolgenden Sonn⸗ 
und Feſttagen 36, an den drei hohen Feſten 48 Stunden betragen. Ausnahmen 
ſind für Notfälle, Inventur, ſowie bei Gefahr des Derderbens von Rohjtoffen 
vorgeſehen; auch für kontinuierliche, Kampagne- und Saiſonbetriebe, ſowie 
für Gewerbe, die der Befriedigung täglicher oder an Sonntagen bejonders her- 
vortretender Bedürfniſſe der Bevölkerung dienen. Allgemein ausgenommen 
ſind von der Sonntagsruhe theatraliſche und muſikaliſche Dorjtellungen; das 
Gaſtwirtsgewerbe, Derfehrsgewerbe, ſowie beſtimmte naturnotwendige Ar— 
beiten in der Candwirtſchaft, und in gewiſſem Umfang das Handelsgewerbe, 
ſoweit es zur Befriedigung täglicher Bedürfniſſe notwendig iſt. 

Die Gewährung von Urlaub iſt bisher nicht durch Geſetz, ſondern nur 
durch freie Vereinbarungen und in Tarifverträgen geregelt. 

Jugendliche. Beſonderen Beſtimmungen iſt die Arbeit der Jugendlichen 
und der Frauen in gewerblichen Betrieben unterworfen. (Über Kinderſchutz 
ogl. S. 122.) Die Arbeit der Jugendlichen im Alter von 14—16 Jahren iſt 
während der Nachtzeit (8 Uhr abends bis 6 Uhr morgens) verboten. An die 
Arbeitszeit muß ſich eine ununterbrochene Ruhezeit von mindeſtens 11 Stun: 
den anſchließen. Für einzelne Gewerbe iſt die Arbeit von Jugendlichen be⸗ 
ſchränkt oder verboten. Bei der achtſtündigen Arbeitszeit find zwei viertel- 
ſtündige oder eine halbſtündige Pauſe zu gewähren. Soweit auf Grund be— 
ſonderer Genehmigung länger gearbeitet wird, muß mittags eine Stunde 
Pauſe gewährt werden. Die Jugendlichen dürfen ſich in den Pauſen nicht in 
den Arbeitsräumen aufhalten, es ſei denn, daß der Betrieb in den Räumen 
vollkommen ruht. Beſondere Vorſchriften find zum Schutze von Lehrlingen 
erlaſſen. 

Den Frauen iſt die Arbeit gänzlich verboten im Bergbau unter Tage und 
bei der Förderung, dem Transport und der Verladung über Tage, in Kofe- 
reien und bei Bauten. Ferner ſind beſtimmte Tätigkeiten für Frauen durch 
beſondere Verordnungen unterſagt (in Steinbrüchen, Siegeleien, Bleifarben- 
herſtellung, Zinkhütten, Rohzuckerfabriken uſw.). Auch dürfen Arbeiterinnen 
vor und nach ihrer Entbindung für einen Seitraum von insgeſamt acht 
Wochen nicht beſchäftigt werden, von denen mindeſtens ſechs Wochen nach der 
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Niederkunft liegen müſſen. verboten iſt ferner die Nadıtarbeit der Arbeite- 


rinnen zwiſchen 8 Uhr abends und 6 Uhr morgens. Sonnabend nachmittags 


dürfen Frauen nur bis 5 Uhr beſchäftigt werden. Ausnahmen verſchiedener 
Art, die der Beſonderheit mancher Betriebe Rechnung tragen, ſind vorgeſehen. 
In zwei⸗ oder mehrſchichtigen Betrieben dürfen erwachſene Arbeiterinnen 


bis 10 Uhr abends beſchäftigt werden, wenn ſie nach der Arbeit eine min⸗ 
deſtens 16ſtündige Ruhezeit erhalten. Arbeiterinnen darf für die Tage, an 


denen ſie im Betriebe die geſetzliche Arbeitszeit hindurch beſchäftigt waren, 
Arbeit zur Verrichtung außerhalb des Betriebes vom Arbeitgeber überhaupt 


nicht übertragen werden. Die Pauſen fi ähnlich wie bei den Jugendlichen | 


worgejchrieben. 


Bewertung des Frauenſchutzes. Iſt ſchon die Regelung der Arbeitszeit er⸗ a 


wachſener männlicher Arbeiter wünſchenswert, um einen Raubbau an menſch⸗ 
licher Kraft zu verhindern, ſo war der Schutz der arbeitenden Frauen im 
Selbſtintereſſe des Staates, im hinblick auf die generativen Aufgaben der 
Frau, auf ihre Beſtimmung zur Mutterſchaft aufs unbedingteſte geboten. 
Die Frau bedarf für ihre natürlichen Aufgaben und die damit zuſammen⸗ 


hängenden häuslichen Pflichten eines beſonderen Schutzes, beſonderer Erbe | 


bedingungen. 

Bnoienifcher Schutz. Aber auch für die Geſamtheit der gewerbli Her HAr⸗ 
beiter ſind über die Arbeitszeitbeſchränkung hinaus Beſtimmungen getroffen, 
um ſie vor den Gefahren zu ſchützen, die der Großbetrieb mit ſich bringt. Es 
handelt ſich dabei ſowohl um die Verhütung von Unfallgefahren, um die Be⸗ 
kämpfung von Gewerbekrankheiten, wie um die Mängel in der Anlage von 
Fabriken überhaupt. Die Unternehmer ſind verpflichtet, die Arbeitsräume, 
Betriebsvorrichtungen, Maſchinen und Gerätſchaften ſo einzurichten und zu 
unterhalten, und den Betrieb ſo zu regeln, daß die Arbeiter gegen Gefahren 
für Leben und Geſundheit ſoweit geſchützt ſind, wie es die Natur des Be⸗ 
triebes geſtattet. Insbeſondere iſt für genügendes Licht, ausreichenden Cuft⸗ 
raum und Luftwechſel, Beſeitigung des bei dem Betriebe entſtehenden Staubes, 
der dabei ſich entwickelnden Dünſte und Gaſe, ſowie der dabei entſtehenden Ab- 
fälle Sorge zu tragen. Ebenſo ſind diejenigen Vorrichtungen herzuſtellen, die 
zum Schutze der Arbeiter gegen gefährliche Berührungen mit Maſchinen und 


Maſchinenteilen oder gegen andere in der Natur des Betriebes liegende Ge⸗ 


fahren erforderlich find. Endlich find die notwendigen Vorſchriften über die 
Ordnung des Betriebes und das Verhalten der Arbeiter zu erlaſſen. Sofern 


Jugendliche beſchäftigt werden, ſind bei Regelung des Betriebes die gebotenen 


Rückſichten auf ihre Geſundheit zu nehmen. Entſprechende Vorſchriften find 
für die Aufrechterhaltung der guten Sitten und des Anſtandes in den Betrieben 
erlaſſen. Insbeſondere wird tunlichſte Trennung der Geſchlechter bei der Ar- 


beit und unbedingte Trennung in den Anfleide- und Waſchräumen gefordert. 
Für den Geſundheitsſchutz im Bergbau ſind die Berggeſetze der e tän- | 


der maßgebend. | 
Lohnſchutz. Saghafter find die Beſtimmungen über die Siherung des Ar⸗ 


beitsentgeltes. Eine Beeinfluſſung der Lohnhöhe durch geſetzliche Vorſchrif⸗ 


ten findet im allgemeinen nicht ſtatt. Doch hat die für die Heimarbeiter leb⸗ 


.. © 
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haft erhobene Forderung von Mindeſtlöhnen wenigſtens dahin geführt, daß 
das Hausarbeitsgeſetz (1911) die Errichtung von Fachausſchüſſen vorjieht, 
die auf Erſuchen der Behörden die Höhe des von den Hausarbeitern erzielten 
Verdienſtes zu ermitteln, die Angemeſſenheit zu begutachten und Vorſchläge 
für die Vereinbarung angemeſſener Entgelte zu machen haben. Solche Sad) 
ausſchüſſe beſtehen für die Kleider- und Wäſchekonfektion ſeit 1919. 

Allgemein iſt nur die Art der Lohnzahlung im Intereſſe der Arbeiter ge— 
regelt, und zwar indem der Unternehmer verpflichtet iſt, die Löhne der ge⸗ 
werblichen Arbeiter in Reichswährung zu berechnen und bar auszuzahlen. 
Waren dürfen nicht kreditiert werden; doch darf der Arbeitgeber den Arbeitern 
Lebensmittel für den Betrag der Unſchaffungskoſten, Wohnungen gegen die 
ortsüblichen Mietspreiſe, regelmäßige Beköſtigung ſowie Werkzeuge und Stoffe 
zu den ihnen übertragenen Arbeiten zum durchſchnittlichen Selbſtkoſtenpreis 
unter Unrechnung bei der Lohnzahlung verabfolgen. 

Die Landarbeiterordnung ſichert Candarbeitern als Regel wöchentliche Sah— 
lung des Barlohnes. Ferner enthält ſie einige Normen über den Naturallohn 
und Dorſchriften über die Bezahlung von Überſtunden. Ein Geſetz zur Rege⸗ 
lung der Arbeitsverhältniſſe der häuslichen Angeſtellten it in Dor- 
bereitung. Die Geltung der Geſindeord nungen iſt durch eine Verordnung vom 
Jahre 1918 aufgehoben. / 

Schutz der Arbeiterperſönlichkeit. Neben dem Schutz der Arbeitskraft und 
der Sicherung des Urbeitsentgeltes hängt das Wohl der Arbeiter noch von der 
Stellung ab, die der einzelne perſönlich im Arbeitsprozeß und innerhalb der 
geſamten Wirtſchaftsordnung einnimmt. Es handelt ſich darum, wie weit der 
Arbeiter aus einem Werkzeug zum Mitträger, zum verantwortlichen Glied 
der Produktion gemacht werden kann. Er verlangt nicht nur einen gerechten 
Anteil am Ertrag, ſondern eine neue ſeeliſche Wertung, den Schutz ſeiner Men⸗ 
ſchenwürde. Die Aufgaben, die ſich auf dieſem Gebiet ergeben, können nicht 
durch ſtaatlichen Schutz allein gelöſt werden. Dieſer kann nur den äußeren 
Rahmen durch ein einheitliches Arbeitsrecht, das geplant iſt, ſchaffen, in dem 
die freie Initiative der Berufsvereine ſich auswirken muß. Die Mittel, die 
dieſem Zweck dienen, Arbeitsordnung, Tarifvertrag, Betriebsräte und Arbeits- 
kammern, führen aus dem Gebiet der Wohlfahrtspflege heraus in das der 
Arbeiterbewegung, der Wirtſchaftspolitik und der ſozialen Ordnung ſchlecht⸗ 
hin. Sie können deshalb in dieſer Darſtellung nicht berückſichtigt werden (vgl. S. 68). 

Gewerbeinſpektion. Als ausführendes Organ der auf die Wohlfahrt der 
Arbeiter zielenden geſetzlichen Beſtimmungen ſind neben den Polizeibehörden 
die Gewerbeinſpektoren beſtellt. Sie haben die Aufjicht über die Durchführung 
der Schutzgeſetze zu führen, für die Verbeſſerung ungeeigneter Einrichtungen 
zu ſorgen, bei Übertretungen Beſtrafung zu veranlaſſen und durch ihre Be— 
richte die Grundlage für den Ausbau der Schutzgeſetzgebung zu beſchaffen. 
Die Sujammenarbeit von Polizeibehörden und Gewerbeaufſichtsbeamten iſt 
in den verſchiedenen Cändern verſchieden geregelt; doch geht die Entwickelung 
mehr und mehr dahin, die Ortspolizei zum Vollzugsorgan der Gewerbeauf— 
ſichtsbeamten zu machen und den Aufſichtsbeamten größere Vollmachten und 
die Befugnis zur Entſcheidung in allen wichtigeren Fällen zu geben. 
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Die Gewerbeaufſichtsbeamten ſind wirtſchaftlich, techniſch und ſozialpoli⸗ 
tiſch vorgebildete Beamten. Auch Frauen find als Gewerbeinſpektoren und 
Gewerbeinſpektionsaſſiſtentinnen tätig. Sie werden beſonders mit der Auf- 
ſicht über Fabriken, in denen vorwiegend weibliche Arbeitskräfte beſchäftigt 
werden, beauftragt. Die Aufſichtsbeamten haben das Recht, jederzeit zu den 
ihrer Inſpektion unterſtellten Betrieben Zutritt zu verlangen. Die Kufſicht 
erſtreckt ſich auf die Betriebe, für die die Arbeiterſchutzbeſtimmungen der Ge⸗ 
werbeordnung gelten, auf die Heimarbeit; hinſichtlich der Achtſtundentages 
auf das Kleingewerbe, die offenen Verkaufsſtellen und Bureaubetriebe. Die 
zahl der Gewerbeaufſichtsbeamten betrug im Jahre 1913 im Deutſchen 
Reich 564. 


8 32. Fabrikwohlfahrtspflege. 


Fabrikwohlfahrtspflege. Einſichtsvolle Unternehmer haben zu allen Seiten 
erkannt, daß ihr eigenes Wohl mit dem Wohl ihrer Arbeiterſchaft aufs engſte 
verknüpft iſt, daß ausreichend verſorgte Arbeiter, die ſich geſunder Lebens- 
bedingungen erfreuen, in ſozialer Hinſicht befriedigende Sujtände für den 
Unternehmer herbeiführen, und daß bei einer ſolchen Ordnung der Beziehun⸗ 
gen in der Regel auch der finanzielle Erfolg des Betriebes wächſt (Robert 
Owen). Aber unabhängig von dieſer Einſicht hat es auch beim Entſtehen des 
Fabrikſyſtems Unternehmer gegeben, die ſich in ihren Arbeitsbeziehungen 
nach ſittlichen Geſetzen richten (Quäker), die ſich für das Wohl der Arbeiter in 
ihren Betrieben verantwortlich fühlen. Sie ſind die Vorläufer, die Pioniere 
der Urbeiterſchutzgeſetzgebung wie auch anderer Beſtrebungen der Wohlfahrts⸗ 
pflege geweſen. Von deutſchen Unternehmern, die durch ihre eigenen Betriebs⸗ 
einrichtungen für den Achtſtundentag gewirkt haben, ſind zu erwähnen: Seiß, 
Freeſe, Heintze und Blankertz. Don der umfangreichen Betätigung vieler Groß⸗ 
unternehmer auf dem Gebiet der Wohnungsfürſorge iſt bereits geſprochen. 
Darüber hinaus haben Unternehmer Unterſtützungskaſſen, Darlehnskaſſen, 
Spareinrichtungen, Verſicherungen, häufig Wöchnerinnenhilfen, Witwen⸗ und 
Waiſenunterſtützungen, Bibliotheken, Jugendklubs, Kinderheime eingerichtet. 
In dem Maß, in dem die Derſicherungsgeſetzgebung ausgebaut wurde, haben 
die privaten Einrichtungen auf dieſem Gebiet ihre Bedeutung eingebüßt. Auch 
die übrigen Fabrikwohlfahrtseinrichtungen haben mit dem Anwachſen der Ar⸗ 
beiterbewegung und der Entwickelung des Klaſſenbewußtſeins ſtarke Anfein⸗ 
dungen erfahren (vgl. S. 68). 

Fabrikpflege. Dagegen hat die Fabritwohlfahrtspflege eine neue Belebung, 
beſonders ſeit dem Krieg, durch die Anſtellung von Fabrikpflegerinnen er⸗ 
fahren. Die außerordentlich vermehrte Heranziehung weiblicher Arbeitskräfte 
in einer Seit, in der zahlreiche Fabriken ſchnell entſtanden, machte es beſon⸗ 
ders notwendig, eine Perſönlichkeit mit der Fürſorge für die Arbeiterſchaft 
zu betrauen, da es in dieſen Betrieben der Arbeiterſchaft an jeder Bodenſtän⸗ 
digkeit und Tradition fehlte. 

Die Aufgaben der Fabrikpflegerin ſind abgegrenzt gegenüber den Aufgaben 
der Aufſeher und Aufſeherinnen einerſeits und den Gewerbeaufſichtsbeamten 
andererjeits. Während die Aufjeher für den geregelten Fortgang der Produk⸗ 
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tion zu ſorgen und die Arbeiter beim Produktionsprozeß anzuleiten und zu 
beaufſichtigen haben, während die Gewerbeaufſichtsbeamten für die Durch⸗ 
führung der Arbeiterſchutzbeſtimmungen zu ſorgen, die Einrichtung des Be— 
triebes durch den Urbeitgeber zu beaufſichtigen haben, ſoll die Fabrikpflege— 
rin — vom Betrieb ausgehend — aber über den Betrieb und die Arbeitszeit 
hinaus — Wohlfahrtspflege und Fürſorge für die Arbeiter treiben. Sie iſt 
Angeſtellte des Unternehmers, ſoll aber Dertrauensperjon der Arbeiter ſein. 
Sie hat nicht auf den Produktionsprozeß einzuwirken, ſondern mit ihrer Für- 
ſorge das perſönliche Leben der Arbeiter zu umgeben. Das bedeutet nicht, daß 
ſie innerhalb des Betriebes oder im Anjchluß daran eigene Wohlfahrtseinrich— 
tungen ſchaffen muß. Sie ſoll vielmehr die im Ort beſtehenden Wohlfahrts⸗ 
einrichtungen für die Arbeiter und deren Familien nutzbar machen. Im ein⸗ 
zelnen ſoll ſie ſorgen für die Unterbringung der Kinder, während die Mutter 
bei der Arbeit iſt; für die Unterbringung alleinſtehender Arbeiterinnen in 
Heimen und Schlafſtellen, für die Beratung der Arbeiterſchaft in Derjiche- 
rungs⸗ und Alimentenfragen, für die Fürſorge für Kranke und Erholungsbe— 
dürftige. Sie ſoll auf die Durchführung der Schonzeit für Schwangere einwir— 
ken und den Schutz der Wöchnerinnen durch Heranziehung aller zur Derfügung 
ſtehenden Einrichtungen ſichern. Je nach den Derhältnijjen des einzelnen 
Betriebes joll ſie Geſelligkeit durch Klubs und Unterhaltungsabende pflegen. 
Während des Krieges war in allen ſtaatlichen Großbetrieben die Anſtellung 
von Fabrikpflegerinnen obligatoriſch gemacht. Diele Privatunternehmer haben 
die Einrichtung, die vor dem Krieg ſehr vereinzelt war, ſich während des 
Krieges auf Deranlajjung des Kriegsamts aber ſehr verbreitete, beibehalten. 

Die Anſtellung von Fabrikpflegerinnen iſt durch die Einführung von Be- 
triebsräten keineswegs überflüſſig geworden, da die Mitglieder der Betriebs- 
räte nur in den ſeltenſten Fällen in der Lage ſind, die Aufgaben der Fürſorge 
ſachkundig auszuführen, und da ihnen auch die Seit dazu fehlt. Der Erfolg der 
Arbeit einer Fabrikpflegerin hängt naturgemäß davon ab, wie weit es ihr ge— 
lingt, das Vertrauen des Unternehmers wie der Arbeiterſchaft zu gewinnen. 


§ 35. FSozialverſicherung. 


weſen und Bedeutung der berſicherungsgeſetzgebung. Während die Arbei⸗ 
terſchutzgeſetzgebung den Arbeiter innerhalb des Betriebes ſchützt, ihm geſunde 
Arbeitsbedingungen ſichern ſoll, will die Sozialverſicherung ihn in den Seiten 
ſchützen, in denen ihm der Erwerb aus irgendeinem Grunde unmöglich iſt. Das 
iſt allen Zweigen der Sozialverſicherung gemeinſam. Die Derſicherung iſt des- 
halb verſchiedentlich als Lohnergänzung bezeichnet worden (vgl. S. 130). 

Die drei großen Sweige der Arbeiterverſicherung — Kranken-, Unfall-, In⸗ 
validen- und Hinterbliebenenverſicherung — ſind in der Reichsverſicherungs— 
ordnung geſetzlich geregelt und zuſammengefaßt (1911). Sie ſind ergänzt durch 
das Keichsverſicherungsgeſetz für Angeſtellte (1911), ſowie durch Berggeſetze 
der einzelnen Staaten. Für alle Sweige der Sozialverſicherung gilt der Der- 
ſicherungszwang; d. h. der Arbeitnehmer iſt durch das Geſetz gezwungen, ſich 
zu verſichern. Alle Sweige der Sozialverſicherung geben dem Derficherten 
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einen Rechtsanſpruch auf die vorgeſehenen Ceiſtungen. Gemeinſam iſt auch 
allen Sweigen, mit Ausnahme der Unfallverſicherung, die ur der Ar- 
beitgeber und Arbeitnehmer bei der Derwaltung. 

Die Behörden für die geſamte in der Reihsperjiherungsorönung geregelte 
Sozialverſicherung find: die Verſicherungsämter als untere, Oberverſiche⸗ 
rungsämter als höhere und das Keichsverſicherungsamt, dem Landesverſiche⸗ 
rungsämter zur Entlaſtung zur Seite geſtellt ſind, als ober vor Be- 
ſchluß⸗ und Aufſichtsbehörde. 


A. Krankenverſicherung. 


Kreis der verſicherten. Verſicherungspflichtig find: Arbeiter, Gehilfen, Ge⸗ 
ſellen, hausangeſtellte und Hhausgewerbetreibende, die gegen Entgelt beſchäf⸗ 
tigt ſind, ohne Rückſicht auf die höhe ihres Entgeltes; Betriebsbeamte, Werk⸗ 
meiſter, handels⸗ und Apothekenangeſtellte, Bühnen⸗ und Orcheſtermitglieder, 
Lehrer und Erzieher, Schiffer bis zu einem Jahresverdienſt von 15000 M. 
Freiwillige Derfiherung bei höherem Einkommen iſt zuläſſig. Der freiwillige 
Eintritt in die Krankenverſicherung ſteht Arbeitern oder Angejtellten offen, 
die wegen der Unentgeltlichkeit oder des vorübergehenden Charakters ihrer 
Beſchäftigung nicht perſicherungspflichtig ſind; ferner den Familienangehöri⸗ 
gen von Arbeitgebern, wenn ſie in deren Betriebe tätig ſind. Kleinen Unter⸗ 
nehmern, die bis zu zwei Arbeitern beſchäftigen und deren Jahreseinkommen 
15000 M. nicht überſchreitet, ſteht die Selbſtverſicherung auch offen. 

Die Leiſtungen der Krankenverſicherung beſtehen 1. in Krankenhilfe, das iſt 
ärztliche Behandlung und Arznei für 26 Krankheitswochen, Krankengeld in 
Höhe des halben Grundlohnes (d. h. des durchſchnittlichen Tagelohns) für jeden 
Arbeitstag der Arbeitsunfähigkeit vom vierten Tage ab. An Stelle dieſer Lei- 
ſtungen kann Krankenhauspflege gewährt werden, oder an Stelle eines Teiles 
des Krankengeldes Leiſtungen an Hauspflege durch Pfleger oder Pflege⸗ 
rinnen. Bei Krankenhauspflege erhalten die Angehörigen ein Hausgeld (die 
Hälfte des Krankengeldes). 2. Sterbegeld. Beim Tode des Derjicherten für 
die Angehörigen im zwanzigfachen Betrage des Grundlohnes. 3. Wochenhilfe 
(vgl. S. 101). 

Neben den Kegelleiſtungen können die Kaſſenſatzungen Mehrleiſtun⸗ 
gen vorjehen (Ausdehnung der Krankenhilfe für ein Jahr, Fürſorge für Ge⸗ 
neſende, Hilfsmittel gegen Derfrüppelung, Familienhilfe, Erhöhung des Kran⸗ 
kengeldes, des Hhausgeldes, Verlängerung des Wochengeldes und des Still⸗ 
geldes, Erhöhung des Sterbegeldes). 

Der Anſpruch auf die Ceiſtungen entſteht mit dem Beginn der verſicherungs⸗ 

pflicht. 

die mittel werden durch Beiträge der Arbeitgeber (ein Drittel) und der 
Arbeitnehmer (zwei Drittel) aufgebracht. Sie ſollen in der Regel nicht über 
7½% des durchſchnittlichen Lohnes betragen. Die Zahlung muß durch den 
Urbeitgeber erfolgen, der den auf den Arbeitnehmer entfallenden Anteil bei 
der Lohnzahlung zurückbehalten darf. 

Organe der Krankenverſicherung find Orts⸗, Land-, Betriebs- und Innungs⸗ 
krankenkaſſen. 
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Aufwendungen. Im Jahre 1919 gab es in Deutſchland über 22000 Kran- 
kenkaſſen mit 14 Millionen Verſicherten. Im Jahre 1912 betrugen die Ein⸗ 
nahmen der Kaſſen 504 Millionen Mark, die Ausgabe 481 Millionen; davon 
kamen auf ärztliche Behandlung 80 Millionen, auf Arzneimittel 55 Millionen, 
auf Verpflegung in heilanſtalten 54 Millionen, auf Krankengeld 150 Mil- 
lionen, auf Wöchnerinnenfürſorge 7 Millionen, auf Sterbegeld 8 Millionen. 


B. Unfallverſicherung. 


Kreis der verſicherten. Der Unfallverſicherung unterliegen die Betriebe 
folgender hauptgruppen: Bergwerke, Fabriken, Werften, Bauten, das Der- 
kehrsgewerbe, Binnenſchiffahrt, Fuhrwerks- und Speditionsbetrieb und ein- 
zelne Zweige des Handwerkes. Beſondere Beſtimmungen beſtehen für die 
Seeunfallverſicherung und für die landwirtſchaftliche Unfallverſicherung. In 
den genannten Betrieben ſind verſicherungspflichtig Arbeiter und Lehrlinge 
ohne Rückſicht auf die Höhe des Entgeltes, Betriebsbeamte bis zu einem 
Jahresverdienſt von 40 000 M. Derſicherungsberechtigt ſind kleine Unterneh⸗ 
mer bis zur gleichen höhe des Jahreseinkommens. Durch Beſchluß der Reichs⸗ 
regierung (des Bundesrates) kann die Verſicherungspflicht auf beſtimmte ge⸗ 
werbliche Berufskrankheiten ausgedehnt werden. 

Leiſtungen. Gegenſtand der Derjiherung iſt der Erſatz des Schadens, der 
durch Körperverletzung oder Tötung entſteht. Im einzelnen umfaſſen die Lei⸗ 
ſtungen: f | | 

1. ärztliche Behandlung, Arznei, ſowie Heilmittel und Hilfsmittel zur Er⸗ 
leichterung der Unfallfolgen für Unfallbeſchädigte von der 14. Woche nach dem 
Unfalle ab. (Für die erſten dreizehn Wochen hat die Krankenkaſſe das Heilver- 
fahren zu übernehmen.) 

2. Die Leiſtungen umfaſſen ferner eine Rente für die Dauer der Erwerbs⸗ 
unfähigkeit. Die Rente beträgt bei voller Erwerbsunfähigkeit zwei Drittel 
des Jahresarbeitsverdienſtes; bei teilweiſer Erwerbsunfähigkeit den Teil der 
Vollrente, der dem Maße der Erwerbsunfähigkeit entſpricht. Die Rente wird 
nach dem Entgelt berechnet, das der Derletzte während des letzten Jahres be— 
30g. Soweit ſeine Einnahmen über 10 200 M. ſtiegen, wird von der darüber 
hinaus gehenden Summe nur ein drittel angerechnet. 

3. Statt Krankenbehandlung und Rente kann heilbehandlung und Pflege 
in einer Heilanjtalt gewährt werden. Die Angehörigen erhalten dann eine 
Rente in der gleichen Höhe, wie ſie ihnen bei dem Tode des Derſicherten zu— 
ſtehen würde. Statt Gewährung einer Rente kann auf Antrag des Renten- 
empfängers die Aufnahme in einem Invalidenhaus oder in einer ähnlichen 
Anſtalt veranlaßt werden. 

Ein neues Heilverfahren kann jederzeit eingeleitet werden. Falls eine we- 
ſentliche Anderung in der Erwerbsfähigkeit eintritt, kann auch die Rente ver- 
ändert werden. 

4. Bei Tötung betragen die geſetzlichen Ceiſtungen: ein Sterbegeld für die 
Angehörigen in höhe von einem Fünfzehntel des Jahresverdienſtes (mindeſtens 
50 M.), eine Rente an die Hinterbliebenen, und zwar für die Witwe ein Fünf⸗ 
tel des Jahresverdienſtes, für jedes Kind unter 15 Jahren ein weiteres 
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Fünftel bis zur Geſamthöhe von drei Fünfteln. Eine Witwe, die ſich wieder 
verheiratet, erhält drei Fünftel des Jahresverdienſtes als Abfindung. 

5. Auf Grund von Verordnungen vom 5. Mai 1920 und vom 19. März 1921 
erhalten die Empfänger von Unfallrenten Altrentnerzulagen, die nach den 
ehemaligen Jahresverdienſten abgeſtuft werden. Je nach dem Zeitpunkt des 
Eintritts der Erwerbsunfähigkeit betragen die Zulagen für die Unfallrentner, 
die Witwen und die Waiſen 160, 120, 80%; für landwirtſchaftliche Unfall⸗ 
rentner 200, 160, 120%. 

Die mittel werden ausſchließlich durch die Arbeitgeber aufgebracht, die zu 
dieſem Sweck in Berufsgenoſſenſchaften zuſammengeſchloſſen ſind. 

Die Berufsgenoſſenſchaften wirken innerhalb der Betriebe auf Einrichtungen 
hin, die Unfälle verhüten ſollen. 

Aufwendungen. Die Sahl der Unfallverſicherten betrug 1918 insgeſamt 
26,5 Millionen; die der beteiligten Betriebe 6,2 Millionen. Für Entſchädi⸗ 
gungen (Renten und dgl.) wurden 191 Millionen Mark an 1114612 Emp⸗ 
fänger ausgezahlt. 


C. Invaliden-, Alters- und hinterbliebenenverſicherung. 


Kreis der verſicherten. Verſicherungspflichtig ſind alle Arbeiter und An- 
geſtellten (auch Hausangeſtellte) im Alter von über 16 Jahren. Die Haus⸗ 
gewerbetreibenden ſind nur in der Tabakfabrikation und in Teilen der Tertil- 
induſtrie einbezogen. Derſicherungspflichtig ſind ferner: Apothekengehilfen, 
Bühnen- und Orcheſtermitglieder, Lehrer und Erzieher bis zur Gehaltsgrenze 
von 2000 M. 

Verſicherungsberechtigt ſind: Angeſtellte bis zum vollendeten 40. Lebens- 
jahr, wenn ihr Gehalt zwiſchen 25000 M. beträgt, ebenſo die kleinen Ge⸗ 
werbetreibenden, in deren Betrieben höchſtens zwei Verſicherungspflichtige 
beſchäftigt werden, und Hausgewerbetreibende. Ferner können Perſonen, die 
aus dem verſicherungspflichtigen Verhältnis ausſcheiden, die Verſicherung frei⸗ 
willig fortſetzen oder ſpäter erneuern. 

Leiſtungen. Gegenſtand der Verſicherung iſt Invalidenrente, Altersrente, 
Witwen- und Waiſenrente, Witwengeld und Waiſenausſteuer für die Hinter- 
bliebenen. 

1. Die Invalidenrente erhalten dauernd Invalide ohne Kückſicht auf ihr 
Lebensalter. Als Invalide gilt, wer durch eine ſeinen Kräften, Fähigkeiten, 
ſeiner Husbildung und ſeinem bisherigen Beruf entſprechende Tätigkeit nicht 
ein Drittel deſſen verdienen kann, was Geſunde bei entſprechender Arbeit ver⸗ 
dienen. Die Rente erhält auch der vorübergehend Invalide nach Fortfall des 
Krankengeldes für die Dauer der Invalidität. Die Gewährung der Rente iſt 
an eine Wartezeit von 200 Beitragswochen, während deren 100 Pflichtbei⸗ 
träge geleiſtet werden müſſen, geknüpft. Für die freiwillig Verſicherten wer⸗ 
den 500 Beitragswochen verlangt. 

2. Altersrente erhält jeder Verſicherte vom vollendeten 65. Lebensjahr an 
nach 1200 Beitragswochen. 

5. Witwenrente erhält die dauernd invalide Witwe eines Verftcher ken. | 

4. Waiſenrente erhalten die Kinder unter 15 Jahren. 


Sozialverſicherung \ 141 


5. Die verſicherte Witwe eines verſicherten Ehemannes erhält außerdem ein 
Witwengeld, ihre Kinder im Alter von 15 Jahren eine Waiſenausſteuer. 

Höhe der Renten. Alle dieſe Renten ſetzen ſich zuſammen aus einem Reichs⸗ 
zuſchuß, der für jede Alters- oder Invaliden- oder Witwenrente 50, für jede 
Waiſenrente 25, für jedes Witwengeld 50 und für jede Waiſenausſteuer 16 
Mark beträgt. Ferner aus einem Anteil der Derjicherungsanitalt. 

Der Anteil der Verſicherungsanſtalt wird bei der Invalidenrente aus 
einem Grundbetrag und Steigerungsſätzen berechnet. Der Grundbetrag wird 
je nach der Cohnklaſſe, der der Derjicherte angehört hat, mit 180280 M. 
jährlich angeſetzt. Die Steigerungsſätze richten ſich nach der Sahl der Wochen, 
während deren der Verſicherte Beiträge geleiſtet, ſowie nach der Lohnklaſſe, 
der er angehört hat. Die Invalidenrente erhöht ſich, falls der Rentner Kinder 
hat, für jedes Kind um ein Sehntel der Rente bis zu ihrem einundeinhalb⸗ 
fachen Betrage. 

Bei der hinterbliebenenrente, den Witwengeldern und der Waijen- 
ausſteuer wird der Anteil der Derjiherungsanjtalt in höhe eines Teiles des 
Grundbetrages und der Steigerungsſätze gezahlt, und zwar für jede Witwen⸗ 
rente drei Sehntel, für jede Waiſenrente für ein erſtes Kind drei Swanzigſtel, 
für jedes weitere drei Vierzigſtel des Grundbetrages und der Steigerungsſätze, 
die der Ernährer bezogen hat. Als Witwengeld wird der zwölffache Monats⸗ 
betrag der Witwenrente, als Waiſenausſteuer der achtfache Monatsbetrag 
der bezogenen Waiſenrente gewährt. 

Als Altersrente wird ein feſter Jahresbetrag gegeben. 

Neuerdings erhalten die Empfänger von Invaliden- und Altersrenten Su— 
lagen von monatlich 30 M., Empfänger von Witwenrenten monatlich 15 M., 
von Waiſenrenten monatlich 10M. Außerdem erhalten vom 1. Januar 1921 
ab eine Beihilfe von 40 M. monatlich die Alters⸗, Invaliden⸗ und Witwenrent⸗ 
ner, und 20 M. die Waiſenrentner. 

Heilverfahren. Ein weſentlicher Beſtandteil der Hilfe durch die Invaliden- 
verſicherung beſteht in dem Heilverfahren, das durch die Invalidenverjiche- 
rungsanſtalt eingeleitet werden kann, wenn infolge einer Erkrankung die In⸗ 
validität des Derjicherten droht. Dabei ſind nur ſolche Fälle zu berückſich⸗ 
tigen, bei denen Ausficht auf Abwendung der Invalidität vorhanden iſt (Lun- 
gentuberkuloſe, Herzkrankheiten, Rheumatismus, Nervenkrankheiten und dgl.). 
Für dieſe Heilbehandlungen wurden im Jahre 1915 allein 34 Millionen Mark 
ausgegeben. 

Aufwendungen. Die Invalidenverſicherung umfaßte im Jahre 1915 etwa 
16 Millionen Menſchen und zahlte an mehr als eine Million Rentenempfän- 
ger etwa 218 Millionen Mark aus. Die Einnahmen betrugen im Jahre 1918 
insgeſamt 250,151 Millionen Mark. Das Vermögen der Derjicherungsträger 
erreichte rund 2½ Milliarden Mark, von denen erhebliche Summen in ge⸗ 
meinnützigen Anſtalten angelegt ſind. 


D. Angeſtelltenverſicherung. 


Kreis der verſicherten. Während die Reichsverſicherungsordnung auch An⸗ 
geſtellte mit kleinerem Einkommen umſchließt, deren wirtſchaftliche Lage ſich 
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nicht weſentlich von der Lage der Arbeiterklaſſe unterſcheidet, iſt durch das 
Verſicherungsgeſetz für Angejtellte vom Jahre 1911 eine geſonderte, weſent⸗ 
lich auf Ruhegeld und hinterbliebenenrente gerichtete verſicherung für Ange⸗ 


ſtellte mit höherem Gehalt bis zu 15000 m. geſchaffen worden. Träger iſt 
die Reichsverſicherungsanſtalt für 1 In Kusſicht genommen iſt Er⸗ 
höhung auf 28 000 M. 


Leiſtungen. Auch bei dieſer Verf ſind die Leiſtungen an eine warte⸗ | 


zeit gebunden. Iſt fie zurückgelegt und die Anwartſchaft durch ordnungsge⸗ 
mäße Beitragszahlung aufrechterhalten, ſo entſteht im Alter von 65 Jahren 


oder bei dauernder oder ſeit 26 Wochen vorhandener Berufsunfähigkeit An⸗ 


ſpruch auf Ruhegehalt. Als berufsunfähig gilt, wer infolge von Krankheit oder 
Gebrechen nicht mehr die hälfte deſſen verdienen kann, was Geſunde bei ent⸗ 
ſprechender Arbeit verdienen. Die höhe des Ruhegeldes wird nach Maßgabe 


der gezahlten Beiträge berechnet (ein Viertel der Beiträge aus den erſten 120 


Beitragsmonaten, ein Achtel der übrigen; bei Frauen wird, ſofern ſie weniger 
als 120, aber mehr als 60 Monate verſichert ſind, ein Viertel der Beiträge 
aus den erſten 60 Beitragsmonaten gezahlt). Witwenrente und Waiſenrente 
für eheliche Kinder unter 18 Jahren wird in höhe von zwei Fünfteln des ent⸗ 
ſprechenden Ruhegeldes bzw. von einem Fünftel der Witwenrente gewährt. 
Weibliche Verſicherte erhalten bei Verheiratung die Hälfte der Beiträge zurück. 
Zur Abwendung von Berufsunfähigkeit oder Wiederherſtellung der Berufs⸗ 
fähigkeit kann ein Heilverfahren eingeleitet werden. 


Die Beiträge ſind je zur hälfte von Arbeitgebern und Angeſtellten aufzubrin⸗ 


gen. Sie betragen ungefähr 8% des Einkommens.“ 


§ 54. Die Wohlfahrtspflege der Berufsvereine. 
Alle Wohlfahrtspflege, die von Berufsvereinen für ihre Mitglieder aus⸗ 
geübt wird, hat die Aufgabe, den einzelnen im Hinblick auf feine Berufszu⸗ 


gehörigkeit zu fördern, ihn im Beruf zu halten, ſeine Arbeitsfähigkeit zu be⸗ 


wahren, ihn in Seiten von Arbeitsloſigkeit jo weit zu verſorgen, daß er nicht 
durch Not aus der Berufsgruppe herabgleitet oder zum unterbietenden Kon- 
kurrenten wird. Dieſe Wohlfahrtsarbeit iſt immer in gewiſſer Weiſe mit 
der Berufsidee, mit Standesvorſtellungen verknüpft. Sie beruht auf dem 
Gefühl der Verbundenheit durch die gemeinſame oder gleiche Arbeit. Sie iſt 
im tiefſten Sinne des Wortes gegenſeitige Hilfe (vgl. S. 70 u. 130). 
Berufsfürſorge der Kaufleute und handwerker. Das Unterſtützungsweſen 
der Kaufleute und Handwerker knüpft an die Traditionen der Zünfte und 
Gilden an. Wie jene ſo ſchaffen auch die Korporationen der Kaufmannſchaft, 
in neuerer Seit die handelskammern, die handwerkskammern, die Vereine der 
Kaufleute, der kaufmänniſchen Angeitellten, die Innungen Kaſſen zur ge⸗ 
genſeitigen Unterſtützung in Notfällen, zur Verſorgung bei Krankheit, zur 
Hilfeleiſtung für die Witwen und Waiſen. Immer handelt es ſich um hilfe 
für die Mitglieder und deren Angehörige. Zu unterſcheiden find dabei Der- 
ſicherungskaſſen und Unterſtützungskaſſen, Kaſſen zur Verſicherung gegen 
Krankheit, Stellenloſigkeit, zur Derforgung der Hinterbliebenen; Unter⸗ 
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ſtützungseinrichtungen zur Gewährung von Darlehen oder für laufende oder 
einmalige Unterſtützungen in Notfällen, für Beihilfen zur Ausbildung, für Er- 
holungszwecke. Die größeren Organiſationen unterhalten auch Aſyle und 
Heime; die Berliner Handelskammer beiſpielsweiſe ein Aſyl für alte Kauf⸗ 
leute oder Kaufmannsfrauen. Sur Errichtung von Kaufmannserholungshei- 
men beſteht eine beſondere Geſellſchaft ſeit 1912, die kaufmänniſchen Ange⸗ 
ſtellten und ſelbſtändigen Kaufleuten zu niedrigen Preiſen Erholungsaufent⸗ 
halt gewährt. Andere Vereine unterhalten Schreibſtuben für beſchäftigungs⸗ 
loſe Kaufleute. Faſt alle gewähren ihren Mitgliedern unentgeltliche Rechts- 
auskunft. Bei den handwerkskammern und Innungen ſind neben den Unter— 
ſtützungskaſſen beſondere Einrichtungen der Rechtshilfe vorhanden, zur Der: 
mittlung eines Ausgleichs mit Gläubigern, zur Dermeidung von Prozeſſen 
zwiſchen handwerkern und Auftraggebern und dgl. Nuch die Handwerkskam— 
mern haben gelegentlich eigene Erholungsheime. Überall iſt das Unter⸗ 
ſtützungsweſen im Krieg ſtark entwickelt worden. 

Sehr ähnlich hat ſich die Wohlfahrtspflege in den Beamtenorgani— 
ſationen geſtaltet. Sie haben Kranken-, Begräbnis-, Penſionskaſſen; Ein⸗ 
richtungen zur Unterſtützung von Witwen und Waiſen; Spar- und Darlehns⸗ 
kaſſen, Rechtsrat und Rechtsſchutz für ihre Mitglieder eingerichtet. 

Die Gewerkſchaften. In den deutſchen Gewerkſchaften iſt die Einführung 
der Wohlfahrtspflege lange umſtritten geweſen. Doch hat ſich überall der Ge— 
danke durchgeſetzt, daß neben den eigentlichen Kampfaufgaben und neben der 
Unterſtützung der Mitglieder bei wirtſchaftlichen Kämpfen auch die Sorge 
für andere Notlagen der Mitglieder zu den Aufgaben der Gewerkſchaften ge- 
hört. Dieſe Auffaſſung, die in allen Gruppen von Gewerkſchaften vorhanden 
iſt, wurde durch den 10. Kongreß der freien Gewerkſchaften Deutſchlands 
(1919) beſtätigt. Es wurde ausdrücklich ausgeſprochen: „Solange der Staat 
und die Gemeinden nicht eine ausreichende Fürſorge für die Erwerbsunfähi— 
gen, Erwerbsbeſchränkten, Erwerbsloſen durchgeführt haben, pflegen die Ge— 
werkſchaften ihre eigenen Unterſtützungsein richtungen als notwendige ſoziale 
Selbſthilfe. — Da unter den gegebenen Derhältnijjen die ſoziale Fürſorge der 
Geſellſchaft nicht ausreichend iſt, muß die gegenjeitige Hilfe in den gewerk— 
ſchaftlichen Organiſationen aufrechterhalten werden, und es iſt nur in dem 
gleichen Maße, wie die an die öffentliche Fürſorge geſtellten Aufgaben ſich ver— 
wirklichen, an einen Abbau der gewerkſchaftlichen Unterſtützungen zu denken.“ 
Tatſächlich haben die Gewerkſchaften erheblichere Mittel für dieſe Aufgabe 
beruflicher Hilfeleiſtung aufgewendet als für Streikführung und Streikunter— 
ſtützungen. Sie haben nicht allein Verſicherungseinrichtungen geſchaffen, ſon— 
dern auch Keiſe⸗ und Umzugsunterſtützungen, Sterbegelder, Notfallunter- 
ſtützungen, Hilfe für Wöchnerinnen, für Witwen und Waiſen eingeführt. Sie 
haben Herbergen mit Bädern gegründet, Rechtsauskunftsſtellen, Kinderſchutz— 
kommiſſionen errichtet, Unterrichtskurſe veranſtaltet und auf den verſchiedenſten 
Gebieten der Wohlfahrtspflege mitgewirkt. Im hilfskaſſenweſen, beſonders in 
der Kranken- und Arbeitsloſenunterſtützung, find fie der öffentlichen Fürſorge 
vorangegangen. Sie haben auch neben der Sozialverſicherung noch ergänzende 
Aufgaben behalten. In der Seit von 1891 bis 1914 haben die Sentral⸗ 
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verbände von insgeſamt 390 Millionen Mark, die für Unterſtützungszwecke 
verausgabt wurden, 143 Millionen für Streikunterſtützungen, dagegen 246 
Millionen für andere Unterſtützungen ausgegeben. Davon entfielen auf Ar- 
beitsloſenunterſtützungen 89,5 Millionen, auf Krankenunterſtützungen 91 Mil⸗ 
lionen, auf Reiſeunterſtützungen 16 Millionen. 

Das Unterſtützungsweſen iſt während des Krieges noch beträchtlich aus⸗ 
gebaut worden, und die Gewerkſchaften wandten ihr Intereſſe mehr und mehr 
der Wohlfahrtspflege, auch der Einwirkung auf die ſtaatlichen Maßnahmen 
zu. Die Sorge für die Kriegerfamilien, für die Arbeitsloſen und die Kriegs⸗ 
beſchädigten und Hinterbliebenen trat nacheinander in den Vordergrund. Für 
jedes Gebiet wurde zunächſt ein eigenes Unterſtützungsweſen eingerichtet, bis 
die öffentliche Regelung ausreichend geſtaltet war. An Unterſtützungen für 
die Kriegerfamilien wurden in Ergänzung der Reichs⸗ und Gemeinde⸗ 
unterſtützungen, die im Unfang ſehr unzureichend waren, im erſten Kriegsjahr 
10,42 Millionen Mark ausgegeben. Einzelne Gewerkſchaften zahlten bis zu 
8 M. wöchentlich an jede Familie. Im zweiten Kriegsjahr wurden dieſe Bei⸗ 
hilfen allmählich eingeſchränkt, da die öffentliche Unterſtützung ſo weit ent⸗ 
wickelt war, daß die Gewerkſchaftshilfe entbehrt werden konnte. Auf die Er⸗ 
höhung der öffentlichen Unterſtützungen der Kriegerfamilien hatten die Ge⸗ 
werkſchaften einen erheblichen Einfluß, ſowohl durch ihre Haltung im Reidjs- 
tag als in den einzelnen Gemeinden. Sie trieben in jeder Richtung Wohl⸗ 
fahrtspolitik, ſetzten ſich für Sicherung von Krankenhilfe für die Krieger⸗ 
frauen, für Wöchnerinnenbeihilfen und dgl. ein und wirkten bei der Durch⸗ 
führung der Kriegswohlfahrtspflege in ſtarkem Umfange mit Behörden und 
Wohlfahrtsorganiſationen zuſammen. 

In gleicher Weiſe nahmen ſie ſich der Bekämpfung der Folgen der Ar- 
beitsloſigkeit an, die bei Kriegsbeginn eintrat. (Don Juli bis Auguſt 
ſtieg nach amtlichen Ausweiſen in den Fachverbänden die Urbeitsloſigkeit von 
2,7 Prozent auf 22,7 Prozent.) Die Derjiherung für Arbeitsloje war lange 
Zeit ausſchließlich von den Gewerkſchaften betrieben worden. Nur wenige 
Gemeindeverwaltungen hatten vor dem Krieg eigene KArbeitsloſenverſiche⸗ 
rungen eingerichtet; zum Teil nach dem Genter Syſtem, daß auf ſtädtiſchen 
Zuſchüſſen zu gewerkſchaftlicher Selbſtverſicherung beruht. Erſt während des 
Krieges wurde infolge des Drängens der Gewerkſchaften eine Erwerbsloſen⸗ 
fürſorge in größerem Maßſtabe von öffentlichen Körperſchaften eingeführt. Die 
größeren Städte, die Candesverſicherungsanſtalten, auch Provinzialverwaltun⸗ 
gen und Bundesitaaten nahmen die Aufgabe auf. Dabei wurde aber zunächſt bei 
der Auszahlung von Geldern die Krbeitsloſenunterſtützung der Gewerkſchaften 
angerechnet, d. h. die öffentliche Unterſtützung wurde um den Betrag der 
Gewerkſchaftsunterſtützung gekürzt, ſo daß die Gewerkſchaftsmitglieder um 
den Betrag ihrer Selbſtverſicherung gebracht wurden. Erſt nach geſpannten 
Auseinanderjegungen wurde feſtgelegt, daß die Gewährung von Keichszu⸗ 
ſchüſſen für örtliche Erwerbsloſenhilfe an die Bedingung geknüpft werden 
ſollte, daß die Erwerbsloſenhilfe im Suſammenhang mit den Gewerkſchaften 
geregelt und die Gewerkſchaftsunterſtützungen nicht höher als bis zur Hälfte 
angerechnet wurden. Auf dieſe Weiſe fällt den Gewerkſchaften in erheblichem 
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Maße Recht und Pflicht der Mithilfe bei der Erwerbsloſenfürſorge zu. Sie 
haben im erſten Kriegsjahr aus eigenen Mitteln für Arbeitsloſenunterſtützung 
21½ Millionen Mark verausgabt. 

Aud; auf anderen Gebieten der Kriegsfürforge haben die Gewerkſchaften 
anregend und fördernd gewirkt. Sie haben die Suſammenfaſſung der 
Kriegsbeſchädigtenfürſorge in einen Keichsausſchuß veranlaßt und 
dahin gewirkt, daß bei dem Aufbau der Organiſationen Dertreter der Arbei— 
ter und Angeſtellten zu paritätiſcher Anteilnahme herangezogen werden. Sahl— 
reiche Gewerkſchaften haben ſich mit den Arbeitgeberverbänden über gemein- 
ſames Vorgehen in der Kriegsbeſchädigtenfürſorge verſtändigt. Sie haben 
Abkommen getroffen, in denen die Grundſätze für die Beſchäftigung kriegs— 
beſchädigter Arbeiter und Angeſtellter geregelt wurden. Während die Arbeit— 
geber Verpflichtungen für die Wiedereinſtellung der früher bei ihnen beſchäf— 
tigten kriegsbeſchädigten Arbeiter übernahmen, ſollte die Arbeiterſchaft bei 
der Berufsberatung mitwirken und in den Kreiſen der Urbeiterſchaft die Er- 
kenntnis verbreiten helfen, daß nach dem heutigen Stande der Wiſſenſchaft die 
Kriegsinvaliden in weitem maß wieder zu erwerbsfähigen Arbeitsgenoſſen 
gemacht werden können, und daß ſich daher unter dem Geſichtspunkt der Ein- 
wirkung auf die Lohnſätze kein berechtigter Grund gegen ihre weitere wirt— 
ſchaftliche Beteiligung erheben läßt. Sehr ähnlich iſt das Unterſtützungsweſen 
bei den Gewerkſchaften anderer Richtungen ausgebildet. 


III. Teil. 
Methoden und Kräfte. 


Siebentes Kapitel. 
Die methoden der Wohlfahrtspflege. 


§ 55. Geſchloſſene und halbgeſchloſſene Fürſorge. 


Gliederung. Die Siele der Wohlfahrtspflege ſind in allen Seiten ihrer ge— 
ſchichtlichen Entwickelung die gleichen geblieben: die Hilfe der wirtſchaftlich 
Schwachen im Intereſſe der Allgemeinheit; nur die Formen der Hilfeleijtun- 
gen find wandelbar. Jede Seit neuer Kulturbildung, die ihre Lebensäußerungen 
den politiſchen, wirtſchaftlichen und geiſtigen Einwirkungen jeweilig ent— 
ſprechend geſtaltet, verlangt nach neuer Geſtaltung für ihre Arbeit auf allen 
Gebieten des Volkslebens. Je ſtärker und geſünder ein Volk iſt, mit um jo 
größerer Kraft findet es die ſeiner Entwickelung gemäßen Formen auch auf 
dem Gebiete der Wohlfahrtspflege in eigener Geſtaltung. In der heutigen 
Übergangszeit ſind auch die Methoden der Wohlfahrtspflege ſtark in der Um— 
wandlung begriffen und laſſen ſich in ihrer endgültigen Geſtalt noch 
nicht feſtlegen. Die wirtſchaftliche Not verlangt Syſteme, die bei äußerſter 
Sparſamkeit der Mittel und Kräfte umfaſſende und konzentrierte Arbeits- 
leiſtung ermöglichen. Sie müſſen mehr als je der Tatſache angepaßt ſein, daß 
die Hilfeleiſtung jo viel produktive Arbeit ſchaffen muß wie notwendig iſt, um 
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den einzelnen menſchen zu erhalten, weil nur ſo der Verarmung des Namen a 
Volkes geſteuert werden kann. | 

Die Formen, in denen die Geſtaltung der Hilfeleijtung ſich vollzieht, müſſen 
ſich dem Zuſtand des Hilfsbedürftigen anpaſſen. Sie müſſen geſtützt werden 
durch die Erkenntnis, wie weit der hilfsbedürftige innerhalb ſeiner Umge⸗ 
bung, als verbundenes Glied im Familien- und Berufskreis Kräfte vermitteln 
und empfangen kann, oder inwieweit ſeine Kräfte derart gehemmt ſind, daß 
er kein regſames Glied innerhalb dieſer Kreiſe zu bilden vermag und feſterer 
Stützen bedarf, um der Allgemeinheit nicht hinderlich oder gefährlich zu wer⸗ 
den. Für die erſte Gruppe hat ſich allmählich die Form der ſogenannten 
„offenen Fürſorge“ in Pflegſchaften herausgebildet, während für die zweite 
Gruppe die geſchloſſene Fürſorge in Anſtalten ausgeübt wird und in neuerer 
Seit, beſonders für Kinder und Kranke das Syſtem der halbgeſchloſſenen und 
der halboffenen Fürſorge geſchaffen worden iſt. 

Anſtalten. Bei der geſchloſſenen Anſtaltsfürſorge, die in früheren Zeiten 
ausſchließlich den Charakter des Zufluchts⸗ und Unterkunftsheims trug, haben 
ſich in neuerer Seit ganz beſtimmte Typen entwickelt, die einmal Schutz und 
Entlaſtung der Allgemeinheit bezwecken und ein anderes Mal heilung und Ent⸗ 
wickelung des einzelnen Individuums. Die Neigung zur Unterbringung Be⸗ 
dürftiger in Anſtalten, in denen immer eine gewiſſe ſchematiſche Behandlung 
unvermeidlich iſt, wird unter den freiheitlichen individualiſierenden Gedan⸗ 
kengängen unſerer Seit freiwillig nicht gern in Anſpruch genommen und kann 
zwangsweiſe nur da geſchehen, wo eine tatſächliche Gefährdung der Allgemein⸗ 
heit vorliegt, wie bei Geiſteskranken, Trinkern, Arbeitsſcheuen, Verbrechern. 
Die Unſtalten für dieſe gemeingefährlichen hilfsbedürftigen tragen den Cha- 
rakter von Krankenheimen und nehmen die Anſtaltsbedürftigen nur für den 
Zeitraum auf, in dem die Gemeingefährlichkeit des Charakters ihres Leidens 
feſtſteht. Solche Anſtalten werden gewöhnlich von den Ortsarmenverbänden 
oder Kreiſen errichtet, denen die Derjorgung dieſer hilfsbedürftigen auf Grund 
des Reichsgeſetzes über den Unterſtützungswohnſitz (ogl. S. 72) zuſteht (Irren⸗ 
anſtalten, Trinkerheime, Epileptikeranſtalten, Arbeitshäufer). Sie gewähren 
eine ausreichende Derjorgung für die Seit des Anſtaltsaufenthalts, vermögen 
aber nicht ihre Wirkſamkeit über die Anſtaltsdauer hinaus auf die Bedürftigen 
zu erſtrecken, die, weil ſie dem freien Leben innerhalb der Geſellſchaft nicht 
gewachſen ſind, in gewiſſen 5wiſchenräumen, häufig nach Rückfall in ihre ge⸗ 
meingefährliche Handlungsweiſe in die Anſtalt wieder zurückkehren. Anſätze 
zu einem Übergang der geſchloſſenen Fürſorge dieſer Art in die offene Für⸗ 
ſorge finden ſich in Beratungsſtellen für entlaſſene Geiſteskranke und ähnliche, 
die aber nur vereinzelt vorhanden und wenig entwickelt ſind. 

Die Arbeitshäuſer für Urbeitsſcheue, die einen gewiſſen Swang für eine 
beſtimmte Gruppe von Bedürftigen darſtellen, finden ſich heute nur noch 
vereinzelt in Kommunalverbänden vor. Ihre Bedeutung iſt durch die Er⸗ 
fahrungen ſtark angezweifelt worden, da fie durch den Zwang der Arbeits- 
beſchäftigung, die ſie bei Arbeitsunwilligen ausüben, nur eine ſehr geringe 
Produktion erzielen und unverhältnismäßig große Kojten verurſachen. Eine 
günſtigere Form für dieſe Gruppe der hilfsbedürftigen, die beſonders als 
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ſogenannte Wanderarme umherziehen und ihren Unterſtützungswohnſitz meiſt 
verloren haben, ſind die Arbeiterfolonien, die, von Paſtor Bodelſchwingh 
begründet, ausſchließlich durch freie Organiſationen unterhalten werden. Ohne 
den Zwang der Arbeitshäufer gewähren ſie den Wanderarmen Unterkunft 
gegen entſprechende Arbeitsleiſtungen, vorzüglich in der Landwirtſchaft, die 
ihrem Charakter und ihrer Eigenart entſpricht, und erzielen durch die frei- 
willige Arbeitsleiſtung eine größere Produktion, die meiſt geeignet iſt, die 
Betriebe vollſtändig zu unterhalten. Dieſe Anſtalten tragen durch die Unter⸗ 
bringung in Einzelſtuben einen Hheimcharakter und bilden eine günſtige Form 
für die Zukunft der produktiven Erwerbsloſenfürſorge. 

Eine zweite Form der geſchloſſenen Fürſorge findet ſich in der Anſtaltsfür⸗ 
ſorge für alte und ſieche Ceute, die zu ſchwach für das ſoziale Leben und ohne 
ſtützende Sufammenhänge mit Angehörigen der Anſtaltsaufnahme bedürfen. 
Dieſe Altersheime, die entweder von Städten, durch Stiftungen oder freie Or— 
ganiſationen erhalten werden, bieten vollſtändige Derforgung, da ſie den 
notwendigen Lebensunterhalt in Nahrung, Wohnung und Kleidung in aus⸗ 
reichendem Maße ohne Gegenleiſtung und ohne Kusſicht auf hebung der Pro- 
duktionskraft des Derforgenden gewähren. Die Arbeit in den Anſtalten ge⸗ 
ſchieht durch beamtetes, wirtſchaftlich oder hugieniſch geſchultes Perſonal unter 
einheitlichen Geſichtspunkten. In Seiten der allgemeinen Teuerung und der 
Wohnungsnot ſteigt das Bedürfnis nach Altersheimen außerordentlich, jo daß 
zur Seit die Nachfrage die Sahl der freien Plätze um ein Vielfaches überſteigt. 
Die Kojten für die Unterhaltung ſolcher Anſtalten ſind ſehr hoch. Die Auf: 
nahme iſt deshalb nur in ſolchen Fällen zu rechtfertigen, in denen die Derfor- 
gungsleiſtung an Geld oder Arbeitskraft nicht durch verpflichtete Angehörige 
innerhalb der Familie aufgebracht werden kann. 

Von großem Wert für die Wohlfahrtspflege ſind die in den letzten Jahr— 
zehnten in größerem Umfange errichteten Anſtalten, die zur Heilung Kran- 
ker dienen, die beſonders durch die induſtrielle Entwicklung der Städte von den 
Volkskrankheiten ergriffen ſind. Bei der Errichtung ſolcher Anſtalten handelt 
es ſich in gleichem Maße um den Schutz der Allgemeinheit vor der Derbrei- 
tung dieſer Krankheiten, beſonders der Tuberkuloſe und der Geſchlechtskrank— 
heiten, wie um die Wiederherſtellung des Erkrankten. Die Anſtaltsfürſorge iſt 
beſchränkt auf die Seit des Heilprozeſſes, der ſich zuweilen über viele Monate 
oder mehrere Jahre erſtreckt. Ihre beſondere Aufgabe iſt die gute körperliche 
Derjorgung und Unterbringung des Kranken, die Ermöglichung pſpochiſcher 
Erleichterungen und die Anwendung aller Heilmethoden, die für ſeine be— 
ſondere Erkrankung notwendig find, wie fortgeſetzte ärztliche Überwachung, 
ausreichender Aufenthalt in freier Luft, Beſchaffung mediziniſcher Apparate 
und Heilmittel. Die Aufnahme in ſolchen Heimen wird gewöhnlich ſolchen 
Perſonen gewährt, bei denen ein Erfolg auf Heilung ausſichtsvoll iſt. Die 
Träger der Koſten für dieſen Aufenthalt ſind entweder die Derficherungs- 
anſtalten, die als freiwillige Leiſtung die Beſchaffung von heilaufenthalt 
ſeit langem durchgeführt haben, oder Kommunalverbände, die in dieſer 
Form der hilfeleiſtung eine Entlaſtung der öffentlichen Fürſorge durch lau— 
fende Unterſtützungen für Erwerbsunfähige und eine hebung der Ar— 
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beits⸗ und Sahlkraft der einzelnen Bürger erblicken; auch die größeren 


freien Fürſorgeorganiſationen haben Anſtaltsfürſorge zu Heil⸗ und Erholungs 


zwecken als Ergänzung ihrer pflegeriſchen Maßnahmen durchgeführt. on 
beſonderer Bedeutung auf dieſem Gebiet der heilanſtaltsfürſorge ſind die 
Kindergeneſungsheime, deren Ziel es iſt, die Kriegsfolgen der Unterernäh⸗ 
rung, die ſich in der Kindergeneration, die zur Seit in der Entwickelung iſt, 
beſonders bemerkbar macht, rechtzeitig zu überwinden. ö 
In neuerer Seit hat ſich eine Form der Anſtaltsfürſorge, beſonders für Er⸗ 
werbsbeſchränkte, ausgebildet, die ihre erſte geſetzliche Feſtlegung in den Aus- 
führungsbeſtimmungen zum preußiſchen Urüppelfürſorgegeſetz (vgl. S. 85) 
gefunden hat. Die Erkenntnis, daß gerade die Erwerbsbeſchränkten (Krüppel, 
Blinde, Taubſtumme, Debile und Idioten) über ausreichend geſunde Organe 
verfügen, deren Entwicklung ſie in beſtimmten Berufen wirtſchaftlich ſelb⸗ 
ſtändig zu machen vermag, hat dazu geführt, Anſtalten zu ſchaffen, die gleich⸗ 
zeitig Erziehungsheim, Klinik und Werkſtätte miteinander verbinden und im 
Zuſammenwirken dieſer Faktoren den Erwerbsbeſchränkten leiſtungsfähig zu 
machen vermögen. Die gemeinſame Arbeit von Erzieher, Arzt und Werk⸗ 
meiſter in ſolchen Anſtalten iſt geeignet, die Entwicklung des durch ſeine kör⸗ 
perliche Belaſtung oft auch ſeeliſch Beſchwerten in geſunde Bahnen zu lenken 
und ihm Widerſtandskraft für die Lebenskämpfe zu vermitteln. Seine Leiden 
können durch möglichſt frühzeitige chirurgiſche Eingriffe oder durch Behand⸗ 
lung ganz oder teilweije behoben (Operation, Beſtrahlungen, orthopädiſche 
Übungen) und die geſunden Organe auf eine Berufsausbildung eingeſtellt wer⸗ 
den, durch die ſie zu größtmöglicher Leiſtungsfähigkeit entwickelt werden; die 
verkümmerten Organe können bis zu einem gewiſſen Grade ausgebildet wer⸗ 
den. Dieſe Anſtalten, für die die freie Wohlfahrtspflege jahrelang Pionier⸗ 
arbeit geleiſtet hat, können die wirtſchaftlich Schwachen auf Grund indi⸗ 
vidueller Fürſorge in das ſoziale Leben durch Geſundung und Heilung einord⸗ 
nen. Sie ſchaffen für den bildungsfähigen hilfsbedürftigen keine Derjorgung, 
ſondern geben ihm die Möglichkeit der Selbſthilfe unter Ausnutzung der Er⸗ 
gebniſſe der Forſchung, der Heilbehandlung und der Berufsumſchulung, wie 
ſie beſonders bei den Kriegsbeſchädigten in weiteſtem Maße durchgeführt und 
im Reichsverſorgungsgeſetz auf Grund langjähriger Erfahrungen gefordert wird. 
Einen Schutz für die beſonders wertvollen Teile des Volkskörpers bilden in 
der geſchloſſenen Fürſorge die Mütterheime, die der werdenden Mutter, be⸗ 
ſonders der ledigen, Unterkunft für die Seit vor und nach der Entbindung 
gewähren und dadurch die Mutter- und Kindesfraft erhalten und die innere 
Verbundenheit zwiſchen Mutter und Kind neu beleben. Die Bedeutung dieſer 
Heime, die faſt ausſchließlich von der freien Wohlfahrtspflege unterhalten wer⸗ 
den, liegt darin, daß dem Kind in der eigenen Mutter die beſte ſtützende Kraft 
erhalten wird. | 
Tagesheime. Durch die erſchwerten Lebensverhältniffe, die ſich beſon⸗ 
ders in den Großſtädten in der Wohnungs- und Erziehungsnot bemerkbar 
machen, hat ſich die Form der halbgeſchloſſenen Fürſorge entwickelt, die den 
hilfsbedürftigen Erwachſenen oder das hilfsbedürftige Kind in der Familie 
läßt und nur auf Stunden ihm Erziehung oder Heilbehandlung zuteil werden 
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läßt, die ihm in der Familie nicht gewährt werden kann. Um nach Möglich⸗ 
keit den 5̃uſammenhang zwiſchen dem gefährdeten Familienmitglied und feiner 
Familie zu erhalten, ſind für die gefährdete Jugend Nachmittag- und Tages⸗ 
heimſtätten errichtet worden, die für beſtimmte Stunden des Tages, während 
die Mutter der Erwerbsarbeit nachgeht, die Kinder verſorgen. Die Anſtalten 
der halbgeſchloſſenen Kinderfürſorge (Krippen, Bewahranſtalten, Kindergär- 
ten und ⸗horte) werden von pädagogiſch geſchulten Kräften geleitet und ge- 
ben je nach Bedürfnis Speiſung, Unterricht, Erziehung und Gejundheitsfür- 
ſorge. Sie werden faſt ausſchließlich von Organiſationen der freien Wohl— 
fahrtspflege unterhalten, arbeiten aber in enger Verbindung mit den Or⸗ 
ganen der amtlichen offenen Fürſorge (Jugendämtern, Säuglingsfürjorge- 
ſtellen, Schulpflege u. ä.), um zu dieſen Maßnahmen eine entſprechende Er⸗ 
gänzung zu bilden (vgl. S. 117). 


S 36. Offene Fürſorge. 


pflegeriſche Fürſorge. Die offene Fürſorge, die ſich den individuellen Le- 
bensverhältniſſen des einzelnen anpaßt, entſpricht in beſonderem Maße den 
Bedürfniſſen der jetzigen Seit. Infolge der wirtſchaftlichen und politiſchen 
Entwicklung muß die Fürſorge nicht nur einen Schutz für den einzelnen Men⸗ 
ſchen erſtreben, ſondern durch Förderung der ſelbſtändigen Lebensarbeit des 
einzelnen den Wohlſtand der Geſamtheit heben. Sie verlangt unter den heu- 
tigen ſchwierigen Suftänden eine Qualität der Arbeit, die auf Grund von ſorg— 
ſam geprüften Methoden nicht nur Unterſtützung, ſondern wirkſame Hilfe 
geben muß, da man die Bedürftigkeit nicht als einen gegebenen, beſtehenden 
Zuſtand anerkennen kann, ſondern als ein Entwicklungsſtadium im Leben des 
einzelnen, das überwunden werden ſoll. 

Die Grundlage jeder pflegeriſchen Fürſorge iſt die Ermittlung aller Lebens— 
verhältniſſe der Hilfsbedürftigen, die ineinandergreifen und wechſelſeitig Ur— 
ſache und Folge eines Notſtandes fein können. So wirkt die teuere Wohnung 
auf die wirtſchaftliche Lage ungünſtig ein, und die ſchlechte billige Wohnung 
ſchädigt die Geſundheit der Menſchen. Krankheiten find Folgen der Über- 
laſtung durch ungünſtige wirtſchaftliche Verhältniſſe oder Urſachen der Der- 
nachläſſigung des Haushaltes. Die Derwahrloſung der Kinder iſt häufig die 
Veranlaſſung von wirtſchaftlichem Derfall oder die Folge von Krankheiten 
und ſchlechten Wohnverhältniſſen. Nur ein ganz klares und genaues Bild von 
den tatſächlichen Lebensumjtänden gibt die Möglichkeit zu durchgreifenden 
Maßnahmen, um eine pflegeriſche Fürſorge einzuleiten. Dabei ſpielt die 
Frage der Selbſtverſchuldung des Bedürftigen in keiner Weiſe eine Rolle, da 
die Hemmungen, die ſeinem Derjagen in wirtſchaftlicher oder ſittlicher Be— 
ziehung zugrunde liegen, oft eine Folge der wirtſchaftlichen Verhältniſſe find, 
und die Behebung feiner Notlage nur im Suſammenhang mit den von ihm ab- 
hängigen Familienmitgliedern möglich iſt. Das einzige Siel der Ermittlung 
muß die Erkenntnis des Notſtandes und der Möglichkeit zu ſeiner Abhilfe ſein. 
Dazu dient zunächſt ein Einblick in die häuslichkeit des Bedürftigen, die ein Bild 
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feiner Tebensgewohnheiten und Anlaß zu wichtigen weitergehenden Frag 5 
gibt. Die Prüfung des Arbeitsverhältniſſes, der Arbeitsfähigkeit und -willig- 
keit der einzelnen Samilienmitglieder, der Wohnverhältniſſe in ihrer Be- 
ziehung zu Raum, Sahl und Zuſtand der Wohnung, der Geſundheit der ein- 
zelnen Familienmitglieder nebſt Behandlungs- und heilmöglichkeiten, feines 
Derhältnifjes zur Sozialverſicherung, der Einkommensverhältniſſe aus Er⸗ 
werb, Renten und Unterſtützungen gehört zu einer gründlichen Prüfung. Da⸗ 
bei it den BHilfsitellen, die bereits unterſtützend eingreifen, eine bejondere Be⸗ 
achtung in bezug auf Umfang und Art ihrer Leiſtung zu widmen. Dieſe Feſt⸗ 


ſtellungen dienen nicht zur Kusſchaltung von irgendwelchen Hilfeleiſtungen, 


ſondern zur Dereinheitlihung von Maßnahmen zum Ziel der geſamten fluf⸗ 
hilfe im Einzelfall. 


Die Ermittlung in der Familie des Bedürftigen wird durch mündliche und ö 
ſchriftliche Nachfragen ergänzt, und zwar bei allen mit den Derhältniffen 
der Familie in Verbindung ‚stehenden Perſönlichkeiten, wie Arzt und Lehrer, 
Arbeitgeber und Wirt, Gläubiger und Fürſorger, um eine Klarheit der Der- 
hältniſſe herbeizuführen, und um gemeinſam mit den bereits eingeſchalteten 
intereſſierten Perſönlichkeiten die weiteren Hilfsmaßnahmen durchzuführen. 
Ermittlungen ſind in rein ſachlicher Weiſe anzuſtellen und werden nur von dem 
Gedanken geleitet, dem hilfsbedürftigen in irgendeiner Weiſe zu nützen. Das 
Endziel der Ermittlung iſt die Bereitung des Weges zur Hilfeleiſtung, die jede 
unzweckmäßige Maßnahme ausſchaltet, da dieſe dem Bedürftigen ſchadet und 
ſeine Energie lähmt. 

Die pflegeriſche Fürſorge hat Art und Umfang der hilfeleiſtung zu beſtim⸗ 
men, die dem Notſtand des Bedürftigen abzuhelfen vermag. Sie erfordert voll⸗ 
ſtändige hingabe an den Einzelfall unter Durchführung aller einzelnen Maß⸗ 
nahmen, die das Geſamtwerk der hilfeleiſtung ermöglichen ſollen. Sie macht 
das Schickſal des anderen zum eigenen, um reſtlos Not und hilfsmöglichkeiten 
zu erkennen und die geeignete Hilfe zur Huswirkung kommen zu laſſen. Die Der- 
antwortung, die der einzelne mit der Beſchäftigung an einem fremden Schick⸗ 
ſal auf ſich nimmt, führt ihn dazu, die Aufgabe nicht eher als erledigt zu be⸗ 
trachten, bevor das Siel der vollſtändigen hilfeleiſtung reſtlos gelöſt iſt. 
Zu dieſem Siel gehört neben unermüdlicher gut durchgeführter Arbeit auch die 
Bildung eines Vertrauensverhältniſſes vom Pfleger zum Bedürftigen, das in 
dem Bedürftigen den Glauben an Hilfswillen und Hilfsmöglichkeit erweckt und 
gleichzeitig die Energien in ihm löſt, ſeine eigene Arbeitskraft zur Geſtaltung 
ſeines Schickſals mit in die Hilfsarbeit zu ſtellen. In dieſer inneren Derbin- 
dung von Menſch zu Menſch leiſtet die pflegeriſche Fürſorge erfolgreiche Ar⸗ 
beit und dient dazu, unter Wahrung der Würde des Hilfsbedürftigen ihn als 
vollwertiges Mitglied der Menſchheit zu erhalten. 


Fürſorgeſtellen. Eine halboffene Fürſorge mit eigenen Formen hat ſich 16 
dem Gebiet der Sozialhygiene entwickelt, als Mittel, um vorbeugende Geſund⸗ 
heitsfürſorge zu treiben. Unterſuchung und Aufklärung ſowie anſchließendes 


Heilverfahren ſind in Fürſorgeſtellen durchführbar, die in den einzelnen Bezirken 


dezentraliſiert, dem Bedürftigen den regelmäßigen Beſuch ermöglichen und 
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der Stelle den Überblick über alle geſundheitlichen Gefährdungen zu geben 
vermögen. Die Einrichtungen von Fürſorgeſtellen für Säuglinge, Lungen-, 
Hlkohol⸗ und Geſchlechtskranke ſtellen in der Form der ärztlichen Beratung 
in der Fprechſtunde und der nachgehenden Fürſorge in den Wohnungen der 
zu verſorgenden Familien eine Form dar, die Erkenntnis des Gejundheits- 
zuſtandes und Anwendung der notwendigen Maßnahmen gewährleiſtet. Dieſe 
Form der Wohlfahrtspflege, die in den neunziger Jahren des vorigen Jahr— 
hunderts gefunden wurde und ſehr ſchnell eine außerordentliche Verbreitung 
erfahren hat, iſt in jede Fürſorge einzuſchalten und der geſamten hilfsarbeit 
dienſtbar zu machen. 

Die pflegeriſche Fürſorge hat auch in der neuen ſozialen Geſetzgebung ihre 
beſondere Beachtung gefunden. Nach dem Keichsgeſetz über den Unterſtützungs— 
wohnſitz (S. 75) wird den einzelnen Kommunalverbänden die Ausübung 
pflegeriſcher Fürſorge in weitem Umfange ermöglicht, und das Reichsverſor— 
gungsgeſetz für die Kriegsbeſchädigten und -hinterbliebenen hat in ſeinem Ab- 
ſchnitt über ſoziale Fürſorge die Bedeutung der pflegeriſchen Methode vor die 
Verſorgungsarbeit geſtellt. In den Verordnungen über die Erwerbsloſen— 
fürſorge und die Wochenhilfe fehlt die Forderung nach pflegeriſcher Fürſorge 
bisher, und die Schwierigkeiten bei der Durchführung dieſer Geſetze zeigen die 
Notwendigkeit der pflegeriſchen Fürſorge auf jedem Gebiet der Wohlfahrts- 
pflege unſerer Seit. Auch die Entwickelung der Sozialverſicherung weiſt dieſe 
Wege, die bei der Begrenztheit der zur Derfügung ſtehenden Mittel die Wir— 
kung ihrer Maßnahmen verſtärken ſoll. 

Die Durchführung der Wohlfahrtspflege durch erprobte Methoden iſt 
in jetziger Seit beſonders verantwortungsvoll, um das Bettelunweſen, das 
während des Krieges durch die Form der reinen Geldunterſtützung neu auf— 
gelebt iſt, zu bekämpfen. Eine Durchbildung der Wohlfahrtsmethoden iſt 
Aufgabe des neuen Berufsitandes der Wohlfahrtspfleger. Der Grundſatz, nie— 
mals eine Unterſtützung zu geben, ohne die Derhältnijje des Bedürftigen ge— 
prüft zu haben, und ohne ſich über das Siel der Hilfsarbeit klar geworden zu 
ſein, muß die Grundlage der Methode jeder ſtaatlichen, kommunalen und 
freien Wohlfahrtspflege bilden, wenn fie als ein Glied der Volkswirtſchaft 
fördernde und aufbauende Bedeutung im neuen Staate haben ſoll. 


Achtes Kapitel. 
Die ausführenden Kräfte. 


§ 57. Die verſchiedenen Gruppen. 


Triebkräfte der Wohlfahrtspflege. Alle wahrhaft fruchtbaren menſchlichen 
Beziehungen können nicht nach flüchtigen Bedürfniſſen beſtimmter Entwide- 
lungsphaſen, ſondern nur nach den ewigen und unwandelbaren Grundbedin— 
gungen menſchlicher Lebensgemeinſchaft geſtaltet werden. Alle ſoziale Kultur 
beruht im letzten Grund auf der Kultur der Seele. 

Es iſt für jeden ein leichtes, einem Menſchen wohlzutun, wenn man ihn 
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liebt; es gehört ein geringes dazu, andere zu verlegen, zu ſchädigen, wenn 
man ihnen gleichgültig gegenüberſteht. Deshalb haben auch immer die Seiten 
eine Blüte der Wohlfahrtspflege herbeigeführt, in denen das Gemeinſchafts⸗ 
gefühl auf irgendeine Weiſe ſtark entwickelt war. Denn alle Wohlfahrtspflege 
hängt von lebendigen Kräften ab, die ſie antreiben; die den Anſtoß dazu 
geben, Vereine und Anſtalten organiſieren, in ihnen mitarbeiten; die Geſetz⸗ 
gebung beeinfluſſen und vorbereiten; die verwalten und ausführen; die Ge⸗ 
fühle, Ideen, Abſichten, Bestimmungen, Vorſchriften in das Leben übertragen. 


Beteiligung vieler Berufe. Die ausführenden Kräfte, deren die Wohlfahrts⸗ 
pflege bedarf, ſind ſehr verſchiedener Art. Man unterſcheidet in der Regel nach 
der Stellung der Mitarbeiter unbeſoldete und beſoldete, berufliche und ehren⸗ 
amtliche Kräfte. Aber wichtiger iſt eine Gliederung im hinblick auf die zu 
leiſtende Arbeit: die Unterſcheidung von organiſierenden oder leitenden und 
ausführenden pflegeriſchen und techniſchen Kräften. Ferner gliedern ſie ſich 
nach dem Tätigkeitsgebiet, das ſehr häufig beſondere fachliche Kenntniſſe 
erfordert (ärztliche Kenntniſſe, krankenpflegeriſches Können; volkswirtſchaft⸗ 
liches Wiſſen, hauswirtſchaftliche Fertigkeiten uſw.). Zuletzt ſondern ſich auch 
noch die Kräfte nach dem Arbeitsfeld in Anſtaltsbeamte, in Angeſtellte halb⸗ 
geſchloſſener Anſtalten, in Bureauarbeiter und Arbeiter im Außendienit. 

Die in der Wohlfahrtspflege wirkenden Kräfte ſind ſo mannigfaltig wie 
die Wohlfahrtspflege ſelbſt. Es gibt kaum einen Beruf, der nicht Aufgaben 
in der Wohlfahrtspflege zu erfüllen findet: der Arzt, der Richter, der Geiſt⸗ 
liche, der Lehrer, der Verwaltungsbeamte, der Volkswirt, der Kaufmann, der 
mittlere und untere Beamte, die Krankenpflegerin, die Kinderpflegerin und 
Kindergärtnerin, die Sekretärin. Sie alle finden Gelegenheit, ihren Beruf 
innerhalb von Behörden und Organiſationen der Wohlfahrtspflege auszu⸗ 
üben. Daneben ſtellen ſich e der Wohlfahrtspflege im engeren 
Sinne, die dieſe Arbeit als Tebensberuf ausüben und ſich für dieſen Beruf 
beſonders vorgebildet haben, die Wohlfahrtspfleger und -pflegerinnen, die 


Sozialbeamten. Schließlich braucht öffentliche und private Wohlfahrtspflege 


ein Heer von ehrenamtlichen Mitarbeitern, Männern und Frauen aus den 
verſchiedenſten Lebens- und Kufgabenkreiſen, mit verſchiedenen Fähigkeiten, 
Erfahrungen und Kräften. 


Leitende Kräfte in der öffentlichen wohlfahrtspflege. Am klarſten entwickelt 
ſich die Gliederung der Kräfte im Hinblick auf ihre Aufgaben, wenn man die 
a, der öffentlichen und der privaten Wohlfahrtspflege geſondert be- 
trachtet. 

Die öffentliche Wohlfahrtspflege braucht leitende Beamte: Direktoren für 
Armen- und Wohlfahrtsämter, Geſundheitsämter, Wohnungsämter, Jugend- 
ämter, Arbeits⸗ und Derſicherungsämter und für einzelne Abteilungen und 
Zweige diefer Behörden. Es iſt noch nicht lange her, daß man Juriſten oder 
Derwaltungsbeamte ſchlechthin für die Leitung der Armenämter heranzog, 
ohne Rückſicht darauf, ob fie für dieſen beſonderen Aufgabenkreis irgendwie 
vorgebildet oder erfahren ſind. Man geht ſogar noch weiter. Wo die eigent⸗ 
liche Leitung eines Amtes oder Dezernates in der hand des Verſisenden 
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einer ſtädtiſchen Deputation liegt, kann es vorkommen, daß ein beliebiger 
Ehrenbeamter, der überhaupt keinerlei einſchlägige Kenntniſſe hat, damit 
betraut wird. Das gilt heute nur noch für kleinere Gemeinweſen. In den 
Großſtädten liegt die Führung der Geſchäfte in den ſozialen Ämtern in der 
Regel in der Hand von beruflichen Kräften (beſoldeten Stadträten oder Beige- 
ordneten, Direktoren). In jüngſter Seit iſt dabei an Stelle der Juriſten viel: 
fach der Nationalökonom getreten. Eine im engeren Sinne für den höheren 
Dienſt an Wohlfahrtsämtern geſchulte Berufsſchicht iſt noch nicht vorhanden. 
Etwas beſſer liegen die Derhältnijje für die Geſundheitsämter, da die ſoziale 
Medizin und Hygiene bereits als beſonderes Fach und Berufsgebiet gilt. 

Mitglieder von ſtädtiſchen verwaltungskommiſſionen. Neben, unter Um⸗ 
ſtänden über — oder auch unter — dem Leiter eines ſozialen Amtes ſtehen 
die Mitglieder der betreffenden ſtädtiſchen Derwaltungsdeputation oder Kom⸗ 
miſſion. (Über dem Leiter, falls er als Direktor des Amtes angeſtellt iſt; 
unter ihm, falls er Vorſitzender der betreffenden Derwaltungsabteilung iſt.) 
Die Mitglieder ſind immer ehrenamtliche Kräfte: Stadtverordnete, Bürger— 
deputierte; Männer — in geringerer Sahl auch Frauen — des praktiſchen 
Lebens, die im Auftrag und in Vertretung der Bürgerſchaft über die Wahrung 
der allgemeinen Intereſſen zu wachen haben. Sie begutachten Maßnahmen, 
die zur Einführung gelangen ſollen, faſſen Beſchlüſſe darüber, wählen die an⸗ 
zuſtellenden Beamten aus und üben eine Kontrolle über deren Tätigkeit aus. 
Die eigentliche Ausübung der Wohlfahrtsarbeit liegt in gräheren Orten nicht 
in ihrer Hand. 

pflegeriſche Kräfte. Sie iſt je nach den beſonderen Aufgaben des Amtes, be— 
ruflichen oder ehrenamtlichen Kräften, oder in einem jeweils feſtgelegten 
Syſtem des Zuſammenwirkens beiden übertragen. Dabei liegt faſt immer die 
organiſierende und bureaukratiſche Arbeit und alles, was man als ſtarren 
Teil der Arbeit bezeichnen kann, in beruflichen händen. Beamte des mittleren 
und unteren Dienſtes wirken dabei mit. Die ausführenden pflegeriſchen, für- 
ſorgenden Kräfte ſind je nach der Art der Aufgabe vorwiegend eherenamtliche 
oder berufliche. Die beruflichen überwiegen, wo Fachkenntmiſſe erforderlich 
ſind (Geſundheitsfürſorge, Säuglings-, Tuberkuloſenfürſorge, Wohnungs— 
pflege), oder auch wo bei einer Aufgabe ihrer Natur nach ein Einfluß unter 
Umſtänden erzwungen werden muß (Einleitung der Fürſorgeerziehung, der 
Alimentation) und deshalb beſſer die volle Autorität von Berufsbeamten ein— 
geſetzt wird. Die ehrenamtlichen Kräfte nehmen dagegen in der Armenpflege, 
Jugendpflege, überall, wo es ſich ſchlechthin um Unüpfung perſönlicher warm- 
herziger Beziehungen von Menſch zu Menſch handelt, die erſte Stelle ein. 

Sozialbeamte. Liegt die ausführende Arbeit in der hand von Berufsbeam— 
ten, ſo wird faſt immer die fachlich geſchulte Kraft für dieſen Poſten gefordert 
und gewählt. Der Beruf der Sozialbeamten iſt in den beiden letzten Jahr— 
zehnten entſtanden. Beſtimmte Anforderungen werden an ihr Können geitellt. 
Gewiſſe Berufstraditionen haben ſich gebildet. Richtlinien der Ausbildung ſind 
wenigſtens für die weiblichen Berufskräfte anerkannt. 

Anſtaltsdienſt. Eine beſondere Gruppe ſtellen die ſozialen Arbeitskräfte im 
Unſtaltsdienſt der Gemeinden und öffentlichen Körperſchaften: auch hier iſt 
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zwiſchen Berufsarbeitern zu unterſcheiden, deren Arbeit mehr zufällig auf 
dem Gebiet der Wohlfahrtspflege liegt: Ärzten, Krankenpflegerinnen, Lehrern, 
Derwaltungsbeamten, Haushälterinnen — und denen, deren Arbeit im enge- 
ren Sinne Wohlfahrtsarbeit iſt und ſtärker auf die eigentlich fürſorgenden 
volkspflegeriſchen Aufgaben eingeſtellt iſt (Fürſorge für Gefährdete, Der- 
wahrloſte, Pflege in Lungenheiljtätten, Trinkerheilſtätten). Dem Anſtaltsdienſt 
ſteht der Dienſt in Tagesheimſtätten ſehr nahe, nur daß der Beamte nicht | 
durch feine Arbeit die gleiche perſönliche Gebundenheit eingeht. 


In der freien vereinsarbeit. Nicht viel anders geſtalten ſich die berhält⸗ 
niſſe in der freien Wohlfahrtspflege, gleichviel, ob fie von Vereinen, Berufs- 
gruppen oder der Kirche getragen wird. Auch ſie braucht leitende, organi⸗ 
ſierende Kräfte. Dieſe pflegen in kleineren Organiſationen von dem Vor⸗ 
ſtand, von ehrenamtlich tätigen Perſonen geſtellt zu werden. Wird die Auf- 
gabe umfaſſend, ſo pflegen berufliche Geſchäftsführer die eigentliche Leitung 
zu übernehmen. Bei der ausführenden Arbeit treten die ehrenamtlichen 
Kräfte ſtark in den Vordergrund, ohne daß aber eine feſtſtehende und allge⸗ 
meingültige Abgrenzung der Gebiete zwiſchen ihnen und den beſoldeten Kräf⸗ 
ten üblich iſt. Die freiwilligen Kräfte find vielleicht im Vereinsweſen ſtärker 
auch bei dem ſtarren Teil der Arbeit, bei den organiſierenden und bureau⸗ 
kratiſchen Arbeiten, bei dem „Apparat“ mit tätig. Auch im Anſtaltsdienſt 
finden ſich unbeſoldete Mitarbeiter vor. Man denke an die Ordensgenoſſen⸗ 
ſchaften, Diakoniſſenhäuſer, bei denen zwar von einer Derjorgung, aber doch 
nicht von einer Bezahlung der Kräfte die Rede ſein kann; bei denen der Dienſt 
tatſächlich im beſten Sinne des Wortes ein „freiwilliger“ iſt. | 


vorbedingungen der Arbeit. Das Wefentliche der Kräfte liegt aber nicht in 


ihrer äußeren Stellung; nicht in der Tatſache der Entgeltlichkeit oder Un- a 
entgeltlichkeit ihrer Dienſte; nicht in ihrer Einreihung in eine höhere oder 
niedere Berufskategorie oder Klaſſe; nicht in ihrer Anſtellung durch Behörde 


oder Vereine. Das Weſentliche liegt in der Art der Aufgabe, die ihnen 
geſtellt iſt; in den Anforderungen, denen ſie genügen müſſen, den Fähigkeiten, 
die ſie beſitzen ſollten. Dieſe ſind aber für alle Mitarbeiter der Wohlfahrt 
pflege in gewiſſem Umfang die gleichen. Bei den Berufsarbeitern kann man 

beſtimmte Maßſtäbe zur Bedingung der Anſtellung machen; bei den anderen 
Mitarbeitern iſt das nicht der Fall. Aber trotzdem hängt der Erfolg ihrer 
Wirkſamkeit von denſelben Vorbedingungen ab. Es genügt deshalb, wenn man 
ſchlechthin die Erforderniſſe feſtſtellt, die an die beruflichen Kräfte zu ſtellen 


ſind. Eine Unterſcheidung zwiſchen höheren, mittleren und unteren Kate⸗ 


gorien von Angeſtellten kann dabei außer acht gelaſſen werden. Nur wird 
man vor allem die ausführenden Kräfte im engeren Sinne im Auge haben 

müſſen, da die leitenden Perſönlichkeiten auf allen Berufsgebieten aus a 
Rahmen allgemeiner Anforderungen herausfallen. 
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§ 38. Berufsarbeit in der Wohlfahrtspflege. 


Entſtehung der Berufsarbeit. Berufsmäßige Arbeit iſt nicht Beſchäftigung, 
Tätigkeit, ſondern Einſatz der Arbeitskraft, ernſte, volle, feſt umgrenzte, aus: 
füllende Arbeit. Sie ſetzt fachliches Können voraus und iſt meiſt auch Erwerbs— 
quelle. Berufsarbeit bedeutet in der Regel ein Derhältnis der Anitellung oder 
Eingliederung in einen Betrieb, eine Behörde, eine Unternehmung; es bedeu- 
tet, daß der Berufsarbeiter von irgendeiner Seite zu ſeiner Arbeit „berufen“ 
wird. Berufsarbeit in der Wohlfahrtspflege wie auch künſtleriſche oder wiſſen— 
ſchaftliche Arbeit verlangt mehr. Sie ſetzt voraus, daß man ſich zu dieſer Arbeit 
auch innerlich berufen fühlt. 

Die Berufsarbeit in der Wohlfahrtspflege iſt noch verhältnismäßig neu. 
Ihre Anfänge liegen in der Anſtellung von Diakonen, Armenpflegern, Armen- 
vögten, in Verſuchen, die in der Geſchichte des Armenweſens immer wieder 
aufgenommen wurden. Für die Erziehungsarbeit unter dem beſonderen Ge— 
ſichtspunkt der Wohlfahrtspflege hat Wichern die Wege gewieſen und zuerſt 
eine Schulung männlicher Kräfte in die Wege geleitet. Die Volkserziehung 
verdankt Oberlin und Peſtalozzi bleibende Werte. 

Ordensgenoſſenſchaften und diakoniſſenhäuſer. Eine viel größere Derbrei- 
tung gewinnt die Anleitung und Ausbildung weiblicher Kräfte. Sie be⸗ 
ginnt mit der Schulung von Frauen für die Kranken- und Armenpflege inner⸗ 
halb der Ordensgenoſſenſchaften und der Diakoniſſenhäuſer. Hier war bereits 
der Gedanke klar erfaßt, daß nicht nur techniſche Kenntniſſe nötig ſind, ſondern 
daß neben der Schulung auf den verſchiedenen Gebieten der Krankenpflege 
(ſpäter auch der Kinderpflege) durch geiſtliche Durchbildung innerliche Feſtig— 
keit, religiöſe Kraft, die rechte Freudigkeit zum Dienſt vermittelt werden ſoll. 
Wie in den Ordensgenoſſenſchaften eine Probezeit zur Zulaſſung zum Ge⸗ 
lübde und damit der Aufnahme vorangeht, jo iſt auch in den Diakoniſſen⸗ 
häuſern eine Probe- und Ausbildungszeit eingeführt. Hier und dort wird die 
Schweſter oder Diakoniſſin in die verſchiedenſten Gebiete der geſchloſſenen und 
offenen Kranken⸗ und Armenpflege durch die Oberin oder das Mutterhaus 
entſendet und zurückgerufen, und unter Würdigung der perſönlichen Eigen- 
ſchaften und nach vorhandenem Bedarf beſchäftigt. Die Arbeit wird berufs— 
mäßig, aber nicht als freier, geldgelohnter Beruf ausgeübt. 

Bedürfnis an Berufsarbeitern. Erſt ſehr viel ſpäter entwickelt ſich das Be⸗ 
dürfnis an geſchulten Berufsarbeitern in der Wohlfahrtspflege im engeren 
Sinne, und zwar entſteht es in engem Suſammenhang mit der modernen 
Wohlfahrtspflege, mit ihren Erforderniſſen und Erfahrungen. Die Berufs— 
arbeit wird nicht nur notwendig, weil bei der Ausdehnung der Wohlfahrts⸗ 
pflege auf immer neue Urbeitszweige die Gewinnung genügender freiwilliger, 
unbezahlter Kräfte Schwierigkeiten macht, ſondern weil die Wohlfahrtspflege 
zu einer Wiſſenſchaft und Kunſt wird, die ohne fachliche Kenntniſſe nicht ge⸗ 
übt werden kann. Je mehr Staat und Gemeinde im Intereſſe des Geſamt⸗ 
wohls, der kulturellen Förderung neue Gebiete der Wohlfahrtspflege auf— 
nehmen und in wachſendem Umfang in die Familien und häuslichkeiten wei- 
ter Schichten eindringen, um ſo notwendiger wird es, ein Gleichmaß, die Inne⸗ 
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haltung beſtimmter vorſchriften und Regeln in der Wohlfahrtspflege durch 
zuführen, eine ſtändige Fühlung unter allen Mitarbeitern herzuſtellen, wie 
das am beſten durch bejoldete Beamte, über die eine Behörde dauernd ver⸗ 
fügen kann, geſchieht. Auch iſt für viele Aufgaben die volle Autorität eines 
Berufsbeamten weil unter Umjtänden ein ET erzwungen wer⸗ 
den muß. 


Eignung der Frauen. Dieſes Bedürfnis war vorhanden. Es „ ſich 
mit dem Verlangen der Frauen, die nach neuen Möglichkeiten ſuchten, ihre 
Tiebeskraft und ihre Mütterlichkeit in der Welt auszuwirken, nachdem viele 
Aufgaben, die fie früher im Rahmen des Hauſes erfüllten, neue Geſtalt an- 
genommen hatten, von Vereinen und Behörden übernommen waren. Auch 
ohne das wäre die berufliche Wohlfahrtspflege vermutlich vorwiegend zur 
Frauenarbeit geworden. Denn die fürſorgende, pflegende, erziehende At- 
beit, um die es ſich dabei vielfach handelt, entſpricht den beſonderen weib⸗ 
lichen Anlagen und Neigungen ſtärker als den Kräften des Mannes. Auch 
bietet die Wohlfahrtspflege verhältnismäßig wenig Poſten, die den beruf⸗ 
lichen Anforderungen und Wünſchen begabter Männer verlockend erſcheinen, 
die ihren Ehrgeiz, ihre Anſprüche an „Karriere“ befriedigen können. Es 
liegt nicht nur im Weſen der Frauen, ſondern auch in den Berufstraditionen, 
daß für ſie bei der Wahl eines Berufes ſolche Erwägungen weniger entſchei⸗ 
dend ſind. Sofern die Frauen den Beruf nur als Proviſorium anſehen, 
wählen ſie ihn ſtärker im Hinblick auf ihre Neigungen als auf die Aufitiegs- 
möglichkeiten und eine vorteilhafte Cebensſtellung. Soweit ſie den Beruf im 
Glauben an eine dauernde Lebenserfüllung ergreifen, muß er für ſie mehr 
bedeuten als für den Mann. Ihm iſt der Beruf die Grundlage für die Ge⸗ 
ſtaltung ſeiner perſönlichen Lebensverhältniſſe, für die Familiengründung. 
Die Frau, die nicht zur Ehe gelangt, ſucht im Beruf den ganzen Inhalt ihres 
Daſeins. Das iſt wiederum ein Grund, den Beruf nach den perſönlichen An- 
lagen zu wählen, um die Ciebesfähigkeit darin zur Entfaltung zu bringen. 
Schließlich ſprechen aber auch ganz objektive Gründe mit, um die Wohlfahrts⸗ 
pflege zu einem vorwiegend weiblichen Beruf zu machen. Die überwiegende 
Sahl der Perſonen, mit denen die Wohlfahrtspflege es zu tun, auf die ſie in 
irgendeiner Form einzuwirken hat, ſind Frauen und Kinder, die leichter durch 
die Frau erreicht, deren Bedürfniſſe beſſer von ihnen erfaßt werden. 


Männer: und Frauenarbeit. Während daher in der öffentlichen Wohl⸗ 
fahrtspflege in den ehrenamtlichen Stellen die Männer — entſprechend der 
geſchichtlichen Entwickelung — überwiegen, ragen die Frauen nicht nur im 
Dereinswejen hervor, ſondern auch in den beruflichen Stellen, in öffentlicher 
wie privater Wohlfahrtspflege. Im allgemeinen ſind die leitenden, organi⸗ 
ſierenden Poſten häufiger, faſt ausſchließlich von Männern beſetzt. In den 
ausführenden Stellen finden ſich Männer außer in den mehr bureaukratiſchen 
Arbeiten der öffentlichen Ämter beſonders in der Erziehungsarbeit für Kna- 
ben, in der Jugendwohlfahrtspflege überall da, wo es ſich um junge Burſchen 
handelt. In der Berufsfürſorge gliedern ſich die ausübenden Kräfte häufig 
nach dem Geſchlecht derer, denen die Arbeit gilt (3. B. männliche und weib⸗ 
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liche Arbeitsnachweisbeamte und Berufsberater in den entſprechenden Abtei⸗ 
lungen). 

Erforderniſſe des Berufs. Die Anforderungen, die die Berufsarbeit in der 
Wohlfahrtspflege an die ausführenden Kräfte jtellt, ſind: Eignung, Kennt- 
niſſe, Können und Hingabe. Eignung bedeutet nicht nur beſtimmte körper⸗ 
liche und geiſtige Dorausjegungen, wie bei jedem anderen Beruf, ſondern auch 
beſtimmte Charakterkräfte und Gemütseigenſchaften. Es bedeutet opferbereite 
Menſchenliebe, einen wachen Idealismus und Glauben an die Menſchheit, die 
Fähigkeit, mit anderen Menſchen zu fühlen und fie zu begreifen. Warmher⸗ 
zige, opferbereite Menſchenliebe iſt für jede Arbeit in der Wohlfahrtspflege 
nötig, jedenfalls überall da, wo die Wohlfahrtspflege durch Fürſorge für 
einzelne ausgeübt wird. Ein wacher Idealismus kann nicht entbehrt werden, 
denn nur den Menſchen können immer wieder neue Impulſe für die Arbeit 
entſtehen, die an eine höherentwickelung der Menſchheit glauben. Die Fähig⸗ 
keit mit anderen zu fühlen und ſie zu begreifen, an ihrem Schickſal Anteil zu 
nehmen, die Sorgen der anderen wie eigene Nöte zu empfinden, iſt unentbehr⸗ 
lich, weil nur daraus jener Takt und jenes Verſtändnis erwächſt, ohne die ein 
hilfreicher Umgang mit Menſchen nicht zu führen iſt. Naturen, deren Leben 
nur um ſich ſelbſt kreiſt, die nicht imſtande ſind, einen weſentlichen Teil ihres 
Lebensinhaltes aus ſich heraus zu verlegen, ſind für die Arbeit in der Wohl⸗ 
fahrtspflege unbrauchbar. 

Von den Berufsarbeitern der Wohlfahrtspflege müſſen Kenntniſſe und 
Können verlangt werden: Wiſſen über den menſchlichen Organismus und 
ſeine Bedürfniſſe, über das Wirtſchaftsleben, über die Einrichtungen und Ge⸗ 
ſetze, die die Wohlfahrtspflege betreffen. Können bedeutet die Kunſt mit 
Menſchen umzugehen, ihre Lebensbedingungen und Möglichkeiten, ihre Fähig⸗ 
keit der Entwickelung zu beurteilen. Wie keine andere Arbeit braucht die Ar- 
beit in der Wohlfahrtspflege Charakterſtärke, Innerlichkeit, Warmherzigkeit, 
Feinfühligkeit, menſchliches Verſtehen und Mitfühlen. Sie braucht innere 
Eignung zum Beruf. 

Wohlfahrtsſchulen. Den beſonderen Anforderungen des Berufes muß die 
Berufsbildung entſprechen. Das Siel der Wohlfahrtsſchulen muß ſein, das Wiſſen 
für ſozial⸗huygieniſche, ſozial⸗pädagogiſche Arbeit, für allgemeine Wohlfahrts⸗ 
pflege und Berufsfürſorge zu vermitteln. Sie haben den Schüler für die 
praktiſche Arbeit anzuleiten und dafür zu erproben. Sie müſſen auf Charakter⸗ 
kräfte und Geſinnungsbildung hinwirken, eine Einſtellung zu fremdem Leben 
erzeugen, die nur durch eine beſtimmte innere Haltung hervorgerufen wer- 
den kann. Der eigenartige Charakter der Wohlfahrtsſchulen (ſoziale Frauen⸗ 
ſchulen) iſt treffend von Spranger gekennzeichnet worden: Theorie und 
Praxis ſollen eng verflochten ſein in ausdrücklicher Kusrichtung auf eine 
Kulturleiſtung, die nicht mechaniſcher Art iſt, ſondern in einem beſtimmten 
Geiſt und mit einem urſprünglichen Ethos vollzogen werden muß. 

Entwickelung der Schulen. Eigentliche Berufsſchulen zur Ausbildung in der 
Wohlfahrtspflege ſind faſt ausſchließlich für Frauen entſtanden. Münſter⸗ 
berg hat ſich beſonders für dieſen Gedanken eingeſetzt. Mit feiner Hilfe 
wurde der erſte Jahreskurſus zur Ausbildung von Berufsarbeiterinnen für 
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die Wohlfahrtspflege im Jahre 1899 von den Mädden- und Frauengruppen 
für ſoziale Hilfsarbeit in Berlin eingerichtet; und er gehörte zu den eifrigſten 
Förderern der im Jahre 1908 daraus hervorgehenden Sozialen Frauenſchule. 
Die Gründung der Chriſtlich⸗ ſozialen Frauenſchule des Deutſch⸗Evangeliſchen 
Frauenbundes in Hannover erfolgte im Jahre 1905; 1909 folgte die Frauen⸗ 
ſchule der Inneren Miſſion in Berlin, 1910 das Evangeliſch⸗ ſoziale Frauen⸗ 
ſeminar in Elberfeld. Weitere Anſtalten entſtanden in 0 folgenden Jahren 
nur vereinzelt, ſeit 1916 in großer Sahl. 


Charakter der Schulen. Alle Schulen tragen inſofern den gleichen Charakter, 
als ſie neben dem theoretiſchen Unterricht in Geſundheitsfürſorge, Sozial⸗ 
pädagogik und Jugendwohlfahrt, allgemeiner Wohlfahrtspflege, Sozialpoli- 
tik, volkswirtſchaftslehre, Bürgerkunde ein Syſtem der praktiſchen Lehre um⸗ 
ſchließen. Doch ſind gerade im hinblick auf die praktiſche Ausbildung zwei 
verſchiedene Typen von Wohlfahrtsſchulen entſtanden: der Berliner Typus legt 
Theorie und Praxis zuſammen und verknüpft beides während der ganzen 
Ausbildungszeit eng miteinander. Der von Hannover und dann von Frank⸗ 
furt ausgebildete Typus legt Theorie und Praxis zeitlich auseinander. 
Der Vorteil der erſten Methode liegt darin, daß eine ununterbrochene und 
tiefere Beziehung zwiſchen Theorie und Praxis hergeſtellt wird; die andere 
Methode hält eine wechſelnde Konzentration auf die eine oder die andere 
Seite der Ausbildung für wünſchenswert. Die voll ausgebauten Wohlfahrts⸗ 
ſchulen und ſozialen Frauenſchulen haben ſich zu einer Konferenz der So⸗ 
zialen Frauenſchulen Deutſchlands zuſammengeſchloſſen (1917). Für 
die Fortbildung von Berufskräften wurde das Frauenhochſchulſtudium an der 
Kölner Handelshochſchule (1916) und das Sozial-pädagogiſche Inſtitut ham⸗ 
burg (1917), das ſeitdem umgeſtaltet worden iſt, gegründet. Die älteren Schu⸗ 
len werden von Dereinen oder Kuratorien geleitet. In neuerer Seit find. ver⸗ 
ſchiedene Schulen von Städten gegründet worden. Ein Teil der Schulen 
trägt konfeſſionellen Charakter (Schule der Inneren Miſſion, des Deutſch⸗ 
Evangeliſchen Frauenbundes, des Katholijhen Frauenbundes uſw.). Neben 
Wohlfahrtsſchulen, die Berufsarbeiter für die verſchiedenen Sweige der Wohl: 
fahrtspflege ausbilden, beſtehen auch Fachſchulen für engere, begrenzte Ge⸗ 
biete, für ſozial⸗hygieniſche oder ſozial⸗pädagogiſche Berufe, für Schulpflege, 
Jugendpflege und dgl. 

Die weibliche Berufsbildung für die Wohlfahrtspflege iſt durch einen Erlaß 
des preußiſchen Miniſters für Volkswohlfahrt vom 22. Oktober 1920 gere⸗ 
gelt. Es ſind ſtaatliche Prüfungen für die Wohlfahrtspflegerinnen einge⸗ 
führt. Bedingung für die Sulaſſung zur Prüfung ſind: der zweijährige Be⸗ 
ſuch einer ſtaatlich anerkannten ſozialen Frauenſchule (Wohlfahrtsſchule), nach 
vorangegangener beruflicher Schulung auf dem Gebiet der Säuglings⸗ oder 
Krankenpflege, einer pädagogiſchen, hauswirtſchaftlichen oder kaufmänniſchen 
Fachſchulung oder Berufsarbeit.t) f 

Das übrige Ausbildungswejen umfaßt noch verſchiedene Anjtalten zur Aus- 
bildung von männlichen Berufskräften für beſtimmte Zweige konfeſſioneller 


1) Die wichtigſten Beſtimmungen des Erlaſſes find im Anhang S. 167 gegeben. 
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Wohlfahrtsarbeit; insbeſondere dienen der Ausbildung von Diakonen das 
Rauhe Haus in Hamburg, die Anſtalt Bethel in Bielefeld, das Johannesſtift 
in Spandau. 

Einer beſonderen Erwähnung bedürfen die Einrichtungen zur Fort⸗ 
bildung von Perſonen, die in der Wohlfahrtspflege, ſei es als Berufskräfte, 
ſei es als ehrenamtliche Kräfte tätig ſind. Zu unterſcheiden iſt hierbei ferner 
zwiſchen Fortbildungseinrichtungen für Perſonen, die eine berufliche Ausbil- 
dung für die Wohlfahrtsarbeit (ſei es theoretiſch-praktiſcher, ſei es ausſchließ⸗ 
lich praktiſcher Natur) erhalten haben, und anderen, die ohne Vorbereitung für 
die Wohlfahrtspflege, etwa aus anderen Berufen in dieſe Arbeit hinüber⸗ 
geglitten oder eingetreten ſind. Eine ſyſtematiſche Scheidung zwiſchen Der- 
anſtaltungen der einen oder der anderen Art iſt noch kaum vorhanden. Hie 
und da find Uurſe veranſtaltet worden, die in erſter Linie den beruflich er⸗ 
fahrenen Kräften dienen ſollten; an anderer Stelle hat man Kurſe mehr für 

die Einführung in die Arbeit berechnet. Beſonders zu beachten iſt hierbei auch 
das Bedürfnis der Kommunalbeamten, die in einem Wohlfahrtsdezernat be— 
ſchäftigt werden und ausſchließlich eine techniſche Bureauausbildung erhalten 
haben. Gerade im Hinblick auf dieſe Kräfte iſt im Jahre 1920 in Berlin 
ein Unternehmen mit dem Namen: „Lehrgänge in der Wohlfahrtspflege“ 
ins Leben getreten, das eine ſyſtematiſche Einführung (etwa mit den Metho⸗ 
den der Volkshochſchulen) für ſolche Kräfte bezweckt. 

Eine Gelegenheit zum Beſuch von Vorleſungen, die das Gebiet der wohl⸗ 
fahrtspflege berühren, bieten die meiſten Hochſchulen. Ein Ordinariat für 
Armenpflege beſteht an der Frankfurter Univerſität. Ferner finden ſolche 
Vorleſungen beſondere Berückſichtigung an den Verwaltungsakademien in 
Berlin, Köln, Düſſeldorf, der Leopoldafademie in Detmold und der Sozial⸗ 
hugieniſchen Akademie in Charlottenburg. 

Außere Stellung der Sozialbeamten. Während die Anſtellungsbedingungen 
der Berufsarbeiter in der Wohlfahrtspflege bei den freien Vereinen lange 
Seit ziemlich gedrückt und ungeregelt waren, iſt durch die Bildung von Be⸗ 
rufsorganiſationen ein feſtes Vertragsverhältnis und eine beſſere Beſoldung 
angebahnt worden. Immerhin blieben die Gehälter in der freien Wohlfahrts- 
pflege niedrig, während die von öffentlichen Körperſchaften gezahlten Ge⸗ 
hälter auskömmlich ſind. Die Stellungen, die den ausführenden Kräften in 
den ſtädtiſchen Verwaltungen übertragen ſind, werden in den mittleren Dienſt 
eingereiht, nach Anforderungen und Aufgaben dahin gerechnet. Doch macht 
die Einordnung der Sozialbeamtinnen innerhalb der ſtädtiſchen Derwaltungs- 
körper erhebliche Schwierigkeiten, da ſich häufig Reibungen aus der Unter⸗ 
ſtellung von fachlich geſchulten Kräften unter das techniſche Bureauperſonal 
ergeben. Auch kommt es vor, daß ſie den ungelernten Kräften gleichgeſtellt 
werden. Die Berufsarbeiter in der Wohlfahrtspflege fordern deshalb: An- 
erkennung der Berufsgruppe der Wohlfahrtspfleger neben den ſchon be⸗ 
ſtehenden Gruppen der Verwaltungs- und techniſchen Beamten; Suziehung 
dieſer Gruppe als Sondervertretung zur Beamten- und Angeſtelltenvertre⸗ 
tung, um bei der Entſcheidung über Vorbildung und Eignung, Anſtellung und 
Entlaſſung der kommunalen Wohlfahrtspflege mitwirken zu können. 
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Berufsorganiſation. verſchiedene Berufsvereinigungen ſind entstanden, u um 15 125 
an der hebung des Standes, der Ordnung des Ausbildungswejens mitzuwirken 


und die Intereſſen der Berufsarbeiter in jeder Hinſicht zu vertreten. Ein 1 


„Geſamtverband der Berufsorganiſationen der Wohlfahrtspflege“ iſt 1919 
gegründet worden, dem die nachſtehend genannten Organiſationen angehören: 


Verband der Berufsarbeiterinnen der Inneren Miſſion (gegründet 1902); Be | 


rufsorganifation der Krankenpflegerinnen (gegründet 1903); Berufsorgani⸗ 


ſation der Kindergärtnerinnen und Hortnerinnen (in jetziger Form gegründet 


1915); Deutſcher Verband der Sozialbeamtinnen (gegründet 1916); Verein 
katholiſcher Sozialbeamtinnen Deutſchlands (gegründet 1916); Verband der 
Berufsarbeiter der Inneren Miſſion (Freier Diakonenverband) (gegrün⸗ 
det 1919); der Keichgottesarbeiterverband. Außerdem beſtehen noch ein⸗ 


zelne Organiſationen, die fachlich oder lokal begrenzt ſind 6. B. Organiſation 


der Säuglingspflegerinnen einer Provinz). 
Die Berufsvereine der Wohlfahrtspfleger und Sozialbeamten können ſich 
nicht damit begnügen, an der Entwickelung des eigenen Standes zu arbeiten, 
ſondern fie müſſen die Intereſſengemeinſchaft zum Ausdrud bringen, die in 
der Wohlfahrtspflege viel ſtärker als auf einem anderen Berufsgebiet zwiſchen 
Anſtellenden und Angeſtellten vorhanden iſt. Sie müſſen eine Regelung der 
Arbeitsperhältnijje auf Grund immer tieferen Erfaſſens der gegenſeitigen 


Pflichten herbeiführen. 


§ 39. Bedeutung der ehrenamtlichen Arbeit. 
Weſen der ehrenamtlichen Wohlfahrtspflege. Die ehrenamtliche arbeit iſt 


keineswegs eine primitive Entwickelungsſtufe in der Wohlfahrtspflege. Es 


iſt im Weſen der Wohlfahrtspflege, ihrer Stellung innerhalb des Staats⸗ und 
Geſellſchaftslebens begründet, daß ein Teil der Arbeit von ehrenamtlichen 
Kräften geleiſtet werden muß. Die ehrenamtliche Arbeit ſoll das laienhafte 
Element in die Wohlfahrtspflege tragen. Sie ſoll im tiefſten Sinne des Wor⸗ 
tes gegenſeitige Hilfe ſein. Sie ſoll Ausdruck des Bürgerſinnes ſein, der auf 
Verfolgung eigener Intereſſen verzichten und Opfer bringen kann, damit der 
Geſamtheit gedient wird, damit die Kultur des ganzen Volkes gefördert wird. 

Das bedeutet nicht, daß die ehrenamtliche Arbeit irgendein patriarchaliſches 
oder begönnerndes Element in ſich ſchließt oder daß bevorzugte Klaſſen für 
andere Klaſſen eintreten. Ehrenamtliche Arbeit bedeutet, daß innerhalb der 
einzelnen Kreiſe, der einzelnen Bevölkerungsſchicht, des einzelnen Berufsſtan⸗ 
des der Stärkere oder Glücklichere dem Schwächeren oder weniger Begünſtigten 
die Hand reicht. 

Die ehrenamtliche Arbeit, die eine freie Hingabe an eine Aufgabe in ſich 
ſchließt, die an vorſchriften und Ordnungen nicht in der gleichen Weiſe ge⸗ 
bunden iſt wie die Berufsarbeit des Beamten, kann auf die praktiſche Ent⸗ 
wickelung der Wohlfahrtspflege einen großen Einfluß ausüben. Aus ihr ent⸗ 
ſteht immer wieder die Initiative zu neuen Einrichtungen, die Pionierarbeit. 
„Die bewegliche, feinfühlige Karitas ſoll das nimmermüde Gewiſſen der Ge⸗ 
ſellſchaft ſein.“ Die Welt würde ärmer und leerer werden, ein gut Stück 
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Wärme würde darin fehlen, wenn die Geſinnung zugrunde ginge, wenn die 
Inſtinkte abſterben würden, die zu der freiwilligen Hingabe an Aufgaben der 
Gemeinſchaft, der Nächſtenliebe gehören. Wer die Entwickelung der Menſch⸗ 
heit nicht nur darin ſieht, daß ein wirtſchaftlicher Aufſtieg eine geſundheit⸗ 
liche, geiſtige und berufliche Förderung der Menſchen herbeiführt, ſondern 
wer auch an ſeeliſche Werte glaubt und nach einer ſeeliſchen Verfeinerung 
der Menſchheit ſtrebt, der kann nicht alle Regungen der hilfsbereitſchaft in das 
Gebiet der Berufstätigkeit einordnen wollen. Verzichtet ein Volk ſchlechthin auf 
dieſe Verpflichtung, auf dieſe Moral, jo ſichert fie die Alleinherrſchaft dem 
„ökonomiſchen Menſchen“, ſo begibt ſie ſich auf die Bahn eines rückſichtsloſen 
Egoismus, der nur Serſtörung, aber keinen Aufitieg kennt. 


Grundſatz der Selbſtverwaltung. Das gilt nicht nur für die freie Dereins- 
arbeit, ſondern auch für die Wohlfahrtspflege der öffentlichen Körperſchaften. 
Das ganze Gemeinſchaftsleben, wie es im modernen Staat zum Ausdruck 
kommt, das ganze Syſtem der Selbſtverwaltung in Stadt und Landgemeinde, wie 
es ſeit den Steinſchen Reformen in Preußen und ſpäter in ganz Deutſchland 
zum politiſchen Beſitz des Volkes geworden iſt, beruht auf der Bereitſchaft des 
einzelnen zu ehrenamtlichem Wirken für das Ganze. Das muß auch für die 
Wohlfahrtspflege betont werden. Denn gerade auf ihrem Gebiet entſteht 
durch die Entwickelung der großſtädtiſchen Verwaltungen, die eine ehren- 
amtliche Betätigung ohne Entſchädigung für den Derdienjtausfall ſehr er: 
ſchweren, eine Gefahr für die Inſtitution der Selbſtverwaltung, die doch nicht 
aufgegeben, ſondern ſtärker in das öffentliche Leben eingeordnet werden ſoll; 
die doch die Grundlage aller freiheitlichen Inſtitutionen, der Inhalt aller 
Bürgerrechte iſt. Ein allgemeines Verantwortlichkeitsgefühl kann nicht leben⸗ 
dig bleiben, wenn es nicht zur Tat wird. 


Eigenart ehrenamtlicher Kräfte. Die Wohlfahrtspflege ſoll nicht auf einen 
kleinen Kreis von fachlichen Kräften beſchränkt fein, die eine beſondere Bega- 
bungsrichtung treibt, ſondern ſie ſoll durch die ehrenamtliche Arbeit zur Sache 
weiter Dolfsfreije werden, die darin ihr Solidaritätsbewußtſein ausdrücken 
und eine geſellſchaftlich notwendige Arbeit leiſten. Obwohl die ehrenamt⸗ 
lichen Kräfte hinter den beruflichen meiſt in bezug auf fachliche Kenntniſſe 
zurückbleiben, können ſie der Arbeit in der Wohlfahrtspflege manches geben, 
was der Berufsarbeiter ihr nicht in der gleichen Weiſe zuführen kann; nämlich 
die Anſchauungen, die aus den Erfahrungen anderer Berufskreiſe herrühren; 
die Fähigkeit, Fragen der Wohlfahrtspflege in die Geſamtheit der Lebens⸗ 
probleme des geſunden Dolfstums einzureihen, und die Lebensreife, die aus 
vielfältigen Erlebniſſen erworben wird. Die ehrenamtliche Arbeit iſt weniger 
uniformiert als der Beamtenapparat. Wohl bedarf ſie deshalb einer ſteten 
Kontrolle, die von Beamten ausgeführt werden muß. Aber ſie trägt auch eine 
große Beweglichkeit in ſich, kann Menſchen verſchiedenſter Art heranziehen, 
ihnen Spielraum laſſen und fie im Zuſammenwirken ſtärker ergänzen, als das 
bei einer Beamtengruppe möglich bleibt, die ihrer Natur nach an ein Schema 

ſachlicher Anforderungen gebunden und daher gleichförmiger zuſammenge⸗ 


ſetzt iſt. 
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Sufammenwirten ehrenamtlicher und beruflicher Arbeit. Die ati 
Arbeit bleibt deshalb neben der bejoldeten Arbeit notwendig, und beide können 
einander unterſtützen und fördern. Sie können ſich ergänzen. Dabei wird man 
grundſätzlich beſoldete und ehrenamtliche Arbeit gleich werten können. Denn 
Erfolg und Leitung hängen nicht von der zufälligen Tatſache der Beſoldung 
oder der Unentgeltlichkeit des Tuns ab, ſondern von Fähigkeit und Hingabe, 
von der richtigen Arbeitsgeſinnung. Dieſe aber können bei beruflichen wie 


bei ehrenamtlichen Kräften in gleichem Maß und in gleicher Art e 
den ſein. 


Eine feſte Abgrenzung zwiſchen beruflicher und ehrenamtlicher Arbeit iſt 
nicht möglich. Es iſt davon ſchon an anderer Stelle geſprochen worden. Auf 
einzelnen Gebieten der Wohlfahrtspflege iſt die ehrenamtliche Arbeit der 
Kern, die Berufsſtellung Ergänzung, an anderer Stelle iſt das Verhältnis 
umgekehrt. Jedenfalls iſt die Miſchung von Ehrenbeamten und Berufsarbei⸗ 
tern, wie ſie ſowohl im Dereinsleben wie in den öffentlichen Körperſchaften 
üblich iſt, von Wert für die Geſtaltung der Wohlfahrtspflege. Denn ſie muß 
die Ehrenbeamten wie die Berufsarbeiter veranlaſſen, ihre Arbeit in der 
tiefſten Bedeutung zu erfaſſen. Den ehrenamtlichen Kräften legt ſie die Pflicht 
auf, ſich nach Möglichkeit Kenntniſſe zu erwerben, ihr Amt mit berufsmäßigem 
Ernſt zu erfaſſen, damit ſie gleichwertige Arbeit leiſten und eine rechte Urbeits⸗ 
freude entwickeln können. Den Berufsarbeitern erwächſt aus dem Zuſammen⸗ 
wirken die Aufgabe, die Standesehre im tiefſten Sinn, die rechte Arbeitsgeſin⸗ 
nung und Berufsethik zu pflegen und ein gegenſeitiges Verantwortlichkeits⸗ 
gefühl unter den Berufsgenoſſen zu entwickeln. Nur dann werden beide DER 
pen im eigentlichen Sinne Wohlfahrtsarbeit leiſten. 


§ 40. Stellung des Wohlfahrtspflegers zu feiner Arbeit. 


Gefahr der Abhängigkeit. Roſcher hat in ſeinem Syſtem der Urmenpflege 
und Armenpolitik ausgeführt, daß der Beruf des Armenpflegers zugleich 
etwas Arztliches, Seelſorgeriſches und Staatsmänniſches hat, und daß die Be⸗ 
tätigung dieſer Seelſorge, d. h. eines ſtarken perſönlichen Einfluſſes auf Cha- 
rakter und Geſinnung des Pfleglings, wenn ſie mit der rechten Weisheit 
verbunden iſt, allein eine wirkſame Hilfe ermöglicht. Was hier für die Ar⸗ 
menpflege geſagt wird, iſt für einen großen Teil der Wohlfahrtspflege, iſt 
für alle pflegende, fürforgende Arbeit zutreffend. Faſt immer bedarf fie des 
perſönlichen Einfluſſes oder erziehlicher Einwirkung von Menſch zu Menſch. 
Das perſönliche Verhältnis des Wohlfahrtspflegers zum pflegling, zum Für⸗ 
ſorgeempfangenden iſt Kern und weſentlicher Teil jeder Wohlfahrtspflege. 


In dieſer Tatſache liegen die Schwierigkeiten des Berufes. Aus ihr ſind 
viele Bedenken und Angriffe auf die Wohlfahrtspflege hervorgegangen. Es 
beſteht die Gefahr, daß der Empfangende in ein Abhängigkeitsverhältnis zum 
Wohlfahrtspfleger gerät, beſonders in allen Fällen, in denen die Wohlfahrts⸗ 
pflege wirtſchaftliche Unterſtützung einſchließt. Klumker hat dieſer Frage 
beſondere Beachtung gewidmet. Er geht ſo weit, daß er ſogar „mit Notwen⸗ 
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digkeit eine Art Herrſchaft des einen Menſchen über den anderen“ bei der wirt- 
ſchaftlichen Fürſorge annimmt. 

Der Pfleger muß ſich deshalb unter allen Umſtänden hüten, ſeinen Ein⸗ 
fluß über die Grenzen auszudehnen, die durch das Weſen dieſer beſonderen 
Aufgabe und dieſer beſonderen menſchlichen Beziehung gegeben ſind. Er darf 
ſeine Stellung nicht mißbrauchen, um einen Geſinnungszwang auszuüben. 
Er muß von Achtung für die Perſönlichkeit des Empfangenden erfüllt ſein. 
Dieſe Achtung muß das ganze Verhalten des Fürſorgers durchdringen. Er 
muß Takt und Autorität vereinigen, wobei das Maß an Autorität Da die je- 
weilige Aufgabe beſtimmt wird. 

Lebensauffaſſung. Dabei iſt die Lebensauffajjung des Wohlfahrtspflegers 
bedeutungsvoll, und er bedarf ſtarker Kraftquellen, damit ſeine Menſchenliebe 
wach bleibt und ſelbſtloſe Güte ſich auch den Armjten und Derfommeniten ge⸗ 
genüber bewährt. Er muß allen Enttäuſchungen und Mißerfolgen zum Trotz 
Mutloſigkeit und Derzagtheit überwinden. Er muß aus warmer Menſchen⸗ 
liebe immer wieder die frohe Gewißheit ſchöpfen, daß er nicht einem blinden, 
mitleidsloſen Schickſal gegenüber ſteht. Er muß an eine Aufgabe glauben, die 
er mit dem feſten Vertrauen ergreift, daß auch in der Tragik des Lebens und 
in ſcheinbarer Sinnloſigkeit noch Sinn und Zweck vorhanden iſt, und daß echte 
Ciebe und eine wirklich gute Tat nie vergebens und fruchtlos bleibt. Woher 
die Kraft zu ſolcher haltung dem einzelnen kommt, bleibt ſeine Sache; und die 
Menſchen nennen die Quellen ſolcher Kraft mit verſchiedenen Namen. Für 
den einen iſt es das moraliſche Geſetz in ihm, für den anderen die religiöſe 
Inſpiration. Immer können nur Mächte, die hinter und über aller ſinnlichen 
Erfahrung liegen, den ſinnlichen Trieb und den egoiſtiſchen Drang, den bru— 
talen Inſtinkt des Menſchenherzens überwinden. 

menſchliche Beziehungen. Nur ein heiliger Herzenstakt kann die Schwierig⸗ 
keiten löſen, die aus dem Verhältnis des helfenden zu dem erwachſen, der Hilfe 
ſucht oder empfängt. Wenn man die ganze Sufälligkeit der eigenen gün⸗ 
ſtigeren Cage erfaßt und ſich des Glaubens an ein perſönliches Derdienjt oder 
Vorrecht bis ins Innerſte entledigt, gewinnt man eine Stellung zu dem Lei⸗ 
denden oder Empfangenden, der auch jenen in ein richtiges Verhältnis zu 
ſeiner Cage, ſeinen Bedürfniſſen verſetzt. Kingsley hat einmal in ähnlichem 
Zuſammenhang über „Verſchämte Reiche“ etwas gejagt, was nicht nur für 
die Zeit, in der die Wohlfahrtspflege in ſtarkem Umfang in der Hand der 
wohlhabenden Schichten lag, ſondern auch in bezug auf alle Kreije, die ſich 
heute an dieſen Aufgaben beteiligen (auch auf den in geordneter Lage befind- 
lichen Arbeiter) anzuwenden iſt. Er ſagt, jeder irgendwie Privilegierte muß 
einen Akt der inneren Umwandlung und Befreiung vollziehen, durch den er 
ganz Menſch wird; durch den er nicht nur ſeinen Dünkel verliert, ſondern 
auch die unfreie Miene gegenüber dem Bedürftigen, mit der manche ihre 
beſſere Lage entſchuldigen zu müſſen glauben. Denn in folder Haltung liegt 
eine falſche Betonung der äußeren Dinge, die das Weſentliche einer fürjorgen- 
den Beziehung verdunkeln. Es muß Aufgabe jedes Wohlfahrtspflegers fein, 
die Diſtanz, die in dem Verhältnis des helfenden oder Sorgenden zum Emp- 
fangenden begründet liegt, durch ſolche geniale Liebe zu überwinden. 
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Innere Stellung zur Arbeit. Takt und Autorität, die beiden Erſorderniſſe nn 
des Wohlfahrtspflegers bei feinem Umgang mit den Pflegebefohlenen, find 


eben aufs engſte miteinander verbunden. Denn aller Erfolg bei perſönlicher 
Beeinfluſſung hängt davon ab, ob man in einem anderen etwas von der 
höheren Stärke wecken kann, die das Leben erhebt; ob man etwas von der 
Liebe ausſtrömt, die aus einem geſtillten herzen kommt, und ob man etwas 
von jener Beſonnenheit und Suverläſſigkeit verbreiten kann, die 115 nur aus . 
innerer Sammlung und Reinigung entſteht. | 

Die richtige innere Stellung des Wohlfahrtspflegers zu feiner Auf- 
gabe iſt um jo wichtiger, je mehr die Arbeit durch ein geregeltes Ausbil- 
dungsweſen zu einem geordneten Beruf wird. Die Wohlfahrtspfleger dürfen 
nicht an Tiefe und Innerlichkeit verlieren, während ſie an Wiſſen und Können 
gewinnen. Rechtes Wiſſen verbürgt noch nicht rechtes Handeln. Man kann mit 
allen Kenntnijjen und Fähigkeiten der Welt ein Lump ſein. 

Deshalb kommt es nach wie vor, wie auch die Wohlfahrtspflege erfaßt und 
geſtaltet wird, bei den ausführenden Perjonen auf die Charakterkräfte an. 
Alle tatſächliche Gerechtigkeit kommt nur aus einem hochentwickelten perſön⸗ 
lichen Gewijfen. Die Übung der Wohlfahrtspflege hängt zu allen Zeiten von 
innerlicher Kraft ab, von Pflege der Charaktereigenſchaften, die für das Ge⸗ 
meinſchaftsleben, für die Erfaſſung gegenſeitiger Pflichten und Derantwor- 
tungen notwendig ſind. | 


Niemand gewinnt Macht über die Menſchen, der nicht Macht hat über 


ſich ſelbſt. 
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Anhang 2. 


Vorſchriften über die ſtaatliche prüfung von Wohlfahrtspflegerinnen. 
Vom 22. Oktober 1920. 


8 1. Staatliche Prüfungen von Wohlfahrtspflegerinnen finden an Unterrichtsanſtalten 
ſtatt, die als Wohlfahrtsſchulen ſtaatlich anerkannt find. N 

§ 3. Die Sulaſſungsgeſuche find dem Vorſitzenden des Prüfungsausſchuſſes, vor dem 
die Ablegung der Prüfung beabſichtigt iſt, bis zum 1. Januar oder 1. Juli einzu⸗ 
reichen. In dem Geſuch iſt anzugeben, welches der drei nachfolgend aufgeführten 
Fächer die Bewerberin als Hauptfach wählt: 

1. Geſundheitsfürſorge, 

2. Jugendwohlfahrtspflege, 

5. allgemeine und wirtſchaftliche Wohlfahrtspflege. 

Im übrigen erſtreckt fich die e Prüfung auf die unter § 11 Siffer 1 genannten 
allgemeinen Fächer. 

§ 4. Dem Zulaſſungsgeſuch find beizufügen: 

1. eine Geburtsurkunde, 

2. ein eigenhändig geſchriebener und unterſchriebener Lebenslauf, 

3. ein behördliches Ceumundszeugnis, 

4. der Nachweis des erfolgreich abgeſchloſſenen Beſuches eines Cyzeums oder der 
entſprechenden Klaſſe einer höheren Lehranſtalt, einer anerkannten Mädchenmittelſchule 
oder einer höheren Mädchenſchule, deren Abgangszeugnis dem einer Mädchenmittel⸗ 
ſchule als gleichwertig anerkannt iſt, einer Volksſchule mit nachfolgender praktiſcher 
Berufsbildung; Abſolventinnen der Volksſchule und ſolche Bewerberinnen, die nicht den 
Nachweis des Abſchluſſes der in Frage kommenden Schulbildungen erbringen können, 
werden zur Prüfung zugelaſſen, wenn fie vor dem Eintritt in die Wohlfahrtsſchule 
eine ſchulwiſſenſchaftliche Vorprüfung nach ſtaatlichen Vorſchriften ablegen. Über die 
Zulaſſung zur Vorprüfung entſcheidet der Dorfigende des Prüfungsausſchuſſes im Ein⸗ 
vernehmen mit dem Provinzialſchulkollegium, das für die Regelung und Abhaltung 
der Vorprüfung zuſtändig ift; 

5. der Nachweis einer fachlichen Berufsſchulung, die durch eine der nachfolgenden 
Ausbildungsarten erbracht werden kann: 

a) für das Hauptfach Geſundheitsfürſorge durch die ſtaatliche Prüſung als Kranken⸗ 
oder Säuglings pflegerin; 

b) für das Hauptfach Jugendwohlfahrtspflege 

J. durch die ſtaatliche Prüfung als Kindergärtnerin, Hortnerin oder Jugendleiterin, 

II. durch die ſtaatliche Prüfung als wiſſenſchaftliche oder techniſche Cehrerin (Cehrerin 
für Hauswirtſchaft oder Nadelarbeit), 

III. durch das Abſchlußzeugnis einer zweijährigen Frauenſchule oder durch den erfolg⸗ 
reichen Beſuch einer einjährigen Frauenſchule mit nachfolgender einjähriger berufs⸗ 
mäßiger Arbeit in der Wohlfahrtspflege, N 

IV. durch den Nachweis einer dreijährigen erfolgreichen Berufstätigkeit in der Wohl⸗ 
fahrtspflege, die ſich für Inhaberinnen des Reifezeugniffes einer Studienanſtalt oder des 
wiſſenſchaftlichen Reifezeugniſſes eines Oberlyzeums um zwei Jahre verkürzt; 
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c) für das Hauptfach allgemeine und wirtſchaftliche wobtfa pte „ 15 . 

J. durch eine der unter 5b II, III und IV genannten Husbildungsarten , 

II. durch das Abſchlußzeugnis einer wirtſchaftlichen Frauenſchule auf dem e 5 
oder einer Candpflegeſchule oder einer vom Miniſterium für Handel und Gewerbe auf i 
Grund des Erlaſſes vom 25. September 1918 (HMBL S. 258) anerkannten Gewerbe⸗ . 
und Haushaltungsſchule unter Dorausfegung einer einjährigen Berufstätigkeit in der | 
Wohlfahrtspflege, 


III. durch die Abſchlußprüfung einer einen Handelsſchule und den nachweis 11 


einer einjährigen erfolgreichen Berufstätigkeit oder durch vierjährige ee De 
rufstätigkeit; 

6. der Nachweis einer zweijährigen erfolgreichen Teilnahme an einem zufanmen- 
hängenden Lehrgang einer ſtaatlich anerkannten Wohlfahrtsichule; 

7. ein amtsärztliches Geſundheitszeugnis über die Eignung für den Beruf als won. 
fahrtspflegerin. 

§ 10. Für die ſchriftliche Prüfung wird der Becher ber eine Aufgabe geſtellt, die 
fie unter Auffiht in vier Stunden auszuarbeiten hat. Dieſe Aufgabe iſt dem Gebiet 
zu entnehmen, das die Bewerberin als Hauptfach gewählt hat. 

§ 11. Die mündliche Prüfung zerfällt in zwei Teile: 


1. in die Prüfung in den allgemeinen Fächern der Wohlfahrtspflege, le fe nicht 


Gegenſtand des Hauptfaches ſind: 

a) allgemeine Geſundheitslehre, 

b) ſpezielle Geſundheitslehre, 

c) Seelenkunde, 

d) Erziehungslehre, 

e) Volksbildungsfragen, 

1) Volkswirtſchaftslehre, 
9) Sozialpolitik und Sozialverſicherung, 

h) Staats» und Rechtskunde, 

i) Wohlfahrtskunde; 

2. in die Prüfung in den Hauptfächern, die ein umfaſſendes und vertieftes Willen 
in den aufgezählten Gebieten feſtſtellen foll: 

a) Geſundheitsfürſorge; ſie umfaßt die ſoziale Geſundheitslehre und joint Ge⸗ 
ſundheitsfürſorge; 
b) Jugend wohlfahrtspflege; fie umfaßt Jugendpflege, Jugendfürſorge, Kleinfinder- 
und Schulkinderfürſorge; : 

c) allgemeine und wirtſchaftliche Wohlfahrtspflege; fie umfaßt Sozialpolitik, wirt 
ſchaftsfürſorge, Arbeits⸗ und Berufsfragen. 

Die Bewerberin kann die Prüfung in einem 1 Hauptfach zu dem nächſtfolgen⸗ 
den Prüfungstermin ablegen, ſofern fie die Dorausfegungen dazu erfüllt hat ($ A). 

8 17. Nach beſtandener Prüfung hat die Bewerberin ein Probejahr in der prak⸗ 
tiſchen ſozialen Arbeit abzuleiſten. Der Regierungspräſident — in Berlin der Polizei⸗ 
präſident — iſt verpflichtet, eine Beſcheinigung der unteren Derwaltungsbehörde (Cand⸗ 
rat, Magiſtrat, Bürgermeiſter) oder des Kreisarztes oder der Leitung einer der Wohl⸗ 
fahrtspflege dienenden Stelle, die vom Regierungspräſidenten als Ausbildungsſtelle an⸗ 
erkannt iſt, über die Bewährung und Führung der Bewerberin während dieſer Seit 
einzufordern. Auf Grund dieſer Beſcheinigung erfolgt die ſtaatliche Anerkennung 
als Wohlfahrtspflegerin, falls die Bewerberin das 24. Lebensjahr vollendet hat. 

§ 19. Wohlfahrtspflegerinnen, die vor dem Erlaß dieſer Prüfungsbeſtimmungen 


eine gleichwertige Ausbildung und eine dreijährige erfolgreiche Tätigkeit in der Wohl⸗ \ 


fahrtspflege, die ohne längere Unterbrechungen ausgeübt wurde, durch Seugniſſe der 


unteren Derwaltungsbehörde (Landrat, Magiſtrat, Bürgermeiſter) oder des Kreisarztes 0 
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oder der Leitung einer der Wohlfahrtspflege dienenden Stelle nachweiſen, kann die 
ſtaatliche Anerkennung als Wohlfahrtspflegerin ohne vorherige Prüfung erteilt werden. 
Der kintrag iſt bis zum 31. Oktober 1925 bei dem für den Wohnſitz der Antragſtellerin 
zuſtändigen Regierungspräſidenten — in Berlin bei dem Polizeipräſidenten — einzu⸗ 
reichen, der vor ſeiner Entſchließung den Prüfungsausſchuß einer ſtaatlich anerkannten 
Wohlfahrtsſchule ſeines Bezirks gutachtlich zu hören hat. Sind mehrere Prüfungs⸗ 
ausſchüſſe im Bezirk, ſo beſtimmt der Regierungspräſident — in Berlin der Polizei⸗ 
präſident —, welcher Prüfungsausſchuß zu hören iſt. Wenn beſonders dringende 
Gründe vorliegen, der Prüfungsausſchuß es befürwortet und der Nachweis einer mehr 
als fünfjährigen erfolgreichen Tätigkeit in der Wohlfahrtspflege erbracht wird, ſo kann 
ausnahmsweife der Beſuch eines Ausbildungslehrganges in der Wohlfahrtsſchule erlaſſen 
werden. 

Über die Erteilung der ſtaatlichen Anerkennung in den vorſtehend bezeichneten 
Fällen entſcheidet der Miniſter für Volkswohlfahrt. 

§ 22. Ob die in einem anderen deutſchen Lande auf Grund gleicher Vorſchriften 
erfolgte ſtaatliche Anerkennung als Fürſorgerin auch für das preußiſche Staatsgebiet 
gilt, bleibt der Entſcheidung des Miniſters vorbehalten. 


Abhängigkeit der Bedürftigen 
162 


Abftinenzvereine 114 
Allgemeine Wohlfahrtspflege 
27 


Altersverſicherung 140 
Altertum 51 
Ungeſtelltenverſicherung 141 
Hnormale 60, 123 
Anormale Kinder 123 
Anftalten 37, 146 
Anſtaltsdienſt 154 
Anftaltspflege 106 
Arbeiter 17 

Arbeiterſchutz 23, 65, 132 
Arbeitgeber, Wohlfahrtsein- 
richtungen der 68 
Urbeiterverſicherung 66 
Arbeiterwohnungen 96 
Arbeitsbeſchaffung 64 
Arbeitsgemeinſchaft 129 
Arbeitshäuſer 146 
Arbeitslofigfeit 144 
Urbeitsnachweis 65, 130 
Arbeitsret 18 
Arbeitszeit 152 
Abſtinenzbewegung 62 
Armenarzt 106 
Armenfürſorge 72 
Armenpflege 27, 54, 72 
Armenpflege, private 78 
Armenverwaltung 75 
Hufbauen 24 
Auffichtslofe Kinder 105, 116 
Ausbildungswefen 158 
Ausführende Kräfte 151 
Auskunftſtellen 71 
Auslandshilfe 80 
Auswanderer 92, 117 


Badeanſtalten 109 
Badekuren 109 
Baugenoſſenſchaften 17 
Bauordnungen 96 
Beamtenorganiſationen 143 
Beaufſichtigung der Wohl⸗ 
fahrtspflege 94 
Bebauungsplan 95 


Sachregiſter. 


Beginen 40 

Begriff d. W e 1 
Benedikt XIV. 

Berufliche Ba 129 
Berufsarbeit 155 
Berufsberatung 123, 131 
Berufsleben 31 
Berufsorganiſationen der 
Wohlfahrtspflege 160 
Berufsvereine 142 


Berufsvormundſchaft 103 


Bettelweſen 41 
Blau⸗Kreuz 114 
Blindenfürſorge 60 
Bodelſchwingh 56, 147 
Bodenpolitik, ſtädtiſche 97 
Bodenreform 96, 98 
Büchereien 128 


Caritas, Caritasverband ſ. H. 
Chriſtliche Gemeinde 36 
Chriſtlicher Seitſchriften⸗ 
verlag 127 
Chriſtlich⸗ſoziale Frauen⸗ 
ſchule 158 
Comeniusgeſellſchaft 126 


Darwin 5 

Desinfektion 108 

Deutſche Dichter⸗Gedächtnis⸗ 
ſtiftung 127 

Deutſcher Verband der So⸗ 
zialbeamtinnen 160 
Deutſcher Verein für Armen⸗ 
pflege und Wohltätigkeit 71 
Deutſcher Verein für öffent⸗ 
liche und private Fürſorge 
177 71 

Diakonie 55 
Diakoniſſenhäuſer 155 


Ehrenamtliche Arbeit 160 
Elberfelder Syſtem 54, 76, 77 
Eliſabeth, Geſetz der 44 
England 44 
Entbindungsanſtalten 102 
Erbbaurecht 98 

Erbrecht der Armenverwal⸗ 
tung 76 


Erdberg, Dr. v. 126 
Erol 109 
Erholungsheime 145 
Erlaß des preußiſchen Mini⸗ 
ſters für Volkswohlfahrt 
vom 22. Okt. 1920 158 
Ermittlung 150 
Evangeliſche Kirche 54 
e ſozialer Kongreß 


Coangelifä- ſoziales Frauen⸗ 

ſeminar 158 

Erwerbsbeſchränktenfürſorge 
2 


Erwerbsloſenfürſorge 68, 80, 
130 


Erste 120 
Erziehungsfürſorge 50 


Fabrikpflege 69, 156 
Fabrikwohlfahrtspflege 136 
Familienfürſorge 21, 29 
Serienfolonien 110 
Fliedner 55 


Flüchtlingsfürſorge 90 


Fortbildungsſchule 124 
Frauen in der Wohlfahrts⸗ 
pflege 156 

Frauenſchule der e 
Miſſion 158 

Frauenſchutz 135 

Freie Volksbühne 126 

Freie Wohlfahrtspflege 14,58 
Fürſorge 20 a 

Fürſorgeerziehung 120 
Fürſorgeerziehungsgeſetz 60 

Fürſorgeſtellen 112, 115, 150 


Gartenſtadt 99 
Geburtenziffern 100 
Gegenſeitige Hilfe 8 
Geiſtig⸗ſittliche Aufgaben 3 
Gemeindeſchweſtern 108 
Gemeindewaiſenrat 119 
Gemeinwirtſchaft 1 

Genter Syſtem 144 
Geſamtverband der Berufs⸗ 
organiſationen in der Wohl⸗ 
fahrtspflege 160 


Geſchlechtskrankheiten 115 
Geſchloſſene Fürſorge 146 
Geſellſchaft für ſoziale Re⸗ 
form 17, 67 
Geſellſchaftsfeindlich 25 
Geſindeordnung 135 
Geſundheitliche Aufgaben 3 
Geſundheitliche Fürſorge 29, 
30, 37, 61, 94 
Geſundheitliche Wohlfahrts⸗ 
pflege 29, 30, 37, 61, 94 
Geſundheitsämter 54, 116 
Gewerbeaufſicht 135 
Gewerbeinſpektion 135 
Gewerbsmäßige Stellenver⸗ 
mittlung 150 
Gewerkſchaften 70, 145 
Griechenland 51 
Guttempler 114 


Handwerker 142 
Hauptausſchuß für Arbeiter: 
wohlfahrt 17 

Hauspflege 102 
Heilanſtalten 147 
Heilsarmee 79, 114 
Heilſtätten 110 
Hilfsbedürftigkeit, Begriff der 
73 


Hinterbliebene 86 
Hinterbliebenenverſicherung 
140 


Hitze, Dr. 57 

Horte 117 

Hoſpitäler 40 
Humanitäre Wohlfahrts- 
pflege 10 

Hngienifher Schutz 134 


Individualismus 7 
Individuelle Not 4 
Innere Miſſion 11, 54 
Interkonfeſſionelle Wohl⸗ 
fahrtspflege 8, 10 
Invalidenverſicherung 140 


Johanniterorden 39 
Jüdiſche Wohlfahrtspflege 33 
Jugendämter 54 
Jugendbewegung 65 
Jugendgericht 60, 63, 121 
Jugendliche 133 
Jugendpflege 63, 123 
Jugendvereine 124 
Jugendwohlfahrt 18 
Jugendwohlfahrtsgeſetz 120, 
121 


Sachregiſter 


Kapitalabfindung 88 
Karitas 8 

Karitasverband 10, 57 
Kaſtenordnungen 45 
Katholiſcher Dolfsverein 127 
Katholiſche Wohlfahrtspflege 
56 


Kaufleute 142 

Ketteler 57 

Kinderarbeit 122 
Kinderfürſorge 30, 59 
Kinderfürſorge durch die 
Armengeſetzgebung 59 
Kinderfürſorge, private 59 
Kindergärten 116 
Kinderheilanſtalten 110 
Kinderheime 105 
Kinderſammelſtellen 105, 117 
Kinderſchutz 50 
Kinderſchutzkommiſſion 120 
Kinderſpeiſungen 117 
Kleinkinderfürſorge 103 
Klöſter 39 

Klumker 162 

Konferenz der Sozialen Frau⸗ 
enſchulen Deutſchlands 158 
Konfeſſionelle Wohlfahrts⸗ 
pflege 8, 10 
Krankenhäuſer 61, 107 
Krankenpflege 61, 62 
Krankenpflege, häusliche 108 
Krankenverſicherung 107, 138 
Krebskranke 114 
Kreisfürſorge 105 
Kreisfürſorgerin 29, 60, 116 
Kriegsbeſchädigtenfürſorge 
84, 145 


Kriegshinterbliebenenfürfor- 
ge 84 


| Krippen 105 


Landarbeiterordnung 130 
Candarmenverbände 75 
Candaufenthalt für Stadt⸗ 
kinder 110 

Landfürſorge 29 
Candpflege 29 
Candwirtſchaftliche Kreis⸗ 
pflege 29 
Cebensauffaſſung 163 
Cehrgänge in der Wohl⸗ 
fahrtspflege 159 
Cehrſtellen 131 

Leitende Beamte 152 

Leo XIII. 57 

Ciebesgedanke 36, 42 

Cohn 134 
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Cuftbäder 119 
Cungenfürſorgeſtellen 113 
Cungenheilſtätten 111 
Cuther 42 


Mädchen⸗ und Frauengrup⸗ 
pen für ſoziale Hilfsarbeit 
158 


Malthus 5 

Männer⸗ und Frauenarbeit 
in der Wohlfahrtspflege 156 
Maſſennot 4 

Menſchliche Beziehungen 163 
Methoden der Wohlfahrts⸗ 
pflege 145 

Milchkühe 103 

Mittelalter 38 

Moral 25 

Münſterberg 77, 157 
Mütterheime 102, 140 
Mutterſchutz 28, 60, 100 
Myſtik 41 


Nächſtenliebe 36, 42 
Nationalſtiftung 89 
Nationalwerkſtätten 64 
Naturwiſſenſchaft 6 
Nietzſche 5 


Oberlin 155 

Offene Fürſorge 149 
Offentliche Arbeitsnachweiſe 
131 


Öffentlihe Wohlfahrspflege 
13, 58 


Orden 69 
Ordensgenoſſenſchaften 155 


pädagogiſche Fürſorge 30 

Parteipolitiſche Wohlfahrts⸗ 
pflege 12 

Paulus 36 

Peſtalozzi 155 

Pflegeriſche Kräfte 153 

Pflegſchaften 149 

Polizeifürſorge 122 

Private Wohlfahrtspflege 13, 
14 


Privatwirtſchaft 1 
Proteſtantismus 42 
Pſychopathen 123 


Guäker 80 


Rechtsauskunftsſtellen 143 
Rechtsſtaat 13 
Reformation 42 
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Reformierte Kirche 45 
Wc e eee 
160 
Reichsamt für Arbeitsver- 
vermittlung 132 
Reichsamt für Ein» und Aus⸗ 
wanderung 92 
Reichsbund der Kriegsbe⸗ 
ſchädigten 89 
Reichsgeſetz über den Ar⸗ 
beits nachweis 132 
Reichsjugendwohlfahrtsgeſetz 
120, 121 125 
Reichsverfaſſung 15 
Reichsverſorgungsgeſetz 84 
Religion 26 
Rettungsarbeit 24, 26 
Rettungsweſen 108 
Rhein⸗Mainiſcher Verband 
für Volksbildung 126 
Rom 52 


Säuglingsfürſorge 60 
Säuglingsfürſorgeſtelle 60, 
102 
Säuglingsheime 105 
Säuglingsſchutz 100 
Säuglingsſterblichkeit 100 
Schulärzte 118 
Schulkind 30, 118 
Schulpflege 118 
Schulſchweſter 118 
Schulſpeiſungen 117 
Schutzaufſicht 121 
Schwangere 102 
Seelenrettung 30 
Selbſthilfe 130 
Selbſthilfeorganiſationen 89 
Selbſtverfaſſung 161 
Settlements 31 
Seuchenbekämpfung 108 
Siedlungen 31 
Sieveking 56 
Sonntagsruhe 132 
Sozial 19 
Sozialbeamte 155 
Sozialdemokratiſche 
127 
Soziale Arbeit 19 
Soziale Bewegung 19 
Soziale Frage 19 
Soziale Frauenſchulen 157 
Soziale Krankenhausfürſorge 
107 
Soziale Reform 17, 19 


Partei 


Sachregiſter 
Sozialer Gedanke 7 
Sozialer Rhythmus 28 
Sozialismus 6, 19 
Sozialpolitik 19 
Sozialberſicherung 137 
Spitäler 37 
Spranger 157 
Staatliche Auffiht 94 


| vinzenzvereine 56 65 


5 Dervaftungstommionen 
155 ü 


Volksbäder 109 5 5 
Volksbibliotheken 127 
Volksbildung 18 i 
Dolisbildungswefen 126 
Volksgeſundheit 18 . 


Staatliche Prüfung für die | Dolisheime 126 


Wohlfahrtspflege 158 
Staatsgewalt 41 


Volkshochſchule 126 a 
Volkshochſchulweſen 120 


Stadtiſche Wohlfahrtspflege Volkskrankheiten 62, 111 
40 


Stellung der Sozialbeamten 
159 
Stiftungsweſen 77 


Volksſpende für riegsbe⸗ 
ſchädigte 89 
Dolfsverein für das katho⸗ 
liſche Deutſchland 67 


Straßburger Snitem 54, 77 | Dorbeugen 24 


Sündentilgung 38 
Sündenvergebung 35 


Tagesheime 148 
Taube, Dr. 104 
Taubſtumme 60 


Triebkräfte der Wohlfahrts⸗ 


pflege 112 
Trinterfürſorge 28 
Trinkerfürſorgeſtellen 115 
Trunkſucht 62 
Tuberkuloſenfürſorge 111 


Umſturzvorlage 67 
Uneheliche Kinder 105 


Vormundſchaft 119 
Vorſchulpflichtige Kinder 116 


Waifenpflege 119 
Walderholungsſtätten 109° 
Waldſchulen 109, 11 
Wanderungen 119 
Werkheiligkeit 38 
Wichern 11, 55, 155 
Widmungswirtſchaft 2 
Wirtſchaftliche Aufgaben 2 
Wa 101 
Wohlfahrtsämter 31, 71, 225 
93 


Wohlfahrtshäufer 71 


Unfallverſicherung 107, 159 Wohlfahrtspolitik 18 
Univerſitäten (Kurſe über Wohlfahrtsſchulen 157 


Wohlfahrtspflege) 159 
Unterſtützung 20, 74 
Unterſtützungswohnſitz 75 
Urſachen der Armut 72 


Wohlfahrtsſtaat 15 
Wohnungsamt 98 RR 
Wohnungsaufſicht 8 
Wohnungsfürſorge 28, 94 


Ursachen der Wohlfahrts⸗ Wohnungsgeſetze 99 


pflege 3 


verband der Berufsarbeiter 
der Inneren Miſſion 160 


Wohnungsnachweis 98 
Wohnungspflege 98 


Sentralausſchuß für innere 


Vereine gegen Verarmung 58 Miiſſion 55 


Verein für Sozialpolitik 17, en für Jugendfürsorge u 


66, 67 


Derein katholiſcher Sozial. Sentrattfatlon 71: 


beamtinnen 160 
Dereinsarmenpflege 78 
Verfaſſung 15 
Verſicherung 22 
Verſicherungsgeſetzgebung 

157 


Verſorgung 21 
Derwahrlofung 120 


Sentralftelle für Volkswohl⸗ 
fahrt 17 

Siehkinder 104 
Suchthausvorlage 67 
Swang 25 

Swaßg einge 100 


Swangserziehungsgeſetz 60 


Sur Staatsbürgerkunde — Pädagogik und Pſychologie 


Einführung in die Bürgerkunde. Don Margarete Treuge. Ausgabe A. 
Ein Leitfaden für den ſtaatsbürgerlichen Unterricht. 4. Auflage. Kart. M. 13.50. 
Ausgabe B. Ein Leitfaden für Frauenſchulen. 5. Auflage. [U. d. Pr. 1921. 

„In ausgezeichneter Weije wird die Verbindung der hiſtoriſchen mit der ſyſtematiſchen Dar: 
ſtellung gegeben. Dadurch, daß eine ſyſtematiſche Darſtellung des gegenwärtigen Standes der 
bürgerlichen Rechtsordnung ein hiſtoriſcher Überblick über ihre Entwicklung vorausgeſchickt wird, 
und durch eine durchgehende Kuffaſſung des vorhandenen Suſtandes als eines werdenden und 
gewordenen bekommt der Stoff etwas ſehr Cebendiges.“ (Neue Bahnen.) 
Begriff der ſtaatsbürgerlichen Erziehung. Don Gberſtudienrat Prof. 
Dr. G. Kerſchenſteiner. 4., erweiterte Auflage. Kart. M. 9.25 

„Kerſchenſteiner war der berufene Mann, über ſtaatsbürgerliche Erziehung‘ mit Ernſt, Energie 
und Klarheit zu reden. Eine Menge ſchlagkräftiger Gedanken ließe ſich herausheben. Herſchenſteiner 
vertritt einen Idealismus, mit dem ſich pſychologiſcher Realismus eigenartig verwebt.“ 

; b i (Deutſche Literaturzeitung.) 

Schaffen und Schauen. Ein Führer ins Leben. Band I. Volk und 
Vaterland. 4. Aufl. Geb. M. 55.— 

Auch in 2 Teilbänden erhältlich: 1. Das Deutſche Reich. Land. Volk. Staat. M. 20.—. 2. Das 
Wirtſchaftsleben. Volkswirtſchaft. Wirtſchaftspolitik. Im Beruf. M. 25.— 
Band II: Des Menfhen Sein und Werden. 3. Aufl. Geb. M. 35.— 

Auch in 2 Teilbänden erhältlich: 1. Menjchenleben. Leib und Seele. Lebensführung. M. 15.— 
2. Geijtesleben. Kultur. Wiſſenſchaften. Philoſophie. Kunjt. Religion. M. 20.— 


Beide vollſtändigen Bände zuſammen für M. 62.50 

„Das Buch iſt ein Stahlbad, das ſtärker macht zum Kampfe gegen ſich ſelber, das vom Ich⸗ 
ſtandpunkt fortführt zum Gemeinſamen des Volkes, zum Schaffen am Vaterland. Ein Führer ins 
Teben will es ſein und wird es hoffentlich Unzähligen werden.“ (Werden und Wirken.) 

„Dieſe Art ſtaatsbürgerlicher Bildung, wie ſie uns hier vermittelt wird, erſcheint als der wirkungs⸗ 
vollſte Weg zur Erziehung vom bloßen Nationalgefühl zum Nationalbewußtſein.“ (Tägl. Rundſchau.) 
Geiſt der Erziehung. Pädagogik auf philoſophiſcher Grundlage. Don Prof. 
Dr. Jonas Cohn. Geh. M. 25.—, geb. M. 32.50 


Tharakterbegriff und Tharaktererziehung. Don Oberſtudienrat Prof. 
Dr. G. Kerſchenſteiner. 3. Auflage. [Unter der Preſſe 1921.] 


Jugendlichen⸗ pädagogik. Aus der Erfahrung dargeſtellt. Als Ratgeber 
für Klaſſenführung und Schulleitung ſowie als Anleitung für den Gebrauch 
an Seminaren der Fach⸗ und Fortbildungsſchullehrerinnen ſowie zum Selbſt⸗ 
unterricht von Direktorin Eliſa Deutſch. Kart. M. 12.50 


Angewandte Pinchologie. Methoden und Ergebniſſe. Don Privatdozent 
Dr. phil. et med. E. Stern. (Anu Bd. 771.) Kart. M. 6.80, geb. M. 8.80 


Geiſtige Veranlagung und Vererbung. Don Dr. phil. et med. 
6. Sommer. 2. Aufl. (Aflu6 Bd. 512.) Kart. M. 6.80, geb. M. 8.80 


Die Pſuchologie des Verbrechers (Kriminalpſychologie). Don Straf- 
anſtaltsdirektor Dr. med. P. Pollitz. 2. Aufl, Mit 5 Diagrammen. (ANuch 
Bd. 248.) Kart. M. 6.80, geb. M. 8.80 


Pſuchologiſches Wörterbuch. Don Dr. F. Gieſe. Mit 60 Figuren im 
Text. (Teubners kleine Fachwörterbücher, Band 7.) Geb. M. 17.50 


Grundzüge der Ethik mit beſonderer Berückſichtigung der pädag. Probleme. 
Don E. Wentſcher. 2. Aufl. (Auch Bd. 397.) Kart. M. 6.80, geb. M. 8.80 


Aufgaben und Siele des MRenſchenlebens. Nach Vorträgen im Volks⸗ 
hochſchulverein zu München gehalten von Prof. Dr. J. Unold. 5., verb. Aufl. 
(ANUG Bd. 12.) Kart. M. 6.80, geb. M. 8.80 

Sittliche Cebensanſchauungen der Gegenwart. Don Geh. Kirchen⸗ 
rat Prof. Dr. O. Kirn. 3 Auflage, durchgeſehen von Prof. Dr. O. Stephan. 
(ANUG Bd. 177.) Kart. M. 6.80, geb. M. 8.80 


Verlag von B. G. Teubner in Leipzig und Berlin 


preiſe freibleibend 


Jugendwohlfahrt und Dolfsbildungsfragen _ 


Jugendpflege-Arbeit. Eine Einführung in das Wefen der Jugendpflege, 
wertvolle Grundſätze u. Ratſchläge bieten d. erſchienene I. u. II. Teil: Der Kieler 
Jugendpfleger⸗Kurſus 1912/13 in Vorträgen u. Berichten. Hrsg. vom Orts⸗ 
ausſchuß für Jugendpflege in der Stadt Kiel. Geh. je M. 5.— „ 
Jugendpflegearbeit. Ihre praktiſchen Anfänge und geiſtigen Werte. Von . 
Reg.» und Schulrat h. Bohnſtedt. Kart. M. 5.— VVV De 
Jugendpflege. Don Sortbildungsfhullehrer W. Wiemann. (AHRuch Bd. 434.) | 
Kart. M. 6.80, geb. M. 8.80 ü b F 


„Das Buch unterrichtet in vorzüglicher Weife über die Eigenart der Jugendlichen, Notwendig 
keit und Aufgabe der Jugendpflege, Deranſtaltungen zur Pflege der Jugendlichen im In⸗ und . 
Auslande und führt zuletzt anſchaulich das Beifpiel eines Leipziger Jugendpflegevereins vor , 
Augen.“ (monatsſchrift für das Turnweſen.) „% 1 
Großſtadterziehung. Die Großſtadt als Jugenderziehungs⸗ und Jugend» 1 
bildungsſtätte. Don J. Tews. 2. Aufl. (Ruch Bd. 527.) Kart. M. 6.80, geb. M. 8.80 

Gibt einen Überblick über die neuen fundamentalen Probleme der Erziehung unſerer heutigen 
Großſtadtjugend an der Hand einer tiefeindringenden Analyfe der Großſtadtumwelt und ihres 
Einfluſſes auf Erzieher, Kind und Schule. Die Bedeutung von Spielplatz, Straße, Buch und Seitung 
als Erziehungsmittel werden ebenfalls gebührend gewürdigt. Die veränderten Derhältniſſe brachten 
in der vorliegenden zweiten Auflage viele Änderungen im einzelnen mit ſich. 


Berufswahl, Begabung und Arbeitsleiſtung in ihren gegenſeitigenn 
Beziehungen. Von W. J. Ruttmann. 2. Aufl. Mit 7 Abb. (Auch Bd. 522.) 
Kart. M. 6.80, geb. M. 8.80 | we 


„Außer Richtlinien für die Prüfung der Neigungen und für die Erkundung der Arbeitseignung 
bietet die große Beleſenheit und das reiche Wiſſen des Verfaſſers den an der völkiſchen Entwicklung 
intereſſterten Ceſern in gedrängter Form eine Fülle von Forſchungsergebniſſen aus der Arbeits⸗ 
phyſiologie, Pſychotechnik und Soziologie.“ (Sächſiſche Schulzeitung.) 


volksbildungsweſen. Bücher und Leſehallen, Volkshochſchulen und ver: 
wandte Bildungseinrichtungen. Von Stadtbibliothekar Prof. Dr. G. Sri | .. 
2., durchges. u. verm. Aufl. Mit 12 bb. (ANtuG Bd. 266.) Kart. M. 6.80, geb. M. 8.80 


Bietet nach einem einleitenden Kapitel über Wejen und Siele der heutigen Volkserziehung 5 „„ 
einen Überblick über die Anwendung des Dolksbildungsweſens in England, in den Vereinigten e 
Staaten und der nordiſchen Länder, um im Hauptteil eine Darſtellung der volksbildungsarbeit i 
unter beſonderer Berückſichtigung der Bücherhallenbewegung und des Volkshochſchulweſens zu 
geben und mit einem Kapitel über „Volk und Kunft“ zu ſchließen. 5 


Die Arbeitsleiftungen des menſchen. Einführung in die Arbeitsphnfio- 
logie. Don Prof. Dr. H. Boruttau. Mit 14 Figuren im Text. (ANTu6 Bd. 559.) 
Kart. M. 6.80, geb. M. 8.80 


bDas Buch iſt, wie fo viele der trefflichen Sammlung, ſehr geeignet, dem Sozialdenkenden 
die erſte Einleitung in die Phnfiologie der Arbeit zu geben, dem Lehrer aller Schulen eine Der» 
ttefung feines Unterrichtes über Muskeln und Gehirn, dem Turnlehrer manch theoretiſchen Wink. 
Die klare geſchichtliche Darſtellung, die kurze Autorenangabe und zuletzt ein gutes Regiſter er⸗ 
höhen den Wert.“ (naturwiſſenſchaftliche Wochenſchrift.) 


Die deutſche Frauenbewegung. Don Dr. Marie Bernays. (AUG 
Bd. 761.) Kart. M. 6.80, geb. M. 8.80 | | 


Schildert, ausgehend von den wirtſchaftlichen Urſachen und geiſtigen Grundlagen der Frauen⸗ 
bewegung ihre geſchichtliche Entwicklung, ihre Stellung zu Ehe und Familie, zu Unterrichts⸗ und 
Bildungsfragen, zur Frauenerwerbsarbeit und die Mitarbeit der Frau in Gemeinde und Staat. 


Jahrbuch des Bundes Deutſcher Frauenvereine für 1921. Heraus. | 
gegeben von Dr. Elifabeth Altmann - Gottheiner. „Die Geſchichte des 
Bundes Deutſcher Frauenvereine“ v. Dr. Gertrud Bäumer. Kart M. 10.— i 


Der Bund Deutſcher Frauenvereine beſteht nunmehr länger als ein Dierteljahrhundert. Es 
ſcheint daher an der Seit, in einer Geſchichte des Bundes deſſen Schickſale zuſammenzufaſſen. Dieſe 
Aufgabe hat Dr. Gertrud Bäumer übernommen. Ihre Arbeit bildet in dieſem Jahr den litera⸗ 
riſchen Teil des Jahrbuches. Jedes Bundesmitglied wird es begrüßen, die nach Quellenmaterial 
zuſammengeſtellte Geſchichte in der Formulierung der für dieſe Arbeit Berufenſten zu beſitzen. 
Aber auch für Außenjtehende wird diefe Zuſammenfaſſung hohen dokumentariſchen Wert haben. 


Frühere Jahrgänge find, ſoweit vorrätig, zu ermäßigten Preiſen erhältlich. 1 


verlag von B. 6. Teubner in Leipzig und Berlin 


Die in dieſen Anzeigen angegebenen Preife find die ab 1. VII. 1921 gültigen, als freibleibend zun 
betrachtenden Cadenpreiſe, zu denen die meinen verlag vorzugsweiſe führenden Sortiments ; 
buchhandlungen fie zu liefern in der Lage und verpflichtet find, und die ich ſelbſt berechne. 
Sollten betreffs der Berechnung eines Buches meines Verlages irgendwelche Zweifel beſtehen. 

5 ſo erbitte ich direkte mitteilung an mich. Kr e h 
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